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Vorwort und Erläuterungen. 



Die vorliegende Ausgabe des bemischen Straf- 
prozessgesetzes enthält nebst dem offiziellen Gesetzes- 
text und den schon in der neuen bemischen Ge- 
setzessammlung dazu gegebenen Anmerkungen Ver- 
weisungen auf alle seit dem Jahre 1880 in der »Zeit- 
.schrift des bemischen Juristenvereins« (Z.) und im 
»Monatsblatt für bemische Rechtssprechung« (M.) 
publizierten Entscheide von strafprozessualer Be- 
deutung. Bearbeitet wurden also sämtliche Bände 
des »Monatsblatt« und die »Zeitschrift« bis und mit 
Band XVII (1881) zurück. Auch der laufende Jahr- 
gang der »Zeitschrift« (XLII. 1906) wurde noch soweit 
möglich, nämlich bis und mit der Augustnummer 
{d. h. bis Seite 456) berücksichtigt. Dagegen glaubte 
ich die ersten sechzehn Jahrgänge der »Zeitschrift« 
weglassen zu dürfen, teils mit Rücksicht auf den 
Umfang des Büchleins, der nicht zu gross werden 
sollte, namentlich aber, weil jene altem Urteile wohl 
heute nicht mehr von grosser präjudicier ender Kraft 
sind. Uebrigens ist wohl die Ausbeute an strafpro- 
zessualen Entscheiden in jenen altern Jahrgängen 
sehr gering. 

Speziell wird darauf hingewiesen, dass meine 
Anmerkungen häufig über die in den Publikations- 
organen an der Spitze der Entscheide stehenden 
fettgedruckten Urteilsextrakte hinausgehen. Man 
möge daher nicht meine Ausgabe lästern, wenn man 



Digitized by 



Google 



IV 

beim Nachschlagen nicht immer auf den ersten BUck 
meine Anmerkung bestätigt findet, sondern sich die 
Mühe nehmen, die Urteile ganz durchzulesen. 

Wo nichts anderes bemerkt ist, handelt es sich 
um Urteile der Polizeikammer; nur da, wo es selbst- 
verständlich war, dass die Entscheide von einer an- 
dern Behörde ausgingen, wie z. B. bei Art. 479 und 
502, wurde weiter nichts beigefügt. 

Es sind gegen 6co Urteile zitiert und ich hoffe, 
keines von irgend welchem rechtlichen Interesse 
übersehen zu haben. Dagegen war es nicht immer 
leicht, zu entscheiden, bei welchem Artikel des Ge- 
setzes ein Entscheid am passendsten angeführt werde; 
ich zweifle auch nicht daran, dass in dieser Bezieh- 
ung nicht jeder überall mit mir einverstanden sein 
wird. Es wird aber jedem Kritiker gleich ergehen, 
wenn er eine ähnliche Arbeit unternimmt. Ich suchte 
mir dadurch zu helfen, dass ich einzelne Urteile an 
zwei, drei und sogar noch mehr Stellen zitierte. So 
finden sich z. B. viele bei den Bestimmungen über 
das Assisenverfahren gegebene Anmerkungen bei 
den Kassationsgründen wieder. Auch hofle ich, dass 
das beigedruckte alphabetische Sachregister zur leich- 
tern Orientierung beitragen werde. 

Eine Auswahl unter den Urteilen zu treffen und 
etwa ältere, mit neuern im Widerspruch stehende 
Entscheide wegzulassen, durfte ich mir nicht erlauben. 
Kann ja doch die Praxis leicht wieder auf ihre frü- 
hern Ansichten zurückgreifen. Man wird daher hier 
und dort diametral entgegengesetzt lautende Urteile 
nebeneinander finden, und das Bild der Rechtsprech- 
ung der Polizeikammer ist stellenweise — man nehme 
z. B. die Judikatur über das Verhältnis von Civil- 
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und Strafklage, Art. 3, 4 und 244 — ein etwas bunt- 
scheckiges. Da dies aber ohnehin kein Geheimnis 
ist und m. E. auch niemandem persönlich, sondern 
z. T. der Materie selbst und der Redaktion des Gesetz- 
buches, z. T. der zu kleinen Zahl und dem zu häufigen 
Wechsel der Mitglieder und Suppleanten der Polizei- 
kammer zugeschrieben werden muss, so wird man 
es mir auch nicht verargen wollen, jenes Bild ad 
oculos demonstriert zu haben ; umso weniger, als es 
nicbt die Absicht dieses Büchleins war, ein solches 
Spiegelbild zu schaffen. Diese Absicht ging viel- 
mehr dahin, allen, die mit dem bemischen Strafver- 
fahren in praktische Berührung kommen, ein brauch- 
bares Hand- und Nachschlagebuch zu liefern. 

Angehängt ist das Einführungsgesetz zum Straf- 
gesetzbuch, da auch dieses strafprozessuale Bestim- 
mungen enthält, insbesondere über sachliche und 
örtliche Zuständigkeit der Gerichte. Anmerkungen 
habe ich dazu nicht angebracht, man vergleiche aber 
diejenigen zu Art. 12, 16, 89, 287 u. a. m. des Str. V. 

Langenthal, Ende August 1906. 

O. Müller. 
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Promulgationsdekret. 



Der Grosse Rat des Kantons Bern, 
in Vollziehung des § 98, Ziffer 3 der Staatsver- 
fassung und in Gemässheit der nach § 30 ebenda- 
selbst vorausgegangenen Beratungen, 

beschliesst: 

Art. 1. Das gegenwärtige Gesetzbuch über das 
Verfahren in Strafsachen tritt mit dem i. Januar 1851 
in Kraft. 

Art. 2. Von diesem Zeitpunkte hinweg sind alle 
gegenwärtig in dem Kantone in Kraft bestehenden 
Gesetze, Instruktionen, Weisungen und Verordnungen 
über das Verfahren in Strafsachen aufgehoben. 

Art. 3. Insbesondere sind aufgehoben : 

1. das Gesetz über die Organisation der Gerichts- 
behörden und die Amtspflichten der Regierungs- 
statthalter vom 3. Dezember 1831 ; 

2. das Gesetz über die Organisation des Ober- 
gerichts vom II. April 1832; 

3. die Instruktion über das Verfahren in Straf- 
sachen vom 5. August 1803; 

4. der französische code d'instruction criminelle ; 

5. das Gesetz vom 19. Februar 1823 über die 
Inkraftsetzung der Strafprozessgesetze des Kan- 
tons Bern im Jura ; 

6. die Instruktion für den Staatsanwalt vom 9. 
Juli 1832 und diejenige für den Adjunkten des 
Staatsanwaltes vom 3. März 1834 ; 
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7. die Dekrete vom 6. Dezember 1833 und 16. 
Dezember 1834 über die Aufstellung eines Ad- 
junkten des Staatsanwalts ; 

8. die Instruktion über das Strafverfahren vom 7. 
März und 15. Dezember 1834, mit grossrätlicher 
Sanktion vom 8. Februar 1837 ; 

9. die Instruktion betreff des gleichen Gegen- 
standes vom 15. Dezember 1834 ; 

10. die Gesetze vom 11. März 1835 und 5. März 
1842 über die Aufhebung der Kriminalkom- 
mission des Obergerichts ; 

11. die Zirkulare des Obergerichts an die Gerichts- 
präsidenten vom I. April 1833, 3. Mai 1833, 
23. September 1837, 15. März 1838 und 28. 
August 1840 ; 

12. das Gesetz vom 24. November 1842 über die 
Rekusation der Amtsrichter und Suppleanten; 

13. das Gesetz über den Beweis in Strafsachen 
vom 30. November 1842 ; 

14. das Gesetz vom i.März 1844 über das Appel- 
lationsrecht des Staates ; 

15. das Gesetz vom 8. Mai 1838 über die Mittei- 
lung der Urteile des Obergerichts an den Re- 
gierungsrat ; 

16. die Gesetze vom 20. Juni 1833 ^^^ 8. Novem- 
ber 1831, und der Beschluss vom 27. Juni 1833 
über die Begnadigungsgesuche ; 

17. das Gesetz über das Verfahren gegen flüchtige 
Totschläger vom 19. Dezember 1804; 

Art* 4. Ferner sind von dem gleichen Zeitpunkte 
an aufgehoben, alle die auf die Organisation der 
Strafgerichte und das Strafprozessverfahren Bezug 
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habenden Bestimmungen ; namentlich diejenigen der 
folgenden Gesetze : 

1. der Gerichtssatzung von 1761 ; 

2. des Gesetzes vom 18. Dezember 1832 über die 
Organisation der Amtsschreibereien und Amts- 
gerichtsschreibereien ; 

3. des Gesetzes vom 24. Dezember 1832 über die 
Amtsgerichtsweibel und Unterweibel ; 

4. der Instruktion für den Untersuchungsrichter 
von Bern vom 24. August 1832 ; 

5. des Gesetzes vom 29. Juni 1832 über die ge- 
setzlichen Stellvertreter des Gerichtspräsidenten 
von Bern ; 

6. des Gesetzes vom 28. Juni 1832 über die Zen- 
tralpolizei ; 

7. des Gesetzes vom 10. Dezember 1840 über die 
Advokatenordnung ; 

8. der Gefangenschaftsordnung vom 7. August 
1823; 

9. der Verordnung über die Ueberwachung der 
Gefangenschaften der Stadt Bern vom 28. Juni 
1832; 

10. der Zirkulare vom 5. Juni 1839 und 18. März 
18 19, über die Versendung der gerichtsärztli- 
chen Befinden ; 

11. des Gesetzes über die Aufhebung der Unter- 
statthalter vom 18. Dezember 1846. 

Art. 5. Die Straffälle, welche in dem Zeitpunkte 
vom I. Januar 1851 in den Händen der Regierungs- 
statthalter oder der Justizdirektion liegen, sollen sofort 
dem zuständigen Untersuchungsrichter übermittelt 
werden, welcher in der Sache nach Vorschrift der 
Art. 79 ff. des gegenwärtigen Gesetzes fortzufahren hat. 
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Art. 6. Jeder Fall, der zur Zeit des Inkrafttretens 
des gegenwärtigen Gesetzbuches von den erstinstanz- 
lichen Gerichtsbehörden noch nicht beurteilt, oder 
über den die Hauptuntersuchung noch nicht geschlos- 
sen, oder in welchem endlich der Gerichtsstand noch 
nicht bestimmt worden, soll durch die neuen Behör- 
den und nach den Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes verfolgt und erledigt werden. Ist aber die 
Sache in erster Instanz bereits beurteilt, oder die 
Untersuchung geschlossen, oder der Gerichtsstand 
nach den dermaligen Gesetzen bestimmt worden, so 
soll sie nach den Vorschriften der frühem Gesetze 
verfolgt und erledigt werden. 

Gegeben in Bern, den 2. März 1850. 

Namens des Grossen Rates 
der Vizepräsident 

Ed. Karlin, 
der Staatsschreiber 
A. Weyermann. 



Der Regierungsrat des Kantons Bern 
verordnet die Vollziehung des angeführten Gesetz- 
buches. 

Bern, den 7. Oktober 1850. 

Namens des Regierungsrates 

der Präsident 

Ed. Blösch, 

der Staatsschreiber 

A. Weyermann. 
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Promulgationsverordnung. 



Der Regierungsrat des Kantons Bern, 

nachdem er in Gemässheit des Beschlusses des 
Grossen Rates vom 20. März abhin eine neue Aus- 
gabe des Gesetzbuches über das Verfahren in Straf- 
sachen hat veranstalten lassen, worin diejenigen Ab- 
änderungen enthalten sind, welche dasselbe durch 
das am 12. März 1853 provisorisch erlassene, seither 
in zweiter Beratung mit einigen Modifikationen de- 
finitiv genehmigte Dekret erlitten hat, 

verordnet : 

Art. 1. Das gegenwärtige Gesetzbuch über das 
Verfahren in Strafsachen tritt nach Mitgabe des gross- 
rätlichen Beschlusses vom 25. April abhin mit dem 
I . August nächstkünftig in Kraft und soll von diesem 
Tage hinweg in Vollziehung gesetzt werden. 

Art. 2. Von dem nämlichen Tage hinweg werden 
sowohl das bisherige, unterm 2. März 1850 promul- 
gierte Gesetzbuch als das provisorische Abänderungs- 
gesetz vom 12. März 1853 ausser Wirksamkeit gesetzt 

Bern, den 29. Juli 1854. 

Namens des Regierungsrates 
der Präsident 

Ed. Blösch, 

der Ratsschreiber 

L Kurz. 
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Gesetzbuch 

über das 

Trerfaliren in Straf saoHen 
t&Y den Kantoa Bern. 



Erstes Buch. 

Titel I. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1. Eine Strafe kann nur durch die zustän- ^°^|°**J°if 

der Strafen. 

dige Behörde, in Anwendung eines Gesetzes und 
unter Beobachtung der gesetzlichen Fomen, verhängt 
werden. 

1. Bei Kollisionen zwischen dem deutschen und dem 
französischen Text dieses Gesetzbuches ist der deutsche 
Text massgebend. M. VIII. 335. 

2. Dem Strafrichter steht die Prüfung der formellen, 
nicht aber auch der materiellen Verfassungsmässigkeit 
einer Gesetzesvorschrift, resp. der damit verbundenen 
Strafdrohung zu. Ob der Regierungsrat kompetent war, 
auf dem Verordnungsweg gewisse Arten des Fischens 
unter Strafe zu stellen, ist eine Frage der formellen 
Verfassungsmässigkeit. Z. XL. 563. 

3. Ein Strafgesetz tritt frühestens mit dessen amt- 
licher öffentlicher Publikation in Kraft. M. VII. 49. 
Z. XVIII. 112. 

4. Eine regierungsrätliche Verordnung, wodurch ge- 
mäss dem B. G. betr. Jagd- und Vogelschutz das Erlegen 
einer gewissen Wildgattung verboten wird, ist durch 
Einrückung in den Anzeige blättern und im Amtsblatte 
nicht genügend publiziert und darf gestützt darauf nicht 
angewendet werden. Sie müsste in der Gesetzessamm- 
lung veröffentlicht werden. M. VII. 51. 
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5- »Gemeindebelästigung« ist ein weder im Strafge- 
setzbuch, noch in einem Spezialgesetz mit Strafe be- 
drohter Tatbestand. M. V. 191. 

6. Die Verurteilung des Angeschuldigten auf Grund 
einer nicht verfassungsmässigen Straf bestimmung bildet 
keinen Nichtigkeitsgrund gemäss Art. 471 Ziffer 4. 
Z. XLI. 434. 

7. Ob die Straf behörden zur Verhängung der in § 26 
Alinea 4 des Medicinalgesetzes (14. März 1865) vorge- 
sehenen selbständigen Patententziehung durch gerichtli- 
ches Urteil kompetent seien, erscheint Mangels einer 
dahingehenden Bestimmung im angeführten Gesetz zwei- 
felhaft. Z. XLI. 49. 

8. Kassation eines Urteils, weil der Angeschuldigte 
in casu nicht der bürgerlichen, sondern der militärischen 
Strafgerichtsbarkeit unterstand (Art. 473 Ziif. 2). M. IV. 288. 

9. Der Soldat auf dem Marsche zum Sammelplatz 
beim Einrücken befindet sich unter der militärischen 
Jurisdiktion. M. VI. 124. 

IG. Im Falle des Art. 60 Str. G. (Zusatzstrafe) ist das- 
jenige Gericht kompetent, das bei selbständiger Behand- 
lung des Falles zuständig wäre und zwar selbst dann, 
wenn auf Zuchthaus erkannt werden muss und das urtei- 
lende Gericht an und für sich nicht kompetent wäre, 
selbständig Zuchthaus auszusprechen. M. I. 199. (An- 
klagekammer). 

11. Kassation eines Urteils betreifend unbefugten Ver- 
kauf gebrannten Wassers, weil beim Verfahren der Art. 
9 des B. G. vom 30. Juni 1849, nicht beobachtet worden 
war, der eine Strafverfolgung nur zulässt auf besondere 
Verfügung der (eidg.) Verwaltungsbehörde (vergl. Art. 
17 des B. G. betr. gebrannte Wasser vom 23. Dez. 1886). 
M. VI. lOi. 396. 

12. Kassation von Amtes wegen infolge unzulässiger 
Anwendung civilprozessualer Grundsätze im Strafver- 
fahren. M. IL 82. IV. 62. 

13. Kassation eines Urteils wegen Nichtbeobachtung 
des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens (keine An- 
zeige, keine Voruntersuchung, kein Ueberweisungsbe- 
schluss). M. IV. 314. 
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14- Kassation eines Urteils (auf Antrag des Staatsan- 
walts nach erfolgter Appellation desselben) wegen Ver- 
letzung wesentlicher Grundsätze des Strafverfahrens 
und mangelhafter Urteilsfällung durch den erstinstanz- 
lichen Richter. M. III. 149. 165. 354. 

15. Ein Urteil wird von Amtes wegen kassiert, wenn 
in erster Instanz vom Gericht entweder gesetzliche Form- 
vorschriften, aus deren Verletzung im gegebenen Fall 
eine erhebliche Verschlechterung der prozessualen Stel- 
lung einer Partei resultiert, nicht befolgt, oder wesent- 
liche Grundsätze eines geordneten Strafverfahrens ausser 
Acht gelassen worden sind. M. IX. 35. 

16. Kassation eines Urteils von Amtes wegen, weil 
der in Baselstadt wohnende Angeschuldigte wegen eines 
im Kanton Bern begangenen Betruges von bemischen 
Gerichten verfolgt wurde, ohne dass zuerst das Ausliefe- 
rungsverfahren gemäss dem B. G. über die Auslieferung 
von Verbrechern und Angeschuldigten durchgeführt und 
dadurch dem Wohnsitzkanton Gelegenheit gegeben wor- 
den war, die Strafverfolgung selbst zu übernehmen. 
Z. XLII. 95. 

Art. 2. Die Verfolgoing einer strafbaren Hand- J^^^- 

. . . Verfolgung. 

lung Steht einzig den hiermit gesetzlich beauftragten 
Beamten zu ; sie findet von Amtes wegen statt, aus- 
genommen in den durch die Gesetze ausdrücklich 
vorbehaltenen Fällen (Art. 44 und 83). 

Betreifend Strafantrag vergl. Anmerkungen zu Art. 83. 
Art. 3. Die Civilklae^e aus einer strafbaren Hand- civiikiage aus 

*=> strafbaren 

lung kann von jedem Beschädigten zu gleicher Zeit Handlungen, 
und bei demselben Richter, wie die öffentliche Klage 
angebracht werden. 

Ist sie bei dem Civilrichter besonders angebracht 
worden, so wird die Verhandlung so lange eingestellt, 
bis über die vor- oder nachher angebrachte öffent- 
liche Klage endlich entschieden ist. 
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Ist die Civilklage einmal in Verbindung mit der 
öffentlichen Klage bei dem Strafrichter anhängig ge- 
macht worden, so kann sie nicht mehr vor die Civil- 
gerichte gebracht werden, mit Ausnahme der Fälle, 
wo die Strafverfolgung wegen des Todes des Ange- 
schuldigten, oder aus andern Gründen nicht fortge- 
setzt werden kann. 

Alinea i : 

1. Dieser Artikel ist nicht etwa durch § i der C. P. 
vom 2. April 1883 aufgehoben worden. M. XV. 9. 

2. Die Civilklage kann vom Beginne der Untersuch- 
ung an bis zum Schlüsse der Hauptverhandlung ange- 
bracht werden. M. XIII. 215. 

3. Für die Beurteilung der Civilklage gilt die Ver- 
handlungsmaxime insofern, als der Angeschuldigte auf 
Abweisung des Civilbegehrens antragen muss, wenn 
nicht letzteres als dem Grundsatze nach anerkannt gelten 
soll. Z. XLI. 553. 

4. Der blosse Anzeiger ist nicht Partei, hat infolge- 
dessen keine Parteirechte und kann keine Rechtsmittel 
ergreifen. M. VI. 398. 

5. Ein Straf kläger, der nicht zugleich Civilpartei ist, 
darf im Verfahren keine Parteirechte ausüben. Ein 
unter Missachtung dieser Regel durchgeführtes Verfahren 
wird von Amtes wegen kassiert. Z. XXXIX. 585. 

6. Der Richter hat von Amtes wegen darauf zu achten, 
dass niemand als Civilpartei in der Verhandlung Partei- 
rechte ausübt, der sich nicht in rechtsförmiger Weise 
als Civilpartei konstituiert hat (d. h. durch Stellimg von 
Civilan trägen). Kassation von Amtes wegen bei Nicht- 
befolgung dieser Vorschrift. M. X. 415. 

7. Der Civilanspruch braucht sich nicht auf das De- 
likt zu stützen, wegen dessen eine strafrechtliche Verur- 
teilung erfolgte. Civilanspruch kann daher auch ohne 
srafrechtliche Verurteilung zugesprochen werden. M. 
XL 48. (Erörterung des Redaktors des M.) 

8. Die Civilklage kann zugesprochen werden trotz Frei- 
sprechung des Angeschuldigten im Strafpunkt. M. XII. 74. 
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9- Ein Zuspruch der Civilklage kann nur erfolgen 
sofern sie sich auf eine als strafbar behauptete Hand- 
lung stützt. Eine Freisprechung wegen Nichtvorhanden- 
seins einer strafbaren Handlung hat notwendigerweise 
eine Abweisung der Civilklage zur Folge (le criminel 
empörte le civil). M. XIII. 356. 

IG. Gegenstand der Civilklage kann nicht die Schul- 
digerklärung des Angeschuldigten wegen einer bestimm- 
ten strafbaren Handlung sein, obschon allerdings die 
Existenz dieser Handlung mit Rücksicht auf die Civil- 
klage geprüft werden muss, wenn davon die Widerrecht- 
lichkeit des eingeklagten Tatbestandes abhängt. M. IX. 
29. 37. (Erwäg. 2.) 

11. Ein bloss mittelbares Interesse am Ausgange des 
Strafprozesses, das nicht auf Bezahlung einer Entschädi- 
gung geht, berechtigt nicht zur Teilnahme am Verfahren 
als Civilpartei. M. I. 272. 

12. Im Strafverfahren kann als Civilanspruch nur die S»du^Ci&Uf 
eigentliche Deliktsklage (actio ex deHcto) nach Art. 50 ^/r/^iv l^ X * 
ff. O. R. geltend gemacht werden, nicht auch die Kon- J^Jf( ^ fjf^^ fp 
traktslage aus einem Mangel beim Vertragsabschluss, " * 
wie z. B. die Anfechtungsklage gegen die Verbindlich- 
keit eines Vertrages wegen Betruges. Z. XXXVIII. 186. 

13. Die Klage auf Nichtigerklärung einer Ehe kann 
nicht adhäsionsweise in einem Verfahren wegen Bigamie 
angebracht werden. M. II. 23. (Kriminalkammer). 

14. Der auf Art. 228 des Str. G. gestützte Anspruch 
auf Nichtigerklärung eines Vertrages kann adhäsions- 
weise geltend gemacht und der Vertragspartner des 
Konkursiten als civilistisch verantwortliche Partei vor- 
geladen werden. M. V. 51. 

15. Die Frage der Haftbarkeit des Losbürgen (Art. 
170 if) kann im Strafverfahren nicht mittelst Civilklage 
zur Erörterung gebracht werden. M. VI. 120. 

16. Eine Geschändete kann ihren Entschädigungsan- 
spruch nicht auf den Beweis der Vaterschaft des Ange- 
schuldigten stützen, da dieser Beweis im Strafverfahren 
nicht erbracht werden kann, sondern nur auf Art. 55 
O. R. M. XL 417. 

17. In dem gegen einen Konkursiten weg;en leicht- 
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sinnigen Konkurses eingeleiteten Strafverfahren, können 
die Gläubiger mit ihren zu Verlust gewiesenen Forde- 
rungen nicht adhärieren, da dies nur ihre alten vertrag- 
lichen Forderungen sind, nicht aber aus dem Delikt des 
Angeschuldigten entstandene Schadenersatzforderungen. 
Z. XXXVIII. 175. 

18. Das der kantonalen Brandversicherungsanstalt 
nach § 35 des Gesetzes über die kant. Brand Versiche- 
rungsanstalt (vom 30. Weinmonat 1881) zustehende Recht 
der Reduktion der Schadenersatzsumme bei Selbstver- 
schulden des Versicherten kann nicht adhäsions weise 
dem Eigentümer des brandbeschädigten Hauses gegen- 
über geltend gemacht werden, da durch jene Bestim- 
mung nur für diesen Fall ein teilweiser Untergang der 
Entschädigungsforderung des Brandversicherten ausge- 
sprochen, nicht aber der Brandversicherungsanstalt eine 
Entschädigungsforderung ex delicto dem Versicherten 
gegenüber gegeben wird. Z. XL. 172. 

19. Die Polizeikammer prüft von Amtes wegen, ob 
der Geschädigte als Civilpartei zu behandeln sei oder 
nicht. M. VIII. 48. 

20. Die Prozessfähigkeit der im Strafverfahren als 
Civilbeteiligte auftretenden oder in's Recht gefassten 
Personen ist von Amtes wegen zu prüfen. Die Mitwir- 
kung einer bevogteten Person als Ci\ilbeklagte ohne 
Händen ihres Vogtes hat Kassation von Anites wegen 
zur Folge. Z. XLII. 43. 

21. Die blosse Erklärung in der Straf klage, man 
»konstituiere sich als Civilpartei« und behalte sich vor, 
in der Hauptverhandlung Anträge zu stellen, macht den 
Kläger noch nicht zur Civilpartei. M. VI. 227. 

22. Civilpartei wird der Beschädigte erst durch Stel- 
lung von Anträgen bezüglich seiner Civilinteressen. Die 
blosse Erklärung, er stelle sich als Civilpartei genügt 
nicht. M. X. 58. 143. 415. 417. 

23. Die Erklärung eines Straf klage rs in der Anzeige : 
»Gleichzeitig konstituiere ich mich als Civilpartei und 
verlange, vom Tage der Hauptverhandlung in Kenntnis 
gesetzt zu werden, sich das Recht vorbehaltend, alsdann 
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die gutfindenden Entschädigungsansprüche geltend zu 
machen« enthält noch keinen Entschädigungsanspruch 
und es erhält durch sie der Straf kläger noch nicht die 
Stellung als Civüpartei. M. VIII. 134 ; Z. XXVII. 135. 

24. Die einfache Erklärung in der Strafanzeige »qu'on 
se porte partie civile« bedeutet noch nicht die Anbrin- 
gung einer Civilklage im Strafverfahren. (App-. und 
Kass.-Hof). Z. XXXIX. 291. 

25. Ein Civilantrag, der sich gegen diejenigen Ange- 
klagten richtet, die durch den Wahrspruch der Ge- 
schwornen schuldig befunden würden, ist entweder eine 
blosse Ankündigung eines Antrages, oder aber ein bloss 
bedingter Antrag. In beiden Fällen ist er unwirksam, 
d. h. der Antragsteller wird dadurch nicht zur Civil- 
partei. M. XI. 198. (App.- und Kass.-Hof). 

26. In dem in der Strafanzeige (gegen z. T. unbe- 
kannte Täter) gestellten Antrage, es seien» die Ange- 
schuldigten gegenüber dem Kläger zu einer angemesse- 
nen Entschädigung und Genugtuung zu verurteilen« 
kann eine Konstituierung gegenüber den später ermit- 
telten Tätern nicht erblickt werden. Denn zur Konsti- 
tuierung als Civilpartei gehört die Nennung des Namens 
desjenigen, gegen den der Antrag gestellt wird. (App.- 
und Kass.-Hof ). M. XIII. 134. 

27. Die civilistisch verantwortliche Person kann nur 
vor Beginn der Hauptverhandlung, gemäss Art. 229 
St. V. ins Recht gefcisst werden. Eine nachträgliche 
Adcitation würde die Wiederholung der bisherigen Pro- 
zesshandlungen erfordern. Der adhäsionsweise geltend 
gemachte Civilanspruch darf aber im Strafverfahren nur 
insofern Berücksichtigung finden, als es innerhalb der 
Schranken des Strafverfahrens und ohne zu grosse Aus- 
dehnung dieses letztem geschehen kann. Z. XXXVI. 188. 

28. Ist die öffentliche Klage durch rechtskräftiges 
Urteil als verjährt erklärt, so kann der Adhäsionsprozess 
nicht weiter geführt werden, da nun die Voraussetzung 
für die Adhäsion der Civilklage dahingefallen ist. 

Z. XXXV. 157. 

29. Ist ein Anzeiger, der sich nicht als Civüpartei 
gestellt hatte, in der Hauptverhandlung ausgeblieben 
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und ist hierauf der Angeschuldigte freigesprochen worden^ 
so ist der Strafrichter zur nachträglichen Beurteilung 
der Civilklage selbst dann nicht mehr kompetent, wenn 
sich der Anzeiger gegen die Folgen seines Ausbleibens 
hat wiedereinsetzen lassen. M. VIII. 48. 

30. In einem Aufhebungsbeschluss (Ueberweisungs- 
verfahren) ist über die angebrachte Civilklage nicht zu 
urteüen. M. IX. 186. 

31. Betreifend JProzessfähigkeit und Vertretung der 
Civilpartei vergl. die Anmerkungen zu Art. 319. 

32. Vergl. auch die Anmerkungen zu Art. 365. 
Alinea 2 : 

33. Alinea 2 ist nicht anwendbar, wenn A gegen B 
Straf- und Civilklage, B gegen A aber wegen desselben 
Vorfalles nur Civilklage erhoben hat. (App.- und Kass.- 
Hof). M. IV. 373. 

34. Alinea 2 setzt jedenfalls voraus, dass im Straf- 
verfahren wenigstens gegen eine der im Civilprozess 
sich gegenüberstehenden Personen wegen der in beiden 
Prozessen in Betracht kommenden Handlungen die öffent- 
liche Klage anhängig sei. Z. XIX. 325. (App.- und 
Kass.-Hof). 

35. Alinea 2 ist per analogiam auch anwendbar,, 
wenn nur die nämlichen Tatsachen, die in einem Civil- 
prozess verhandelt werden, Gegenstand einer Straf klage 
bilden, d. h. wenn einer vor dem Civilgericht anhängigen 
Vindikationsklage die exceptio doli entgegengestellt wird, 
während wegen der diese exceptio begründeten Tatsachen 
eine Straf klage auf Betrug eingeleitet ist. Z. XVIII. 319. 
(App.- und Kass.-Hof). 

36. Der Richter ist bei Verhängung des Rechtsstill- 
standes nicht auf die im Gesetz ausdrücklich vorgesehe- 
nen Fälle beschränkt. Wenn daher gegen einen Konkur- 
siten das Strafverfahren wegen betrügerischen Gelds- 
tages eröffnet ist, so kann eine vor dem Civilrichter 
gegen einen Mitkontrahenten des Gemeinschuldners ge- 
richtete actio pauliana eingestellt werden, wenn dieser 
Mitkontrahent im Strafverfahren als civilistisch verant- 
wortliche Partei ( ! ) vorgeladen ist M. VII. 209. (App.- 
und Kass.-Hof). 
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A.lin€a 5 ; 

37. »So kann sie nicht mehr vor die Civilgerichte ge- 
bracht werden.« Gestützt hierauf wurde auf eine spätere 
Civilklage von Amtes wegen nicht eingetreten. Die 
ratio legis dieser Vorschrift liegt darin, dass eine CoUi- 
sion zwischen Straf- und Civilrichter schlechtweg ver- 
hindert werden soll. Gegenbemerkung M. II. 183. 
Z. XXI. 349. 

38. Cxegenüber einer adhäsionsweise im Strafverfahren 
anhängig gemachten Civilklage wird das Forum des 
Civilgerichtes verschlossen und zwar schon von dem 
Zeitpunkt ihrer Geltendmachung vor dem Strafrichter 
an, nicht erst dann, wenn der Strafrichter bereits darüber 
geurteilt hat. Die Weigerung des Strafrichters, den 
Civilpunkt zu beurteilen und die Verweisung des letz- 
tem an das Civilgericht durch den Strafrichter ändert 
hieran nichts. Z. XXXX. 145. (App.- und Kass.-Hof). 

39. Ist die Civilklage einmal beim Strafrichter an- 
hängig gemacht worden, so kann sie auch nicht mehr 
vor ein zwischen den Parteien vertraglich vorgesehenes 
Schiedsgericht gebracht werden. Z. XLI. 667. (App.- 
und Kass.-Hof). 

40. Hat von mehreren Beschädigten nur einer seinen 
Civilanspruch geltend gemacht, so können die andern 
doch noch auf dem Civilwege vorgehen. Z. XXII. 457. 
(App.- und Kass.-Hof). 

41. Wird die Untersuchung zufolge Beschlusses der 
zuständigen Ueberweisungsbehörden aufgehoben, so kann 
der Civilanspruch noch vor die Civilgerichte gebracht 
werden, auch wenn er bereits im Strafverfahren geltend 
gemacht worden war. M. XII. 156. (App.- u. Kass.-Hof). 

42. Kann die Strafverfolgung lediglich aus einem im 
Verhalten der Civilpartei liegenden Grund, z. B. wegen 
Verzichts auf die Civilklage, nicht fortgesetzt werden, 
so kann sich die Civilpartei nicht später auf die in 
Alinea 3 vorgesehenen Ausnahmen berufen. M. XV. 9. 

43. Die Einrede der Verjährung gegenüber der Civil- 
klage braucht nicht gemäss Art. 320 vor der Hauptsache, 
sondern kann auch einlässlich geltend gemacht werden. 
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Wird der Straf Anspruch als verjährt erklärt, so ist auf 
die Civilklage nicht mehr einzutreten, sondern die Civil- 
partei kann nach Art. 3 Alinea 3 vorgehen. M. V. 195. 
w^rk^un^der ^rt. 4. Dic Vcrzichtleistung auf die Civilklage 

di? crvifki^^e ^^^^* ^^^ Erlöschung oder die Einstellung der öffent- 
lichen Verfolgung nur in denjenigen Fällen nach 
sich, wo diese nicht von Amtes wegen stattfindet. 

1. Die Erklärung der verletzten Partei, »sie verlange 
zwar keine Entschädigung, aber die Bestrafung des An- 
geschuldigten« wird als Verzicht auf die Civilklage aus- 
gelegt und infolgedessen die Untersuchung aufgehoben. 
M. II. 403. 

2. In der Erklärung des Verletzten (der sich in der 
ersten Verhandlung »als Civilpartei konstituiert« hat), er 
verlange keine Geldentschädigung, wohl aber Bestraf- 
ung des Angeschuldigten, liegt kein Verzicht auf die 
Civilklage (bei Ehrverletzungsfällen), da die Civilpartei 
nicht nur auf Geldentschädigung klagen, sondern auch 
anderweitige Genugtuung, welche auch in der Strafe 
bestehen kann, verlangen kann. M. IV. 38. 

3. Bevor eine Civilklage erhoben worden ist, kann 
darauf nicht verzichtet werden. Daher kein Verzicht^ 
wenn bloss Bestrafung des Angeschuldigten verlangt 
worden ist. M. IV. 130. 

4. Art. 4 spricht nicht nur von einem Verzicht auf 
die Civilklage überhaupt, sondern von der Verzichtlei- 
stung auf die in Art. 3 vorgesehene Adhäsionsklage. 
Wenn daher mit dem Civilanspruch nicht adhäriert wdrd,. 
sondern der Verletzte bis zum Schluss des Verfahrens, 
bloss Bestrafung des Angeschuldigten verlangt (und auch 
nicht unterdessen vor dem Civilrichter geklagt hat), so 
ist das als ein Verzicht auf die Civilklage auszulegen 
und der öffentliche Strafanspruch ist erloschen. Die Ko- 
sten werden dem Staat auferlegt. M. VI. 31. 

5. Die Unterlassung des Geschädigten, den Civilan- 
spruch im Strafverfahren geltend zu machen, ist nicht 
ein Verzicht auf die Civilklage. M. VI. 227. VII. 313. 
IX. 32. XIII. 134. 
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6. Der Verzicht auf die Civilklage muss ein unzwei- 
deutiger sein. In der Erklärung, sich nicht als Civilpar- 
tei stellen zu wollen, kann ein solcher Verzicht nicht 
liegen. Ein Verzicht kann überhaupt erst erfolgen, wenn 
sich der Verletzte bereits als Civilpartei gestellt hat. 
M. XIV. i6o. 

7. Ein Verzicht auf die Civilklage darf nicht präsu- 
miert werden ; insbesondere liegt ein solcher Verzicht 
nicht im Ausbleiben der verletzten Person bei der Haupt- 
verhandlung. Z. XXXIX. 81. 

8. Als Verzicht auf die Civilklage im Sinne des Art. 
4 Str. V. gilt nur ein Rückzug einer bereits gestellten 
Civilklage oder die (ausdrückliche) Erklärung, dass man 
überhaupt auf einen Civilanspruch aus dem Delikt ver- 
zichte. Z. XXXVI. 559. 

9. In der Unterlassung, sich als Civilpartei zu stellen, 
liegt noch kein Verzicht auf die Civilklage im Sinne des 
Art. 4. St. V. Wenn daher ein Strafantrag gestellt ist, 
muss die Strafverfolgung durchgeführt werden, auch 
wenn sich der Beschädigte nicht als Civilpartei stellt. 
Z. XXXIX. 81. 

IG. Wenn der Verletzte im Verlaufe des Verfahrens 
auf die anfänglich geforderte Entschädigung verzichtet 
und nur noch Bestrafung des Angeschuldigten verlangt, 
so erlischt die öffentliche Verfolgung. M. VII. 311. 

VIII. 333. 

Art. 5. Wer auf gesetzliche Weise verurteilt, ^t^'afumiu-' 
von der Anklage befreit oder freigesprochen worden sprüche. 
ist, kann der nämlichen Handlung wegen nicht mehr 
verfolgt werden ; jedoch unter Vorbehalt der von dem 
Gesetze vorgesehenen Ausnahmen. (Art. 502 u. f.). 

1 . Anwendung dieses Grundsatzes auf Kollektivdelikte 
(wie z. B. Kuppelei und unbefugtes Wirten). Z. XXXVI. 
319. 

2. Durch die Aburteilung eines Kollektivdeliktes (Win- 
kelwirtschaft) werden alle vor dem erstinstanzlichen Urteil 
begangenen Einzelhandlungen konsumiert, gleichviel ob 
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sie dem urteilenden Gericht alle bekannt waren oder 
nicht. Z. XLI. 501. 

3. Die Verletzung des Art. 5 bildet einen Nichtigkeits- 
grund nach Art. 473 Ziffer 2. M. IL 158. III. 355. 

4. Die Einrede der beurteilten Sache ist eine Vor- 
frage, die Appellation gegen das bezügliche Urteil muss 

.sofort erklärt werden. M. V. 8. 332. 

5. Die Frage, ob res judicata vorliege, hat der Richter 
von Amtes wegen und jedenfalls auf Interpellation einer 
Partei hin in jedem Stadium des Prozesses zu prüfen. 
Die nach Art. 281 bis 284 ausgesprochenen Strafen sind 
bloss disciplinärer Natur (nicht Urteil, sondern prozess- 
leitende Verfügung) und rechtfertigen einer spätem Straf- 
anzeige gegenüber die Anwendung von Art. 5 nicht. 
Dennoch sollen sich die Strafgerichte mit dergestalt dis- 
ciplinarisch geahndeten Delikten nicht mehr befassen 
und auf daherige Strafanzeigen nicht eintreten. M. VI. 186. 

6. Auch wenn wegen in der Sitzung gefallener Be- 
leidigungen keine Ordnungsstrafe gemäss Art. 281 aus- 
gefällt wurde, so ist doch dieser Beleidigungen wegen 
ein späteres besonderes Strafverfahren nicht zulässig. 
M. VII. 337. 

7. Die Frage, ob res judicata vorliege, hat der Rich- 
ter in jedem Stadium des Verfahrens, sobald sie auf- 
taucht, von Amtes wegen zu prüfen. Entscheidend ist 
nicht, ob es sich um den nämlichen Vorfall, sondern nur, 
ob es sich um die nämliche Handlung des Angeschul- 
digten handle. Wenn durch eine Ehrverletzung mehrere 
Personen an ihrer Ehre verletzt wurden und der Täter 
bereits auf Klage eines Verletzten bestraft worden ist, 
so steht der Straf klage der übrigen der Art. 5. entgegen ; 
dagegen können die übrigen noch auf dem Civilweg 
vorgehen (Art. 3 Alinea 3). M. XL 132. 

8. Die Frage, ob beurteilte Sache vorliege, kann nicht 
nur Vorfragsweise, sondern ebenso g^t als Zwischenfrage, 
oder mit der Hauptsache zur Erörterung gebracht werden. 
Sie ist überdies von Amtes wegen zu prüfen Z. XLII. 

215. 

9. Wer bereits wegen Skandals rechtskräftig verur- 
teilt worden ist, kann nicht noch wegen angeblich an- 
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lässlich desselben Auftritts verübter Ehrverletzung und 
(geringer) Misshandlungen bestraft werden. M. IL 52. V. 8. 

10. Wer bereits wegen Skandals verurteilt worden 
ist, kann doch noch wegen einer anlässlich dieses Skan- 
dals begangenen Misshandlung (mit Arbeitsunfähigkeit 
von mehr als zwanzig Tagen) verfolgt werden. M. VI. 397. 

11. Wer des Diebstahls angeschuldigt war, aber nur 
der Begünstigung schuldig erklärt worden ist, kann mit- 
telst des Revisionsverfahrens neuerdings des nämlichen 
Diebstahls wegen angeschuldigt werden. M. VI. 226. 

12. Verletzung des Grundsatzes » non bis in idem ». 
Z. XXII. 193. 372. 

13. Eine Straf klage, die ein Verbrechen zum Gegen- 
stand hat, das mit einem bereits abgeurteilten ideal kon- 
kurriert, ist zufolge des Grundsatzes » ne bis in idem « 
unzulässig. Zur Frage der Identität der beiden Tatbe- 
stände. Z. XLI. 620. 

14. Die Rück Weisung einer Straf klage wegen nicht- 
erfolgter Kautionsleistung gemäss Art. 83 AI. 2 bildet keine 
Erledigung der Strafsache und begründet daher für ein 
späteres Verfahren nicht res judicata. Z. XLI. 505. 

Art. 6. Die öffentliche Klage erlischt durch den Erlöschung 

Tod des Angeschuldigten und durch die Verjährung. ^^^K^a^'^!"^" 

1. Die Einsendung der Untersuchungsakten an die 
Anklagekammer gemäss Art. 241 muss aber auch statt- 
finden, wenn der Angeschuldigte gestorben ist. M. VI. 55. 
(Anklagekammer). 

2. Gegen einen Entscheid des erstinstanzlichen Rich- 
ters, durch welchen die öffentliche Klage als verjährt 
erklärt wird, steht der Civilpartei ein Appellationsrecht 
nicht zu. Z. XXXV. 157. XLI. 103. 

3. Die Verjährung ist von Amtes wegen zu prüfen. 
M. VI. 167. 

Art. 7. Die aus einem Verbrechen entspringende ver^hr^ng. 
öffentliche und Civilklage verjähren durch den Ab- 
lauf von zwanzig Jahren, von dem Tage der Bege- 
hung an gerechnet, wenn in der Zwischenzeit keine 
Verfolgungshandlung vorgenommen worden ist. 
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Sind in der Zwischenzeit Verfolgungshandlungen 
vorgenommen worden, aufweiche kein Urteil erfolgt 
ist, so verjähren die öffentliche wie die Civilklage 
erst durch den Ablauf von zwanzig Jahren, von der 
letzten Handlung an gerechnet, und zwar selbst in 
Ansehung der mitbeteiligten Personen, welche von 
dieser Verfolgungshandlung nicht betroffen waren. 

1. Wird zwischen einem Kontumacialurteil und dem 
Zuspruch eines Wiedereinsetzungsbegehren ein neues 
Strafgesetz mit kurzem Verjährungsfristen eingeführt, 
so ist bei der neuen Verhandlung für die Frage der Ver- 
jährung das neue Gesetz massgebend. M. IV. 404- (Kri- 
minalkammer). 

2. Bei Unterlassungsdelikten beginnt die Verjährung 
nicht mit dem Moment, in dem die Verpflichtung zu 
handeln entsteht, sondern im Zeitpunkt, wo diese Ver- 
pflichtung aufhört. M. III. 390. Z. XXII. 531. 

3. Beim fortgesetzten Delikt beginnt die Verjährung 
erst mit dem letzten Akt der deliktischen Tätigkeit. 
M. XIII. 359. 

4. Die Verjährung ruht (präscriptio dormiens) während 
des Bestehens eines rechtlichen Hindernisses (empeche- 
ment I6gal) der Strafverfolgung, also z. B. wenn und so 
lange die Strafverfolgung wegen Ehrverletzung zufolge 
des vom Angeschuldigten gemäss Art. 185 Str. G. ange- 
tretenen Wahrheitsbeweises eingestellt werden muss. 
M. VIII. 241. • 

5. Während der Dauer einer Expertise ruht die Ver- 
jährung nicht. M. XI. 263. 

6. »Verfolgungshandlungen« sind einerseits die auf 
die Stellung des Angeschuldigten vor Gericht und auf 
dessen Festnahme abzielenden Handlungen (actes de 
poursuite), anderseits Massnahmen, welche die Sammlung 
der Beweise der Tat und der Täterschaft, also die Her- 
stellung des objektiven und des subjektiven Tatbestan- 
des zum Zwecke haben (actes d'instruction). Um unter- 
brechende Wirkung zu haben, müssen diese Hand- 
lungen überdies von einem in der betreffenden Straf- 
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Sache zur Untersuchung und Verfolgung zuständigen 
Beamten ausgehen. M. VIII. 241. 

7. Eine »Verfolgungshandlung« ist auch ein Vorgang 
des innem Geschäftsbetriebes, sofern derselbe auf die 
Verfolgung des Angeschuldigten gerichtet ist, z. B. die 
Einsendung der Akten an die Polizeikammer Z. XLI. 395. 

8. Die Ausschreibung im Fahndungsblatt unterbricht 
die Verjährung nicht fortgesetzt bis zu ihrem Rückzug, 
sondern nur einmal, unterm Datum ihrer Einrückung. 
Z. XXXV. 270. 

9. Die in einer Zuschrift an den Richter erklärte 
»Rechtsverwahrung« des Verletzten, worin er sich vor- 
behält, je nach dem Resultat eines andern Prozesses 
später wegen eines gewissen Deliktes Strafanzeige ein- 
zureichen, bedeutet in Bezug auf dieses Delikt keine 
Verfolgungshandlung. M. V. 125. 

IG. Auch wenn eine Strafanzeige wegen nichterfolgter 
Kautionsleistung gemäss Art. 83 Alinea 2 von der Hand 
gewiesen worden ist, so ist doch dadurch die Verjährung 
unterbrochen worden. XLI. 505. 

Art. 8. In den beiden im vorhergehenden Arti- 
kel erwähnten Fällen und nach den daselbst unter- 
schiedenen Fristberechnungen tritt die Verjährung 
nach einer Zeit von zehn Jahren ein, wenn es sich 
um ein blosses Vergehen handelt. 

Art. 9. In gleicher Weise wie in den vorherge- 
henden Artikeln tritt die Verjährung bei politischen 
und Pressvergehen, Ehrverletzungen, Ehebruchfällen 
und geringen Misshandlungen durch den Ablauf von 
sechs Monaten und bei allen Polizeiübertretungen 
durch den Ablauf von zwei Jahren ein, von dem Tage 
der Begehung, oder der letzten Verfolgungshandlung 
an gerechnet. 

Kann jedoch das Vergehen oder die Polizeiüber- 
tretung nicht von Amtes wegen verfolgt werden, so 
läuft die Verjährung nur von dem Tage an, wo sich 
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der verletzte Teil, den Umständen nach, sichere Kunde 
von der begangenen Tat verschaffen konnte. 

1. Für den Nachweis der Voraussetzungen der Ver- 
jährung hat der Angeschuldigte zu sorgen, wenn auch 
von einer Beweislast im civilprozessualen Sinne nicht 
gesprochen werden kann. Z. XXXVIII. 177. 

2. Durch Art. 69 O. R. ist die sechsmonatliche Ver- 
jährungsfrist des Art. 9 Str. V. für die aus einem der 
letztemorts aufgeführten Deliktstatbestände abgeleitete 
Adhäsionsklage beseitigt worden. Z. XLI. 396. 

3. Geringe Misshandlungen im Sinne des Art. 9 sind 
nur solche, die unter den Tatbestand des Art. 256 Ziff. 
5. fallen. Dass keine Arbeitsunfähigkeit vorhanden, be- 
weist noch nicht, dass es sich um geringe Misshandlun- 
gen handle. Z. XL. 559. 

4. » Sichere Kunde von der begangenen Tat « liegt 
nur vor, wenn der zur Klage Berechtigte von der Handlung 
und von der Person des Täters Kenntnis hat. M. II. 270. 

5. » Sichere Kunde von der begangenen Tat « ist da, 
sobald der Kläger in der Lage ist, gegen eine bestimmte 
Person eine Anzeige einreichen zu können, nicht aber 
erst dann, wenn er vollen Beweis oder sichere Aussicht 
auf Erfolg der Straf klage hat. M. V. 125. 

6. Steht es fest, dass der Verletzte erst in einem ge- 
wissen Zeitpunkt tatsächlich sichere Kunde von der 
strafbaren Handlung erhalten hat, so ist es im weitern 
unerheblich, ob er sich den Umständen nach schon 
früher sichere Kunde hätte verschaffen können. M. VI. 167. 

Sprache. Art. 10. Die Untersuchung und das Hauptver- 

fahren sollen in den deutschen Bezirken des Kantons 
in deutscher, und in den Bezirken, wo die französi- 
sche Sprache vorherrschend ist, in dieser stattfinden. 
Vor dem Obergericht, dem Appellations- und 
Kassationshofe, vor der Kriminalkammer, der An- 
klagekammer und der Polizeikammer kann man sich 
der einen oder der andern Landessprache bedienen.^ 
^Vergl. Art. 17. der K. V. vom 4. Juni 1893. 
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Art. 11. In Strafsachen gibt es keine Gerichts- 
ferien. 

Titel IL 
Von der Gerichtsbarkeit. 
Art. 12.^ Nur wessen strafbaren Handlung^en, dieTerritoriaiitäts- 

ö o ' prinzip. 

innerhalb des Kantonsgebietes begangen worden sind, 
kann jemand verfolgt und beurteilt werden ; doch 
sind die in den folgenden drei Artikeln vorgesehenen 
Fälle ausgenommen. 

^Vergl. zu den Art. I2, 13 und 14 die Art. 9 
und 10 des E. G. zum Strafgesetzbuch vom 30. Januar 
1866 und die Bemerkung zu Art 3, Strafgesetzbuch. 

1. Die Frage der örtlichen Zuständigkeit der bemi- 
schen Gerichte ist von Amtes wegen zu prüfen. M. VII. 
216. 

2. Kassation eines Urteils von Amtes wegen infolge 
Nichtbeachtung des Art. 12 durch die erste Instanz. 
M. IV. 244. 

3. Die Einrede der örtlichen Unzuständigkeit der ber- 
nischen Gerichte kann auch noch in oberer Instanz er- 
hoben werden. M. V. 172. 191. 

4. Die Frage der örtlichen Kompetenz ist nicht (wie 
z. B. die Verjährungsfrage) in jeder Lage des Verfahrens 
von Amtes wegen zu prüfen. M. XIV. 360. 

5. Eine ausserhalb des Kantons Bern verübte »Land- 
streicherei« kann im Kanton Bern nicht bestraft werden. 
M. IV. 407. V. 191. 

6. Das Vergehen der Nichterfüllung der Unterstütz- 
ungspflicht ist da begangen worden, wo die Unter- 
stützung hätte geleistet werden sollen, also nicht im 
Kanton Bern, wenn die zu unterstützende Familie in 
einem andern Kanton wohnt. M. XII. 28. 

7. Eine Lieferung unreeller Ware von Chaux-de-Fonds 
nach Bern kann als Widerhandlung gegen das (bemi- 
sche) Lebensmittelgesetz in Bern verfolgt werden, auch 
wenn der civile Erfüllungsort des betreffenden Waren- 
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kauf es in Chaux- de -Fonds war. (staatsrechtlicher Re- 
kurs gegen diesen Entscheid vom B. G. abgewiesen). 
M. VII. 279. 

8. Der Begehungsort des durch Briefwechsel verübten 
Betruges ist zwar am Wohnort des Adressaten ; wohnt 
dieser aber im Ausland, so ist die Tätigkeit des Ange- 
schuldigten im Kanton Bern als Versuch zu bestrafen. 
M. III. 328. 376. 

9. Zum Begriff des Begehungsortes bei Widerhand- 
lungen gegen das Markenschutzgesetz. M. XIII. 90. Bei 
Pfandunterschlagung. Z. XLII. 378. 

IG. Wegen eines im Kanton Bern begangenen Be- 
truges kann der in Baselstadt wohnende Angeschuldigte 
erst nach Durchführung des Auslieferungsverfahrens nach 
dem B. G. über die Auslieferung von Verbrechern und 
Angeschuldigten verfolgt werden, da dem Wohnsitzkan- 
ton Gelegenheit gegeben werden muss, die Strafverfol- 
gung selbst zu übernehmen. Kassation von Amtes wegen 
infolge Nichtbeachtung dieser Vorschrift. Z. XLII. 95. . 

II. Wegen Delikten, die nicht im B. G. vom 24. Juli 
1852 aufgeführt sind, kann gegen den in einem andern 
Kanton domizilierten Angeschuldigten am Orte der Be- 
gehung das Strafverfahren ohne weiteres eingeleitet 
werden. Z. XXXVII. 47. 

Ausnahmen: Art. 13. Wer sich ausserhalb des Kantonsge- 

^brechenTm bietes eines Verbrechens gegen die Sicherheit des 
"^"ga^gen!"^' Staates, sowie der Nachmachung der Staatssiegel, 
der anerkannten Staatsmünzen, der Staatspapiere oder 
der gesetzlich anerkannten Bankscheine schuldig 
macht, ist im Kanton Bern nach den Bestimmungen 
der bernischen Gesetze zu verfolgen und zu beur- 
teilen, es sei denn, dass er bereits im Ausland des- 
halb verfolgt und beurteilt worden ist. 
b) Verbrechen Art. 14. Tcder, dcr im Ausland an einem Schwei- 

an Schweizern ^ ' 

im Auslande zerbürß^er eine nach den bernischen Gesetzen als 

begangen. o 

Verbrechen betrachtete strafbare Handlung verübt, 
kann bei seinem Eintritt in den Kanton Bern nach 
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dessen Gesetzen verfolgt und beurteilt werden, sofern 
dies nicht bereits im Ausland geschehen ist, und 
wenn der Verletzte oder sein Rechtsnachfolger Klage 
gegen ihn erheben. 

Art. 15. Kontumazialurteilssprüche, welche in 
den durch Artikel 13 und 14 erwähnten Fällen im 
Auslande gefällt worden sind, hemmen die Verfol- 
gung im Kanton nicht. 

Art. 16. Der ordentliche Gerichtsstand für die ««"S^*««*»"«! 

des Ortes der 

Untersuchung und Beurteilung einer strafbaren Hand- oegehung. 
lung ist derjenige des Ortes der Begehung. 

In Patemitätsf allen erfolgt jedoch die gesetzliche 
Bestrafung der Fehlbaren durch dasjenige Gericht, 
welches die Standesbestimmung ausspricht, und zwar 
in einem und demselben Urteile, abgesehen davon, 
ob der Unzuchtfehler im In- oder Auslande stattge- 
funden habe.^ 

^ Art. 16, Abs. 2, ist aufgehoben durch Art. 2, 
Ziff. 15 des E. G. zum Strafgesetzbuch vom 30. 
Januar 1866. 

1. Verhältnis dieses Gerichtsstandes zu dem Gerichts- 
stand der »Betretung« im B. G. vom 19. Juli 1873 über 
polizeiliche Massnahmen gegen Viehseuchen. Z. XXXVII. 
24. 

2. Im Falle des Art. 60 Str. G. (Zusatzstrafe) ist das- 
jenige Gericht kompetent, das bei selbständiger Beur- 
teilung des Falles zu dessen Behandlung zuständig wäre. 
M. I. 199. 

3. Bei brieflichen Injurien ist der Ort der Begehung 
da, wo der Inhalt des Briefes zur Kenntnis des Adres- 
saten gelangte. M. III. 50. 

4. Auch der Gerichtsstand der auf offener Postkarte 
begangenen Injurie ist da, wo deren Inhalt dem Adres- 
saten, oder irgend einem Dritten zur Kenntnis gelangt ist, 
d. h. regelmässig und bis zum Gegenbeweis am Domizil 
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des Adressaten. Um den Gerichtsstand des Ortes der 
Absendung zu begründen, müsste man nachweisen, dass 
die Karte schon dort von jemand gelesen worden sei. 
M. V. II. ; 

5. Der Begehungsort des Delikts der »falschen An- 
zeige« liegt da, wo die durch die betreffende Anzeige 
veranlasste Untersuchung geführt wurde, nicht da, wo 
die Anzeige eingereicht wurde (vergl. Art. 42 und 72). 
M. IV. 291. 

6. Der Begehungsort des mittelst Briefwechsels ver- 
übten Betruges ist da, wo die Briefe zur Kenntnis des 
Betrogenen gelangten. Wohnt der Betrogene aber im Aus- 
land, so ist die Tätigkeit des Angeschuldigten im Kan- 
ton Bern als Versuch zu bestrafen. M. IJI. 328. 376. 

7. Beim Warenbetrug (Verkauf gefälschten Weines) 
ist der Ort der Vollendung des Delikts und damit der 
Begehungsort da, wo die Genehmigung der gekauften 
Ware stattfand. M. IV. 150. 

8. Beim Betrug, der durch Abschluss eines betrüge- 
rischen Vertrages und dessen Ausnützung begangen 
wurde, ist Begehungsort der Ort des Vertragsschlusses. 
M. V. 172. 

9. Der Ort der Begehung liegt nicht notwendiger 
Weise da, wo das Delikt vollendet worden ist, sondern 
er liegt da, wo die Handlung des Angeschuldigten ihren 
Abschluss gefunden hat. Beim durch Verkauf irrealer 
Waren verübten Betrug (Warenbetrug) liegt der Bege- 
hungsort da, wo die Uebergabe der Ware an den Käufer 
stattgefunden hat. M. VI. 53. (Vergl. dazu den Ent- 
scheid des Bundesgerichts M. VI. 262). 

IG. Bei dem durch briefliche Warenbestellung unter 
betrügerischen Vorspiegelungen über den Vermögensbe- 
stand des Bestellers verübten Betrug liegt der Ort der 
Begehung da, wo die Bestellung zur Kenntnis des Adres- 
saten gelangt ist. M. VII. 216. 

II. Wegen Betruges oder Betrugsversuches kann 
strafrechtliche Verfolgung jedenfalls stets da erfolgen, 
wo der Irrtum erregt, oder die Irrtumserregung versucht 
wurde. M. IX. 155. (App.- und Kass.-Hof). Z. XLII, 440. 
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12. Der Begehungsort eines Betruges, der durch Zu- 
sendung einer Postkarte verübt wurde, ist der Ort, wo 
die Karte vom Adressaten gelesen wurde. Z. XXXVIII. 
282, 

Art. 17. Ist der Ort der Begehung unbestimmt 
oder unbekannt, oder ist die strafbare Handlung 
durch mehrere Personen in verschiedenen Bezirken 
begangen worden, so ist derjenige Richter allein zu- 
ständig, bei welchem die Sache zuerst rechtshängig 
gemacht worden ist. 

Eine Strafsache wird als rechtshängig bei einem 
Richter von dem Augenblicke an betrachtet, in wel- 
chem sie ihm durch die zuständige Behörde über- 
mittelt worden ist. 

Art. 18. Der Richter, bei welchem die Sache 
zuerst rechtshängig geworden, ist ebenso in den 
Fällen allein zuständig, wo eine Person mehrerer in 
verschiedenen Bezirken des Kantons verübter straf- 
barer Handlungen oder einer auf den Grenzen zweier 
oder mehrerer Bezirke begangener strafbarer Hand- 
lung angeschuldigt wird. 

Art. 19. Sind jedoch die von derselben Person 
in verschiedenen Bezirken begangenen strafbaren 
Handlungen nicht mit der gleichen Strafe bedroht, 
so ist die Behörde desjenigen Ortes zuständig, wo 
die mit der schwersten Strafe bedrohte Handlung 
begangen wurde. 

Für die Frage, welches die schwerste angedrohte Strafe 
sei, ist nicht unbedingt die Einteilung der Strafen in peinliche, 
korrektionelle und polizeiliche massgebend. M. I. 301. 

Art. 20. Der Gerichtsstand der rechtshängigen 
Sache erstreckt sich auch auf die während der Unter- 
suchung von dem Angeschuldigten in einem andern 
Bezirke des Kantons begangenen strafbaren Hand- 
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lungen ; jedoch ist es der Anklagekammer vorbehal- 
ten, eine Ueberweisung der Sache an den Gerichts- 
stand des Ortes der Begehung anzuordnen. 

Art. 21. In den durch die Artikel 13 und 14 
vorgesehenen Fällen ist die Behörde des Wohnsitzes 
des Angeschuldigten zuständig ; hat er keinen Wohn- 
sitz, so ist es die Behörde seines Aufenthaltsortes, 
und hat er weder Wohn- noch Aufenthatsort im 
Kanton, die des Ortes der Betretung. 

Dieser Artikel gilt auch für die in Art. 9 des E. G. zum 
Str. G. vorgesehenen Fälle. M. X. 54. 

Art. 22. Ist in den durch die gleichen Artikel 
vorgesehenen Fällen ein Angeschuldigter, der im Kan- 
ton weder Wohnsitz noch Aufenthaltsort hat, im 
Auslande betreten und ausgeliefert worden, so wird 
er durch diejenigen Gerichtsbehörden des Kantons 
verfolgt und beurteilt, welche die Anklagekammer 
zu diesem Zwecke bezeichnet. 

Art. 23. Ist das Verbrechen im Auslande durch 
mehrere Personen begangen worden, die weder den- 
selben Wohn- noch Aufenthaltsort haben und nicht 
in demselben Bezirke betreten worden sind, so be- 
stimmt die Anklagekammer nach Vorschrift der obi- 
gen Artikel die Behörde, welche die Sache verfolgen 
und beurteilen soll. 
Gerichtsstand Art. 24. Die zuständig^c Kantonalbehörde er- 

bei Konkurrenz es 

von im In- kennt in dem Fall der Konkurrenz mehrerer straf- 

und Ausland 

begangenen barcr HandlunPfcn, welche dieselbe Person im In- 

V erbrechen. o ' 

und Auslande begangen hat, auch über die im Aus- 
lande verübten strafbaren Handlungen, sofern diesel- 
ben unter die Bestimmungen der Art. 13 und 14 fallen. 
^^de^Mk-""^ Art. 25. Die in Hinsicht des Urhebers einer 
schuldigen, strafbaren Handlung zuständige Behörde ist es auch 
hinsichtlich der Mitschuldigen. 
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Art. 26. Entsteht zwischen zwei oder mehreren ^?™P5*f°^- 
Behörden über ihre Zuständigkeit Streit, so wird die 
Sache der Anklagekammer zur Entscheidung vorge- 
legt. Bis zum Entscheide führt derjenige Richter 
die Untersuchung, bei dem die Sache zuerst rechts- 
hängig geworden. 

Titel III. 

Von den Rekusationen. 

Art. 27. Eine Gerichtsperson ist unfähig zu ver- Unfähigkeit, 
handeln und muss sich daher jeder Mitwirkung ent- 
halten, 

1. wenn sie, ihre Ehegattin, ihre Braut oder ihre 
Pflegbefohlenen angeklagt sind ; 

2. wenn sie, ihre Ehegattin, ihre Braut oder ihre 
Pflegbefohlenen dem Angeklagten oder einem 
von ihnen in gerader Linie oder in der Seiten- 
linie bis zu dem sechsten Grade verwandt oder 
verschwägert sind ; 

3. wenn sie, ihre Ehegattin, ihre Braut, ihre Pflege 
befohlenen oder Verwandten und Verschwäger- 
ten in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis 
zum zweiten Grade durch die strafbare Hand- 
lung unmittelbar beschädigt worden sind; 

4. wenn sie selbst Denunziant ist ; 

5. wenn sie in der Sache als Zeuge abgehört wor- 
den ist ; 

■6. wenn sie in dem Prozess als Sachverständiger 

gehandelt hat ; 
7. wenn sie als Bevollmächtigter, Verteidiger oder 

Richter darin aufgetreten ist ; 
S. wenn sie dem Verteidiger des Angeklagten in 
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gerader oder in der Seitenlinie bis zum zweiten 
Grade verwandt oder verschwägert ist. 

1. Die Eigenschaft eines Geschwomen als Amtsver- 
weser ist kein Unfähigkeitsgnmd nach Art. 27, abgese- 
hen von der Frage, ob die Geschwomen überhaupt zu 
den »Gerichtspersonen« zu rechnen seien. M. VIII. 108. 

2. Gehören auch die Geschwomen zu den hier als 
rekusierbar bezeichneten »Gerichtspersonen«? Die Eigen- 
schaft eines Geschwomen als eines Beamten der Polizei 
ist jedenfalls kein Rekusationsgrund nach Art. 27. M. 
XL 198. 

3. Ziffer 4. . Das gegen einen Bezirksprokurator ge- 
richtete Rekusationsgesuch, dahingehend, er habe bei 
einer bestimmten Untersuchung sich jeder Mitwirkung 
zu enthalten, da er selbst die Strafverfolgung durch 
Strafanzeige veranlasst habe, wird abgewiesen. M. I. 93. 

4. Ziffer 5, Nur bereits als Zeugen abgehörte, nicht 
auch erst später abzuhörende Mitglieder des Amtsge- 
richts befinden sich im Rekusationsfalle. Z. XXXV. 28. 

5. Ziffer 7. Der Umstand, dass der den Generalpro- 
kurator vertretende Bezirksprokurator erstinstanzlich als 
Staatsanwalt funktioniert hat, ist kein Grund, ihn in der 
Appellationsinstanz zu rekusieren. M. IV. 292. 

6. Ziffer 7. Abgesehen von der Frage, ob ein Ge- 
schwomer überhaupt eine » Gerichtsperson « im Sinne 
des Art. 27 sei, trifft dieser Rekusationsgrund jedenfalls 
dann nicht zu, wenn ein Geschworner in einem frühem 
kassierten Verfahren (den gleichen Fall betreffend) zwar 
Ersatzmann gewesen, nicht aber in dieser Eigenschaft 
in Funktion getreten ist. M. XL 329. 

7. Ziffer 7. Wenn die Polizeikammer ein Urteil von 
Amtes wegen kassiert hat, so sind die Mitglieder des 
Amtsgerichts, das jenes Urteil fällte, anlässlich der er- 
neuten Beurteilung der Sache rekusierbar. M. XI. 342. 

8. Ziffer 7. Dieser Rekusationsgrund setzt Identität 
der betreffenden Strafsache mit derjenigen, in der die 
zu rekusieren de Person mitgewirkt hat, voraus. Z. XXXV. 
423. 
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Art. 28. Eine Gerichtsperson kann verworfen ^^''^^Jf*''^" 
werden, 

1. wenn sie selbst, oder eine ihr in gerader Linie 
verwandte oder verschwägerte Person einer in 
der Sache beteiligten Partei in einem innerhalb 
Jahresfrist vor der Verwerfung endlich beurteil- 
ten Kriminalprozesse als Angeklagter, Anzeiger 
oder Civilpartei gegenübergestanden ist ; 

2. wenn sie der Civilpartei oder dem Angeschul- 
digten in der Sache Rat erteilt hat ; 

3. wenn sie vor dem Urteil ihre Ansicht über die 
Strafbarkeit oder Unschuld des Angeklagten 
öffentlich ausgesprochen hat ; 

4. wenn sie hinsichtlich des Falles dem Angeklag- 
ten oder der Civilpartei irgend eine Versprech- 
ung oder Drohung gemacht hat ; 

5. wenn sie auf irgend eine andere Weise Hass 
oder Gunst für eine Partei gezeigt hat ; 

6. wenn sie von einer Partei Geschenke oder Ver- 
sprechungen von solchen oder Dienstleistungen 
angenommen hat ; 

7. wenn sie seit dem Beginn der Untersuchung 
eine Mahlzeit bei einer Partei oder auf deren 
Kosten angenommen hat. 

Ziffer 3. Dieser Rekusationsgrund setzt Identität der 
zu beurteilenden Strafsache mit derjenigen, über die 
sich die zu rekusierende Person ausgesprochen hat, vor- 
aus. Z. XXXV. 423. 
Art. 29. Das Gesetz überlässt den Gerichten, Verwerfung 

aus 

noch andere vorgebrachte Gründe als hinläne^lich zu unbestimmten 

^r r 1 Gründen. 

einer Verwertung anzunehmen. 

I. Rekusation der Mitglieder des korrektioneilen Ge- 
richts, weil die Voruntersuchungsakten vor der Haupt- 
versammlung bei ihnen in Zirkulation gesetzt wurden. 
M. V. 171. 
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2. Der Umstand, dass der Richter und eine der Par- 
teien zugleich der geheitnen Gesellschaft »Union« ange- 
hören, bildet einen Grund zur Rekusation des Richters^ 
M. VIII. 325. (Anklagekammer). Z. XXVII. 501. 

3. Z. XXXV. 423. 

Art. 30. Die obigen Bestimmungen über die 
Rekusationen sind ebenfalls anwendbar 

1 . auf die Beamten der Staatsanwaltschaft ; 

2. auf den Untersuchungsrichter ; 

3. auf den Gerichtsschreiber. 

Art. 31. Alle Richter, Beamten der Staatsanwalt- 
schaft und Gerichtsschreiber, die von einem Unfähig- 
keitsgrunde in Betreff ihrer Person Kenntnis haben^ 
sind verpflichtet, der zuständigen Behörde hiervon 
Anzeige zu machen und enscheiden zu lassen, ob 
sie sich der Teilnahme enthalten sollen. 

Die Beamten haben nur die Unfähigkeitsgründe von 
Amtes wegen zu beobachten. Dagegen können die Ver- 
werfungsgründe (Art. 28 und 29) nur von den Parteien gel- 
tend gemacht werden. Der Richter hat kein Recht, seine 
Verwerfung selbst zu beantragen. Z. XXXX. 537. (App.- 
und Kass.-Hof). 

Art. 32. Ist die Unfähigkeit einer Gerichtsperson 
von ihr nicht von Amtes wegen angezeigt worden 
oder liegen Verwerfungsgründe wider eine solche 
vor, so wird die Rekusation durch ein motiviertes^ 
mit den allenfalls nötigen Belegen versehenes und 
von dem Gesuchsteller oder einem Spezialbevollmäch- 
tigten unterzeichnetes Ansuchen angebracht. Dies 
Ansuchen wird der zuständigen Behörde zum Ent- 
scheide eingegeben und sofort von dieser dem be- 
treffenden Beamten mitgeteilt, welcher es schriftlich 
oder je nach Umständen mündlich in der vorkom« 
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mendenfalls zu diesem Zwecke veranstalteten Sitzung 
beantwortet. 

Art. 33. Sind jedoch die Unfähigkeits- oder Ver- 
werfungsgründe den Beteiligten zu spät zur Kennt- 
nis gelangt, als dass sie die Vorschriften des vorher- 
gehenden Artikels noch hätten befolgen können, so 
kann das Verwerfungsgesuch mündlich in der für 
die Verhandlung und Beurteilung der Hauptsache fest- 
gesetzten Sitzung angebracht werden. 

Art. 34. Die Verwerfung eines Untersuchungs- 
richters oder Aktuars kann gleichfalls durch eine 
mündliche Erklärung bei dem Untersuchungsrichter 
angebracht werden. In diesem Falle wird darüber, 
wie über die Antwort des verworfenen Beamten, in 
Gegenwart des Angeschuldigten oder der Civilpartei 
ein Protokoll aufgenommen und von diesen nebst 
dem Richter und dem Aktuar unterzeichnet. 

Art. 35. Die Urteile über Verwerfung werden ^"^Jö^^f^ 
endlich gefällt 

1. durch das Amtsgericht, wenn die Verwerfung 
gegen den Präsidenten, gegen einen oder mehrere 
Beisitzer, oder gegen den Gerichtsschreiber des- 
selben gerichtet ist ; 

2. durch die Anklagekammer, wenn die Verwer- 
fung gegen deren Präsidenten, eines ihrer Mit- 
glieder, ihren Schreiber, einen Untersuchungs- • 
richter oder gegen einen Beamten der Staatsan^ 
waltschaft gerichtet ist ; 

3. durch die Kriminalkammer, wenn es sich um 
den Präsidenten, ein Mitglied oder den Schrei- 
ber derselben handelt; 

4. durch die Polizeikammer, wenn es sich um den 
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Präsidenten, ein Mitglied oder den Schreiber der- 
selben handelt ; 

5. durch den Appellations- und Kassationshof, wenn 
die Verwerfung gegen dessen Präsidenten, gegen 
eines oder mehrere seiner Mitglieder oder dessen 
Schreiber, sowie auch gegen die Mehrheit oder 
die Gesamtheit der Mitglieder eines Amtsgerichts, 
der Anklagekammer, der Kriminalkammer oder 
der Polizeikammer gerichtet ist ; 

6. durch das Obergericht, wenn es sicTi um die 
Mehrheit oder Gesamtheit der Mitglieder des 
Appellations- und Kassationshofes handelt ; 

7. endlich durch ein von dem Grossen Rate aus 
der Zahl der Amtsgerichtspräsidenten gewähltes 
ausserordentliches Gericht, wenn die Verwerfung 
der Mehrheit oder der Gesamtheit des Oberge- 
richts beantragt wird. 

Ueber ein Rekusationsbegehren gegen den korrektio- 
neilen Richter oder den Polizeirichter entscheidet die 
Anklagekammer. M. VII. 19. (Anklagekammer). 

Art. 36. Wird die Verwerfung der Mehrheit oder 
der Gesamtheit der Mitglieder eines Amtsgerichts — 
mit Inbegriff der Ersatzmänner — als begründet er- 
klärt, so überweist die Anklagekammer die Sache 
einem benachbarten Amtsgericht. 

Art. 37. Wird die Mehrheit oder Gesamtheit der 
Mitglieder der Anklagekammer, der Polizeikammer, 
der Kriminalkammer, des Appellations- und Kassa- 
tionshofes oder des Obergerichts — mit Inbegriff der 
Ersatzmänner — verworfen, so wird die Sache einem 
nach Ziffer 7 des Artikels 35 gewählten ausserordent- 
lichen Gerichte vorgelegt. 
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Zweites Buch. 

Von der gerichtlichen PoHzei. 

Titel I. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art 38. Die gerichtliche Polizei erforscht die ßeg^riff. 
stratbaren Handlungen, sammelt die Beweismittel und 
überliefert die Täter dem Strafgerichte. 

Art. 39. Die gerichtliche Polizei wird ausgeübt ^"^8übun|p^der 
durch Polizei. 

1. die Polizeiangestellten der Gemeinden und des 
Staates, welchen die beeidigten Wald- und Feld- 
wächter von Privatleuten gleichgestellt sind ; 

2. die Einwohnergemeinderatspräsidenten und Re- 
gierungsstatthalter ; 

3. die Untersuchungsrichter ; 

4. die Beamten der Staatsanwaltschaft. 

Art. 40. Alle Beamten der gerichtlichen Polizei 
stehen unter der Oberaufsicht der Anklagekammer. 
Diese Bestimmung ändert jedoch an der Gewalt 
nichts, welche die Vollziehungsbehörden nach Mit- 
gabe der bestehenden Gesetze über sie auszuüben 
haben. 

Die Anklagekammer entscheidet einzig und end- 
lich über alle Widerhandlungen gegen die Bestim- 
mungen der vier folgenden Titel, wenn die von dem 
Gesetze angedrohte Strafe in Verweis oder Busse 
besteht ; spricht das Gesetz irgend eine andere Strafe 
aus, so stellt sie den der Nachlässigkeit in seiner 
Amtsführung beklagten Beamten der gerichtlichen 
Polizei vor den zuständigen ordentlichen Richter. 



Aufsicht. 
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1. Eine ungesetzliche Haussuchung ist mittelst Be- 
schwerde gemäss Art. 40 anzufechten. M. VIII. 256. 

2. Der AppellationS' und Kassationshof ist zuständig 
zur Beurteilung von Beschwerden wegen Amtsmissbrauch 
und Pflichtverletzungen gegen Richterheamte auch wenn 
es sich um deren Funktion aJs Strafrichter handelt. M. 
VIII. 381. 

3. Beschwerden gegen einen Untersuchungsrichter 
sind an die Anklagekammer, nicht an das Obergericht 
zu richten. Beschwerden gegen die Anklagekammer als 
Kollegialgericht entscheidet nicht das Obergericht, son- 
dern der Grosse Rat. M. XII. 289. 

4. Mit einer solchen Beschwerde kann nicht ein diu-ch 
Untersuchungsrichter und Bezirksprokurator gefasster 
Aufhebungsbeschluss wegen materieller Unrichtigkeit an- 
gefochten werden. Abweisung der Beschwerde unter 
Kostenfolge. M. II. 264. 

^^sSiw^xd^n ^^- *'• I^ ^^^ Tidich Mitgabe des vorhergehen- 
^ef ^gerichtii-^ ^^^ Artikels der Anklagekammer vorzulegenden Fällen 
eben Polizei. gQjj j^^j^ gegen einen Beamten der gerichtlichen Po- 
lizei wegen Nachlässigkeit in seiner Amtsführung ge- 
richtete Beschwerde von dem Beschwerdeführer 
schriftlich eingereicht, unterzeichnet und mit den all- 
fällig vorhandenen Beweismitteln versehen werden ; 
sie ist hierauf dem Beklagten mitzuteilen, welcher 
sie ebenfalls schriftlich beantworten soll. Die An- 
klagekammer fällt über die Beschwerde, nachdem sie 
sich nötigenfalls von Amtes wegen weitere Auf- 
schlüsse verschafft hat, ihren Entscheid, den sie den 
Parteien, sowie vorkommendenfalls dem zuständigen 
Regierungsstatthalter zur Vollziehung mitteilt. 

Gehört die Sache nicht vor die Anklagekammer, 
so wird in der durch dieses Gesetzbuch vorgeschrie- 
benen ordentlichen Form verfahren. 

Ein Beschwerdeführer, der mit seiner Beschwerde 
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abgewiesen wird, kann zu Parteikosten des beklagten 
Beamten verurteilt werden. (Anklagekammer). M. IL 124. 

Art. 42. Jede Person, welche von einer straf- ^''prifafeJ^'^ 
baren Handlung Kenntnis erhält oder sich durch 
eine solche verletzt glaubt, kann bei jedem zustän- 
digen Angestellten der gerichtlichen Polizei (Art. 44), 
sowie bei jedem Einwohnergemeinderatspräsidenten 
und Regierungsstatthalter des Kantons deshalb Anzeige 
machen oder Beschwerde erheben und diesem An- 
gestellten oder Beamten alle darauf bezüglichen Nach- 
weise, Protokolle und Akten zustellen. 

Art. 43. In Betreff der Anzeigen und Beschwer- 
den sind übrigens die hierauf bezüglichen Vorschrif- 
ten der folgenden Titel dieses Buches zu beobachten. 

Titel II. 

Von den Polizeiangestellten der Gemeinden 
und des Staates. 

Art. 44. Die Polizeiangestellten der Gemeinden ^®''^^f"°8^ 
und des Staates sind ein jeder in dem Kreise seiner^"**®* wegen. 
Befugnisse und nach Vorschrift der Gesetze verpflich- 
tet, die strafbaren Handlungen zu erforschen. Hierin 
sind jedoch nicht begriffen : 

Ehrverletzungen, Ehebruchfälle und geringere Autnahmen. 
Misshandlungen, welche von Amtes wegen nicht 
verfolgt werden können. 

Betreffend Strafantrag vergl. Anmerkungen zu Art. 83. 

Art. 45. Sie haben über Natur und Umstände, 
über Zeit und Ort der zu ihrer Kenntnis gelangten 
strafbaren Handlungen, sowie über die aufgefunde- 
nen Beweismittel und Anzeigungen Protokolle auf- 
zunehmen und die mutmasslichen Urheber oder Mit- 
schuldigen anzuzeigen. Sie können auch mündlich 
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dem Einwohnergemeinderatspräsidenten oder dem 
Regierungsstatthalter den Bestimmungen des folgen- 
den Titels gemäss Bericht erstatten. 

Art. 46. Sie nehmen die ihnen nach Art. 42 
übermittelten schriftlichen Klagen und Anzeigen ab. 
Sind dieselben mündlich angebracht worden, so neh- 
men sie darüber ein Protokoll auf, das sie von den 
Anzeigern oder Klägern unterzeichnen lassen ; kön- 
nen oder wollen diese nicht unterzeichnen, so ge- 
schieht dieses Umstandes darin Erwähnung. 
Schätzung des ^j.^ ^-j Qj^ j^^^.]^ Vorschrift der beiden vorher- 

verursacnten 

Schadens, gehenden Artikel errichteten Protokolle sollen auch 
Vorkommendenfalls eine ungefähre vorläufige Schätz- 
ung des verursachten Schadens enthalten. Sie sollen 
klar und deutlich abgefasst und mit dem Datum 
sowie mit der Unterschrift ihrer Aussteller versehen 
sein. 

Art. 48. Bei Feld- und Waldfreveln sollen die 
Polizeiangestellten die entwendeten Gegenstände bis 
an den Ort verfolgen wo sie hingebracht worden 
sind, und sie in Beschlag nehmen ; doch dürfen sie 
nur unter Beobachtung der in Art. 53 enthaltenen 
Vorschriften in Häuser, Werkstätten, Gebäude, an- 
liegende Höfe und geschlossene Räume eindringen. 

Die von einem Landjäger und zwei Forstwächtem 
ohne Auftrag und Begleitung vorgenommene Haussuch- 
ung ist gesetzwidrig, bildet daher keinen vollen Beweis 
gemäss Art. 360, sondern nur ein Zeugnis nach Art. 361. 
M. VIII. 256. 

Festnahme Art. 49. Sie haben jedes Individuum, das sie 

auf frischer . *' 

Tat. auf frischer Tat ergriffen haben, festzunehmen und 
dem Regierungsstatthalter, oder wenn sie mehr als 
eine Stunde von dessen Amtssitze entfernt sind, dem 
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Einwohnergemeinderatspräsidenten des Ortes der Be- 
gehung zuzuführen. 

Hierher gehört jede in der Begehung begriffene 
oder eben erst begangene strafbare Handlung. 

Femer gehören dahin die Fälle, wo der Ange- 
schuldigte durch das öffentliche Geschrei verfolgt 
wird, sowie diejenigen, wenn er kurz nach begange- 
ner Tat im Besitz von Effekten, Waffen, Werkzeugen 
oder Papieren betreten wird, welche vermuten lassen, 
dass er Urheber oder Mitschuldiger sei. 

1. ^Frische Tat« oder Verfolgung durch »öffentliches 
Geschrei« liegt nicht schon vor, wenn sich bald nach 
der Brandstiftung ein Gerücht über den angeblichen 
Täter verbreitet. (Bundesgericht). M. V. 305. 

2. Zum Begriff der »frischen Tat« (flagrant d61it). 
Z. XLI. 167. 

Art. 50. Bei Vergehen, welche mit korrektionel- Ausnahme. 
1er Strafe bedroht sind und bei Polizeiübertretungen 
kann die im vorhergehenden Artikel vorgeschriebene 
Festnahme nur ^ in folgenden Fällen stattfinden : 

1. wenn der Angeschuldigte ein Unbekannter ist 
und sich nicht über Namen, Herkunft und Wohn- 
ort ausweisen kann ; 

2. wenn er fremd ist und keinen Wohnort im 
Kanton hat. 

^Vergl. Art. 73 der K. V. vom 4. Juni 1893. 

Die Organe der gerichtlichen Polizei sind verpflichtet, 
sich vor der Festnahme über das Vorhandensein der hier 
erwähnten Voraussetzungen zu vergewissem, ansonst die 
Verhaftung eine ungesetzliche ist, selbst wenn sich nach- 
her herausstellt, dass die Voraussetzungen tatsächlich 
vorhanden waren. M. XIV. 352. 

Art. 51. Jeder Angestellte der Polizei kann er- 
forderlichenfalls von dem Einwohnergemeinderats- 
präsidenten des Ortes Beistand verlangen. 
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Bürgerpflicht Alt. 52. Ist keine oder nur unzureichende öffent- 

zur 

Hüifeieistung. jici^^ Macht vorhauden, so soll, jedoch nur wenn es 
sich um Verbrechen handelt, jeder Bürger auf erhal- 
tene Aufforderung eines Polizeiangestellten hin, Bei- 
stand leisten. Von dieser Pflicht sind entbunden : 
die Verwandten und Verschwägerten des Angeschul- 
digten in gerader Linie und in der Seitenlinie bis zu 
dem sechsten Grad einschliesslich, sowie seine Dienst- 
boten und Taglöhner. 

Fälle der Mit- Art. 53. Köuncn die Erforschung der strafbaren 

Wirkung des o 

Einwohner- Handlunß^en oder die in Art. 48 vorgeschriebenen 

gemeinderats- o ^ c» 

^o^deJ^des" Nachsuchungen, oder endlich die in Art. 49 vorge- 
^ffj®"ff^S" sehene Festnahme nicht anders als in Häusern, 

sta.ttii3.iters • 

Werkstätten, Gebäuden, anliegenden Höfen und ge- 
schlossenen Räumen vorgenommen werden, so kann 
der Polizeiangestellte nur infolge Auftrags und in 
Begleitung des Regierungsstatthalters oder des Ein- 
wohnergemeinderatspräsidenten des Ortes in diesel- 
ben eindringen.^ 

^Vergl. Art. 76 der K. V. vom 4. Juni 1893. 

Bei dem Eindringjen in Häuser müssen die Formen 
der Haussuchung (Art. 131 ff.) beobachtet werden. Die 
Haussuchung des Art. 53 dient aber unmittelbar der Er- 
forschung der strafbaren Handlung, während die Haus- 
suchung des Art. 129 die Beschlagnahme der zur Kon- 
statierung der strafbaren Handlung dienenden Gegen- 
stände bezweckt. Z. XLI. 167. 

Festnahme Art. 54. Jeder Büre:er kann gfleichfalls, unter 

durch Bürger ^ ^ ^ . 

auf frischer Beobachtung: der in den vorhergehenden Artikeln 

Tat. " . . . 

enthaltenen Bestimmungen, eine auf frischer Tat er- 
griffene Person festnehmen. 

Art. 55. Lassen die Umstände die sofortige Vor- 
führung eines nach Mitgabe der vorhergehenden Ar- 
tikel Verhafteten vor den Einwohnergemeinderats- 
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Präsidenten oder den Regierungsstatthalter nicht zu, 
so soll er in das gewöhnliche Untersuchungsgefäng- 
nis des Bezirks und wenn dies nicht möglich ist, 
sonst in Gewahrsam gebracht und einer oder mehr- 
eren Personen zur Bewachung anvertraut werden. 
Er kann aber höchstens 24 Stunden auf diese Weise 
verwahrt bleiben. 

Art. 56. Ueberdies ist der Angeschuldigte mit 
aller einem Bürger, dessen Schuld noch nicht gesetz- 
lich erwiesen ist, geziemenden Schonung zu behan- 
deln. Die durch die zwei letzten Alineas des Art. 
150 hiernach vorgeschriebenen Förmlichkeiten sind 
ebenfalls zu beobachten.^ 

^Vergl. Art. 73 der K. V. vom 4. Juni 1893. 
Die »geziemende Schonung« liegt nicht vor, wenn 
der Verhaftete ohne zwingende Notwendigkeit in eine 
zumeist von Vagabunden bevölkerte, ungesunde, gemein- 
schaftliche Zelle geworfen wird. (Bundesgericht). M. 
V. 305. 

Art. 57. Die Anzeigen und Berichte der Polizei- Ein^llTede'r 
angestellten der Gemeinden und des Staates sind^^°«^*|J^°j^^^ 
von ihnen binnen drei Tagen, von der Entdeckung «®J^®*5^^^^^^- 
der strafbaren Handlung: an gerechnet, dem Ein- „°**?' ^^^ 

o ' Regierun^s- 

wohnergemeinderatspräsidenten oder dem Regierungs- Statthalter. 
Statthalter zu übermitteln oder abzustatten. 

In der nämlichen Zeitfrist von drei Tagen sollen 
sie die bei ihnen schriftlich eingereichten, oder von 
ihnen selbst nach Mitgabe der Art. 45 und 46 nieder- 
geschriebenen Klagen und Anzeigen jenen Beamten 
übermitteln. 

Art. 58. Handelt es sich jedoch um einfache Ausnahmen 

•^ von der 

Feld- und Waldfrevel an Privateie^entum, so läuft verfoii^ung 

^ ' ^ von Amtes 

die im ersten Absatz des vorhergehenden Artikels wegen, 
bestimmte Zeitfrist erst von dem Tage an, wo der 
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Verletzte auf gehörige Anfrage des Polizeiangestell- 
ten hin gerichtliches Einschreiten verlangt hat. 
^Pouzei-^' Art. 59. Der Polizeiangestellte, welcher den in 

angestellten, diesem Kapitel vorgeschriebenen Regeln zuwiderhan- 
delt, kann zu einem Verweis oder zu einer Busse 
von höchstens fünfzehn Franken verurteilt werden. 
Dadurch wird jedoch vorkommendenfalls schwereren 
Strafen und Entschädigungen nicht vorgegriffen. 

Art. 60. Jeder Polizeiangestellte, welcher zu sei- 
ner Kenntnis gelangte strafbare Handlungen nicht 
anzeigt, wird zu einer Busse von dreissig Franken 
und beim Rückfalle zu einer Einstellung von höch- 
stens einem Jahr und nach Umständen selbst zur 
Entsetzung verurteilt. 

Titel III. 

Von den Binwohnergemeinderatspräsidenten 
und den Regierungsstatthaltern. 

Pflichten im Art. 61. Die Einwohnere^emeinderatspräsidenten 

allgemeinen. ö r- 

und die Regierungsstatthalter nehmen die ihnen nach 
Mitgabe dieses Gesetzbuches zugCvStellten Anzeigen 
und Berichte, sowie die schriftHchen Klagen von 
Privatleuten ab. 

Sie errichten über die bei ihnen von den Poli- 
zeiangestellten oder von Privatleuten mündlich ange- 
brachten Klagen und Anzeigen Protokolle, welche 
von diesen zu unterzeichnen sind. Können oder 
wollen die letztern nicht schreiben, so wird dies 
angemerkt. 

Die Einwohnergemeinderatspräsidenten und Re- 
gierungsstatthalter haben dafür zu sorgen, dass die 
Anzeigen und Protokolle so genau und umständlich 
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abgefasst werden als nur möglich, und darin insbe- 
sondere schon im voraus die allfälligen Beweismittel 
(Zeugen, Urkunden u. s. w.) namhaft gemacht werden, 
welche dem Anzeiger zu Gebote stehen. Unförm- 
liche oder unvollständige Anzeigen soll der Regie- 
rungsstatthalter sofort zur bessern Abfassung zurück- 
weisen, oder je nach Umständen den Anzeiger selbst 
zu Protokoll vernehmen. 

Art. 62. Ist der Fall eines Verbrechens vorhan- Festnahme 

des Anre- 
den und ist der Angeschuldigte nicht auf frischer »chuidigten. 

Tat ergriffen und festgenommen worden, so soll der 
Regierungsstatthalter in Beobachtung der einschla- 
genden Bestimmungen der Art. 147 ff. und 156 die 
Verfolgung und die Verwahrung desselben in dem 
Untersuchungsgefängnis anordnen, sofern gewichtige 
Anzeigen vorliegen und die Sache dringlich ist. 

Art. 63. Erfordert die Erforschung der straf- Haussuchung, 
baren Handlung die Durchsuchung von Häusern, 
Werkstätten, Gebäuden, anliegenden Höfen und ge- 
schlossenen Räumen (Art. 53), so soll sich der Ein- 
wohnergemeinderatspräsident oder der Regierungs- 
statthalter nur in dringlichen Fällen und wenn 
schwere Verdachtsgründe vorhanden sind, zur Auf- 
nahme des Protokolls an Ort und Stelle begeben 
(Art. 45 und 61). ^ 

^Vergl. Art. 76 der K. V. vom 4. Juni 1893. 

1. In der Stadt Bern kann sich der Einwohnergemein- 
deratspräsident durch den Polizeiinspektor und dieser 
wieder durch den Polizeisekretär bei der Haussuchung 
vertreten lassen, auch wenn diese vom Regierungsstatt- 
halter angeordnet wurde. M. VII. 62. 

2. In der Gemeinde Bern kann an Stelle des Ge- 
meindepräsidenten treten der städtische Polizeidirektor 
oder der Chef der IL Abteilung der Polizeidirektion, 
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der seinerseits wieder durch den Chef einer andern Ab- 
teilung vertreten werden darf. Eine Delegation an wei- 
tere, untergeordnete Beamte ist nicht zulässig. Z. XXXIX. 
421. 

^nlhme^' ^^* ^^' ^^ ^^^^ ^^^ Waffen und alles in Beschlag 

nehmen, was anscheinend zur Ausführung des Ver- 
brechens oder Vergehens gedient hat oder dazu be- 
stimmt war ; ebenso alles, was durch die Tat hervor- 
gebracht worden zu sein scheint oder zur Entdeck- 
ung der Wahrheit dienen kann. 

Art. 65. Die in Beschlag genommenen Gegen- 
stände werden so gut wie möglich aufbewahrt, be- 
zeichnet, verschlossen und versiegelt, und der Regie- 
rungsstatthalter gibt sie nur bei der Uebermittlung 
der Sache an den Untersuchungsrichter aus den 
Händen. 

Art. 66. Ist die Festnahme des Angeschuldigten 
in den durch Art. 53 vorgesehenen Fällen vorzu- 
nehmen, so begibt sich der Einwohnergemeinderats- 
präsident oder der Regierungsstatthalter gleichfalls 
an Ort und Stelle, um die durch die Umstände ge- 
botenen Durchsuchungen zu veranstalten. 

Art. 67. Bei der Anordnung und Vollziehung 
der in den Artikeln 63 bis und mit 66 angeordneten 
Massregeln sind überdies die Vorschriften der Artikel 
121 ff. und Art. 147 ff. zu beobachten. Doch soll 
sich der Einwohnergemeinderatspräsident, wenn der 
Regierungsstatthalter nicht anwesend ist, stets von 
zwei Zeugen begleiten lassen. 

I. Diejenigen Teile des Haussuchungsverbais, welche 
Tatsachen konstatieren, die nicht auch von den gemäss 
Art. 67 beigezogenen Zeugen festgestellt worden sind, 
machen nicht Beweis. Zu einer Kassation der Haus- 
suchung gibt dieser Tatbestand aber nicht Anlass. Die 
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erwähnten Tatsachen können durch das Zeugnis der bei 
der Haussuchung anwesenden Polizisten erwahrt werden. 
Z. XLI. 613. 

2. Als Zeugen können nicht die mitgebrachten Poli- 
zisten gelten. Z. XXXIX. 421. 

Art. 68. Wird eine auf frischer Tat ergriffene ^^Yc^^J^^ 
Person vor den Einwohnergemeinderatspräsidenten Festnahme, 
geführt oder auf seinen Befehl festgenommen (Art. 
49, 53 und 66), so soll sie derselbe sofort dem Regie- 
rungsstatthalter zur Verfügung stellen, wenn die 
Handlung derart ist, um korrektionelle oder peinliche 
Bestrafung nach sich zu ziehen. 

Art. 69. Ist die vor dem Einwohnergemeinderats- Pouzeisachen. 
Präsidenten erscheinende Person wegen einer Poli- 
zeiübertretung festgenommen worden, so fragt sie 
dieser summarisch übdr Namen, Vornamen, Alter, 
Beruf, Wöhhort und die Hauptumstände dei-' verüb- 
ten Tat und erriihf^^ Hierüber ein Protokoll. 

Der Angeschuldigte wird sofort entlassen, 

1. wenn er beweist, dass er Kantonsbürger oder 
im Kanton angesessener Fremder ist ; 

2. wenn er, ohne diese Eigenschaft zu besitzen, 
genügende Sicherheit für die Vollziehung jedes 
zu erwartenden Urteils nebst allen Nebenkosten 
leistet. 

Er hat einen Wohnsitz in dem Bezirke zu be- 
zeichnen, wo die Uebertretung stattgefunden. 

Art. 70. Kann der Angeschuldigte nicht nach 
Mitgabe des vorhergehenden Artikels freigelassen 
werden, so ist er sofort dem Regierungsstatthalter 
zur Verfügung zu stellen. 

Art. 71. Wenn eine auf frischer Tat ergriffene 
und gemäss den Art. 49, 53 und 66 festgenommene 
Person vor dem Regierungsstatthalter erscheint, so 
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richtet sich dieser in Fällen von Vergehen und Poli- 
zeiübertretungen nach den Vorschriften des Art. 69. 
Ist hingegen die strafbare Handlung derart, dass 
sie peinliche Bestrafung nach sich ziehen könnte^ 
oder kann der Angeschuldigte nicht nach Mitgabe 
der Art. 69 und 70 freigelassen werden, so wird er 
in Haft gebracht, 
ueberweisung: ^^t. 72. Ist in Gemässhcit des Art. 42 eine 

der Anzeigen ^ 

zustand! e Sachc bei einem Regierungsstatthalter anhängig ge- 
Behörde. macht wordcu, so übermittelt sie dieser, wenn er 
nicht selbst nach den in Buch I, Titel II dieses Ge- 
setzbuches aufgestellten Grundsätzen zuständig ist^ 
dem Regierungsstatthalter des Ortes der Begehung. 

Art. 73. Die Einwohnergemeinderatspräsidenten 
sollen die ihnen eingereichten Anzeigen, sowie die 
von ihnen errichteten Protokolle sofort den betreffen- 
den Regierungsstatthaltern zusenden. 

Art. 74. Der Regierungsstatthalter soll die ihm 
eingereichten Anzeigen einer vorläufigen Prüfung 
unterwerfen. Stellt es sich hierbei als ganz unzweifel- 
haft heraus, dass keine strafbare Handlung vorliege, 
so beschliesst er, dass der Sache keine weitere Folge 
zu geben sei. Ist dagegen die eingeklagte Handlung 
eine strafbare, ergeben sich aber durchaus keine 
Spuren in Betreff der Täterschaft, so behält er die 
Anzeige so lange in Händen, bis es der Polizei ge- 
lingt, irgend welche Indizien gegen eine bestimmte 
Person, als den wahrscheinlichen Täter zu ermitteln. 

In allen andern Fällen überweist der Regierungs- 
statthalter, nachdem er die ersten vorläufigen Vor- 
kehren zur Herstellung des objektiven Tatbestandes 
getroffen (Art. 62 bis 74, Art. 147 ff. und Art. 156), 
ohne Verzug die Protokolle, Akten, sowie die Ge- 
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genstände, welche zufällig mit Beschlag belegt wer- 
den sind, dem Untersuchungsrichter. Er stellt gleich- 
falls die verhafteten Angeschuldigten zu dessen 
Verfügung. „, j^j 

Die in Art. ^Im vorgesehenen Zwangsmassnahmen 
gegen widerspenstige Zeugen stehen dem Regierungs- 
statthalter nicht zu. M. VI. 189. (hat der Regierungs- 
statthalter überhaupt die Befugnis, Zeugen vorzuladen? 
welche Zwangsmassregeln hätte er gegen deren Nicht- 
erscheinen ?) 

Art. 75. Die Einwohnergemeinderatspräsidenten Aufsicht. 
und die Regierungsstatthalter sollen die Polizeiange- 
stellten des Staates und der Gemeinde streng beauf- 
sichtigen ; sie sollen diejenigen, welche ihre Pflicht 
nicht tun, der Staatsanwaltschaft anzeigen und da- 
rüber wachen, dass die Protokolle und Akten über 
die Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen dem 
Gesetze gemäss abgefasst werden. 

Art. 76. Die Einwohnergemeinderatspräsidenten 
stehen in der Ausübung der ihnen durch den gegen- 
wärtigen Titel übertragenen Funktionen unter der 
unmittelbaren Aufsicht der Regierungsstatthalter, die 
gegen sie dieselben Pflichten zu erfüllen haben, 
welche jenen der vorhergehende Arkikel gegen die 
untern Polizeiangestellten auferlegt. 

Art. 77. Die Einwohnergemeinderatspräsidenten 
und Regierungsstatthalter halten Kontrollen, in wel- 
chen sie ohne Verzug und nach der Reihenfolge die 
gerichtspolizeilichen Massregeln eintragen sollen, wel- 
che sie nach Mitgabe der obigen Vorschriften vor- 
genommen haben. 

Diese Kontrollen werden eingebunden und pagi- 
niert ; diejenige des Regierungsstatthalters wird von 
dem Bezirksprokurator, und diejenige des Einwohner- 
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gemeinderatspräsidenten von dem Regierungsstatt- 
halter beglaubigt. Alle Vierteljahre werden sie durch 
die Beamten visiert, welche sie beglaubigt haben, 
der Eiiwohner- ^^' '^^' ^^^ Einwohncrgemeinderatspräsidenten 
^pr'äf identen*' ^^^ die Regicrungsstatth alter, welche unter irgend 
He^lerun^s- ^^^^^ Vorwand eine ihnen gesetzlich angezeigte 
8t?tthaiter. Sachc Zurückbehalten, oder auf sonstige Weise den 
ihnen durch dieses Gesetzbuch als Beamten der ge« 
richtlichen Polizei auferlegten Pflichten zuwiderhan- 
deln, werden mit einem Verweise, oder nach Um- 
ständen mit einer Amtseinstellung von höchstens 
sechs Monaten bestraft. Beim Rückfall, sowie bei 
Vorwalten von Gefährde kann Entsetzung eintreten. 
Diese Bestimmungen tun weiterer Bestrafung und 
Entschädigungspflicht, wenn dazu Grund vorhanden 
ist, keinen Eintrag. 

Titel IV. 

Von den Untersuchungsrichtern. 

üfgemirne". ^^' ^^' ^^^ Untcrsuchungsrichter empfängt die 

Protokolle, Anzeigen, Klagen, Aktenstücke und Effek- 
ten, welche ihm von den Regierungsstatthaltem nach 
Mitgabe der vorhergehenden Bestimmungen überge- 
ben worden. Er empfängt ebenfalls die in Haft be- 
findlichen Personen, welche ihm zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Ein Verfahren, das der Untersuchungsrichter (abge- 
sehen von den Fällen der Art. 94 und 95) von sich aus, 
d. h. ohne Vermittlung des Regierungsstatthalters durch- 
geführt hat, ist gesetzwidrig und wird kassiert. Ebenso 
der darauf begründete Ueberweisungsbeschluss des Un- 
tersuchungsrichters und Bezirksprokurators. M. X. 191. 
a)iI^Fäilen°von ^^' ^0. Er ist Verpflichtet, ohne Verzug die 
Verjährung. Aktcnstückc ZU prüfcu. Ergibt es sich daraus, dass 
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die öffentliche Verfolgung verjährt ist, so legt er die 
Sache, wenn sie eine Verfolgung von Amtes wegen 
ohne Klage des Verletzten nach sich zieht, dem Be- 
zirksprokurator vor. Ist dieser gleicher Ansicht mit 
dem Untersuchungsrichter, sj wird der Sache keine 
Folge gegeben ; ist er anderer Ansicht, so wird die- 
selbe der Anklagekammer vorgelegt. 

In den Fällen, wo die Verfolgung nur auf die 
Klage des Verletzten hin stattfindet, entscheidet der 
Untersuchungsrichter, ohne die Staatsanwaltschaft 
darüber anzufragen. 

Jede Partei kann jedoch an die Anklagekammer 
rekurrieren. 

Art. 81. Die Polizeiübertretung^en, deren Tatbe- b) bei gehörig 

-ifi T-»i-' hergestellten 

stand durch emen Beamten der s^enchtlichen Polizei Pouzeiübertre- 

tungen. 

hergestellt ist, oder welche durch die Umstände und 
Aktenstücke erwiesen zu sein scheinen, behält der 
Untersuchungsrichter, um als Polizeirichter darüber 
zu urteilen. Ist ihm diese Stellung nicht zugleich 
übertragen, so übermittelt er die Sache unverzüglich 
dem Polizeirichter des Bezirks. 

Art. 82. In allen übrigen Straffällen wird nach^>^2^^^°jf^^'/- 
den in Titel VI dieses Buches vorgesschriebenen 
Formen zur Untersuchung geschritten. 

Art. 83. Die Feld- und Waldfrevel an Privatei- ^|^*°k^tJf|" 
gentum, sowie die Ehrverletzungen, geringeren Miss- ^o^^A^t'Jjf 
handlungen und Ehebruchfälle werden nur verfolgt, ^^In^e^t?" 
wenn der Verletzte nach Art. 58 der öffentlichen 
Verfolgung beitritt, oder selbst Klage erhebt (Art. 42 
und 46). 

Bei Anzeigen wegen Ehrverletzungen und ge- 
ringern Misshandlungen kann jedoch der Untersuch- 
ungsrichter, bevor er denselben Folge gibt, von dem 
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Kläger verlangen, dass er mittels Hinterlegung einer 
vom Richter zu bestimmenden Su^ime oder Bürg- 
schaftsverpflichtung für die Untersuchungskosten 
Sicherheit leiste, und wenn dieses innerhalb acht 
Tagen nicht geschieht, die amtliche Verfolgung der 
Anzeige von der Hand weisen. 
Alinea i : 

1. Art. 83 Alinea i ist nicht mehr in Kraft, soweit 
nicht durch die Bestimmungen des Str. G. bestätigt. Der 
Feldfrevel ist daher als Officialdelikt zu behandeln. 
Z. XXXX. 635. 

2. Zur Durchführung des Strafverfahrens bei Antrags- 
delikten ist wohl ein Strafantrag notwendig, nicht aber 
die Anhebung einer Civil-(Adhäsions-)klage. Z. XXXIX. 81. 

3. Wenn eine Behörde beleidigt wurde, so können 
die einzelnen Mitglieder der Behörde als »Verletzte« den 
Strafantrag stellen. M. I. 401. 

4. Die Vormundschaftsbehörde ist nicht legitimiert, an 
Stelle antragsberechtigter Bevormundeter einen Strafan- 
trag zu stellen. M. VII. 306. 

5. Für minderjährige Antragsberechtigte muss deren 
gesetzlicher Vertreter den Strafantrag stellen. M. XV. 333. 

6. Hinsichtlich der Stellung des Strafantrages besitzt 
der Ehemann gegenüber seiner Frau keine gesetzliche 
Vertretungsbefugnis. M. XIV. 362. 

7. Infolge der höchstpersönlichen Natur des Antrags- 
rechtes kann der Ehemann nur vermöge eines ihm von 
der Ehefrau erteilten Auftrages im Namen derselben 
einen Strafantrag stellen. Seine Vertretungsmacht be- 
zieht sich nur auf die Erklärung des Willens, nicht auf 
den Willen selbst. Z. XXXX. 413. 

8. Ein Strafantrag kann gültig gestellt sein, ohne dass 
eine bestimmte Person als Angeschuldigter genannt wird. 
Ein Straf an trag gegen »alle Teilnehmer an der Miss- 
handlung« genügt. M. XIII. 134. (App.- und Kass.-Hof). 

9. Der Strafantrag kann auf alle angeblich bei einem 
bestimmten Anlass ausgestossenen Ehrv^erletzungen lau- 
ten, ohne dass sie im einzelnen bezeichnet zu werden 
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brauchen. Der Antrag gilt dann als für alle Ehrverletz- 
ungen gestellt, die sich im Laufe des Verfahrens heraus- 
stellen. M. X. 325. XL 143. 

10. In Antragsfällen kann eine Verurteilung nicht nur 
wegen der in der Strafanzeige genannten Vorfälle, son- 
dern wegen aller Handlungen erfolgen, in Bezug aufweiche 
im Zeitpunkt der Urteilsfällung ein Strafantrag vorliegt. 
Der Antrag kann im Laufe des Verfahrens auf weitere 
Handlungen des Angeschuldigten ausgedehnt werden. 
M. IX. 32. 

11. Kommt in der Hauptverhandlung betreffend Ehr- 
verletzung noch eine andere als die eingeklagte Ehr- 
verletzung des Angeschuldigten zum Vorschein, so muss 
der Richter gemäss Art. 95, der auch für Antragsdelikte 
gilt, auf Antrag des Straf klägers die Strafverfolgung 
auch auf diese weitere Ehrverletzung ausdehnen. M. XL 

143- 

12. Unteilbarkeit des Straf antrages. Ist der Antrag 
nur gegen einen Teilnehmer gestellt, so ist die Unter- 
suchung von Amtes wegen auf die übrigen auszudehnen 
(vergl. Art. 94). M. I. 197. IL 162. 

13. Unteilbarkeit des Strafantrages. Der Rückzug des 
Antrages gegen einen Teilnehmer hat Einstellung des 
Verfahrens gegen alle zur Folge. M. IL 302. V. 58. 

14. Unteilbarkeit des Straf antrages. Trotz Zurück- 
nahme des Antrages gegen einen Angeschuldigten, wird 
das Strafverfahren gegen alle Teilnehmer fortgesetzt. 
M. XII. 70. XIV. 363. 

15. Unteilbarkeit des Rückzuges des Strafantrages. 
Ein Rückzug des Antrages durch den Verletzten ist nur 
wirksam, wenn er sich auf alle Teilnehmer bezieht. 
Z. XXXVIII. 179. 440. 

16. Ein bedingter Rückzug des Straf an träges ist recht- 
lich unwirksam. Z. XXXIX. 409. XXXX. 233. 

Alinea 2 : 

17. Zum Begriff der »geringem Misshandlungen«. 
Lautet die Anzeige ausser auf (geringe) Misshandlung 
noch auf ein anderes Delikt (Drohung), so darf Art. 83, 
Alinea 2 nicht angewendet werden. Z. XXXV. 432. 
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Kontrolle. 



i8. Die Verfügung des Richters, wonach er eine 
Strafanzeige wegen mangelnder Kaution von der Hand 
weist, bildet keine definitive Erledigung des Verfahrens, 
sondern nur Einstellung. Sobald der Vorschuss geleistet 
und Fortsetzung verlangt wird, so wird das nämliche 
Verfahren weitergeführt. Z. XLI. 505. 

Art. 84. Der Untersuchungsrichter hält ein Re- 
gister über alle bei ihm nach Vorschrift dieses Ge- 
setzbuches anhängig gemachten Geschäfte und über 
die von ihm in Betreif jedes einzelnen getroffenen 
Massnahmen. 

Titel V. 
Von der Staatsanwaltschaft« 



Pflichten der 



Art. 85. Die Bezirksprokuratoren üben in ihren 
^^or'enraMm betreffenden Bezirken eine genaue Aufsicht über 
allgemeinen, ^jj^ übrigen Beamten der gerichtlichen Polizei aus. 
Sie können die Kontrollen der Polizeiangestellten zu 
jeder Zeit einsehen, und sollen sich diejenigen der 
Einwohnergemeinderatspräsidenten, Regierungsstatt- 
halter und Untersuchungsrichter so oft es die Um- 
stände erlauben, vorlegen lassen. 

Sie haben auch das Recht, gerichtliche Verfol- 
gungen zu veranlassen, die Vornahme einer bestimm- 
ten Untersuchungshandlung zu befehlen und dem 
Regierungsstatthalter, sowie dem Untersuchungsrich- 
ter, bei den Hausdurchsuchungen und überhaupt bei 
allen Untersuchungshandlungen beizustehen. 

Art. 86. Sie berichten dem Generalprokurator 
über die zu ihrer Kenntnis gelangten Missbräuche, 
und zeigen ihm die Beamten der gerichtlichen Poli- 
zei an, welche ihrer Pflicht zuwider gehandelt haben. 

Art. 87. Sie sind überdies verpflichtet, dem Ge- 
neralprokurator halbjährlich einen Bericht über den 



b) im 
besondern 
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Zustand der gerichtlichen Polizei, über den Gang 
der Untersuchungen und über die von ihnen bemerk- 
ten Missbräuche zu erstatten. 

Art. 88. Der Generalprokurator hat dieselben ^^^^^^^^^t^"^^^ 
Rechte, wie die Bezirksprokuratoren. Ueberdies über- 'ators. 
wacht er die Amtsführung der letztem und gibt 
ihnen die nötigen Weisungen. Jedes Halbjahr er- 
stattet er einen umständlichen Bericht über den Zu- 
stand der gerichtlichen Polizei an die Anklagekammer. 

Titel VI. 
Von der Voruntersuchung. 

KAPITEL I. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 89. Die Voruntersuchung hat die Sammlung ^51®''^*^^'* 
der Beweise des Vergehens sowie der Schuld und "'^*®""^**"°8r- 
Unschuld des Angeschuldigten nach den gesetzli- 
clien Formen zum Gegenstande. Sie wird ohne 
Einmischung der Parteien geführt. 

In Fällen, welche voraussichtlich nur korrektio- 
neile Beurteilung zur Folge haben werden, wird die 
Voruntersuchung soweit möglich abgekürzt, und es 
sind nur diejenigen Untersuchungshandlungen vor- 
zunehmen, welche notwendig sind, damit das Haupt- 
verfahren seinen geregelten Fortgang nehmen könne. 

In einfachen Polizeifällen findet in der Regel 
eine Voruntersuchung nicht statt, sondern es wird 
sofort das durch Titel II und III des dritten Buches 
vorgeschriebene Verfahren eingeleitet. 

I. Zuspruch einer Nichtigkeitsklage der Staatsawalt- 
schaft wegen grober Verletzung der Untersuchungspflicht 
durch den Untersuchungsrichter. Z. XXII. 380. 
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2. Die Voruntersuchung bezweckt in korrektionellen 
Fällen nicht eine Sammlung des vollständigen Prozess- 
stoflfes, sondern nur die Ermöglichung der Ueberweisung 
und eines geregelten Ganges des Hauptverfahrens. 
Z. XXXVIII. i8i. 

3. Anweisung der Polizeikammer an ein Richteramt 
zur Befolgung des Art. 89, speziell Alinea 2 und 3. 
Z. XXII. 525. 

4. Alinea 2 triflft für alle Fälle zu, wo der Einzelrich- 
ter als Polizei- oder korrektioneller Richter urteilt. Ist 
keine Voruntersuchung geführt worden, so findet ein 
Ueberweisungs verfahren, d. h. eine Vorlegung der Akten 
an den Bezirksprokurator gemäss Art. 238 nicht statt 
und die Anklagekammer hat allfällige Meinungsdifferen- 
zen zwischen Richter und Bezirksprokurator (Art. 239) 
nicht zu enscheiden. M. VII. 192. 

5. In den Fällen, wo gemäss Alinea 3 in der Regel 
keine Voruntersuchung stattfinden soll, darf doch der 
Untersuchungsrichter nach seinem Ermessen eine solche 
veranstalten. In diesem Falle ist nach Beendigung der 
Voruntersuchung gemäss Art. 237 vorzugehen. M. IX. 49. 

6. Alinea 3. Wenn keine Voruntersuchung stattfindet, 
so muss der Richter nach Art. 287 Alinea i vorgehen. 
Eine direkte Eröffnung der eigentlichen Hauptverhand- 
lung ist unzulässig. M. X. 68. 

^de'/öffen"*^ Art. 90. Wird es jedoch zur Herstellung des 

**^**®^^'^°'" Tatbestandes eines Vergehens notwendig, Tatsachen 
und Rechtsfragen ins Reine zu bringen, die rein 
civilrechtlicher Natur sind, so kann der Angeschul- 
digte verlangen, dass die öffentliche Verfolgung so 
lange verschoben werde, bis durch die zuständige 
Behörde über die Civilfragen endlich entschieden ist. 
Verfahren. Art. 91. Sobald der Angeschuldigte die im 

vorigen Artikel vorgesehene Verschiebung begehrt, 
soll der Untersuchungsrichter ein Protokoll darüber 
aufnehmen und die Sache der Staatsanwaltschaft 
vorlegen. 
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Sind der Untersuchungsrichter und der Bezirks- 
prokurator einverstanden, dass das Begehren des 
Angeschuldigten begründet sei, so wird die Unter- 
suchung eingestellt und dem Angeschuldigten eine 
Frist von drei Monaten gestattet, um seine Civil- 
klage anzubringen oder zur Klage aufzufordern. ^ 

Wenn hingegen der Untersuchungsrichter und 
der Bezirksprokurator oder einer von ihnen das Be- 
gehren des Angeschuldigten unbegründet findet, so 
wird die Sache der Anklagekammer zum Entscheide 
vorgelegt. 

^Vergl. § 312 ff. C. P. 

1. Die dreimonatliche Frist läuft nicht, ohne dass sie 
dem Angeschuldigten gesetzlich eröffnet ist. Kassation 
von Amtes wegen, wenn später trotzdem das Verfahren 
fortgesetzt wurde. M. II. 123. 

2. Die dreimonatliche Frist ist nicht innegehalten, 
wenn innerhalb dieser Zeit nur ein Aussöhnungsversuch 
veranstaltet, nicht aber die Klage angebracht wurde. 
Auf ein Gesuch um Erstreckung der dreimonatlichen 
Frist wird nicht eingetreten. M. IV. 246. 

Art. 92. Die Einstellung der öffentlichen Verfol-^wirkun^der^ 
gung hat notwendigerweise die Freilassung des An- ve^*i*u*If° 
geschuldigten zur Folge, wenn er nicht aus andern 
Gründen in Haft behalten wird. 

Art. 93. Die Voruntersuchungshandlungen sind 
nicht öffentlich ; alle dabei mitwirkenden Personen 
sollen das Geheimnis über dieselben unverbrüchlich 
wahren. 

I. Die Akten einer abgeschlossenen. Untersuchung, 
die zu keiner Ueberweisung geführt hat, dürfen nicht 
als Beweismittel in einem andern Prozess herausgegeben 
werden, (staatsrechtlicher Rekurs gegen diesen Ent- 
scheid vom Bundesgericht abgewiesen). M. XV. 188. 
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2. Ein Recht auf Edition von Untersuchungsakten, 
die zu keinem Ueberweisungsbeschluss geführt haben, 
hat niemand. Die Strafbehörden dürfen solche Akten 
an niemand herausgeben. Z. XXXX. 109. (Anklage- 
kammer). 

Untersuchung«. ^^^' ^^' ^^^ Untersuchungsiichter soll alle Per- 
a) «lI?Au8deh.^^^^^' &^g^^ welche schwerc Anzeigen ihrer Teil- 
°ter8uchur° ^^^hme an der strafbaren Handlung vorliegen, in die 
anscheinend Untersuchung ziehen, auch wenn sie in der Klage 
Schuldigen, oder in der Anzeige nicht als Angeschuldigte bezeich- 
net worden sind. 

1. Dieser Artikel gilt auch für Antragsdelikte. Ist 
daher der Antrag nur gegen einen Teilnehmer gestellt, 
so ist die Untersuchung von Amtes wegen auf alle Teil- 
nehmer auszudehnen ' (Unteilbarkeit des - Strafantrages ). 
M. I 197. IL 162: ' 

2. Dieser Artikel gilt allerdings auch im Hauptver- 
fahren und bei Antragsdelikten, nicht aber, wenn durch 
einen von Untersuchungsrichter und Bezirksprokurator 
gefassten Ueberweisungsbeschluss der Kreis der über- 
wiesenen Personen bereits festgesetzt ist. M. IX. 363. 

3. Gilt dieser Artikel auch für Antragsdelikte? 
M. XL 44. 

4. Abgesehen von den Fällen der Art. 94 und 95 
darf der Untersuchungsrichter, ohne dass ihm die Sache 
vom Regierungsstatthalter oder Staatsanwalt oder von 
der Anklagekammer zugewiesen wäre, keine Untersuch- 
ung beginnen. Eine solche Untersuchung wird kassiert, 
ebenso der darauf begründete Ueberweisungsbeschluss 
des Untersuchungsrichters und Bezirksprokurators. M. 
X. 191. 

5. Der Entscheid des Richters über ein Parteibegehren 
um Vereinigung mehrerer Strafsachen ist ein Vorfrage- 
entscheid (appellabel bei Appellabilität der Hauptsache). 
M. VIII. 9. 

6. Vergl. Art. 423 und Anmerkung dazu. 
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Art. 95. Der Richter soll endlich die Untersuch- «» ^"' verfoi- 

gung von 

ung von Amtes wegen über alle strafbaren Hand- '^™*®® wegen, 
lungen des Angeschuldigten ausdehnen, die vor oder 
während der Voruntersuchung zu seiner Kenntnis 
gelangt sind. 

1. Kassation von Amtes wegen infolge Nichtbeach- 
tung der Vorschrift des Art. 95, d. h. weil mehrere 
gleichzeitig gegen denselben Angeschuldigten anhängige 
Untersuchungen nicht vereinigt wurden. M. IX. 47. 

2. Eine Vereinigung von Strafsachen, die erfolgte, 
obschon die Voraussetzungen des Art. 94 oder 95 nicht 
vorliegen, wird anlässlich einer Kassation des darauffol- 
genden Urteils rückgängig gemacht. M. III. 354. 

3. Voraussetzungen der Vereinigungen mehrerer Straf- 
sachen. Xl. 137. 

4. Ist wegen der in der Hauptverhandlung zu Tage 
tretenden weitem strafbaren Handlungen des Angeschul- 
digten die Untersuchung bereits einmal aufgehoben 
wordenj so kann die Ausdehnung nicht einfach auf An- 
trag des Staatsanwaltes in der Hauptverhandlung er- 
folgen, sondern es muss gemäss Art. 266 wegen neu 
entdeckter Beweismittel eine neue Voruntersuchung statt- 
linden. M. I. 425. 

5. Das Begehren um Vereinigung der Strafsache mit 
einer andern ist verspätet, wenn es erst nach Schluss 
der Verhandlungen im^ Plaidoyer gestellt wird. Z. 
XXXVI. 333. 

6. Die Vereinigung mehrerer Strafsachen im Stadium 
der Hauptverhandlung ist durch das Gesetz nicht vor- 
geschrieben, kann jedoch aus praktischen Rücksichten 
durch den Strafrichter mittelst prozessleitender Verfü- 
gung angeordnet werden. Z. XXXX. 570. 

7. Dem Angeklagten steht ein Recht auf Vereinigung 
mehrerer Strafsachen im Stadium der Hauptverhandlung 
nicht zu. Diese Vereinigung steht im Ermessen des 
Gerichts. Z. XLI. 223. 

8. Art. 95 bezieht sich nicht auf Antragsdelikte. Ein 
in der Hauptverhandlung gestellter Antrag auf Ausdeh- 
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nung der Strafverfolgung auf neu zu Tage getretene 
Handlungen des Angeschuldigten, die in der Anzeige 
nicht erwähnt waren, wird abgewiesen. M. III. 272. 

9. In Antragsfällen ist der Richter zwar nicht befugt, 
die Strafverfolgung von sich aus auf andere als die in 
der Strafanzeige genannten strafbaren Handlungen aus- 
zudehnen, wohl aber ist er berechtigt und verpflichtet, alle 
solchen weitern strafbaren Handlungen, die sich seiner 
Ansicht nach zu Indicien für die Schuld des Angeschul- 
digten an der eingeklagten Handlung eignen, von Amtes 
wegen festzustellen. Der Strafantrag kann im Laufe 
des Verfahrens auf solche weitere Vorfälle ausgedehnt 
werden und das Urteil hat alle Handlungen des Ange- 
schuldigten zu beschlagen, in Bezug auf welche im Zeit- 
punkt des Urteils ein Strafantrag vorliegt. M. IX. 32. 

IG. Bei Antragsdelikten darf die Ausdehnung nicht 
von Amtes wegen, sondern nur auf Antrag erfolgen. 
M. X. 325. 

11. Art. 95 gilt auch für Antragsdelikte, sofern ein 
Antrag hinsichtlich der neu zur Kenntnis gelangten De- 
likte vorliegt. Wenn daher während der Hauptverhand- 
lung betreifend Ehrverletzung noch weitere Ehrverletz- 
ungen des Angeschuldigten ausser der in der Strafan- 
zeige bezeichneten zu Tag treten, so hat der Richter 
einem Antrag des Anzeigers, das Verfahren auf diese 
weitem Ehrverletzungen auszudehnen, Folge zu leisten. 
M. XL 143. 

12. Dieser Artikel gilt auch für Antragsdelikte, so- 
bald überhaupt ein Strafantrag vorliegt. Z. XXXVII. 333. 

13. Art. 95 gilt auch für diejenigen Strafsachen, in 
denen keine Voruntersuchung stattfindet, sondern die 
gleich vor dem Einzelrichter instruiert werden (vergl. 
Art. 89, AUnea 3 St. V., Art. 8 E. G. z. St. G.). In sol- 
chen Fällen kann der Antrag auf Ausdehnung in der 
Hauptverhandlung gestellt werden, bei Antragsdelikten 
durch Stellung eines neuen Strafantrages. Z. XXXIX. 580. 

14. Der Umstand, dass Anzeige und Gegenanzeige 
zwischen denselben Parteien vorliegen, begründet an und 
für sich keine Konnexität und rechtfertigt die Vereini- 
gung beider Strafsachen nicht. M. IV. 63. 
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15- Ausser den Fällen der Art. 94 und 95 ist nach 
der Praxis aus allgemein anerkannten praktischen Rück- 
sichten eine Vereinigung mehrerer Strafuntersuchungen 
im nämlichen Verfahren auch zulässig bei Gegenklagen, 
wo es sich um Notwehr, Selbsthülfe, Geltendmachung 
des Hausrechts, Widersetzlichkeit, Provokation und Re- 
torsion und dergleichen handelt, jedoch nur wenn 

a) die verschiedenen Klagen einen einheitlichen Vorfall 
betreifen, z. B. einen Wortwechsel, eine Prügelei, 
einen Raufhandel u. s. w, und 

b) durch die Vereinigung keine Ueberschreitung der 
strafrichterlichen Kompetenz (für Assisen, korrekt. 
Gericht oder Einzelrichter) eintritt. M. VIII. 9. 

16. Zwei Strafsachen, die als Klage und Gegenklage 
aufzufassen sind, können vereinigt werden, wenn die- 
selben Personen dabei beteiligt sind und wenn die beiden 
Klagen auf dem nämlichen Tatbestand beruhen. Z. 
XXXVI. 335. 

17. Sind durch Ueberweisungsbeschluss mehrere Straf- 
sachen dem Gericht zur gemeinsamen Behandlung zuge- 
wiesen worden, so ist das urteilende Gericht nicht be- 
rechtigt, die Strafsachen wieder zu trennen. Z. XXXX. 408. 

Art. 96. Jeder Untersuchungsrichter ist verpflich- Reqaisitorien. 
tet, den gesetzmässigen Ansuchen eines andern Un- 
tersuchungsrichters des Kantons zu entsprechen. 
Ueber die von einer fremden Behörde gestellten An- 
forderungen fragt er zuerst die Anklagekammer um 
Weisung an. 

KAPITEL II. 

Von dem Augenschein und dem Befinden 

der Sachverständigen. 

Art. 97. So oft es die Umstände zur Konstatie- Augenschein, 
rung einer wichtigen und für den Prozess bedeuten- 
den Tatsache erheischen, begibt sich der Untersuch- 
ungsrichter, in Begleitung seines Aktuars und nöti- 
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genfalls eines oder mehrerer Angestellten der öffent- 
lichen Gewalt, an den Ort, wo die strafbare Hand- 
lung begangen worden ist. 

In Verhinderungsfällen kann der Untersuchungs- 
richter entweder einen andern Richterbeamten oder 
den Gemeinderatspräsidenten des Ortes mit der Ein- 
nahme des Augenscheines beauftragen. 

Der Augenschein kann auch in einer Wohnung statt- 
finden. In diesem Falle sind die Formen der Haus- 
suchung (Art. 128 flf.) zu beobachten. Z. XXXX. 48. 
Protokoll. Art. 98. Ueber die Verhandlung wird ein um- 

ständliches Protokoll aufgenommen, welches der 
Richter und der Aktuar unterzeichnen. Je nach Um- 
ständen werden Ortsbeschreibungen, Zeichnungen, 
Pläne, Messungen u. s. f. beigefügt. 

verstand! e ^^' ^^' ^^^ Untcrsuchungsrichter kann sich 

erforderlichenfalls durch Sachverständige begleiten 
lassen. 

In der Regel sind zwei Sachverständige beizu- 
ziehen. 

Bei Vergehen nnd Polizeiübertretungen kann ein 
Sachverständiger genügen. 

1. Die Veranstaltung mehrerer Expertisen über die 
nämliche Frage in der Voruntersuchung ist unzulässig. 
M. II. 270. 

2. Eine Expertise als überflüssigerweise angeordnet 
bezeichnet, weil die zu beurteilende Frage keine Fach- 
kenntnisse erfordere; der daherige Expertenbefund als 
für das Gericht nicht massgebend erklärt. M. V. 437. 

deriachve^. Art. 1 00. Die Sachverständigen werden von dem 

ständigen. Untcrsuchungsrichtcr ernannt, und müssen ausser 
den für die Lösung ihrer Aufgabe nötigen wissen- 
schaftlichen oder Berufskenntnissen die Eigenschaf- 
ten vollgültiger Zeugen besitzen. 
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Die Experten brauchen nicht notwendig von dem 
Untersuchungsrichter, bei dem die Untersuchung anhän- 
gig ist, ernannt zu werden, sondern die Ernennung kann 
auch durch Requisitorium einem andern Untersuchungs- 
richter übertragen werden. Z. XXXVIII. i88. 

Art. 101. Jeder Bürger ist, sofern er keine ge- u^^ernahme 
nügenden Entschuldigungsgründe hat, und die er-hett'ehlellfa^h- 
forderlichen Fähigkeiten besitzt, verpflichtet, die Er- verständigen, 
nennung als Sachverständiger anzunehmen, den 
erhaltenen Auftrag gewissenhaft und vollständig zu 
erfüllen und die ihm vorgelegten Fragen bestimmt 
zu beantworten. 

Ueber die Zulänglichkeit allfälliger Entschuldi- 
gungsgründe entscheidet der Untersuchungsrichter 
endlich. 

Gegen Sachverständige, die sich weigern ihre 
Pflicht zu erfüllen, kommen dieselben Zwangs- und 
Strafbestimmungen in Anwendung, wie gegen wider- 
spenstige Zeugen. 

Art. 102. Die Gegenstände des Befundes werden voriegjmg^d^^^ 

den Sachverständigen vorgelegt und diese müssen in ^o®^d?e*sach- 
Gegenwart des Richters und des Aktuars zur Ver- geständigen, 
handlung schreiten, wenn nicht die lange Dauer der- 
selben oder sonstige Umstände den Untersuchungs- 
richter zu einer andern Verfügung veranlassen. 

Art. 103. Die von den Sachverständigen zu be- ^'%«/^"j^^^°^.***« 
antwortenden Fragen werden von dem Untersuchungs- ständigen, 
richter gestellt. 

Die Sachverständigen können jede nötige Er- 
läuterung zu ihrer Aufklärung über den wahren Sinn 
und Umfang der Fragen begehren; hingegen dürfen 
sie unter keinen Umständen Einsicht der Prozessakten 
verlangen. 
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Es ist dem Untersuchungsrichter nicht verboten, den 
Experten Einsicht in die Untersuchungsakten zu gewähren. 
Die Experten können nur eine solche Massregel nicht 
verlangen. Z. XXXVIII. i88. 

Art. 1 04. In den Fällen, wo der zu untersuchende 
Gegenstand durch die Untersuchung ganz oder teil- 
weise zerstört wird, soll den Sachverständigen nur 
ein Teil . desselben vorgelegt werden. 

Befinden der Art. 1 05. Die Sachvcrständigcu sollen unter An- 

^^^digYn!*'^" drohung einer Busse von fünfzehn Franken ihr Be- 
finden binnen einer durch den Untersuchungsrichter 
zu bestimmenden Frist schriftlich eingeben. Ziehen 
sie vor, dasselbe sofort mündlich zu machen, so nimmt 
der Aktuar darüber ein Protokoll auf, welches von 
ihnen zu unterzeichnen ist. 

^"•^äu^^l^ungs- Art. 106. Gebricht es dem Befinden an der nötigen 

Klarheit und Bestimmtheit, ist es unvollständig oder 
stützt es sich auf Tatsachen, die sich durch die Unter- 
suchung als falsch herausgestellt haben, so kann der 
Untersuchungsrichter Erläuterungsfragen an die Sach- 
verständigen richten oder sie in seiner Audienz münd- 
lich abhören. 

efneTdrmfn ^^' ^^^ ' Trennen sich die Sachverständigen in 

ständiven i^rcn Ansichteu über einen wesentlichen Punkt, so 

ernennt der Richter einen dritten Sachverständigen. 

^Tötung'lnf ' ^^* ' ^^' ^^^ gewaltsamen oder solchen Tötungen, 

deren Ursache unbekannt und verdächtig ist, begibt 
sich der Richter in Begleitung seines Aktuars an Ort 
und Stelle und lässt, nach Aufnahme eines Protokolls 
über die wahrgenommenen Tatsachen und Umstände, 
den Leichnam durch zwei Wundärzte untersuchen. 
Nicht wählbar als solche sind diejenigen Aerzte, 
welche den Verstorbenen in den drei letzten vor dessen 
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Tod verflossenen Monaten besorgt haben. Jedoch 
können dieselben beigezogen werden, um Auskunft 
zu geben, wenn der Untersuchungsrichter oder ein 
Sachverständiger ihre Anwesenheit verlangen. Nach 
Beendigung der Untersuchung wird der Leichnam 
den Verwandten des Verstorbenen übergeben ; wollen 
ihn diese nicht in Empfang nehmen oder sind sie 
abwesend oder unbekannt, so wird er auf die ge- 
wöhnliche Weise nach Anordnung des Richters be- 
stattet. 

Der behandelnde Arzt ist auch dann nicht Sachver- 
ständiger, wenn er eine anerkannte Autorität im be- 
treffenden Heilzweige ist. M. VII. i8. 

Art. 109. Ist der Leichnam bereits beerdigt, so 
lässt ihn der Richter, nachdem er den Platz seiner 
Beerdigung genau erforscht, ausgraben. 

Sogleich nach der Ausgrabung und vor der Zu- 
stellung des Leichnams an die Sachverständigen, 
stellt der Richter dessen Identität her. 

Nach Beendigung der Untersuchung sorgt der 
Richter für sofortige angemessene Wiederbestattung 
des Leichnams. 

Ist der Leichnam unbekannt, so wird das Sig- 
nalement desselben in öffentliche Blätter eingerückt. 

Art. 110. In den durch die beiden vorhergehen- 
den Artikel vorgesehenen Fällen soll das Befinden 
der Sachverständigen namentlich enthalten 

1. die Bezeichnung des Ortes, wo der Leichnam 
gefunden worden, und der Lage desselben; 

2. die Angabe der Zeit und des Ortes der Leichen- 
öffnung ; 

3. eine genaue Beschreibung des äussern Zustandes 
des Leichnams; 



Digitized by 



Google 



- 58 - 

4- eine Beschreibung des äussern und innem Zu- 
Standes der drei Haupthöhlen (Kopf, Brust und 
Bauch), sowie die während der Untersuchung 
beobachteten Förmlichkeiten ; 
5. das motivierte Gutachten der Sachverständigen 
über die Natur der Verletzung und die Ursache 
des Todes.^ 

^ Vergl. Kreisschreiben der Anklagekammer 
vom I. August 1886 betreffend das Verfahren bei 
gerichtlichen Sektionen, 
ueberweisung Art. 111. Das ProtokoU des Richters und der 

des Beflnaens 

^"koHe^lSm^^**^^^^^^ ^^^ Sachverständigen werden dem Sanitäts- 
kollegium^ zugesandt, welches seine Ansicht über das 
Ergebnis der Untersuchung abgibt. 

^ Vergl. Reglement vom 9. August 1848 für 
das Sanitätskollegium und die Sanitätskommission. 

ver'ietzuT en' ^^^' "2. Bei Verletzungen, die keine Tötung zur 

Folge hatten, lässt der Untersuchungsrichter den 
Kranken gleichfalls durch einen oder zwei Wundärzte 
unter der Mitwirkung der Aerzte untersuchen, die ihn 
etwa behandelt haben. Auch soll er sich je nach 
Umständen an den Ort begeben, wo die strafbare 
Handlung begangen worden, sowie er gehalten ist, 
den Kranken unverzüglich abzuhören, sofern dies 
ohne Nachteil für seine Gesundheit stattfinden kann. 

1. Das Zeugnis der nicht vom Richter als Experten 
bezeichneten Aerzte wird nicht als Expertengutachten 
berücksichtigt. Der Beweis, dass Arbeitsunfähigkeit vor- 
liege, wird dadurch nicht erbracht. M. III. 358. 

2. Der behandelnde Arzt ist nicht Sachverständiger, 
auch dann nicht, wenn er eine anerkannte Autorität im 
betreiTenden Heilzweige ist. M. VII. 18. 

3. Auf ein blosses schriftliches Zeugnis des behan- 
delnden Arztes darf das urteilende Gericht in der Haupt- 
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Sache nicht abstellen, sobald eine Partei dagegen Ein- 
wendung erhebt. Der Arzt ist wenigstens als Zeuge vor- 
zuladen. M. VII. 348. 

Art. 113. In dem von den Sachverständigen nach 
Mitgabe des vorhergehenden Artikels abzustattenden 
Berichte sollen die Natur und Ursache der Krankheit, 
die Art der Behandlung und der Zustand des Kranken 
angegeben werden. 

Art. 114. Wird eine Schrift als falsch angefochten, "'u^kunden-''' 
so nimmt der Richter, ehe er sie den Sachverständigen ^^^*^**"°&- 
übergibt, ein umständliches Protokoll über den Zu- 
stand auf, in welchem sie sich befindet und unter- 
zeichnet sie auf allen Seiten. 

Art. 1 1 5. Ist die Schrift in öffentlichem Gewahr- 
sam oder gehört sie zu Akten im Gewahrsam eines 
öffentlichen Beamten, so befiehlt der Richter deren 
Auslieferung an ihn ; bei dem Empfang stellt er dem 
Uebergeber einen Hinterlegungsschein aus. 

Art. 116. Bildet die angefochtene Schrift einen 
Teil eines öffentlichen oder Privatregisters, so kann 
sich der Richter dasselbe je nach Umständen zu- 
stellen lassen. Er soll aber die nötigen Anordnungen 
treffen, dass nichts veröffentlicht werde, was geheim 
bleiben soll. 

Art. 117. Auf Verlangen des Richters soll jeder 
Inhaber von zur Vergleichung geeigneten Schriften 
dieselben gegen einen Schein ausliefern, und es wird 
demselben auf Begehren eine beglaubigte Abschrift 
davon ausgefertigt. 

Art. 118. Kann sich der Richter keine anderen, 
von dem Aussteller der angefochtenen Schrift un- 
zweifelhaft herrührenden Handschriften verschaffen. 
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so fordert er den Angeschuldigten auf, einige Sätze 
oder seinen Namen niederzuschreiben. Verweigert er 
dies, so wird hiervon im Protokoll Meldung getan und 
ihm mitgeteilt, dass seine Weigeruitg als eine Anzeige 
seiner Schuld angesehen werden müsse. 

Art. 119. Im Notfall kann der Richter, selbst 
wenn die angefochtene Schrift durch die Untersuchung 
vernichtet oder entstellt werden sollte, die zur Her- 
stellung der Fälschung nötigen Massregeln anordnen. 

Art. 120. In dem durch den vorhergehenden 
Artikel vorhergesehenen Falle soll der Untersuchungs- 
richter vor der Zustellung des Aktenstückes an die 
Sachverständigen eine vollkommen genaue Abschrift 
davon machen lassen und ein umständliches Protokoll 
über dessen Zustand aufnehmen. Diese Abschrift wird 
von dem Aktuar und dem Richter unterzeichnet, 
welcher die Untersuchung nach Sachverhalt ange- 
ordnet hat. 
uebersetzung. ^^^ ^gl. Alle in ciucr fremden Sprache abge- 
fassten Titel, Urkunden und Schriften sollen durch 
einen von dem Richter zu ernennenden und zu be- 
eidigenden Sachverständigen in die betreffende Lan- 
dessprache übersetzt werden. 
Schätzung. ß^^^ 122. Brachtet der Untersuchungsrichter im 

Falle eines Schadenersatzes eine Untersuchung durch 
Sachverständige für notwendig, so wird nach Vor- 
schrift der Art. 102 u. ff. verfahren. 

Art. 123. Wenn die in diesem Kapitel vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten in dem Bezirk, wo die 
Sache anhängig gemacht ist, nicht beobachtet werden 
können, so ersucht der Richter den Untersuchungs- 
richter des betreffenden Bezirks um Vornahme der 
von ihm angeordneten Handlungen. 
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KAPITEL m. 

Von der Beschlagnahme der zur Konstatierung 

der strafbaren Handlungen dienlichen 

Gegenstände (Beweisstücke), und besonders 

von der Haussuchung. 

Art. 124. Weiss oder vermutet der Untersuchungs- ^"^7^ug°^ 
richter, dass sich Aktenstücke oder Gegenstände, die zur "eferung. 
Konstatierung eines Vergehens dienen können, in dem 
Besitz einer Person befinden, so kann er den mutmass- 
lichen Inhaber derselben zur Auslieferung auffordern. 

Diese Aufforderung soll wo möglich eine genaue 
Bezeichnung der verlangten Gegenstände, sowie die 
Bestimmung der Frist enthalten, binnen welcher sie 
ausgeliefert werden müssen ; sie wird endlich mit dem 
Datum und der Unterschrift des Richters versehen 
und von einem Weibel angelegt. 

Art. 125. Nur der Angeschuldigte und solche, ^^^J^^^J^^^e^^ 
welche in dem Prozess gezwungen werden könnten, {^^J^^^' 
Zeugnis abzulegen, sind gehalten, dieser Aufforde- 
rung Folge zu leisten. 

Art. 126. Ueber die Hinterlegung wird ein Pr^o-^^^^J^^^^^s^- 
tokoU aufgenommen und dem Uebergeber auf sein 
Verlangen ein Doppel desselben zugestellt. 

Art. 127. Leugnet der mutmassliche dritte In- verfahren 

, gefi^en Inhaber. • 

haber den Besitz der verlangten Gegenstände, so 
kann der Untersuchungsrichter von ihm verlangen, 
dass er den Eid darüber leiste, die Sachen nicht zu 
besitzen, nicht zu wissen, wo sie sich befinden und 
sie nicht gefährdevollerweise aus seinem Besitze ge- 
lassen zu haben. 

Art. 128. Verweigert der vermutliche dritte In- Haussuchung, 
haber den Eid oder die Herausgabe der verlangten 
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Gegenstände, so kann der Untersuchungsrichter eine 
Haussuchung bei ihm vornehmen. 

Die gleiche Massregel kann gegen den Ange- 
schuldigten ergriffen werden, wenn er den Besitz 
der verlangten Gegenstände leugnet oder deren Her- 
ausgabe an den Untersuchungsrichter verweigert. 

Zweck einer Haussuchung kann nicht nur die Be- 
schlagnahme von Gegenständen, sondern auch die Vor- 
nahme eines Augenscheins sein. Z. XXXX. 48. 

HaustuclfJn ^^' ' ^^' ^^^ Untersuchungsrichter kann, auch 

ohne vorher die in Art. 124 vorgeschriebene Auffor- 
derung ergehen zu lassen, jedesmal eine Haussuch- 
ung anordnen, wenn er durch dieses Mittel allein 
zur Beschlagnahme der zur Konstatierung der straf- 
baren Handlungen dienenden Gegenstände gelangen 
zu können glaubt. 

1. lieber Zwecke der Haussuchung vergl. Art. 53 und 
Anmerkung. 

2. Die Haussuchung ist nicht sowohl eine der Erforsch- 
ung von strafbaren Handlungen gewidmete Massregel, 
als vielmehr eine zum Zweck der Erlangung eines 
Schuldbeweises vermittelst Beschlagnahme von Gegen- 
ständen vorgenommene Untersuchungshandlung. Dabei 
können allerdings Verhaftungen vorgenommen werden, 
es müssen aber die speziellen gesetzlichen Vorschriften 
über die Verhaftung in den Art. 143 ff. insbesondere 
Art. 147 beobachtet werden. Z. XXXVI. 312. 

Art. 130. Wenn die in Art. 124 vorgesehene 
Aufforderung und die Haussuchung nicht im Bezirke 
desjenigen Richters gemacht werden können, bei 
welchem die Sache anhängig ist, so ersucht dieser 
den Untersuchungsrichter des betreffenden Bezirks, 
die von ihm angeordnete Massregel vorzunehmen. 

Art. 131. Eine Haussuchung kann nur infolge 
eines motivierten Beschlusses des Untersuchungs- 
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richters stattfinden (vergl. jedoch Art. 48, 49, 53, 62, 
63 und 65). 

Dieser Beschluss soll die ihn veranlassenden 
Gründe, die Personen, bei welchen die Haussuchung 
stattfinden soll, und wo möglich die in Beschlag zu 
nehmenden Gegenstände kurz anführen. 

1. Ungenügende Motivierung des Haussuchungsbe- 
schlusses. Z. XXXVI. 312. 

2. Eine Haussuchung kann nicht kassiert werden 
wegen Gesetzwidrigkeiten, die zwar anlässlich der Haus- 
suchung vorgekommen sind, aber die Haussuchung selbst 
und die dabei zu beobachtenden Förmlichkeiten nicht 
berühren (ungesetzliche Verhaftungen etc.). Z. XLI. 501. 

Art. 132. Nach Untergang und vor Aufgang 
der Sonne kann keine Haussuchung vorgenommen 
werden, wenn nicht dringende Gefahr bei dem Ver- 
zuge ist. In den Fällen, wo eine Haussuchung des 
Nachts vorzunehmen ist, soll der ihr vorausgehende 
Beschluss ausdrücklich dieses Umstandes Erwäh- 
nung tun. 

1. Die Dringlichkeit, die Haussuchung bei Nacht vor- 
zunehmen, muss im Beschluss angeführt und begründet 
sein. Z. XXXVI. 312. 

2. Die Gründe, wesshalb die Haussuchung des Nachts 
vorzunehmen sei, brauchen im Haussuchungsbeschluss 
nicht ausdrücklich angegeben zu sein, wenn sie sich aus 
der Art des in Frage stehenden Deliktes (gewerbsmäs- 
sige Unzucht) von selbst ergeben. Z. XLI. 167. 

Art. 133. Ist das zu durchsuchende Haus ver- AuflForderun^ 

zur OeflFnung 

schlössen, so erlässt der betreifende Beamte zuerst ^®* Hauses. 
eine Aufforderung, dasselbe zu öifnen ; bleibt dieselbe 
auf dreimalige Wiederholung fruchtlos, so ist das 
Haus mit Gewalt zu öffnen. 

Art. 134. Bei allen Fällen von Haussuchung 
soll der sie vornehmende Beamte in der Ausübung 
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seiner Pflicht mit aller dem Bürger in seiner Behau- 
sung gebührenden' Sclionung verfahren. Er hat auch 
darauf zu achten, dass sowohl Personen wie Eigen- 
tum in dem Hause geachtet werden. 

Behörden. ^rt. 135. Unter Vorbehalt der in Titel IV oben 

enthaltenen Vorschriften kann die Haussuchung nur 
durch den Untersuchungsrichter oder im Verhinde- 
rungsfalle durch dessen Stellvertreter in Begleitung 
des Aktuars, und wenn nötig eines Weibels oder 
Polizeiangestellten vorgenommen werden. 

In dringenden Fällen oder, wenn der Untersuch- 
ungsrichter und sein Stellvertreter verhindert sind, 
die Haussuchung selbst vorzunehmen, kann der be- 
treffende Einwohnergemeinderatspräsident mit der 
Vornahme derselben beauftragt werden. In diesem 
Falle sollen in der Regel zwei Zeugen beigezogen 
werden. 

1. Einen Landjäger (!) mit der Vornahme der Haus- 
suchung zu beauftragen ist ungesetzHch und der Ange- 
schuldigte darf sich einer solchen Haussuchung wider- 
setzen. M. IV. 159. 

2. In der Stadt Bern kann sich der Einwohnergemein- 
deratspräsident durch den Polizeidirektor und dieser 
wieder durch den Chef der II. Abteilung bei der Haus- 
suchung vertreten lassen. Z. XLI. 167. 

3. Dass der Untersuchungsrichter verhindert sei, selbst 
die Haussuchung vorzunehmen, muss durch motivierten 
Beschluss desselben ausgedrückt sein. Das Fehlen der 
Angabe der Verhinderungsgründe führt zu Kassation. 
Z. XXXVI. 313. 

4. Die Unterlassung des Untersuchungsrichters, die 
Gründe seiner Verhinderung anzugeben, vermag eine 
Kassation der Haussuchung nicht zu begründen. Z. 
XLI. 167. 

5. Die Anwesenheit mehrerer Polizisten ersetzt die 
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vorgeschriebene Zuziehung zweier Zeugen nicht. Z. 
XXXVI. 314. 

6. Betreffend Zeugen vergl. Art. 67 und Anmerkung. 

Art. 136. Ist die Person, deren Wohnung durch- 
sucht wird, anwesend oder in Haft, so soll sie wo 
möglich zu der Haussuchung beigezogen oder auf- 
gefordert werden, eine andere Person zu bezeichnen, 
die an ihrer Stelle beiwohnen soll. Vor allem ist ihr 
der Beschluss über die Haussuchung vorzulegen und 
abzulesen. 

Ist sie weder anwesend, noch vertreten, oder 
findet der Richter ihre Beiziehung nicht zulässig, so 
wird der Eigentümer oder Mieter oder in Ermang- 
lung dieser ein Verwandter oder ein Nachbar zur 
Beiwohnung zugezogen. Der Hauseigentümer kann 
jedenfalls bei der Durchsuchung zugegensein, wenn 
er nicht selbst verletzter Teil ist. In dem Protokoll 
wird der Anwesenheit dieser verschiedenen Personen 
oder Vorkommendenfalls ihrer Weigerung, beizuwoh- 
nen, Erwähnung getan. 

1. Die Beiziehung des Klägers zur Haussuchung ist 
nicht gesetzwidrig. M. XI. 131. 

2. Der Hauseigentümer kann zwar bei der Haussuch- 
ung zugegen sein, er muss aber nicht notwendig von 
Amtes wegen zur Teilnahme eingeladen werden. Z. 
XXXX. 48. 

Art. 137. Vor. und während der Haussuchung 
ergreift der Richter die nötigen Vorsichtsmassregeln, 
damit keiner der von ihm gesuchten Gegenstände 
verloren gehe oder weggenommen werde und dass 
kein verdächtiges Individuum entrinne. 

Art. 138. Die Papiere und sonstigen beweglichen 
Sachen, deren Beschlagnahme stattgefunden hat, 
werden soweit möglich und in Gegenwart der in 
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Art. 136 erwähnten Personen unter das Siegel des 
Untersuchungsrichters gelegt. Der Angeschuldigte 
oder sein Stellvertreter kann ebenfalls, wenn er es 
wünscht, sein Siegel beidrücken. Das Ganze wird 
endlich zu dem Untersuchungsrichter gebracht. 
Z. XXXVI. 315. 
Protokoll. Art. 139. Ueber die Haussuchung und ihre Er- 

gebnisse wird ein umständliches Protokoll und von 
den mit Beschlag belegten Gegenständen ein Ver- 
zeichnis aufgenommen. Diese Aktenstücke werden 
von dem Untersuchungsrichter, dem Aktuar und den 
in Art. 136 erwähnten Personen unterzeichnet. Wol- 
len oder können die letztem nicht unterzeichnen, so 
wird hiervon im Protokoll Erwähnung getan. 

Unterzeichnung des Haussuchungsverbais durch einen 
Quartieraufseher (der Stadt Bern) und drei Polizisten er- 
setzt die Unterzeichnung durch die in Art. 135 und 136 
erwähnten Personen nicht. Z. XXXVI. 313. 

EntSiegelung Art. 140. Die EntSiegelung und Prüfung der 

der Papiere, etwa vorgcfundcnen Papiere findet in Gegenwart des 
Angeschuldigten, oder wenn er abwesend ist, im Bei- 
sein eines seiner Verwandten oder zweier Zeugen statt. 
Der Richter versieht die Papiere und Schriften 
mit seinem Handzug. 
Z. XXXVI. 315. 

^'**An*e.'^^'' Art. 141. Ist der Angeschuldigte der Haft ent- 
schuidigten. lasscu wordeu oder frei geblieben, so können die 
Briefe an ihn nicht mit Beschlag belegt werden. 

Dasselbe findet auch statt, wenn der Angeschul- 
digte in Haft ist. Dann werden jedoch die Briefe 
dem Untersuchungsrichter übergeben, welcher den 
Angeschuldigten zu fragen hat, ob er sie annehmen 
wolle oder nicht. Im letztem Falle werden sie uner- 
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brochen der Post oder dem Ueberbringer zurückge- 
geben ; im ersten Falle hingegen werden sie von 
dem Richter in Gegenwart des Angeschuldigten er- 
öffnet und gelesen. 

Art. 142. Enthalten die nach Vorschrift des vor- 
hergehenden Artikels eröffneten und gelesenen Briefe 
nichts auf die Untersuchung Bezügliches, so werden 
sie sofort dem Angeschuldigten zugestellt. Können 
sie jedoch zur Aufhellung wichtiger Tatsachen im 
Prozesse beitragen, so werden sie mit Beschlag be- 
legt und den Akten beigefügt. 

KAPITEL IV. 

Von der Verhaftung des Angeschuldigten und 
von dessen einstweiliger Freilassung. 

Art. 143. Bei Pressvergehen und Polizeiübertre- ^'^l^g^e-"^^^ 
tungen- wird der Angeschuldigte während der Unter- schuldigten, 
suchung in Freiheit gelassen oder gesetzt, wenn er 
einen Wohnsitz im Kanton hat. 

Selbst wenn er keinen Wohnsitz im Kanton hat, 
bleibt er gleischfalls in Freiheit, wenn er den Vor- 
schriften des Art. 69 Genüge leistet. 

Art. 144. Bei Verbrechen und Vergehen, für 
welche das korrektioneile Gericht zuständig ist, wird 
der Angeschuldigte gleichfalls in Freiheit gelassen 
oder gesetzt, sofern kein Nachteil für die Untersuch- 
ung daraus erwächst und es nicht wahrscheinlich ist, 
dass der Angeschuldigte seine Freiheit dazu miss- 
brauchen werde, sich der gerichtlichen Verfolgung 
zu entziehen. 

Art. 145. Niemand kann in Haft gebracht oder ßeschiuss zur 
darin gelassen werden, es sei denn infolge eines 
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motivierten Beschlusses des Untersuchungsrichters. 
Derselbe ist ohne weiteres zu vollziehen und den 
Akten beizufügen. ^ 

^Vergl. Art. 73 der K. V. vom 4. Juni 1893. 

1. Eine ohne Verhaftungsbefehl vorgenommene Ver- 
haftung in einem Falle, wo nicht von Ergreifung auf 
frischer Tat oder Verfolgung durch das öffentliche Ge- 
schrei gesprochen werden kann (Art. 49), ist eine unge- 
setzliche und kann den Staat zum Schadenersatz ver- 
pflichten. Auch bei Ergreifung auf frischer Tat ist 
ein motivierter Haftbelassungsbeschluss zu fassen. (Bun- 
desgericht). M. V. 305. 

2. Nicht zu verwechseln mit dieser Verhaftung ist 
die polizeiHche Festnahme in den Fällen der Art. 49 und 
50, wobei die Formen der Art. 146 ff. nicht beobachtet 
zu werden brauchen. Z. XLI. 167. 

Art. 146. Ist Grund zu einer Verhaftung vor- 
handen, so erlässt der Untersuchungsrichter einen 
Verhaftbefehl gegen den Angeschuldigten. Er kann 
auch, je nach Umständen, zu einer Haussuchung 
schreiten, indem er in dieser Hinsicht nach den 
Vorschriften der Art. 131 u. flf. verfährt. 

Wird eine Verhaftung auf den Verhaftsbeschluss des 
Untersuchungsrichters hin sofort in dessen Gegenwart 
ausgeführt, so ist die Ausfertigung eines schriftlichen 
Verhaftsbefehles nicht nötig. Z. XXXIX. 87. 
Verhaftbefehl. Art. 147. Der Verhaftbefehl soll enthahen 

1. die Angabe des Richters, welcher ihn erlässt; 

2. Namen, Vornamen und Wohnsitz oder sonstige 
genaue Bezeichnung des zu Verhaftenden ; 

3. die Bezeichnung des Ortes, in welchem der 
Angeschuldigte enthalten werden soll ; 

4. das Datum ; 

5. die Unterschrift des Untersuchungsrichters. 

Z. XXXVI. 310. 
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Art. 148. Es werden soviel Abschriften desVer- Abschriften, 
haftungsbefehls ausgefertigt, als Angeschuldigte zu 
verhaften sind ; diese Abschriften werden von dem 
Richter oder von dem Aktuar allein unterzeichnet 
und nebst dem Original einem oder mehreren Poli- 
zeiangestellten zur Vollziehung übergeben. 

Art. 149. Jeder Verhaftbefehl soll bei Tage voll- 
zogen werden, den Fall ausgenommen, wo das Ge- 
setz oder der Untersuchungsrichter ausdrücklich 
etwas anderes verfügt. 

Art. 150. Der mit der Vollziehung eines Verhaft- Vollziehung, 
befehls beauftragte Beamte soll dem Angeschuldigten 
nachforschen. 

Findet er ihn, so soll er ihn unter Mitteilung 
einer Abschrift des Befehls auffordern, ihm zu folgen. 

Gehorcht der Angeschuldigte, so soll keine un- 
nötige Strenge gegen ihn angewendet werden. 

Art. 151. Der mit der Vollziehung eines Ver- 
haftbefehls beauftragte Polizeiangestellte lässt sich 
nötigenfalls durch hierzu genügende Macht begleiten. 

Auch sind die Bestimmungen des Art. 51 und 
Art. 52 hier anwendbar. 

Art. 152. Der kraft eines Verhaftbefehls festge- 
nommene Angeschuldigte wird unverzüglich in das 
durch den Befehl bezeichnete Gefängnis gebracht, 
die Fälle ausgenommen, wenn man sich der Entfer- 
nung wegen unmöglich an dem gleichen Tag dorthin 
begeben könnte. In diesem Fall wird der Ange- 
schuldigte bis zum folgenden Tage in einem passen- 
den Verwahrungsort festgehalten. 

Art. 153. Der mit der Vollziehung des Verhaft- 
befehls beauftragte Polizeiangestellte überliefert den 
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Angeschuldigten dem Gefangenwärter, welcher ihm 
hierüber ein Zeugnis in den Befehl einschreibt. 

Der Gefangenwärter trägt sofort den Angeschul- 
digten nach Vorschrift des Art. 159 in das Gefan- 
genschaftsregister ein. 

Art. 154. Der Verhaftbefehl wird unverzüglich 

dem Untersuchungsrichter wieder zugestellt und von 

diesem den Akten beigelegt. 

^dÄäifort' ^^^- '55. Kann der Angeschuldigte nicht fest- 

schungr. genommen werden, so wird ein Protokoll über die 

Nachforschung aufgenommen. Der Träger des Ver- 

haftbefehls lässt sein Protokoll von dem Einwohner- 

gemeinderatspräsidenten oder dessen Stellvertreter 

visieren. Hierauf wird der Verhaftbefehl nebst dem 

Protokoll dem Untersuchungsrichter eingehändigt. 

^es^verhSt^ ^^' '56. Wird der Richter benachrichtigt, dass 

** Fiuih? des*' ^^^ Angeschuldigte flüchtig geworden, so wird der 

Angeschuidig- Verhaftbefehl in Ur- und Abschrift den Untersuch- 

ten. 

ungsrichtem der benachbarten Bezirke mit dem An- 
suchen übermittelt, in ihren betreffenden Bezirken 
die Vollziehung desselben anzuordnen. Auch wird 
er der Zentralpolizei des Kantons übersandt, welche 
die nötigen Massregeln zu der Verhaftung und der 
Ueberlieferung des Angeschuldigten an den zustän- 
digen Untersuchungsrichter treffen soll. 

Die durch diesen Artikel vorgeschriebenen Mass- 
regeln sind mit grösstmöglicher Schnelligkeit aus- 
zuführen. 
^glfön''''nissr' ^^- '5^- ^^^ Untersuchungsgefängnisse sollen 
so viel als möglich von den Strafgefängnissen ge^ 
schieden werden. 

Die Gefangenschaftspolizei steht auch hinsicht- 
lich der Untersuchungsgefangenen dem Regierungs- 
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Statthalter zu, jedoch unbeschadet der Rechte und 
Pflichten, welche infolge der nachfolgenden Artikel 
dem Untersuchungsrichter in Betreff der Person der 
Untersuchungsgefangenen zustehen und obligen.^ 

Wergl. V. vom 7. August 1823 über die Poli- 
zei der Gefangenschaften ; Gefangenschaftsordnung 
vom 29. Juli 1840; Kreisschreiben vom 18. März 
1854 betreffend die Gefangenschaftskost und vom 2. 
Dezember 1836 über die Lieferung von Kost für die 
Gefangenen ; femer Kreisschreiben vom 19. Februar 
1853 über die Handhabung der Gefangenschaftspolizei. 

Art. 158. Ein Gefangen Wärter kann nur infolge 
•eines von einer zuständigen Behörde ausgehenden 
Befehls eine Person aufnehmen oder behalten. 

Art. 159. Der Angeschuldigte wird bei seinem 
Eintritt in das Gefängnis von dem Gefangenwärter 
in Gegenwart eines Aktuars durchsucht ; eine Weibs- 
person ist durch eine Person ihres Geschlechts zu 
durchsuchen. 

Ueber die bei dem Angeschuldigten gefundenen 
Gegenstände wird ein Verzeichnis aufgenommen, 
welches durch ihn anzuerkennen und zu unterzeich- 
nen ist. Auf Verlangen wird ihm eine Abschrift da- 
von zugestellt. Kann er nicht unterschreiben, so ge- 
schieht davon im Verzeichnis Erwähnung. 

Die abgenommenen Gegenstände werden dem 
Untersuchungsrichter zugestellt und ein Verzeichnis 
derselben wird den Akten beigelegt. 

Art. 1 60. Der Gefangenwärter hat nur von dem- Pflicht des 

^ Gefangea- 

jenigen Beamten Befehle über die Behandlung des Wärters. 
Angeschuldigten in Beziehung auf Sicherheit, Ver- 
pflegung und Abgeschlossenheit desselben anzuneh- 
men, bei welchem die Sache anhängig ist. 
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Art. 161. Der Gefangenwärter darf nur solche 
Personen mit dem Angeschuldigten verkehren lassen^ 
die dazu eine von dem Richter unterzeichnete per- 
sönliche Erlaubniskarte vorzeigen. 

Diese Besuche finden in Gegenwart des Gefan- 
genwärters statt, es sei denn, dass der Richter, wel- 
cher sie erlaubt, hierzu eine andere Person bezeich- 
net oder den Besuch ohne Beisein irgend jemandes 
gestattet habe. 

Art. 162. Dem Gefangenwärter ist es untersagt,, 
sich mit den Gefangenen über den Gegenstand der 
Untersuchung zu unterhalten. Ebensowenig darf er 
ihnen ohne Erlaubnis des Richters Gegenstände oder 
Aufträge zukommen lassen oder einen Auftrag des 
Angeschuldigten annehmen. Femer ist es ihm un- 
tersagt, einen Angeschuldigten ohne Ermächtigung 
von einem Gefängnis in ein anderes zu bringen oder 
ihn aus dem Gefängnis zu lassen, welches ihm an- 
gewiesen ist. 
8chlifts?eg^i8ter. ^^' '^3. Die Gefangeuwärter halten ein gebun- 
denes und paginiertes, sowie mit dem Handzug des 
Untersuchungsrichters versehenes Register, in wel- 
chem Name, Vorname, Gewerbe, Geburts- und Wohn- 
ort des Angeschuldigten, Tag und Stunde ihrer Ge- 
fangensetzung und das Datum des Befehls, infolge 
welches sie stattgefunden, eingetragen werden. 

Dieses Register enthält ebenfalls die Angabe des 
Tages und der Stunde der Entlassung des Gefan- 
genen, sowie den Akt, kraft welches dieselbe statt- 
gefunden, 
strafen des Art. 164. Der Gefanffcnwärter, welcher einer 

Gefanfren- ^ 

Wärters, oder mehreren der obigen Vorschriften zuwiderhan- 
delt, soll je nach Umständen zu einer Busse von 
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höchstens fünfzehn Franken oder zur Einstellung 
oder Amtsentsetzung verurteilt werden, ohne schwe- 
reren Strafen und Civilentschädigungen vorkommen- 
denfalls vorzugreifen. 

Art. 165. Der Untersuchungsrichter ist verpflich-^^^^^J^^^'^^ 
tet, monatlich wenigstens einmal die Personen im gefäng:ni8se. 
Untersuchungsgefängnisse des Bezirkes zu besuchen 
und darauf zu achten, dass alles schleunigst beseitigt 
werde, was etwa nicht in Ordnung ist. Von jedem 
dieser Besuche geschieht in der Kontrolle des Ge- 
fängniswärters durch den Untersuchungsrichter Er- 
wähnung. 

Art. 166. Während der Untersuchung kann keine f'^^'^^^Q^, 
Massregel der Strenge gegen den Gefangenen er- fangenen. 
griffen werden. Lässt sich jedoch ein Gefangener 
Drohungen, Beschimpfungen oder Gewalttätigkeiten 
gegen den Gefangenwärter oder dessen Hausgenos- 
sen oder gegen andere Personen zuschulden kommen, 
so soll er auf Befehl des Richters enger eingeschlos- 
sen, ja im Falle von Raserei oder schwerer Gewalt- 
tätigkeit in Ketten gelegt werden ; dadurch wird je- 
doch weiterer Verfolgung, zu welcher er Anlass ge- 
geben haben mag, nicht vorgegriffen. 

Art. 167. Der Untersuchungsrichter soll durch fieüalsJ^I'; 
einen motivierten Beschluss die einstweilige Freilas- *untersuch!° 
sung des Angeschuldigten anordnen, wenn zur fer- «ngfsrichter. 
nem Inhaftierung keine Gründe mehr da sind. 

Art. 168. Die Anklagekammer kann ebenfalls^jJj^^'^^^^^^An- 
auf Verlangen des Angeschuldigten und selbst von 
Amtes wegen die einstweilige Freilassung des Ange- 
schuldigten verfügen. 

Art. 169. Das Gesuch um einstweilige Freilas- FreluMuSg. 
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sung wird dem Untersuchungsrichter zugestellt, und 
von diesem, wenn er ihm nicht entsprechen kann,, 
mit seinem Bericht unverweilt der Anklagekammer 
eingesandt, welche nach Anhörung des Staatsanwal- 
tes sogleich darüber entscheidet. 

Art. 170. Die durch Artikel 167 und 168 vorge- 
sehene einstweilige Freilassung geschieht gegen die 
Leistung genügender Sicherheit, dass der Angeschul- 
digte sich allen Untersuchungshandlungen und der 
Vollziehung des Urteilsspruches auf erste Auiforde- 
rung hin unterwerfen werde. 

Der Richter oder die Anklagekammer können 
jedoch den Angeschuldigten dieser Bürgschaft ent- 
binden. 

Art. 171. Die Bürgschaftsverpflichtung begreift 
in sich, 

1. wenn eine Freisprechung oder ein Beschluss 
der NichtStatthaftigkeit eines Verfahrens erfolgt,, 
die Zahlung 

a) der durch den Ungehorsam des Angeschul- 
digten verursachten und den Bestimmungen 
dieses Gesetzbuches gemäss festgesetzten 
Untersuchungskosten ; 

b) der von dem Straf- und Civilrichter der Civil- 
partei zugesprochenen Kosten und Entschä- 
digung ; 

2. wenn eine Verurteilung erfolgt, die Zahlung 

a) der Gerichtskosten ; 

b) der ausgesprochenen Bussen ; 

c) einer dem Maximum der Haft, zu drei Fran- 
ken täglich berechnet, gleichkommenden 
Summe ; 
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d) der nach Vorschrift dieses Gesetzbuches fest- 
gesetzten Civilkosten und Entschädigungen. 

Art. 1 72. Das Maximum der Bürgschaft ist durch 
diejenige Behörde zu bestimmen, welche die einstwei- 
lige Freilassung des Angeschuldigten angeordnet hat. 

Art. 173. Der Angeschuldigte kann die vorge- 
schriebene Bürgschaft durch Hinterlegung des Be- 
trages derselben in der Gerichtsschreiberei, sowie 
durch ihr an Wert gleichkommende Pfänder ersetzen. 
Er muss aber immer die im Artikel 171 vorgeschrie- 
bene Verpflichtung ausstellen. 

Art. i 74. Der Untersuchungsrichter erkennt über 
die Hinlänglichkeit der angebotenen Sicherheit, unter 
Vorbehalt der Appellation an die Anklagekammer. 

Wird diese Sicherheit jedoch der Anklagekam- 
mer zugleich mit dem Gesuch um Freilassung ein- 
gereicht, so erkennt diese Behörde auch endlich 
über ihre Hinlänglichkeit. 

Die Zahlungsfähigkeit der Bürgen muss durch 
eine Erklärung des betreffenden Einwohnergemeinde- 
ratspräsidenten und des Regierungsstatthalters be- 
scheinigt werden. 

Art. 175. Der angenommene Bürge hat seine 
Verpflichtung der Gemeindeschreiberei einzugeben. 
Eine beglaubigte Abschrift derselben soll der Civil- 
partei vor der Freilassung des Angeschuldigten zu- 
gestellt werden. 

Sind mehrere Bürgen, so haften sie solidarisch. 

Art. 176. Die hinterlegten Geldsummen und 
Pfänder haften infolge Vorgangsrechtes 
I . für die Bezahlung der Prozesskosten ; 
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2. für die Bezahlung der Civilentschädigung, und 
endlich 

3. für die Bussen und sonstigen Leistungen. 

elncrwShf. A^- '77- Wenn der Angeschuldigte nicht in 

Sitzes. (jgjj^ Bezirk wohnt, in welchem die Untersuchung ge- 
führt wird, so wird er erst nach Verzeigung eines 
Wohnsitzes in demselben freigelassen. An diesem 
Wohnsitz sind alle Ladungen und Mitteilungen an 
ihn zu verrichten. 
Eintr^eibung ^rt. 178. Die Eintreibung der in den vorherge- 

sichcrheiten. hcudcn Artikeln erwähnten Sicherheiten kann erst 
nach Ablauf der Appellationsfristen gegen den End- 
urteilspruch vorgenommen werden. 

Art. 1 79. Wenn in der genannten Frist die einst- 
weilen freigelassene Person sich nicht zur Vollzieh- 
ung des Urteilsspruches stellt, oder die von ihr, ihrem 
oder ihren Bürgen eingegangenen Verpflichtungen 
nicht erfüllt, so kann jeder Beteiligte nach den Be- 
stimmungen des Gesetzbuches über das Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten die Bürgen zur 
Zahlung anhalten, oder sich auf den nach Art. 173 
verhafteten Gegenständen bezahlt machen. 

1. Die Frage der Haftbarkeit des Bürgen kann nicht 
im Strafverfahren mittelst Adhäsionsklage zur Erörterung 
gebracht werden. M. VI. 120. 

2. Das Strafurteil, das den Angeschuldigten im Prin- 
zip zur Entschädigung verurteilt, ist nicht ohne weiteres 
gegen den Losbürgen vollziehbar. Wenn der Bürge be- 
streitet, für die Verpflichtungen, zu denen der Angeschul- 
digte verurteilt worden ist, haftbar zu sein, so ist die 
Frage im ordentlichen Civilprozessverfahren zu ent- 
scheiden. Z. XLI. 663. 

^ächerheken^' Art. 180. Die Erlöschung der obgenannten Ver- 
pflichtungen des Angeschuldigten und seiner Bürgen 
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richtet sich nach den im Kanton geltenden Civil- 
und Strafgesetzbestimmungen über die Erlöschung 
der Forderungsrechte. 

Im Falle einer Verurteilung erlöschen sie ausser- 
dem, soweit sie die Strafe allein betreifen, wenn diese 
in Gefangenschaft besteht und der Verurteilte die 
Strafe angetreten, oder sich zu der Erstehung gestellt 
oder zu diesem Endzwecke festgenommen worden ist. 

Sie erlöschen endlich, wenn der Angeklagte 
wegen derselben Sache auf Befehl des Untersuchungs- 
richters oder der Anklagekammer von neuem in Haft 
gebracht worden ist. 

Art. 181. Hat der Bürge bezahlt, so wird ihm 
die als Gegenwert gegen die Einsperrung entrichtete 
Summe von dem Staate zurückerstattet, wenn der 
Verurteilte ergriffen wird. Dieser muss dann gleich- 
wohl die Strafe aushalten. Wegen der übrigen Aus- 
lagen muss sich der Bürge an den Verurteilten allein 
halten. 

KAPITEL V. 
Von der Abhörung des Angeschuldigten, der 

Zeugen, der Anzeiger und der Kläger. 

/. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 182. Jede Abhörung soll in Gegenwart des Behörden. 

Untersuchungsrichters, des Aktuars und nötigenfalls 

des Gefangenwärters oder eines andern Dieners der 

öffentlichen Macht stattfinden. 

Art. 183. Die vor den Untersuchungsrichter ge- 
stellte Person soll die an sie gerichteten Fragen frei 
aus dem Gedächtnis und mündlich beantworten. 
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Uebersetzung, 



Fragen. 



Vorlesung. 



Inhalt des 
Protokolls. 



Art. 184. Kann sich der Abzuhörende nicht in 
der Landessprache ausdrücken, und verstehen der 
Untersuchungsrichter noch der Aktuar seine Sprache 
oder seinen Dialekt, so sind seine Antworten durch 
einen vorher zu beeidigenden Ausleger zu übersetzen. 

Art. 1 85. Ist der Abzuhörende stumm oder taub- 
stumm, jedoch der Schriftsprache kundig, so kann 
die Abhörung schriftlich stattfinden. Ist dies un- 
möglich, so soll ein zu beeidigender Ausleger bei- 
gezogen werden. 

Art. 187. Die Fragen werden vom Untersuch- 
ungsrichter gestellt ; der Aktuar schreibt sie nebst 
den Antworten möglichst wörtlich nieder. Der Er- 
scheinende darf seine Antworten diktieren. 

Art. 187. Nach Beendigung der Abhörung wird 
das Protokoll dem Abgehörten vorgelesen ; er kann 
es auch selbst lesen und seine Antworten beliebig 
abändern. Diese Abänderungen werden jedoch dem 
Protokolle beigefügt, ohne an dem ursprünglich Ge- 
schriebenen etwas abzuändern. 

Art. 188. Es darf nichts zwischen die Zeilen 
gesetzt werden : die Raduren und Zusätze sind am 
Schlüsse des Verhörs anzuerkennen, und durch den 
Untersuchungsrichter, den Aktuar, den Abgehörten 
und den Uebersetzer zu unterzeichnen. 

Die nicht anerkannten Zwischenzeilen, Raduren 
und Zusätze sind als nicht vorhanden zu betrachten. 

Art. 189. Ausser dem besonders Vorgeschriebe- 
nen sali jede Abhörung enthalten 

1. Namen und Eigenschaften der anwesenden 
Personen ; 

2. die genaue Bezeichnung des Abgehörten ; 
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3- Erwähnung des Befehles, kraft welches derselbe 
erscheint ; 

4. die ihm gebührende Entschädigung ; 

5. Ort, Datum und Unterschriften des Untersuch- 
ungsrichters, des Aktuars, des Uebersetzers und 
des Abgehörten. 

//. Abschnitt, 
Von dem Verhöre des Angeschuldigten. 

Art. 1 90. Ist der Angeschuldigte in Haft, so hat 
ihn der Untersuchungsrichter so bald wie möglich 
und längstens binnen den zwei ersten seiner Inhaf- 
tierung folgenden Tagen zu verhören. 

Art. 191. Der Angeschuldigte erscheint bei dem Erscheinung. 
Verhöre frei, und nur dann von Wache begleitet, 
wenn es zur Verhinderung seiner Entweichung nötig ist. 

Art. 192. Ist der Angeschuldigte im Zustande 
der Freiheit geblieben, oder einstweilen in Freiheit 
gesetzt worden, so bescheidet ihn der Untersuchungs- 
richter durch eine einfache Ladung vor sein Verhör. 

Art. 193. Diese Ladung soll enthalten Ladung. 

1. die Angabe des Richters, welcher sie erlassen 
hat; 

2. Name, Vorname und Wohnort der vorgeladenen 
Person oder jede andere zur Erkennung der- 
selben taugliche Bezeichnung ; 

3. Ort, Tag und Stunde der Erscheinung ; 

4. das Datum und die Unterschrift des Beamten, 
welcher sie erlassen hat. 

Bei der mündlichen Ladung gemäss Art. 197 brau- 
chen alle diese Bestandteile der Ladung nicht ausdrück- ' 
lieh ausgesprochen zu werden, wenn sie sich aus den 
Verhältnissen von selbst ergeben. M. IX. 35. 
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Mitteuung. Alt. 194. Jede Ladung an den Angeschuldigten 

wird demselben wenigstens 24 Stunden vor dem Er- 
scheinungstage durch einen Weibel oder Angestell- 
ten der gerichtlichen Polizei mitgeteilt, dringende 
Fälle vorbehalten. 

Diese Mitteilung findet bei Tage statt, wenn 
nicht der Richter aus besondem Gründen eine an- 
dere Anordnung trifft. 

In analoger Anwendimg des § 80 C. P. bedeutet Zu- 
stellung * am Tage « zwischen 7 Uhr morgens und 6 Uhr 
abends. Zustellung einer Ladung um 6V2 Uhr abends 
ist ein Nichtigkeitsgrund. M. XII. 402. 

Art. 195. Der mit dieser Mitteilung beauftragte 
Beamte übergibt dem Vorgeladenen eine Abschrift 
der Ladung. Er setzt sein Zeugnis, mit Datum und 
Unterschrift versehen, sowohl auf die Abschrift als 
auf die Urschrift und merkt Tag und Stunde der 
Mitteilung darauf an. 

Die Unterlassung, das Verrichtungszeugnis auch auf 
das dem Vorgeladenen übergebene Doppel der Vorla- 
dung zu setzen, bildet einen Nichtigkeitsgrund gegen 
das darauffolgende Kontumazialurteil. M. XII. 402. 

Art. 196. Kann die Ladung der Person nicht 
ausserhalb ihres Wohnsitzes zugestellt werden, so be- 
gibt sich der Weibel dorthin ; trifft er die in dem Befehl 
bezeichnete Person nicht in ihrer gewöhnlichen Woh- 
nung an, so hat er die Abschrift ihrer Ladung einem 
ihrer Hausgenossen abzugeben ; ist endlich das Haus 
verschlossen, so wird die Abschrift des Befehls in 
Gegenwart eines Zeugen an die Türe geheftet. 

Das Zeugnis des verrichtenden Beamten soll 
dieser sämtlichen Umstände Erwähnung tun. 

Die Unterlassung des verrichtenden Beamten, im 
Zeugnis anzugeben, dass er die Ladung wegen Ahwe- 
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senheit des Vorzuladenden dessen Ehefrau abgegeben 
habe, hat Zuspruch emer Nichtigkeitsklage zur Folge, 
wenn der Vorgeladene im Termin nicht erschienen ist. 
M. Xm. 2i6. 

Art. 197. Jeder im Zustande der Freiheit befind- ^ünduche La- 
uche Angeschuldigte kann auch bei einem Verhör Audienz, 
durch den Untersuchungsrichter in einer Audienz 
mündlich zu einem folgenden Verhöre geladen werden. 
Einer solchen Ladung geschieht dann im Protokoll 
Erwähnung. 

Dieser Artikel gilt auch im Hauptverfahren. Erfor- 
dernisse der mündlichen Ladung (vergl. Art. 193). M. 
IX. 35. 

Art. 198. Ist der Angeschuldigte nicht in dem 
Bezirke des Richters wohnhaft, bei dem die Sache 
anhängig ist, so wird ihm die Ladung unter Bewilli- ^ . 
gung des Untersuchungsrichters seines Wohnorts 
mitgeteilt. 

Art. 199. Bleibt der Vore^eladene aus, und geht 

^ . -. xTT M , 1 1 Abhörung in 

aus dem Zeugnisse des Weibels oder aus andern der wohnung 
vorliegenden Bescheinigungen hervor, dass er wegen schuldigten. 
Krankheit, Altersschwäche und dgl. in die Unmög- 
lichkeit versetzt ist, zu erscheinen, so begibt sich 
der Untersuchungsrichter in seine Wohnung und 
hört ihn dort ab. 

Erscheint sein Ausbleiben als nicht gerechtfer- Neue Ladung, 
tigt, so wird eine neue Ladung an ihn erlassen. Er- 
scheint er infolge dieser zweiten Ladung und kann 
er sein erstes Ausbleiben rechtfertigen, so wird ohne 
weiteres zur Abhörung geschritten ; kann er sich 
hingegen nicht rechfertigen, so verfällt er in eine 
von dem Untersuchungsrichter aufzuerlegende Busse 
von sechs bis fünfzehn Franken. 
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Leistet der Vorgeladene auch dieser zweiten 
Ladung keine Folge, so erlässt der Untersuchungs- 
richter einen Vorführungsbefehl gegen ihn. 
vorfühnmgs- Art. 200. Der Vorführungsbefehl soll enthalten 

1. die Angabe des Richters, welcher ihn erlassen 
hat; 

2. Name, Vorname, Wohnort des Geladenen, oder 
jede sonst genügende Bezeichnung desselben ; 

3. den Ort, wohin der Angeschuldigte gebracht 
werden soll ; 

4. das Datum und die Unterschrift des Untersuch- 
ungsrichters. 

Abschriften. Art. 201. Die Vorschriften des Art. 148 über 

die Abschriften des Verhaftbefehls sind gleichfalls in 
Betreff des Vorführungsbefehls zu beobachten. 

Vollziehung. Art. 202. Ur- und Abschrift werden einem Poli- 

zeiangestellten zur Vollziehung übergeben, und ausser- 
dem sind die durch die Art. 149 bis 151 vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten zu beobachten. 

Abhörung. Art. 203. Sind der Untersuchungsrichter und 

der Aktuar bei der Ankunft des Angeschuldigten an- 
wesend, so wird er unverzüglich verhört ; ist dage- 
gen der eine oder andere dieser Beamten abwesend, 
so ist der Angeschuldigte einstweilen gehörig zu be- 
wachen, oder je nach Umständen unter Beobachtung 
der einschlägigen durch Art. 159 vorgesehenen Förm- 
lichkeiten im Untersuchungsgefängnisse einzuschlies- 
sen. Der mit der Vollziehung des Befehls beauf- 
tragte Polizeiangestellte setzt den Untersuchungsrich- 
ter unverzüglich davon in Kenntnis. Dieser soll im 
Beisein des Aktuars den Angeschuldigten binnen 24 
Stunden nach der Gefangensetzung verhören. Der- 
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selbe wird sofort in Freiheit' gesetzt, wenn er nicht 
im Falle ist, gemäss den Art. 143 u. ff. in der Haft 
behalten zu werden. 

Art. 204. Hat der Angeschuldigte keinen be- ^^*^^"*^"°s- 
kcinnten Wohnsitz im Kanton, oder ist sein gegen- 
wärtiger Aufenthaltsort unbekamnt, so wird er durch 
eine Ediktalladung vor den Richter beschieden. 

Diese soll zweimal nacheinander in die amtlichen 
Blätter des Kantons eingerückt und der Erschei- 
nungstag auf acht Tage, von der letzten Bekannt- 
machung an zu rechnen, festgesetzt werden. 

Art. 205. Jeder Angeschuldigte ist gehalten, dem ^^^^J^J^^J^, 
Richter Aufschluss über die ihm zur Last gelegten ^^^^^*^®®*^^*" 
Tatsachen zu geben. Weigert er sich jedoch, ^o ^^^^^^^^l^^- 
kann kein Zwangsmittel gegen ihn angewendet wer- 
den. Dieser Umstand kann nur als eine Anzeige 
der Schuld betrachtet werden, wovon der Untersuch- 
ungsrichter den Angeschuldigten in Kenntnis zu 
setzen hat. 

Art. 206. Erscheint der Angeschuldigte als taub- 
stumm, blödsinnig oder wahnsinnig, so erforscht der 
Richter in dieser Hinsicht die Wahrheit. Ergibt sich 
aus der darüber angeordneten Untersuchung, dass 
der Angeschuldigte sich verstellt, so kann dies als 
eine Vermutung seiner Schuld betrachtet werden. 
Wie im Fall der vorhergehenden Artikel wird der 
Angeschuldigte davon in Kenntnis gesetzt. 

Art. 207. Erlaubt sich der Anp[eschuldisi:e während verbai- und 

Realinjurie-! 

des Verhöres Beschimpfungen, Drohungen oder ge- bei den ver- 
ringfügige Tätlichkeiten, so kann er durch den Un- 
tersuchungsrichter mit einem Verweise oder höch- 
stens zweitägiger Gefangenschaft bestraft, oder wenn 
er bereits in Haft ist, höchstens zweimal vierund- 
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zwanzig Stunden bei Wasser und Brot gesetzt werden. 
Hat er sich bedeutende Tätlichkeiten zuschulden 
kommen lassen, so wird die Sache dem zuständigen 
Richter überwiesen. Im Wiederholungsfall wird er 
nicht mehr vor den Untersuchungsrichter beschieden, 
sondern sein Betragen als Anzeige seiner Schuld 
betrachtet, und er selbst kann bis zu Erlassung des 
Haupturteils in Haft behalten werden. Jede derartige 
Strafverfügung soll protokolliert werden. 
Verhör. Art. 208. Der Angeschuldigte ist über alle auf 

die strafbare Handlung Bezug habenden Tatsachen 
zu befragen, und kann auch aufgefordert werden, 
zuerst eine zusammenhängende Erzählung über die- 
selben zu machen. Die unklaren und unbestimmten 
Antworten sucht der Richter durch neue Fragen auf- 
zuhellen ; er soll auch den Angeschuldigten auf die 
Widersprüche aufmerksam machen, in die er sich 
verwickelt, und ihn zu deren Lösung auffordern. 

Art. 209. Gesteht der Angeschuldigte die straf- 
bare Handlung ein, so ist er ebenfalls über die 
Gründe zu befragen, die ihn zur Begehung derselben 
veranlasst haben, femer über seine Verhältnisse zu 
dem verletzten Teile und überhaupt über alles, was 
zur Herstellung des Beweises einer jeden Tatsache 
dienen kann, die einen Gegenstand seines Gedächt- 
nisses bildet. In diesem Falle soll der Untersuch- 
ungsrichter durch geeignete Fragen sich vergewissem, 
ob der Angeschuldigte das Vergehen absichtlich und 
mit Vorbedacht begangen hat. 

Art. 210. Hat der Untersuchungsrichter Gründe, 
an das Vorhandensein eines oder mehrerer Mitschul- 
digen zu glauben, so befrsigt er den Angeschuldigten 
hierüber, wobei er jedoch vermeidet, die der Teil- 
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nähme verdächtigen Personen- auf irgend eine Weise 
zu bezeichnen. 

Gibt der Angeschuldigte selbst Gehülfen oder 
Miturheber an, so sind die Fragen hierüber mit be- 
sonderer Bezugnahme auf die Tatumstände der Teil- 
nahme und auf die Art der Gehülfenschaft zu stellen. 

Art. 211. Der Angeschuldigte ist gleichfalls über 
sein früheres Leben, sowie über alle zur Kenntnis 
des Richters gelangten erschwerenden Umstände und 
über die aus der Untersuchung hervorgehenden be- 
lastenden Tatsachen zu befragen. 

Art. 212. Er ist zur Erklärung einzuladen, ob er 
Zeugen, Urkunden und überhaupt Tatsachen zu 
seiner Entlastung anzugeben habe ; führt er solche 
an, so wird er darüber verhört. Dieses Verhör ist 
auch auf die vom Richter von Amtes wegen zu er- 
forschenden Entschuldigungstatsachen auszudehnen. 

Art. 213. Die mit der strafbaren Handlung ^»ersteui^^^^^ 
in Verbindung stehenden Personen und Gegenstände, 
deren Identität herzustellen von Wichtigkeit ist, sollen 
dem Angeschuldigten vorgezeigt und derselbe befragt 
werden, ob er sie wieder erkenne. 

Art. 214. In allen Fällen und namentlich wenn pjf4°°^«^|^ 
der Angeschuldigte die auf die strafbare Handlung^"^^[^J{Jj.^°s^ 
Bezug habenden Tatsachen sämtlich oder teilweise 
leugnet, soll der Untersuchungsrichter weder zu Dro- 
hungen noch zu Versprechungen, noch zu Gewalt- 
massregeln, noch zu falschen Vorspiegelungen, noch 
zu eingebenden oder verfänglichen Fragen seine Zu- 
flucht nehmen ; er hat sich einzig auf die Protokol- 
lierung der Antworten, wie sie gegeben werden, zu 
beschränken. 
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Art. 215. Sind mehrere Miturheber oder Gehül- 
fen vorhanden, so sind sie besonders und jeder in 
Abwesenheit der übrigen zu verhören. 

///. Abschnitt. 
Von der Abhörung der Zeugen. 

Art. 216. 'Der Untersuchungsrichter kann die 
Personen vor sich bescheiden lassen, die ihm in der 
Anzeige, in der Klage, von einem Beamten der ge- 
richtlichen Polizei oder sonst als solche bezeichnet 
worden sind, die von dem Verbrechen oder Ver- 
gehen, von dessen Verumständungen oder Urheber 
Kenntnis haben. 

Art. 217. Die Vorschriften der Art. 192 u. ff. 
dieses Gesetzbuches sind auch in Betreff der Zeugen 
zu befolgen. 

Jeder Zeuge hat jedoch das Recht, seine Abhö- 
rung vor dem Richter seines Wohnortes zu verlangen, 
wenn er vor eine fremde Behörde vorgeladen wird, 
oder mehr als fünf Stunden von dem Orte entfernt 
ist, wo die Sache anhängig ist. 

Zeugenpflicht. Art. 218. Jede Person, welche vor dem Richter 

erscheint, um als Zeuge abgehört zu werden, ist ge- 
halten, die an sie gerichteten Fragen zu beantworten. 

Vor allem andern verspricht sie, die volle Wahr- 
heit und nichts als die Wahrheit zu reden. 

Der Richter hat sie mit dem später zu leistenden 
Eide bekannt zu machen und ihr die gesetzlichen 
Folgen des falschen Zeugnisses vorzuhalten. 
Ausnahme. Art. 219. Die Pcrsoncn, denen der Gebrauch 

ihrer Geisteskräfte oder der zur Wahrnehmung nöti- 
gen Sinnesorgane fehlt, können nicht als Zeugen 
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aufgerufen werden. Ebenso dürfen die Personen, 
denen infolge ihres Standes Geheimnisse anvertraut 
worden sind, nicht in Betreff dieser Geheimnisse als 
Zeugen gehört werden. 

Der behandelnde Arzt kann sich nicht in der Unter- 
suchung betr. Misshandlung als Zeuge auf das Berufs- 
geheimnis berufen; dies um so weniger, wenn die be- 
handelte Person (Civilpartei) selber seine Abhörung ver- 
langt. M. VII. 348. 

Art. 220. Der Zeugenpflicht können enthoben Enthebung, 
werden die Verlobten, die Verwandten oder Verschwä- 
gerten des oder der Angeschuldigten in der geraden 
Linie und in der Seitelinie bis zum zweiten Grade. 
Der Untersuchungsrichter soll sie von diesem Rechte 
in Kenntnis setzen. Wollen sie keinen Gebrauch 
davon machen, so werden sie als einfach Auskunft- 
gebende abgehört. 

1. Die Beeidigung der einfach Auskunftgebenden ist 
unstatthaft. M. III. 386. Z. XXII. 523. 

2. Verwandte, die als einfach Auskunftgebende (ä 
titre de renseignements) abgehört werden, dürfen nicht 
beeidigt werden. Z. XXXIX. 105. 

Art. 221. Ein Zeuge ist nicht schuldig über 
solche Fragen Rede zu stehen, die seiner oder der 
Ehre seiner Verwandten und Verschwägerten in den 
durch den vorhergehenden Artikel bezeichneten Gra- 
den nachteilig sein könnten. 

Art. 222. Die Zeugen werden besonders und ^*'*^^''^^^'"«- 
unter Austritt der übrigen und des Angeklagten ab- 
gehört. 

Art. 223. Die Zeugen werden über alle auf das 
Verbrechen bezüglichen Tatsachen, von welchen sie 
Kenntnis haben können, abgehört. 

Hält es der Untersuchungsrichter für zweckmäs- 



Digitized by 



Google 



— 88 — 

sig, so sollen sie in Form einer Erzählung angeben^ 
was sie von dem Verbrechen, von dessen Umständen 
und den Tätern wissen. 

Verbreitet sich diese Erzählung nicht über alle 
Tatsachen, welche den Gegenstand der Untersuch- 
ung bilden, so sucht sie der Richter durch passende 
Fragen zu ergänzen. 

Art. 224. Der Zeuge soll Rechenschaft über die 
Widersprüche ablegen in die er sich etwa verwickelt ; 
aber unter keinen Umständen dürfen ihm verfängliche 
oder eingebende Fragen vorgelegt werden ; Gewalt, 
Drohungen, falsche Vorspiegelungen und ähnliche 
Mittel darf der Untersuchungsrichter gleichfalls nie 
in Anwendung bringen. 

Art. 225. Der Zeuge ist auch über sein Ver- 
hältnis zu dem Angeschuldigten zu befragen. 

Art. 226. Findet der Untersuchungsrichter zur 
Herstellung der Identität einer Person oder einer 
Sache es nötig, sie dem Zeugen vorzustellen oder 
vorzulegen, so wird dieser vorher aufgefordert, ein 
möglichst genaues Signalement oder eine Beschrei- 
bung derselben zu machen. 

Art. 227. Jede andere Konfrontation eines Ange- 
schuldigten und eines Zeugen oder zweier oder 
mehrerer Zeugen ist verboten. 

Art. 228. Weigert sich ein Zeuge auf die an 
Verweigerung ihn pfcrichteten Fragfen zu antworten, so ist er nach 

des Zeugnisses. ^ '^^ 

fruchtloser Warnung vorläufig in Gefangenschaft zu 
setzen und, wenn er während drei Tagen auf seiner 
Weigerung beharrt, durch Strafurteil des Untersuch- 
ungsrichters zu zweijähriger Einstellung in seiner 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit, sowie zum vollständigen 
Kosten- und Schadenersatz zu verurteilen. 
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Die Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähig- 
keit soll durch das amtliche Blatt veröffentlicht wer- 
den, und auch nach Ablauf der ordentlichen Straf- 
zeit von zwei Jahren so lange fortdauern, als der 
Verurteilte nicht seiner Zeugenpflicht Folge geleistet 
oder wenigstens die Verbindlichkeit zum Schadener- 
sätze vollständig erfüllt hat. 

Die hier vorgesehenen Zwangsmassnahmen gegen 
Zeugen stehen dem Regierungsstatthalter nicht zu. 
M. VI. 189. 

Art. 229. Erlaubt sich ein Zeuge Beschimpfun-^^^J^^^^g^^^^ 
gen, Drohungen oder geringfügige Tätlichkeiten, Betragens, 
«o kann ihn der Untersuchungsrichter je nach Um- 
ständen mit einem Verweise, einer Busse von fünf- 
zehn Franken oder Gefängnis von vierundzwanzig 
Stunden bestrafen, wovon im Protokoll Erwähnung 
geschieht. Hat er sich bedeutendere Tätlichkeiten 
zuschulden kommen lassen, so wird ein Protokoll 
darüber aufgenommen und die Sache dem zuständi- 
gen Richter übermittelt. Im Wiederholungsfalle wird 
die Busse auf dreissig Franken und das Gefängnis 
auf drei Tage gesteigert. Macht sich der Zeuge eines 
dritten Fehlers schuldig, so wird er nach Anleitung 
•des vorhergehenden Artikels behandelt. 

Art. 230. Jeder Zeuge, welcher in Gemässheit 
•der zwei vorhergehenden Artikel in der Ausübung 
seiner bürgerlichen Rechte eingestellt worden ist, 
kann an die Anklagekammer rekurrieren. 

Art. 231. Nach dem Schlüsse jeder Abhörung z^^e^"^^*^«'- 
wird der Zeuge angefragt, ob er ein Taggeld ver- 
lange ; bejaht er dies, so wird die ihm zukommende 
Entschädigung sogleich durch den Richter bestimmt, 
ausbezahlt und im Protokolle angemerkt. ^ 
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^Vergl. Ziff. 4 des Kreisschreibens der An- 
klagekammer vom 15. Juli 1851 betreffend verschie- 
dene Bestimmungen des neuen Str. Pr. 

IV. Abschnitt. 

Von der Abhörung der Anzeiger und 

Beschwerdeführer. 

Art. 232. Der Untersuchungsrichter lässt die An- 
zeiger und Beschwerdeführer, so oft er es nötig fin- 
det, vor sich bescheiden. 

Die Artikel 192 ff. sind auf sie wie auf die Zeu- 
gen anzuwenden. Demungeachtet sind die Vorschrif- 
ten des folgenden Artikels zu beobachten. 

Art. 233. Die Anzeiger und Beschwerdeführer 
können ihre Aussagen nicht verweigern, wenn sie in 
einem der durch Art. 220 vorgesehenen Verwandt- 
schaftsgrade zu dem Angeklagten stehen. 

Wenn sie nicht Beamte der gerichtlichen Polizei 
sind, so erhalten sie kein Taggeld. 

Titel VII. 

Vom Schluss der Voruntersuchung, von den 
Ueberweisungen und von der Versetzung in 
Anklagezustand. ^ 

^Vergl. § 15 des G. vom 2. Mai 1880 betref- 
fend einige Abänderungen des Verfahrens in Straf- 
sachen und des Strafgesetzbuches. 
Schluss der Art. 234. Erachtet der Richter die Untersuch- 

n ersuc ung. ^^^ ^^^ vollständig, SO spricht Cr den Schluss der- 
selben aus. Dies greift jedoch dem Rechte der 
Staatsanwaltschaft, des Angeschuldigten und der An- 
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klagekammer nicht vor, eine Vervollständigung zu 
verlangen, bevor dem Gesetze gemäss über die Ver- 
setzung in Anklagezustand entschieden ist. 

• Die Anklagekammer erteilt dem Untersuchungsrichter 
darüber, wie er in einer noch nicht abgeschlossenen 
Untersuchung vorgehen soll, auf Anfrage keine Auskunft. 
M. X. 324. 

Art. 235. Erachtet der Untersuchungsrichter, dass^^Yf^^JJ^^^^Q 
keine von dem Gesetze mit Strafe bedrohte Hand-^^äfdfun^^bY-^ 
lung begangen worden sei, oder dass keine belasten-^^"^®'^'^^'*^®" 
de Tatsache gegen den Angeschuldigten vorliege, so 
legt er die Akten dem betreffenden Bezirksprokurator 
vor und wenn dieser gleicher Ansicht ist, so erklären 
beide Beamten durch einen von ihnen unterzeichneten 
Beschluss, dass kein Grund zur Verfolgung da sei. 
Ist der Angeschuldigte in Haft, so wird er auf diesen 
Akt hin in Freiheit gesetzt. Auf sein Verlangen soll 
ihm auch sogleich von dem Untersuchungsrichter 
unter Vorbehalt des Rekurses an die Anklagekammer 
eine Entschädigung bestimmt werden. 

Die Kosten und Entschädigungen trägt der Staat. 

1. In ausdehnender Interpretation dieses Artikels wird 
dem Untersuchungsrichter im Verein mit dem Bezirkspro- 
kurator die Kompetenz zur Aufhebung von Untersuch- 
ungen im gleichen Umfange zugestanden, wie der An- 
klagekammer gemäss Art. 254. In analoger Anwendung 
des Art. 254 Alinea 2 sind daher auch Untersuchungs- 
richter und Bezirksprokurator befugt, dem Angeschul- 
digten die Kosten aufzuerlegen, entgegen dem Wortlaut 
des Art. 235. M. XI. 160. 

2. Ein solcher Aufhebungsbeschluss des Unter- 
suchungsrichters und Bezirksprokurators kann nicht 
wegen materieller Unrichtigkeit mit einer Beschwerde 
gemäss Art. 40 und 41 angefochten werden. M. IL 264. 
V. 244. (Anklagekammer). 
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3- Auf einen Rekurs gegen den von Untersuchungs- 
richter und Bezirksprokurator gefassten Auf hebungsbe- 
schluss in einem Falle von Betrug tritt die' Anklagekam- 
mer nicht ein. Sie begeht dadurch keine Rechtsverw^ei- 
gerung. (Bundesgericht). M. VIII. 7. 

4. In analoger Anwendung von Art. 266 kann eine 
durch Beschluss des Untersuchungsrichters und des Be- 
zirksprokurators aufgehobene Untersuchung nur dann 
wieder aufgenommen werden, wenn neue gewichtige 
Beweismittel entdeckt worden sind. M. VI. 166. 

5. Ueber den Civilanspruch ist im Aufhebungsbe- 
schluss nicht zu urteilen selbst wenn sich der Verletzte 
bereits als Civilpartei gestellt hat (vergl. Art. 243). 
M. IX. 186. 

6. Der Rekurs an die Anklagekammer betreffend die 
dem Angeschuldigten zuerkannte Entschädigung steht 
auch der Staatsanwaltschaft zu. M. III. 199. 

Art. 236. Stimmen der Untersuchungsrichter und 
der Bezirksprokurator nicht überein, so wird die 
Sache der Anklagekammer vorgelegt, welche nach 
Anhörung des Generalprokurators darüber entscheidet. 

übe^efung^en. ^^*- 237. Ist der UntersuchungsHchter der An- 
sicht, dass es sich um eine Polizeiübertretung handle, 
so wird der Angeschuldigte vor den Polizeirichter 
gestellt, und wenn er in Haft ist, freigelassen ; es sei 
denn, dass er infolge des Art. 71 verhaftet wäre. 

hiften^Fäuä". ^^' 238. Die Fälle, welche nicht offenbar vor 
den Polizeirichter gehören, aber korrektioneile Be- 
strafung zur Folge haben könnten, legt der Unter- 
suchungsrichter dem Bezirksprokurator vor, und wenn 
beide Beamten über den Gerichtsstand übereinstim- 
men, so wird die Sache von ihnen der zuständigen 
Behörde überwiesen. 

I. Kassation eines Urteils von Amtes wegen, weil 
der Richter ohne Befragung des Staatsanwalts als Poli- 
zeirichter in der Sache geurteilt hat. M. III. 236. 
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2. In Fällen, wo keine Voruntersuchung geführt wurde 
(Art. 89 Alinea 3), finden Art. 238 und 239 keine An- 
wendung. M. VII. 192. 

3. Der vom Untersuchungsrichter und Bezirksproku- 
rator gefasste Ueberweisungsbeschluss kann später in 
der Hauptverhandlung wegen materieller Unrichtigkeit 
durch Gerichtsstandseinrede (Art. 312) angefochten wer- 
den. M. VIII. 94. 

4. Gegen einen vom Untersuchungsrichter und Be- 
zirksprokurator innerhalb den Schranken ihrer Kompe- 
tenz gefassten Ueberweisungsbeschluss gibt es keine 
Rechtsmittel. M. IX. 363. Z. XXXVIII. 181. 

Art. 239. Stimmen sie nicht überein, so wird 
'die Sache der Anklagekammer zur Entscheidung 
vorgelegt. 

Art. 240. Alle korrektionellen Fälle werden ^on^lXl^^Fäi^' 
dem Untersuchungsrichter dem Bezirksprokurator vor- 
gelegt. Erachten beide, dass die Handlung nur kor- 
rektionelle Bestrafung zur Folge haben werde, so 
wird die Sache dem zuständigen korrektionellen Ge- 
richte überwiesen. Stimmen sie nicht überein, indem 
'der eine glaubt, dass peinliche Strafen zur Anwen- 
dung kommen könnten, so wird die Sache der An- 
klagekammer zur Entscheidung vorgelegt. 

1. Die Unterlassung des Untersuchungsrichters, einen 
korrektionellen Fall dem Bezirksprokurator vorzulegen 
(der Untersuchungsrichter hatte den Fall von sich aus 
dem korrektionellen Einzelrichter zugewiesen) bildet 
einen Nichtigkeitsgrund gemäss Art. 473 Ziffer 2. M. 
VIII. 254. 

2. In Fällen mit alternativer Strafdrohung (peinliche 
und korrektioneile, oder korrektioneile Strafen verschie- 
dener Schwere), wo nach § 15 der Novelle vom 2. Mai 
1880 die Ueber Weisung an das für die leichtere Strafe 
zuständige Gericht erfolgen kann (Korrektionalisierungs- 
befugnis) ist die zuständige Ueberweisungsbehörde den- 
noch stets die für die schwerere Strafe vorgeschriebene 
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(Also wenn alternativ Zuchthaus und Korrektionshaus 
angedroht sind stets die Anklagekammer u. s. w.). M. 
V. 406. Z. XLII. 383. 

3. In korrektioneilen Fällen darf sich der Ueberwei- 
sungsbeschluss auf eine Bezeichnung des Richters oder 
Gerichts, dem der Angeschuldigte überwiesen wird, und 
dess zu beurteilenden Deliks beschränken und braucht 
keine Aufzählung und Formulierung der einzelnen, dem 
Angeschuldigten zur Last gelegten Handlungen zu ent- 
halten. M. XV. 338. Z. XXXVIII. 381. (vergl. Z. XLII. 
378). 

4. Kassation eines durch Untersuchungsrichter und 
Staatsanwalt gefassten Ueberweisungsbeschlusses durch 
das korrektioneile Gericht von Amtes wegen oder auf 
Parteiantrag erscheint als undenkbar. Z. XXXVIII. 181. 
(vergl. M. VIII. 94). 

5. Nach Einleitung des Hauptverfahrens vor dem 
korrektionellen Gericht können nicht durch einen nach- 
träglichen zweiten Beschluss des Untersuchungsrichters 
und des Staatsanwalts noch weitere Angeschuldigte in 
dasselbe Verfahren hineingezogen werden. Z. XXXIX. 84. 

^br^e^chln'" ^^^' 24-1. Jedes Verbrechen, wie jedes politische 

und Pressvergehen ist der Anklagekammer vorzulegen. 

1. Kassation eines von Untersuchungsrichter und 
Bezirksprokurator gefassten Ueberweisungsbeschlusses, 
weil die Sache nicht mit Rücksicht auf die Möglichkeit 
des bleibenden Nachteils der Anklagekammer vorgelegt 
wurde. M. IV. 410. 

2. Die Einsendung der Akten an die Anklagekammer 
muss im Falle eines Verbrechens auch dann stattfinden, 
wenn der Angeschuldigte gestorben ist. (vergl. Art. 6). 
M. VI. 55. (Anklagekammer). 

seildin^oder ^^^- 242. In allen gegen abwesende oder flüch- 

ges'^hifd^ttn."^^ Angeschuldigte geführten Untersuchungen sind 
der Untersuchungsrichter und der Bezirksprokurator, 
oder, wenn sie geteilter Ansicht sind, die Anklage- 
kammer befugt, sofern nicht besondere Gründe eine 
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sofortige Beurteilung erheischen, die Einstellung des 
weitem Verfahrens auf so lange zu beschliessen, bis. 
der Angeschuldigte sich freiwiUig stellt, oder ergriffen 
wird. In diesem Falle werden die Akten einstweilen 
in das Gerichtsarchiv niedergelegt. 

Art. 243. Ist die Untersuchung infolge einer 
Anzeige oder einer Klage der verletzten Partei an- 
gehoben worden, so kann diese auf dem Civilweg 
auftreten, wenn der Sache wegen Nichtdasein einer 
strafbaren Handlung oder wegen Mangels an genü- 
genden Beweisen gegen den Angeschuldigten keine 
Folge gegeben worden ist. Ergibt sich aus den Um- 
ständen, dass der Anzeiger oder Kläger leichtsinnig 
oder gefährdevoll gehandelt hat, so verurteilt sie der 
Untersuchungsrichter oder die Anklagekammer zu 
den Kosten und vorkommendenfalls zu einer Ent- 
schädigung, welche sofort bestimmt wird. Von dem 
Beschluss des Untersuchungsrichters findet der Re- 
kurs an die Anklagekammer statt. 

1. Die Befugnis der Anklagekammer, den Anzeiger 
zu einer Entschädigung an den Angeschuldigten zu ver- 
urteilen, ist durch Art. i8i St. G. nicht aufgehoben 
worden. (Bund'esgericht). M. VIII. i. 

2. Die Verurteilung des nicht in dem Bezirk, wo die 
Untersuchung geführt wurde, oder sogar nicht im Kan- 
ton Bern wohnenden Klägers zu den Kosten und zu 
einer Entschädigung an den Angeschuldigten bildet keine 
Verletzung der Art. 58 und 59 B. V. und 74 K. V. (alt) 
d. h. sie verstösst nicht gegen die Garantie des Gerichts- 
stands des festen Wohnsitzes, sowie des verfassungs- 
mässigen und ordentlichen Richters. Ebenso wenig tut 
das der Beschluss der Anklagekammer, dass dem Frei- 
gesprochenen eine Schadenersatzklage gegen den An- 
zeiger vorbehalten bleiben solle. (Bundesgericht). M. VIII. i» 

3. Die Bestimmung betreifend Kostenauflage an den 
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Kläger ist im Hauptverfahren (Art. 368) nicht analog 
anwendbar. M. V. 63. 

4. Die Bestimmung betreifend Kostenauflage an den 
Anzeiger ist per analogiam anwendbar bei einem frei- 
sprechenden Urteil in Fällen, die vom Einzelrichter zu 
beurteilen sind (auch bei Offizialdelikten). M. XIV. 69. 

5. Die Bestimmung, dass der Anzeiger zu den Kosten 
verurteilt werden kann, darf niemals per analogiam auch 
bei der Urteilsfällung in der Hauptverhandlung Anwen- 
dung finden. Z. XXXVII. 144. 

6. Eine Verurteilung der Civilpartei zu den Staats- 
kosten nicht in Anwendung von Art. 243 (wegen leicht- 
sinniger oder gefährdevoller Anzeige), sondern in ana- 
loger Anwendung von Art. 368 ist auch bei Antragsde- 
likten unzulässig. M. XIV. 165. 

7. Der Rekurs des Anzeigers oder Klägers, der vom Un- 
tersuchungsrichter zu Kosten oder zu Entschädigung ver- 
urteilt worden ist, an die Anklagekammer ist nicht an 
die Frist von 10 Tagen gebunden. (Anklagekammer). 
M. VI. 55. 

8. Die Abweisung des Entschädigungsbegehrens des 
(freigesprochenen) Angeschuldigten durch die Anklage- 
kammer begründet in einem spätem Civilprozess des 
Freigesprochenen gegen den Anzeiger (Entschädigungs- 
begehren wegen falscher Anzeige) die peremotorische 
Einrede der beurteilten Sache. M. IV. i: (App.- und^^ 
Kass.-Hof). - . V . . ■ ' /^ - 

9. Die Regelung der Entschädigungsfrage durch die 
.Ankl2igekammer präjudiciert einer spätem Entschä- 
digungsklage des von der Anklage Befreiten gegen den 
Anzeiger wegen falscher Anzeige nicht. M. XI. 140. 

IG. Wenn die Ueberweisungsbehörde den Anzeiger 
nicht zu Kosten oder Entschädigung verurteilt, so ist 
damit die Frage noch nicht präjudiciert, ob der Ange- 
schuldigte auf dem Civilweg vom Anzeiger Entschädi- 
gung wegen falscher Anzeige verlangen könne. Z. 
XXXIX. 754. (App.- und Kass.-Hof). XLI. 152. (App.- 
und Kass.-Hof). 
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Art. 244. Hat sich die Civilpartei mit dem An-^ 
geschuldigten verglichen, so wird die Prozedur ver- 
nichtet, wenn es sich um strafbare Handlungen han- 
delt, die nur auf Klage der verletzten Partei verfolgt 
werden können. Die eine oder andere Partei muss 
jedoch binnen acht Tagen von der Mitteilung des 
Vergleiches an den Untersuchungsricher die Kosten 
bezahlen. In allen andern Fällen wird der Sache 
weitere Folge gegeben. 

1. Dieser Artikel wird auch nach dem Ueberweisungs- 
beschluss, auch noch in der Hauptverhandlung angewen- 
det. M. V. 292. (Erwägung 8). 

2. Ein Verzicht auf die Civilklage oder ein Partei-^ 
vergleich darüber bedarf zu seiner Gültigkeit der rich- 
terlichen Genehmigung nicht, sondern hat ohne weiteres 
die Erlöschung der öifentlichen Klage zur Folge. M. V. 
289 (Erwägung b). 293 (Erwägung 11). 

3. In einer blossen Satisfaktionserklärung liegt noch 
kein Vergleich, der die Einstellung des Verfahrens zur 
Folge hätte. M. XIV. 254. 

4. Wenn über den Civilpunkt (und die Kosten) ein 
Vergleich geschlossen ist, so wird die Strafverfolgung 
definitiv eingestellt, selbst wenn die Givilpartei im Ver- 
gleich den Rückzug der Straf klage nur bedingungsweise 
erklärt hat, d. h. für den Fall, dass der Vergleich gehalten 
werde. Denn die Vernichtung der Prozedur ist eine 
gesetzliche Folge des Vergleiches über den Civilpunkt,. 
nicht Folge des Rückzuges des Strafantrages durch die 
Civilpartei. Das Verfahren wird daher auch dann nicht 
wieder aufgenommen, wenn die Kosten nicht rechtzeitig 
bezahlt werden, umso weniger, wenn der Staat und die 
Civilpartei für die Kosten gemäss Vergleich bereits Be- 
treibung angehoben und damit den Willen, den Vergleich 
zu halten, dokumentiert haben. M. V. 287. (Nr. 190). 

5. Welche Partei die Kosten innert 8 Tagen bezahle, 
ist für den Staat gleichgültig. Der Richter darf daher,^ 
wenn ein Vergleich über die Civilforderung vorliegt,. 
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nicht von Amtes wegen, sondern höchstens auf überein- 
stimmendes Verlangen beider Parteien die Frage der 
Kostenpflicht entscheiden. Andernfalls hat er einfach 
das Verfahren einzustellen, jedoch wieder aufzunehmen, 
wenn binnen acht Tagen die Kosten von keiner Seite 
bezahlt werden. M. V. 293 (Erwägung 13). 

6. Werden die Kosten nicht binnen acht Tagen von 
der einen oder andern Partei bezahlt, so hat der Richter 
die Strafuntersuchung trotz dem Verzicht der Ci\'ilpar- 
tei auf die Ci\'ilklage wieder aufzunehmen. M. V. 292 
(Erwägung 9). 

7. Die achttägige Frist zur Bezahlung der Staatsko- 
sten ist keine peremptorische. Wenn die Bezahlimg auch 
erst nach dieser Frist erfolgt, so wird gleichwohl die 
Prozedur vernichtet. M. VII. 19. 

8. Das Verfahren wird auch dann nicht wieder auf- 
genommen, wenn die Bezahlung der Staatskosten nicht 
innerhalb der acht Tage oder überhaupt nicht erfolgt. 
M. VII. 218. 

9. Die Vergleichsbestimmung, es habe die eine oder 
andere Partei die Kosten zu bezahlen, wird von der 
Polizeikammer nicht als Bedingung autgefasst, deren 
Nichterfüllung innert der vorgesehenen achttägigen Frist 
eine Fortsetzung des Strafverfahrens bewirkt. Die Ver- 
gleichsbestimmung, dass die Strafanzeige nur zurückge- 
zogen werde, wenn die Interventionskosten innerhalb 
der vorgesehenen Frist bezahlt würden, enthält einen 
rechtlich unwirksamen bedingten Rückzug des Strafan- 
trages. Z. XXXX. 233. 

IG. Wenn infolge eines Vergleiches der Richter nur 
noch über die Kosten urteilt, so kann gegen das Urteil 
appeliert werden, wenn der ursprüngliche Betrag der 
Kostenforderung des Staates die Summe von 150 Fr. 
übersteigt (vergl. Art. 580). M. V. 291 (Erwägung 3 und 4). 

Vergl. ferner Art. 4 und Anmerkungen dazu. 

Benachrichti- Art. 245. So oft den obigen Artikeln gemäss 

Cfung des An- . * . 

geschuidigteu die Akten einer Sache der Anklagekammer zuge- 

von der Akten- . . 

Zusendung an schickt werden, so setzt der Untersuchungsrichter 

die Anklage- ' . . . ^ 

kammer. den Angcschuldigtcn unverzüglich davon in Kennt- 
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nis und tut dieser Mitteilung in dem Aktenbande 
Erwähnung. 

Der Untersuchungsrichter soll in seiner Kontrolle 
alle von ihm den Vorschriften dieses Kapitels gemäss 
getroffenen Massregeln erwähnen. Diese Kontrolle 
wird alle Vierteljahre dem Bezirksprokurator zur Vi- 
sierung vorgelegt. 

Art. 246. Sobald der Präsident der Anklage- verfahren, 
kammer die Aktenstücke den Vorschriften der obigen 
Artikel gemäss erhalten hat, so soll er sie sofort dem 
Generalprokurator mitteilen und sie dann bei den 
Mitgliedern der Kammer in Zirkulation setzen. Der 
Präsident ist gehalten, die Beurteilung binnen acht 
Tagen von dem Empfang der Aktenstücke an vor 
sich gehen zu lassen. Während dieser Zeit kann 
der Angeschuldigte nach Gutfinden jede Vervollstän- 
digung der Untersuchung verlangen oder ein Memo- 
rial eingeben, ohne dass jedoch der Entscheid da- 
durch verzögert werden darf. Zu diesem Zwecke 
kann der Angeschuldigte, wenn er verhaftet ist, mit 
einem Verteidiger frei verkehren, und diesem steht 
die Einsicht der Akten auf der Gerichtsschreiberci 
frei, ohne dass er sie jedoch von dort wegnehmen darf. 

Nichtbeobachtung der in Art. 246 vorgesehenen Fristen 
bedeutet weder eine Verletzung des Grundsatzes der 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz, noch eine Rechts- 
verweigerung. (Bundesgericht) M. VIII. i. 

Art. 247. Der Generalprokurator wohnt den Sitz- 
ungen der Anklagekammer bei und ist über jede zu 
entscheidende Frage zu hören. Er kann seine Be- 
richte und Anträge schriftlich oder mündlich machen ; 
im letzem Fall muss er sie ihrem Hauptinhalt nach 
zu Protokoll geben. 
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Geheime 
Sitzung. 



Zusammen- 
hängende 
Sachen. 



Art. 248. Weder die Civilpartei noch die Zeugen 
können zur Erscheinung zugelassen werden. 

Die Vorschriften der Art. 248 und 249 Verstössen 
nicht gegen den in Art. 51 K. V. (alt) aufgestellten 
Grundsatz der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit. (Bun- 
desgericht). M. VIII. I. 

Art. 249. Die Sitzungen der Anklagekammer 
sind nicht öffentlich. 

Art. 250. Es wird durch einen einzigen Be- 
schluss über die verschiedenen demselben Individu- 
um zur Last gelegten strafbaren Handlungen erkannt, 
selbst wenn diese zu verschiedenen Zeiten und an 
verschiedenen Orten begangen worden sind. 

Art. 251. Handelt es sich um zusammenhän- 
gende durch mehrere Personen begangene strafbare 
Handlungen, so wird gleichfalls durch einen einzigen 
Beschluss darüber erkannt. 

Art. 252. Ist die öif entliche Klage verjährt, so 
rung. ist der Sache keine weitere Folge zu geben, und -die 
Protokolle und Prozessakten werden vernichtet. 

ständlgkärder ^^' ^53. Findet die Anklagekammer, dass die 
Untersuchung. Uj^^gj.g^j(>hm^g unvollständig sei, so schickt sie die- 
selbe dem betreffenden Untersuchungsrichter zurück, 
indem sie ihm die noch nötig erscheinenden Mass- 
regeln bezeichnet. Sie ordnet ebenfalls die Wieder^ 
holung der nach ihrer Ansicht unregelmässig ge- 
führten Untersuchungshandlungen an. 
c) wenn keine Art. 254. Findet die Anklasfekammer, dass keine 

mit Strafe be- . . 

drohte Hand- Spurcn ciucr durch das Gesetz mit Strafe bedrohten 
worden. Handlung oder keine genügenden Schuldbeweise vor- 
handen seien, so beschliesst sie die Aufhebung der 
Untersuchung und die Freilassung des Angeschul- 
digten, wenn er in Haft sitzt. Ein Auszug dieses. 



Verfahren : 
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Beschlusses wird dem Untersuchungsrichter unver- 
züglich mit dem Auftrage zugestellt, ihn sofort voll- 
ziehen zu lassen. Sie kann auch vorkommendenfalls 
dem Angeschuldigten eine Entschädigung zusprechen. 
Die Anklagekammer ist befugt, dem Angeschul- 
digten die Untersuchungs- und Gefangenschaftskosten 
ganz oder teilweise aufzuerlegen, wenn er die Ver- 
dachtsgründe, durch welche das Strafverfahren ver- 
anlasst wurde, durch eigene gesetzwidrige oder mut- 
willige, ihm zum Verschulden anzurechnende Hand- 
lungen oder Aeusserungen erregt hat. 

1. Zur Frage der Kompetenz der Anklagekammer zur 
Aufhebung der Untersuchung wegen Unzurechnungs- 
fähigkeit des Angeschuldigten. Z. XXXVII. 172. ff. 

2. Die Abweisung des Entschädigungsbegehrens des 
Angeschuldigten macht nicht res judicata für die Frage, 
ob der Angeschuldigte auf dem Civilweg vom Anzeiger 
Entschädigung wegen falscher Anzeige verlangen könne. 
Z. XXXIX. 754. (App.- und Kass.-Hof) (vergl. Art. 243 
und Anmerkungen dazu). 

3. Die Akten einer aufgehobenen Untersuchung dür- 
fen von den Strafbehörden an niemand herausgegeben 
werden; niemand hat ein Recht auf Edition solcher 
Akten. Z. XXXX. 109. (Vergl. Art. 93). 

Art. 255. Erachtet die Anklagekammer, dass der ueberweisun^. 
Angeschuldigte dem Polizeigericht oder dem korrek- 
tionellen Gericht zu überweisen sei, so spricht sie 
die Ueberweisung aus und bezeichnet das Gericht, 
welches darüber erkennen soll. In dem durch die- 
sen Artikel vorgesehenen Falle befiehlt die Anklage- 
kammer die Freilassung des Angeschuldigten, wenn 
er im Kanton ansässig ist, oder die gesetzliche Sicher- 
heit leistet. 

Der Ueberweisungsbeschluss und die Aktenstücke 
werden der mit der Beurteilung beauftragten Behörde 
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mit dem Beifügen übermittelt, der Sache gesetzliche 
Folge zu geben. 

Art. 256. Findet die Anklagekammer, dass ge- 
nügende Schuldanzeigen vorhanden seien, um die 
Versetzung eines Individuums in Anklagezustand 
wegen eines Verbrechens oder wegen politischen 
oder Pressvergehen zu motivieren, so ordnet sie die 
Ueberweisung des Angeschuldigten an die Assisen an. 

Die Anklagekammer ist jedoch befugt, auf den 
Antrag des Generalprokurators auch solche Straffälle, 
welche sich nach den dermaligen Strafgesetzen zu 
Verbrechen eignen, dann dem korrektionellen Ge- 
richte oder dem Polizeirichter zu überweisen, wenn 
sie einmütig dafür hält, dass der Gesetzgeber, wenn 
ihm bei Erlassung des betreffenden Strafgesetzes der 
konkrete Fall vorgeschwebt hätte, um den es sich 
handelt, eine peinliche Strafe nicht angedroht haben 
würde. ^ 

^Art. 256, Abs. 2, ist aufgehoben durch E. G. 
zum Strafgesetzbuch vom 39. Januar 1866, Art. 2, 
Ziff. 15; vergl. jedoch jetzt das G. vom 2. Mai 1880 
betreffend einige Abänderungen des Verfahrens in 
Strafsachen und des Strafgesetzbuches. 

Zur Natur des Ueberweisungsbeschlusses. M. IV. 97. 
(App.- und Kass.-Hof). 

Verhaftung des ß^^ 257. Handelt es sich um ein Verbrechen, 

Ange- ' 

schuldigten. gQ kann die Anklagekammer, wenn der Angeschul- 
digte nicht inhaftiert ist, dem Untersuchungsrichter 
die Erlassung eines Verhaftbefehls gegen ihn anbe- 
fehlen, es sei denn, dass er den einschlägigen Be- 
stimmungen dieses Gesetzbuches gemäss einstweilen 
in Freiheit gesetzt worden wäre. 
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Art. 258. Ist der Fall einer Freilassung vorhan- pieüaiiun* 
den, und ist dieselbe noch nicht erfolgt, so soll die An- 
klagekammer dieselbe von Amtes wegen beschliessen. 

Art. 259. Die Beschlüsse werden durch den 
Präsidenten und den Aktuar der Anklagekammer un- 
terzeichnet. Sie enthalten die Anträge der Staatsan- 
waltschaft und Vorkommendenfalls der Parteien. 

Die Beschlüsse der Anklagekammer unterliegen nicht 
der Vorschrift des Art. 88 Alinea 2 K. V. d. h. ihre 
Nicht-Motivierung bildet keine Verfassungsverletzung. 
(Bundesgericht) M. VIII. i. 

Art. 260. In allen Sachen kann die Anklage- etne7verfou 
kammer, so lange sie nicht entschieden hat, ob die e^"«- 
Versetzung in Anklagezustand auszusprechen sei, von 
Amtes wegen, sei nun eine Untersuchung begonnen 
oder nicht, eine gerichtliche Verfolgung anordnen, 
und dann die in ihre Amtsverrichtungen fallenden 
Beschlüsse fassen. 

Art. 261. In allen den Assisen überwiesenen Anklageakte. 
Fällen werden die Akten mit dem Ueberweisungsbe- 
schluss dem betreffenden Bezirksprokurator zuge- 
sandt, welcher zur Abfassung einer Anklageakte ver- 
pflichtet ist. 

Diese soll die Handlung und die Natur des Ver- 
brechens, welches der Gegenstand der Anklage bil- 
det, nebst den Strafmilderungs- oder Erhöhungs- 
gründen auseinandersetzen ; der Angeklagte ist 
darin zu nennen und deutlich zu bezeichnen. 

Sie schliesst mit folgendem Satze ; « Infolge des- 
« sen wird N. . . . angeklagt, diese oder jene strafbare 
« Handlung unter den und den Umständen begangen 
« zu haben». 
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Mitteilung der Alt. 262. Die Anklageakte wird mit den Akten 
an°de*if A*ng^- dem Richter zugestellt, welcher die Untersuchung 
gten. g^f^j^j^ j^^|. jjgj. Ueberweisungsbeschluss und die 
Anklageakte werden von ihm sogleich dem Ange- 
klagten mitgeteilt, und demselben auf sein Begehren 
und auf seine Kosten Abschriften von allem zugefertigt, 
verteidigungr. Art. 263. Zu glcichcr Zeit, wo der Ueberweis- 
ungsbeschluss und die Anklageakte dem Angeklagten 
mitgeteilt werden, fragt ihn der Untersuchungsrichter 
an, wie er es in Betreff seiner Verteidigung gehalten 
wissen wolle. Verzichtet der Angeklagte auf die 
Verteidigung oder bezeichnet er einen Verteidiger, 
weigert sich aber dieser, die Funktion zu überneh- 
men, so wird von Amtes wegen für die Verteidigung 
gesorgt, sofern es sich um ein Kapitadverbrechen 
handelt, oder wenn sonst der Präsident der Krimi- 
nalkammer es notwendig findet. 

Ausser diesen Fällen findet eine Verteidigung 
von Amtes wegen nicht statt. 

Art. 284. Der Angeklagte kann seinen Vertei- 
diger frei aus der Zahl aller Aktivbürger wählen. 

Der Richter darf als solchen nur einen paten- 
tierten Advokaten oder Rechtsagenten bezeichnen. 

»Aktivbürger« bezieht sich nur auf bemische Kan- 
tonsbürger. (Obergericht). M. XL 292. 

Art. 265. Der Verteidiger kann von seiner Ernen- 
nung an ohne Aufsicht mit dem Angeklagten verkehren. 
BYscfahTsfes der ^^' 266. Hat die Anklagekammer erkannt, dass 
^*^*8un*'^^*' ein Angeschuldigter den Assisen nicht zu überwei- 
sen sei, so kann dieser wegen derselben Handlung 
nicht mehr verfolgt werden, es sei denn, dass neue 
gewichtige Beweismittel gegen ihn entdeckt worden 
wären. 
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1. Auch wenn aus Versehen im Ueberweisungsbe- 
schluss ein Delikt, auf das sich die Voruntersuchung be- 
zog, nicht erwähnt wurde, wenn aber im Ueberweisimgs- 
beschluss steht, im übrigen werde die Untersuchung 
aufgehoben, so wird auf einen Wiedererwägungs- resp. 
Ergänzungsantrag der Staatsanwaltschaft nicht einge- 
treten. M. V. 296. 

2. Art. 266 ist per analogiam auch anwendbar auf 
die vom Untersuchungsrichter und Bezirksprokurator ge- 
fassten Auf hebungsbeschlüsse (Art. 235) M. VI. 166. 

3. In allen Fällen, wo die Anklagekammer die Auf- 
hebung einer Untersuchung beschlossen hat, ist sie allein 
befugt, die Wiederaufnahme des Verfahrens gegen den 
gleichen Angeschuldigten wegen neuer gewichtiger Be- 
weismittel anzuordnen. M. VI. 104. VII. 20. 

4. Bei Entdeckung neuer Beweismittel muss eine neue 
Voruntersuchung stattfinden. M. I. 425. 

5. Vergl. femer Art. 5 und Anmerkungen dazu. 

Art. 267. Jeder Untersuchungsrichter oder Ak- ff^^^rsuch- 
tuar, welcher sich einer Nachlässigkeit in der Aus- „„'"J^Aktuw" 
Übung seines Amtes oder einer Verletzung der ihm 
durch dieses Gesetzbuch auferlegten Pflichten oder 
der vorgeschriebenen Formen schuldig macht, soll 
je nach Umständen zu einem Verweise oder zu einer 
Einstellung von höchstens sechs Monaten oder zur 
Amtsentsetzung verurteilt werden, ohne eintretenden- 
falls sonstigen Strafen und Entschädigungen vor- 
zugreifen. 

1. Der Appellations- und Kassationshof ist zuständig 
zur Beurteilung von Beschwerden wegen Amtsmissbrauch 
und Vernachlässigung der Amtspflichten gegen Richter- 
beamte, auch wenn es sich um deren Funktionen als 
Strafrichter handelt. M. VIII. 381. (App - und Kass.-Hof ), 

2. Gegen den Untersuchungsrichter ist nicht beim 
Obergericht, sondern bei der Anklagekammer Beschwer- 
de zu führen. M. XII. 289. 

3. Vergl. femer Art. 40 und Anmerkungen dazu. 
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Drittes Buch. 

Von der Verwaltung der Strafgerechtigkeit. 

Titel I. 

Allgemeine Bestimtnuiij^eii. 

Behörden. ^rt. 268. Die Strafgerechtigkeit wird durch die- 

jenigen Behörden verwaltet, welche infolge des Ge- 
setzes über die Organisation der Gerichtsbehörden ^ 
aufgestellt sind. 

^Vom 31. Juli 1847. 
oeffenmchkeit Art. 269. Die Sitzungen der Gerichtshöfe sind 
Sitzungen öffentlich, wenn nicht durch das Gesetz und die be- 
treffende Behörde im Interesse der öffentlichen Sitte 
und des Anstandes eine andere Anordnung getroffen 
wird. ^ 

Alle Beschlüsse, durch welche eine geheime Sitz- 
ung erkannt wird, sollen öffentlich ausgesprochen 
werden. 

1 Vergl. K. V. vom 4. Juni 1893, Art. 50. 
Vergleiche auch Art. 248 und 249. 
Sitzungspolizei. Art. 270. Der Präsident übt die Polizei bei den 
Sitzungen aus und verfügt zu diesem Zwecke über 
die öffentliche Macht. Er leitet die Verhandlungen* 
uebersetzung. Art. 271. Können der Angeschuldigte oder der 
Angeklagte, die Zeugen oder einer von ihnen die 
Sprache nicht reden, in welcher die Verhandlungen 
stattfinden, oder verlangen es der Angeschuldigte,, 
sein Anwalt oder ein oder mehrere Richter oder Ge- 
schworne, so ernennt der Richter oder der Präsi- 
dent einen Uebersetzer. Dieser darf nicht aus der 
Zahl der Zeugen, Richter und Geschwomen genom- 
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men werden, und muss den Eid leisten, die Fragen 
und Antworten, sowie alle Reden gewissenhaft zu 
übersetzen. 

Der Angeschuldigte und die Staatsanwaltschaft, 
wenn sie anwesend ist, können den Uebersetzer ver- 
werfen, wenn einer der in Beziehung auf die Zeugen 
geltenden Verwerfungsgründe gegen ihn vorhanden ist. 

Die Behörde, bei welcher die Sache rechtshängig 
ist, erkennt darüber. 

Art. 272. Die Beratung und Abstimmung der »«J*^j^°e^^°^ 
Gerichte geschieht geheim. 

In Polizei- und korrektionellen Fällen sowie in 
den auf dem Wege der Kassation an den Appella- 
tions- und Kassationshof gelangenden peinlichen 
Straffällen nehmen die Parteien und alle anwesenden 
Personen, welche der Sitzung nicht von Amtes we- 
gen beiwohnen müssen, so wie der Präsident den 
Schluss der Verhandlungen ausgesprochen hat, den 
Austritt. Wenn das Urteil gefällt ist, werden die 
Parteien und jedermann, der der Verhandlung bei- 
zuwohnen wünscht, durch den Weibel hereingerufen, 
und dasselbe wird durch den Präsidenten öffentlich 
ausgesprochen, welcher Umstand im Protokoll ange- 
merkt werden soll. 

In den von den Assisen zu beurteilenden Fällen 
zieht sich dagegen das Richterkollegium, wenn nötig, 
in das Beratungszimmer zurück. So wie das Urteil 
gefällt ist, begibt sich das Richterkollegium wieder 
in das Sitzungslokal und der Urteilsspruch wird von 
dem Präsidenten auf die vorgeschriebene Weise 
öffentlich verkündet. 

Art. 273. Der Präsident fasst die Verhandlung R^«"°>*- 
zusammen, er stellt die zu entscheidenden Fragen 
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und setzt sie, jede besonders, in Beratung (vergl. 
jedoch Art. 426). 
Pflichten der Art. 274. In der vom Präsidenten bestimmten 

Richter xur Be- 

gründung ihrerReihenfolßfe soU leder Richter seine Ansicht über 

Meioungen. *=> -^ 

jede zu behandelnde Frage eröffnen und begründen. 
Er kann das Wort so oft ergreifen, als er es für 
zweckmässig hält. 

Art. 275. Sobald der Bestimmung des vorher- 
gehenden Artikels ein Genüge geleistet worden ist, 
lässt der Präsident zur Abstimmung schreiten. 

Art. 276. Die Urteilssprüche werden durch Stim- 
menmehr gefällt ; bei Stimmengleichheit der übrigen 
Richter entscheidet der Präsident. 
Verkündigung Art. 277. Sobald über alle Fragen entschieden 
Spruches, igt, vcrkündet der Präsident den Urteilsspruch öffent- 
lich. Er ist gehalten, vor der Verkündigung den 
Text des Gesetzes vorzulesen, auf welchen sich der- 
selbe gründet. 

Ein Urteil ist einem Prozessbeteiligten, der sich 
während der Urteilsfällung aus dem Gerichtslokal ent- 
fernt, nur dann eröffnet, wenn derselbe während der 
öffentlichen Verkündung des Urteilsdispositivs zugegen 
war. Z. XLI. 107. 

Art. 278. Jeder Richter oder Präsident soll bei 
der Verkündigung eines Strafurteilsspruches erklären, 
ob die Strafe eine peinliche, korrektioneile oder po- 
lizeiliche sei. 

1. Welches ist der Charakter der ausgesprochenen 
Strafe bei Delikten, die mit verschiedenartigen Strafen 
bedroht sind ? M. I. 220. 

2. Ist die hier vorgesehene Bezeichnung der Strafe 
als polizeiliche, korrektionelle oder peinliche für die 
Straf Verjährungsfrist massgebend (vergl. Art. 544 ff) ? 
M. IV. 344. (Anmerk. des Redaktors des M.). 
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3- Die sachliche Kompetenz des korrektioneilen Ge- 
richts zur Beurteilung eines ihm überwiesenen Straifalles 
ist auch dann noch vorhanden, wenn nach durchge- 
führtem Beweisverfahren bloss noch eine polizeiliche 
Bestrafung in Frage steht. Z. XXXIX. 79. 

Art. 279. Alle Urteilssprüche werden in ein P^o-^^l^^^^^ ^^^^^^^ 
tokoU eingetragen. Dies soll enthalten 

1 . die Bezeichnung der urteilenden Behörde ; 

2. den Namen des mitverhandelnden Beamten der 
Staatsanwaltschaft ; 

3. Name, Vornamen und Wohnort der Civilpartei, 
sowie Vorkommendenfalls ihres Anwaltes ; 

4. Namen und Vornamen, Alter und Gewerbe, 
Heimats- und Wohnort des Angeklagten, sowie 
Namen, Vornamen und Wohnort seines An- 
waltes ; 

5. eine gedrängte Uebersicht der Tatsachen des 
Prozesses, in welcher gleichfalls Namen und 
Vornamen, Alter und Wohnort der Zeugen an- 
zugeben sind ; 

6. die Anträge aller Parteien; 

7. die Erwähnung der beobachteten Förmlichkeiten ; 

8. die Entscheidungsgründe ; 

9. die angewandten Gesetzesstellen ; 

10. das Datum und 

11. die Unterschrift des Richters oder des Präsi- 
denten und des Gerichtsschreibers. 

1. Kassation eines Urteils von Amtes wegen, weil 
dasselbe laut dem Protokoll nicht motiviert wurde. M. 
IX. 47. 

2. Die Protokollierung der Urteilsgründe ist keine 
wesentliche Förmlichkeit und ihre Unterlassung bildet 
keinen Kassationsgrund nach Art. 479 Ziifer 3. M. IX. 
160. (App.- und Kass.-Hof). 
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3. Zuspruch einer Nichtigkeitsklage wegen Nichtbe- 

folgung der Vorschrift der Ziffer 5 (Uebersicht über die 

Tatsachen. Art. 471 Ziffer 2), sowie der Ziffer 8 des 

Art. 279. (Entscheidungsgründe). Z. XXIL 380. 

^oninm5^itu ^rt. 280. Jeder Kontumazial-Urteilsspruch ist der 

Urteiitsprucfces ausgebliebenen Partei mitzuteilen. 

Diese Mitteilung geschieht durch den Gerichts- 
schreiber innerhalb einer achttägigen Frist von der 
Verkündigung des Urteilsspruches an gerechnet, wenn 
die ausgebliebene Partei im Kanton wohnt, oder in- 
nerhalb einer vierzehntägigen Frist, wenn sie keinen 
bekannten Wohnsitz hat. Im ersten Fall wird die 
Mitteilung durch einen Weibel gemacht ; im zweiten 
Falle geschieht sie durch Einrückung eines Auszuges 
aus dem Urteilsspruche in das amtliche Blatt des 
Kantons. 

1. Vor der Mitteilung an den Kontumacierten tritt 
das Urteil nicht in Rechtskraft, ist nicht vollstreckbar 
und die Strafverjährung beginnt nicht zu laufen (vergl. 
Art. 544 ff). M. IL 230. VIII. 333. 

2. Mangelhafte Eröffnung eines Kontumacialurteiles 
ist kein Nichtigkeitsgrund. M. XII. 402. 

Art. 281. Beleidigt ein Beamter der Staatsan- 
waltschaft, eine Partei, oder ein Verteidiger während 
der Sitzung die Behörde, ihren Gegner oder dritte 
Personen, so sind sie durch die Behörde in der Sitz- 
ung selbst mit einem Verweise, oder je nach Um- 
ständen mit einer Busse von höchstens fünfund- 
siebenzig Franken, oder Gefängnis bis zu höchstens 
achtundvierzig Stunden zu bestrafen. 

I. Die hier vorgesehenen Strafen sind nur disciplinäre 
und werden nicht durch ein Urteil, sondern durch eine 
blosse prozessleitende Verfügung des Richters ausge- 
sprochen. Artikel 5 ist also nicht anwendbar. Dennoch 
sollen sich die Strafgerichte mit Delikten, die gemäss 
Art. 281 bis 284 summarisch beurteilt worden sind, später 
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nicht mehr befassen und es ist auf daherige Strafanzei- 
gen nicht einzutreten. M. VI. iS6. 

2. Auch wenn wegen in der Sitzung gefallener Be- 
leidigungen keine Ordnungsstrafe ausgesprochen wurde, 
so ist dennoch ein späteres besonderes Strafverfahren 
dieser Beleidigungen wegen unzulässig (analoge An- 
wendung des § 65 C. P.). M. VII. 337. 

3. Die hier vorgesehenen disciplinarischen Strafdro- 
hungen sind bloss gegen Verstösse gegen die Sitzungs- 
polizei gerichtet und haben keinen kriminellen Charakter. 
Dem Beleidigten steht ausserdem noch ein Anspruch auf 
kriminelle Bestrafung des Schuldigen zu. Z. XXXX. 407. 

Art. 282. Bezeigen Zuhörer während der Sitz- 
ung Beifall oder Missfallen, oder erregen sie auf 
irgend eine Weise Tumult, so lässt der Richter oder 
der Präsident des Gerichts die Schuldigen hinaus- 
weisen ; widersetzen sie sich diesem Befehl oder 
kehren sie wieder zurück, so befiehlt der Richter 
oder der Präsident, sie zu verhaften und sie in Ge- 
fangenschaft zu setzen, wo sie während höchstens 
vierundzwanzig Stunden bleiben. 

Art. 283. Wenn der Tumult mit Ehrverletzungen 
oder Tätlichkeiten begleitet ist, die zu weiterer An- 
wendung von korrektioneilen oder Polizeistrafen Ver- 
anlassung geben, so können die betreffenden Strafen 
nebst allfälligem Schadenersatz in der Sitzung und 
zwar unverzüglich, nachdem die sie veranlassenden 
Handlungen konstatiert sind, ausgesprochen werden. 

Art. 284. Sind die Tätlichkeiten in VerbrechenU^gebühriichea 

oetragen. 

ausgeartet, oder sind überhaupt bei der Sitzung Ver- 
brechen begangen worden, so nimmt der Richter 
oder das Gericht darüber nur ein Protokoll auf, lässt 
den Schuldigen verhaften, und ihn nebst den Akten- 
stücken dem zuständigen Untersuchungsrichter über- 
antworten. 
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Titel n. 

Von den vor dem Hauptverfahren stattfindenden 
Massregeln. 

Art. 285. Sobald den vorhergehenden Bestim- 
mungen zufolge bei dem Präsidenten des Amtsge- 
richts, sei es in seiner Eigenschaft als Polizeirichter 
oder als Präsident des korrektionellen Gerichts, eine 
Sache anhängig wird, so setzt er die Sitzung fest, 
wo dieselbe verhandelt werden soll. 
Ladungen an Art. 286. Der Präsident des Gerichts erlässt an 

cien Angeschul' 

digten. (Jen Angeschuldigten einen ErscheinungvSbefehl, der 
in einfachen Polizeisachen wenigstens vier Tage 
und in korrektionellen Sachen wenigstens acht Tage 
vor dem Verhandlungstage, den Art. 193 ff. gemäss, 
mitgeteilt werden muss. 

1. Dieser Erscheinungsbefehl ist eine Ladung zur 
Hauptverhandlung, nicht ein Erscheinungsbefehl zur Ein- 
vernahme in der Voruntersuchung. Auf Grund des 
letztem darf das Verfahren nach Art. 287 nicht durch- 
geführt werden. Z. XXXV. 310. 

2. Nichtbeobachtung dieser Fristen hat Kassation von 
Amtes wegen zur Folge, wenn der Angeschuldigte zur 
Hauptverhandlung nicht erscheint und trotzdem fortge- 
fahren wird. Z. XXXX. 238. 

ver?ahi?n' ^^' 287. Bei gewöhnlichen Polizeiübertretungen 

hat der Richter vorerst den Angeschuldigten, je nach 
seinem Ermessen allein oder in Gegenwart des An- 
zeigers, vorzubescheiden. Gibt er die Richtigkeit der 
Anzeige zu, so spricht der Richter sofort und ohne 
weitere Verhandlung das Urteil, und es sollen dem 
Angeschuldigten, wenn er sich dem Urteile sogleich 
unterzieht, zuhanden des Staates keine weitern Ko- 
sten gefordert werden. 
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Stellt dagegen der Angeschuldigte die Richtig- 
keit der Anzeige in Abrede, oder will er sich der 
ihm vom Richter eröffneten Strafe nicht unterziehen^ 
so wird das weitere Verfahren nach Vorschrift des 
Gesetzes gegen ihn eingeleitet. 

Jedoch kann der Richter, wenn der Angeklagte 
keinen Wohnsitz im Kanton Bern hat, oder wenn 
die Sache dringlich erscheint, oder die Beteiligten 
die Abkürzung der Fristen zugeben, die Verhandlung 
ohne vorherige Beobachtung der durch den Art. 286 
festgesetzten Förmlichkeiten gestatten. 

1. Alinea i ist zufolge Art. 8 des E. G. zum Str. G. nicht 
nur bei Polizeiübertretungen anwendbar, sondern in allen 
Fällen, die vom Einzelrichter beurteilt werden (sofern 
keine Voruntersuchung geführt wurde). Der Richter 
muss entweder eine Vorunteftuchung führen (Art. 89), 
oder aber nach Art. 287 Alinea i vorgehen. Eine direkte 
Eröifnung der Hauptverhandlung ist unzulässig. M. X. 
68. XL I. Vergl. Z. XLII. 444. 

2. Im Verfahren nach Art. 287 Alinea i gibt es noch 
keine Prozessparteien. Eine Verbeiständung durch An- 
wälte ist daher unzulässig M. X. 68. XL i. 

3. Eine Stellvertretung des Angeschuldigten in der 
Weise, dass ein anderer an seiner Stelle abgehört wird 
(z. B. die Angestellten einer Firma an Stelle der Firma- 
teilhaber) ist unstatthaft. Z. XXXVI. 557. 

4. Ausgeschlossen ist, dass der Richter im Verfahren 
nach Alinea i wegen unaufgeklärter civilrechtlicher Vor- 
fragen das Verfahren einstelle. Dies kann erst in der 
eigentlichen Hauptverhandlung auf Vorfrage des Ange- 
schuldigten hin geschehen. (Vergl. Art. 313). M. XL i» 

5. Wenn der Angeschuldigte im Verfahren nach Art. 
287 ein Begehren im Sinne von Art. 313 stellt, so hat 
der Richter diesem nicht Folge zu geben, sondern zu- 
nächst das ordentliche Verfahren einzuleiten, wo dann 
der Angeschuldigte sein Begehren als Vorfrage wieder- 
holen kann. Kassation von Amtes wegen. M. XIII. 7. 
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6. Wenn der Angeschuldigte zwar den Tatbestand 
bestreitet, aber erklärt, er unterziehe sich dem Urteil 
und der Richter hierauf ohne Beweiserhebung eine Ver- 
urteilung ausspricht, so kann gegen das Urteil das zu- 
treffende Rechtsmittel ergriffen werden (Appellation oder 
Nichtigkeitsklage). M. II. 267. 

7. Enthält das Protokoll nichts darüber, dass der An- 
geschuldigte gemäss Alinea i auf Anfrage erklärt habe, 
er wolle sich dem Urteil unterziehen, so wird angenom- 
men, er habe sich nicht unterzogen. Das Verfahren 
wird in diesem Falle auf Appellation des Angeschuldig- 
ten hin von Amtes wegen kassiert. Z. XXXIX. 92. 

8. Erscheint der Angeschuldigte nicht, erklärt aber 
schriftlich, sich- dem richterlichen Urteil unterziehen zu 
wollen, so darf doch nicht nach Art. 287 Alinea i vor- 
gegangen werden, da der Angeschuldigte auch die An- 
nahme des zu eröffnenden eventuellen Urteils zu er- 
klären hat und daeu persönlich anwesend sein muss. 
M. XIV. 163. Verg:l. Z. XLII. 444. 

9. Bleibt der Angeschuldigte im Verfahren nach Ali- 
nea I aus, so darf nicht die Sache verschoben und die 
Hauptverhandlung nach Art. 306 if angeordnet werden, 
sondern der Richter muss das Erscheinen des Ange- 
schuldigten nach Art. 199 ff erzwingen. Kassation von 
Amtes wegen infolge Missachtung dieser Vorschrift. M. 
VIII. 358. Vergl. Z. XLII. 444. 

IG. Das Nichterscheinen des Angeschuldigten hat le- 
diglich zur Folge, dass er der Vorteile dieses rascheren 
und billigeren Verfahrens verlustig geht. Ein Vorfüh- 
rungsbefehl darf nicht erlassen werden, noch darf der 
Richter gemäss Art. 193 ff. ohne weitere Ladung die 
Abhörung in der Wohnung des (kranken) Angeschul- 
digten vornehmen. Vielmehr hat er das ordentliche 
Verfahren einzuleiten, wobei er allerdings die Parteien 
in die Wohnung des Angeschuldigten laden darf, aber 
nur unter Beobachtung der in Art. 286 vorgesehenen 
Fristen. Z. XXXV. 309. 

II. Eine Verurteilung eines abwesenden Angeschul- 
digten nach dem summarischen Verfahren des Art. 287 
ist nicht denkbar, da die Rechtskraft eines solchen Urteils 
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das Zugeständnis des Tatbestandes und die Erklärung 
der Annahme des Urteils voraussetzt. Kassation von 
Amtes wegen infolge Missachtung dieser Grundsätze. 
Z. XXXX. 571. 

12. Gegen ein gemäss Art. 287 Alinea i zustande ge- 
kommenes Urteil kann der Angeschuldigte nicht appel- 
lieren. Forumsverschluss von Amtes wegen. M. XIV. 353. 

13. Hat sich der Angeschuldigte unterzogen, so kann 
die Staatsanwaltschaft gegen das Urteil nicht appellieren. 
Z. XXXVII. 33. 

14. Wenn das Protokoll nichts darüber enthält, dass 
einer der in Alinea 3 erwähnten Fälle vorliege, die eine 
sofortige Fortsetzung der Verhandlung erlauben, so wird 
angenommen, ein solcher Fall liege nicht vor. Ist trotz- 
dem nach Alinea 3 vorgegangen worden, so wird das 
Verfahren von Amtes wegen kassiert. Z. XXXIX. 93. 

Art. 288. Die Civilpartei, wenn sich bereits eine ^^ cll^riirtei 
solche gestellt hat, und der Bezirksprokurator sind"^^^^Jf^^^^*^^^*^- 
gleichfalls von dem Tage der Verhandlung in Kennt- 
nis zu setzen. Der Beschädigte ist jedoch nur in 
dem Falle als Civilpartei zu betrachten, wenn er ent- 
weder schon in der Anzeige bezüglich seiner Civil- 
interessen (Schadenersatz, Genugtuung u. s. w.) An- 
träge gestellt hat, oder beim Hauptverfahren solche 
stellt. 

Die Mitteilung, welche diesem Artikel zufolge an 
die Staatsanwaltschaft zu machen ist, soll Namen, 
Vornamen und Wohnort des Angeschuldigten ent- 
halten und die Gesetzesübertretung bezeichnen, deren 
er angeklagt ist. 

1. Civilan träge können während des ganzen Verfah- 
rens gestellt werden, nicht nur in der Strafanzeige einer- 
seits und am Schlüsse der Verhandlungen andererseits 
(Art. 321. 444). M. X. 58. 417. 

2. Als Civilpartei kann man sich auch durch Zuschrift 
an den Richter vor der Hauptverhandlung stellen. M. 
X. 417. 
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3. Betreifend die Frage, wann der Geschädigte als 
Civilpartei zu betrachten sei vergl. femer die Anmer- 
kungen zu Art. 3. 
Ausnahme. Alt. 289. Der Verhandlungstag der Polizeistraf- 

fälle wird jedoch der Staatsanwaltschaft nur dann mit- 
geteilt, wenn die Sache von Wichtigkeit ist oder der 
Anklagekammer vorgelegen hat, oder wenn die Staats- 
anwaltschaft erklärt, dass sie der Verhandlung bei- 
wohnen wolle. 
^^^Ak^e'Ii'!**^' Art. 290. Von dem Tage der Mitteilung des Er- 

scheinungsbefehls an werden die Akten in der Ge- 
richtsschreiberei niedergelegt, wo sie bis zum Tage 
der Verhandlung bleiben. Jede dabei beteiligte Per- 
son kann davon selbst oder durch Bevollmächtigte 
Einsicht nehmen, ohne sie jedoch von dort entfernen 
zu dürfen. 

Es ist unzulässig, die Untersuchungsakten vor der 
Hauptverhandlung bei den Mitgliedern des Amtsgerichts 
in Umlauf zu setzen. M. V. 171. 

Art. 291. Der Angeschuldigte und die Staats- 
anwaltschaft können die Einvernahme von Zeugen^ 
sowie überhaupt die Herbeischaffung jedes sonstigen 
Beweismittels verlangen. Der Civilpartei steht dieses 
Recht ebenfalls zu, jedoch muss sie die Kosten vor- 
schiessen, welche die infolge ihrer Anträge vorzuneh- 
menden Handlungen verursachen. 

1. Dieser Artikel darf nicht per analogiam auch im 
Stadium der Voruntersuchung angewendet werden. Z. 
XXXV. 432. 

2. Den Parteien steht dieses Recht nur vor der Haupt- 
verhandlung zu, dann vdeder am Schlüsse derselben ge- 
mäss Art. 336, nicht aber zu Beginn der Hauptverhand- 
lung. M. X. 72. 

Zeugenladung. ^j^. 292. Die bcrcits abgehörten Zeugen, welche 

Aufschlüsse geben können, die nach Mitgabe des 
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vorhergehenden Artikels aufgerufenen Zeugen, sowie 
die Sachverständigen, im Falle deren Anwesenheit 
verlangt wird, sollen wenigstens 24 Stunden vor der 
Erscheinung durch einen Weibel vorgeladen werden ; 
die Fälle vorbehalten, wo die Ladung in kürzerer 
Zeit möglich und die Sache dringend ist. In ein- 
fachen Polizeisachen gibt der Polizeirichter, in kor- 
rektioneilen Sachen der Präsident des korrektionellen 
Gerichtes hierzu den Auftrag. 

Ueberdies sind die durch die Art. 193 ff. vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten zu beobachten. 

Art. 293. In den vor die Assisen gehörenden 
Fällen wird der Tag der Verhandlung durch die 
Kriminalkammer bestimmt. Der Angeklagte und die 
Civilpartei (Art. 288) werden gemäss den Formen 
und Bestimmungen der Art. 193 flf. wenigstens acht 
Tage vor der Eröffnung der Assisen durch den Un- 
tersuchungsrichter des Gerichtssprengeis auf den Be- 
fehl des Präsidenten des Assisenhofes vorgeladen. 
Von diesem Augenblicke an bleiben die Akten nebst 
der Anklageakte auf der Gerichtsschreiberei des Ortes 
der Untersuchung in Verwahrung. Alle Beteiligten 
können Einsicht davon nehmen, ohne sie jedoch von 
dort entfernen zu dürfen. 

Art. 294. Wenn die Staatsanwaltschaft oder der ^«"chiebung. 
Angeklagte Gründe haben, zu verlangen, dass die 
Sache nicht bei der nächsten Sitzung der Assisen 
vorkomme, so geben sie dem Präsidenten des Hofes 
ein Gesuch um Verschiebung der Sache ein. 

Der Präsident entscheidet über die Statthaftig- 
keit der Verschiebung, er kann sie auch von Amtes 
wegen anordnen. 
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Art. 295. Der Bezirksprokurator bezeichnet die- 
jenigen der bereits abgehörten Zeugen, welche vor 
die Assisen vorzuladen sind. Er kann auch gleich 
wie der Angeklagte und sein Verteidiger, sowie die 
Civilpartei, die Berufung neuer Zeugen und über- 
haupt die HerbeischafFung jedes sonstigen Beweis- 
mittels verlangen. 

Wenn jedoch der Präsident der Kriminalkammer 
glaubt, es sei eine zu grosse Zahl von Zeugen auf- 
geführt oder einer oder mehrere derselben seien nicht 
imstande, grössere Aufklärung in die Sache zu brin- 
gen, so lässt er nur diejenigen vorladen, welche ihm 
notwendig erscheinen. Der Angeschuldigte und die 
Civilpartei können dessenungeachtet verlangen, dass 
die von ihnen bezeichneten Zeugen vorgeladen wer- 
den, wenn sie die Kosten vorschiessen (Art. 291). 

Zeugenladung. j^^ 296. Die bezeichneten Zeugen werden den 
Bestimmungen der Art. 193 u. ff. gemäss wenigstens 
zwei Tage vor dem Erscheinungstermine durch den 
Untersuchungsrichter vorgeladen, welcher die Vor- 
untersuchung geführt hat. 

Art. 297. Ist es einem Zeugen wegen Krankheit 
oder Alter unmöglich zu erscheinen, so wird er durch 
den Untersuchungsrichter des Gerichtssprengeis, in 
welchem sein Wohnort sich befindet, gemäss den 
Bestimmungen des Art. 199 abgehört. 

Das Protokoll seiner Abhörung wird sofort dem 
Gerichtsschreiber des Ortes eingesandt, wo die Assi- 
sen gehalten werden. 

Abführung des Art. 298. Sobald die Vorladung: der Zeugen be- 

Angeklagten ^»^ -7^ 

an den sorßft und dcn Anträe^en der Parteien ein Genuese 

Sitzungsort der & ^ _ . _ i t^ rr 

Assisen, geleistet ist, und zwar drei Tage vor der Eröiinung 
der Assisen, werden alle in Haft befindlichen Ange- 
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klagten in das Gerichtshaus des Ortes gebracht, wo 
die Assisen abgehalten werden sollen. Ebenso wer- 
den drei Tage vor deren Eröffnung alle Akten der 
Gerichtsschreiberei dieses Ortes zugesandt. Den Ak- 
ten wird eine Liste der Geschwomen, sowie der ab- 
zuhörenden Zeugen beigefügt, von welcher der An- 
geklagte, die Civilpartei oder ihre Verteidiger Kennt- 
nis nehmen können ; ist der Angeklagte verhaftet, so 
werden ihm diese beiden Listen spätestens am Tage 
vor der Verhandlung mitgeteilt. 

Art. 299. Jede für die Folgen einer strafbaren^jf^^^;^^^^/J^^*J^: 
Handlung civilistisch haftende Person kann auf Ver- '^p^^?.*'* 
langen der Civilpartei, oder von Amtes wegen durch 
die Staatsanwaltschaft oder den Richter, bei welchem 
die Sache anhängig ist, vor die zuständige Behörde 
zur Beurteilung der Hauptsache vorgeladen werden. 
Diese Ladung soll ihr wenigstens zweimal vierund- 
zwanzig Stunden vor dem Verhandlungstage mitge- 
teilt werden. Geht die Ladung von der Civilpartei 
oder von der Staatsanwaltschaft aus, so bewilligt der 
Untersuchungsrichter die Verrichtung derselben. 

1. Die Vorladung einer Person als civilistisch ver- 
antwortliche Partei ist nur zu bewilligen, wenn eine ma- 
terielle Prüfung ergibt, dass sie wirklich im Falle eines 
kondemnatorischen Urteils für die Civilfolgen einzustehen 
habe. M. III. 384. 

2. Die civilistisch verantwortliche Partei muss vor 
der Hauptverhandlung adcitiert werden. Am Schlüsse 
der Hauptverhandlung in Form von » weitem Massnah- 
men« kann das nicht mehr geschehen. Z. XXXVI. 188. 

Art. 300. Jeder Civilbeteiligte, welcher durch ein 
Zeugnis des Einwohnergemeinderates seines Wohn- 
ortes nachweist, dass sein Vermögen nicht zureiche, 
um ohne Beschränkung des notwendigsten Lebens- 
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Unterhaltes für sich und seine Familie die Kosten 
eines Prozesses zu bestreiten, kann verlangen, dass 
ihm das Armenrecht erteilt werde. Dem Armuts- 
zeugnisse soll eine möglichst annähernde Uebersicht 
des Vermögens und des Erwerbes desjenigen beige- 
fügt werden, welcher um das Armenrecht sich be- 
wirbt. Ueberdies muss das Armutszeugnis von dem 
Regierungsstatthalter seines Wohnorts legalisiert sein. 

Art. 301. Wenn das Gesuch um das Armen- 
recht vor dem Verhandlungstage gestellt worden ist> 
so wird es endlich von dem zuständigen Untersuch- 
ungsrichter beurteilt, im entgegengesetzten Falle wird 
dasselbe zur Erledigung vor die Behörde gebracht^ 
bei welcher die Sache rechtshängig ist. 

Art. 302, Die Pairtei, welche das Armenrecht 
geniesst, ist von der Bezahlung der tarifmässigen 
Gebühren, vom Gebrauche des Stempelpapiers und 
von der Verpflichtung befreit, die für HerbeischaiFung 
der von ihr angeführten Beweismittel notwendigen 
Vorschüsse zu machen, sie kann auch verlangen,, 
dass ihr zum Behufe der Prozessführung ein armen- 
rechtlicher Anwalt aus der Zahl der patentierten Ad- 
vokaten oder Rechtsagenten beigeordnet werde. 

Art. M3. Von der Bezahlung der ihr auferleg- 
ten Kosten ist jedoch die das Armenrecht geniessende 
Partei nicht befreit. Auch ist sie verpflichtet, die 
tarifmässigen Gerichts- und Anwaltsgebühren für ihre 
Prozessbesorgung nachzuzahlen, wenn sie später zu 
hinreichendem Vermögen gelangt. 

Art. 304, Wenn die Partei, welche zum Armen- 
rechte zugelassen wird, in dem Prozesse ein obsieg- 
liches Urteil erhält, so ist ihre daherige Kostenforde- 
rung durch ihren Anwalt einzukassieren, der den 
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dabei beteiligten Personen hinsichtlich ihrer Kosten- 
anteile Rechnung zu tragen hat. 

Art. 305. Der Aktuar des Untersuchungsrichters, Aktenband, 
bei welchem die Sache anhängig ist, hat unter einer 
Bussandrohung von höchstens fünfzehn Franken für 
jede Sache die Akten zu sammeln ; dieselben sollen 
in den Fällen, welche vor die Assisen oder das kor- 
rektionelle Gericht gehören, eingebunden und pagi- 
niert werden. 

Den Akten ist eine Berechnung der mutmass- 
lichen Kosten ^ und ein Aktenverzeichnis beizufügen. 
^ Vergl. Tarif in Strafsachen vom ii. Dez. 1852. 

Titel ni. 

Von dem Verfahren vor dem Polizeigerichte 

und vor dem korrektioneilen Gerichte. 

Art. 306. An dem festgesetzten Tage geht die 
Verhandlung und Beurteilung der korrektionellen und 
einfachen PolizeistraiFälle auf die hernach vorge- 
schriebene Weise vor sich. 

1. Ist eine Strafsache einmal in das Stadium der 
Hauptverhandlung getreten, so kann sie nur mehr durch 
ein Urteil beendigt werden, nicht durch eine richterliche 
Verfügung, selbst beim Rückzug des Strafantrages in 
Antragsfällen. Kassation von Amtes wegen. M. X. 67. 

2. Es widerspricht dem Grundsatz der Unmittelbar- 
keit, dass die Untersuchungsakten vor der Hauptver- 
handlung bei den Mitgliedern des Gerichts in Umlauf 
gesetz wurden. Darauf gestützte Rekusation der Mit- 
glieder des Amtsgerichts. M. V. 171. 

Art. 307. Der betreffende Bezirksprokurator kann Anwesenheit 

___,_, , . , T . A <*®' Staatsan- 

der Verhandlung beiwohnen, oder seine Anträge waitschaft. 

schriftlich einreichen. 
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Art. 308. Die Protokolle und Beweismittel wer- 
den auf dem Gerichtstische niedergelegt. 

Hieraus ergibt sich nicht, dass von den Parteien Ur- 
kunden als Beweismittel nicht auch noch später im Laufe 
der Verhandlungen vorgelegt werden können. M. XI. 147. 

^7?a*Jus?ef ^^- ^^^- ^^^ Angeschuldigte soll persönlich er- 

scheinen, wenn er nicht durch Krankheit, Alter oder 
andere erhebliche Gründe daran verhindert wird ; er 
kann einen Verteidiger beiziehen. 

Alle Civilbeteiligten sollen selber oder durch 
Spezialbevollmächtigte erscheinen. Sie können gleich- 
falls Anwälte beiziehen. 

In gewöhnlichen Polizeifällen findet jedoch von 
Seite des Angeschuldigten die Beiziehung eines Ver- 
teidigers nicht statt. Ausnahmsweise ist sie jedoch 
bei wichtigem Fällen zugelassen, wenn der Präsident 
oder auf dessen Weigerung die Anklagekammer es 
angemessen findet, oder wenn die Staatsanwaltschaft 
erklärt hat, dass sie der Verhandlung beiwohnen 
wolle, oder auch ohne vorherige Ankündigung — 
wirklich beiwohnt (Art. 289), oder wenn die Civil- 
pairtei einen Anwalt beizieht. 

1. An Stelle eiiier beklagten Firma kann nicht ein 
Angestellter derselben erscheinen und als Angeschul- 
digter abgehört werden. Z. XXXVI. 557. 

2. Aus wichtigen Gründen kann dem Angeschuldigten^ 
der entgegen der Vorschrift des Alinea i nicht persön- 
lich erscheint, gestattet werden, sich durch einen An- 
walt vertreten zu lassen. Vorfragsweise Erledigung 
dieser Frage. M. XI. 339. 

3. Wer nicht im eigenen Namen, sondern im Namen 
eines Dritten im Strafverfahren auftreten will, muss eine 
förmliche Vollmacht nachweisen. Die Vermutung des 
§ 63 C. P. besteht nur zu Gunsten patentierter Advo- 
katen. M. V. 61. 
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4- Der Vertreter einer persönlich nicht anwesenden 
Civilpartei muss sich durch Vorlegung einer Vollmacht 
legitimieren können. Das Strafverfahren kennt eine 
dem § 63 C. P. analoge Bestimmung, wonach sich ein 
Anwalt, der die nötigen Akten in den Händen hat, durch 
eine nachträglich eingereichte Vollmacht legitimieren 
kann, nicht. Wenn der Kläger bereits in der Strafan- 
zeige Entschädigungsbegehren gegen den Angeschuldig- 
ten gestellt und sich dadurch in korrekter Weise als 
Civilpartei konstituiert hat, so muss über diese Anträge 
geurteilt werden, auch wenn die Civilpartei im Haupt- 
verhandlungstermin nicht erscheint und nicht vertreten 
ist. Denn ihre Anträge sind beim Strafrichter rechts- 
hängig geworden. Das Strafverfahren kennt keine Be- 
stimmung, wonach ein Ausbleiben der Civilpartei im 
Verhandlungstermin als Verzicht auf die Civilklage aus- 
gelegt werden dürfte. Z. XXXDC. 416. 

5. Alinea 3 gilt für alle Fälle, für deren Beurteilung 
der Einzelrichter zuständig ist. Aus wichtigen Gründen 
kann dem Angeschuldigten nicht nur die Beiziehung, 
sondern auch — soweit der Natur der Saqhe nach mög- 
lich — die Vertretung durch einen Anwalt gestattet 
werden, z. B. bei sehr grosser Entfernung. Gegen den 
Entscheid des Richters in dieser Frage ist nicht die 
Appellation an die Polizeikammer, sondern der Rekurs 
an die Anklagekammer der richtige Weg. M. XI. 5. 
(Anklagekammer). 

6. Die Frage, ob dem Angeschuldigten die Beizieh- 
ung eines Verteidigers zu gestatten sei, bildet nicht Ge- 
genstand einer appellabeln Zwischenfrage. Dem Ange- 
schuldigten steht gegen die Verfügung des Richters der 
Rekurs an die Anklagekammer zu. Eine Appellation 
ist ausgeschlossen. Die Civilpartei hat überhaupt kein 
Recht, sich zu der Frage zu äussern, da ihre Rechte 
dadurch nicht berührt werden. Z. XLI. 437. 

7. Die unnötige Beiziehung eines Verteidigers kann 
zur Folge haben, dass das Entschädigungsbegehren des 
freigesprochenen Angeschuldigten abgewiesen wird. M. 
V. 192. 
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8. Rechtskandidaten dürfen als Parteianwälte vor Ge- 
richt (ausser vor Schwurgericht) nicht zugelassen werden. 
Kassation von Amtes wegen. M. XIII. 88. 

9. Kassation von Amtes wegen, weil der Richter 
einen Notar als Verteidiger zugelassen hatte. M. IV. 62. 

Ausbleiben Alt. 310. Bleiben beide Parteien oder eine der- 

der Parteien. 

selben aus, so wird die Verhandlung fortgesetzt, wenn 
hergestellt ist, dass die einleitenden Schritte zur Ver- 
handlung in gesetzlicher Form stattgefunden haben. 
Im entgegengesetzten Falle wird die Sache unter 
Suspension der Kosten auf eine andere Sitzung ver- 
schoben. 

1. Ein Kontumacialurteil gegen einen Angeschuldig- 
ten, dessen Domizil bekannt, gegen welchen aber kein 
Vorführungsbefehl erlassen worden, wird kassiert. M. 
ni. 357- 

2. Wird die Verhandlung fortgesetzt, obschon bei der 
Vorladung die in Art. 286 bezeichneten Fristen nicht be- 
obachtet worden sind, so wird das Verfahren von Amtes 
wegen kassiert. Z. XXXX. 238. 

Vorfragen. Art. 311. Der Polizeirichtcr oder der Präsident 

des Gerichtes verliest zuerst Namen, Vornamen, Ei- 
genschaften und den Wohnort des Angeschuldigten, 
sowie den Gegenstand der Anschuldigung, und fragt 
dann die Parteien an, ob sie eine Vorfrage aufzu- 
werfen gedenken. Antworten sie bejahend, so wer- 
den diese Fragen vorerst in einem abgesonderten 
Verfahren behandelt und beurteilt. 

1. Die Unterlassung des Richters, anzufragen, ob 
Vorfragen aufgeworfen würden, bedeutet eine Verletz- 
ung wesentlicher Formvorschriften und damit einen Grund 
zur Kassation des Urteils (von Amtes wegen ?). M. VII. 191. 

2. Die Unterlassung des Richters, die Parteien anzufra- 
gen, ob sie Vorfragen aufzuwerfen haben, bildet einen 
Nichtigkeitsgrund gemäss Art. 471 Ziifer 2, zweiter Satz. 
Z. XXXIX. 412. 
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3- Die Vorfragen, die eine Partei auf zu werfen gedenkt, 
sind in der Regel alle gleichzeitig zu erheben. M. XIV. 360. 

4. Vorfragen können nur zu Beginn der Hauptver- 
handlung aufgeworfen werden. Mehrere Vorfragen sind 
stets gleichzeitig anzubringen und zu behandeln. Z. 
XLII. 215. 

5. Alle Vorfragen müssen gleichzeitig aufgeworfen 
und beurteilt werden, (mit Ausnahme der Verjährungs- 
einrede, vergl. Art. 320). Ist bereits eine Vorfrage rechts- 
kräftig beurteilt, so hat der Richter auf weitere Vorfra- 
gen nicht einzutreten, ansonst das Verfahren von Amtes 
wegen kassiert wird. Z. XXXIX. loi. 

6. Auch vor der Appellationsinstanz müssen mehrere 
Vorfragen gleichzeitig aufgeworfen und gemeinsam in 
einem abgesonderten Verfahren behandelt werden. In 
einem eventuellen zweiten Termin kann daher keine 
neue Vorfrage erhoben werden. Z. XXXX. 405. 

7. Die Einrede der beurteilten Sache gemäss Art. 5 
ist eine Vorfrage; die Appellation gegen das bezügliche 
Urteil muss sofort erklärt werden. M. V. 8. 332. 

8. Ist der Angeschuldigte wegen eines Officialdeliktes 
überwiesen worden, so kann die Frage, ob ein Antrags- 
oder ein Officiaddelikt vorliege, nicht zum Gegenstand 
einer Vorfrage gemacht werden. Auf ein Vorfragsbe- 
gehren, es sei der Sache mangels eines Strafantrages 
keine Folge zu geben, wird nicht eingetreten. Z. XXXX. 
179. 

Art. 312. Ist der Richter oder das Gericht durch ^°^;||^i^^*°- 
einen Beschluss der Anklagekammer mit der Sache Einrede, 
beauftragt worden, so können die Staatsanwaltschaft 
oder der Angeschuldigte die Zuständigkeit des Ge- 
richts nicht bestreiten. Die Civilpartei kann diese 
Einrede überhaupt nicht vorbringen. 

I. Durch eine Gerichtsstandseinrede kann sowohl die 
örtliche als auch die sachliche Kompetenz des Gerichts 
bestritten werden. Die Bestreitung der sachlichen Kom- 
petenz des Amtsgerichts ist auch möglich, wenn das- 
selbe durch einen Ueberweisungsbeschluss des Untersuch- 
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ungsrichters im Verein mit dem Bezirksprokurator mit 
der Sache betraut worden ist M. VIII. 94. 

2. Die Frage der örtlichen Kompetenz ist nicht in 
jeder Lage des Verfahrens von Amtes wegen zu prüfen. 
M. XIV. 360. 

3. Forideklinatorische Einrede begründet erklärt, weil 
überhaupt keine von Ueberweisimgsbehörden ausgehende 
Ueberweisung vorliegt. M. I. 86. 

4. Forideklinatorische Einrede, weil der Angeschul- 
digte nicht der bürgerlichen, sondern der militärischen 
Gerichtsbarkeit unterstehe. M. IV. 407. 

5. Auf eine forideklinatorische Einrede der Civilpartei 
hat das Gericht nicht einzutreten. Ist es dennoch ein- 
getreten und hat die Einrede abgewiesen, so kann die 
Civilpartei dagegen doch nicht appellieren. Z. XXXX. 237. 

6. Der Civilpartei steht in der Frage der Zuständig- 
keit eines Gerichts — weil lediglich die öffentliche Klage 
berührend — ein Appellationsrecht nicht zu. Z. XLI. 167. 

\?orfra**en* ^^' ^'^- Scheint CS notwendig, Tatsachen und 

Rechtsfragen aufzuhellen, die civilrechtlicher Natur 
sind und von dinglichen Rechten an unbeweglichen 
Sachen abhängen, so kann der Angeschuldigte, wenn 
er noch nicht abgehört worden ist, die Einstellung 
der öiFentlichen Klage bis zur Erledigung der Civil- 
fragen durch die zuständige Behörde verlangen. 
Nichtigkeit. Art. 314. Nichtigkeitsbegehren gegen eine Vor- 

untersuchungshandlung sind gleichfalls unzulässig, 
wenn die darauf bezüglichen Akten der Anklagekam- 
mer vorgelegt worden sind ; es sei denn, dass eine 
nach dem Ueberweisungsbeschluss vorgenommene 
Handlung angefochten werde. 

I. Eine unter Missachtung der gesetzlichen Vor- 
schriften vorgenommene Haussuchung (in einem Fall 
von Holzfrevel) begründet kein Begehren um Kassation 
von Amtes wegen (in oberer Instanz), sondern ist auf 
dem Wege der Beschwerde gemäss Art. 40 anzufechten. 
M. VIII. 256. 
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2. In oberer Instanz kann die Nichtigkeitserklärung 
einer Voruntersuchungshandlung nicht mehr beantragt 
werden. M. VII. 62. 

3. Hat der Untersuchungsrichter eine Untersuchung 
(abgesehen von den Fällen der Art. 94 und 95) von sich 
aus, d. h. ohne Zuweisung durch den Regierungsstatt- 
halter, den Staatsanwalt oder die Anklagekammer eröff- 
net, so wird diese Untersuchung kassiert; ebenso der 
darauf begründete Ueberweisungsbeschluss des Unter- 
suchungsrichters und Bezirksprokurators. M. X. 191. 

4. Der Ueberweisungsbeschluss ist keine Vorunter- 
suchungshandlung, kann daher vom urteilenden Gericht 
weder auf Parteiantrag, noch von Amtes wegen kassiert 
werden. Z. XXXVIII. 181. XXXX. 408. XLI. 501. 

Art. 315. Hat sich auf die Anträge der einen 
oder der andern Partei der Richter oder das Gericht 
für nicht zuständig erklärt, so wird die Sache derje- 
nigen Behörde übermittelt, welche dem Gesetz zu- 
folge darüber zu entscheiden hat. 

Welcher Behörde ist die Sache zu übermitteln, wenn sich 
das Gericht wegen Mangels an einem gesetzlichen Ueber- 
weisungsbeschluss unzuständig erklärt hat? M. I. 86. 

Art. 316. Wird die Einstellung der öffentlichen 
Klage ausgesprochen, so haben der Richter oder das 
Gericht überdies noch die Bestimmungen der Art. 
91 und 92 zu befolgen. 

Die Verweisung auf Art. 91 hat nicht den Sinn, dass 
die Frage der Einstellung auf die in Alinea 3 jenes Ar- 
tikels vorgesehene Weise vor die Anklagekammer ge- 
bracht werden könne. Vielmehr geschieht im Stadium der 
Hauptverhandlung die Weiterziehung ausschliesslich 
durch Appellation an die Polizeikammer gemäss Art. 
318. M. VII. 21. 

Art. 317. Werden eine oder mehrere Untersuch- 
ungshandlungen für nichtig erklärt, so sind dieselben 
durch den zuständigen Untersuchungsrichter von 
neuem vorzunehmen. 
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1. Zu den Voruntersuchungshandlungen gehören auch 
die vom Regierungsstatthalter im Präliminarverfahren 
vorgenommenen Massnahmen. Z. XLI. 167. 

2. Der Ueberweisungsbeschluss ist keine Untersuch- 
ungshandlung und kann daher vom urteilenden Gericht 
nicht nichtig erklärt werden. Z. XXXVIII. 181. 

3. Werden Untersuchungshandlungen nichtig erklärt, 
so bleibt desshalb der Ueberweisungsbeschluss dennoch 
für das Gericht verbindlich. Der Ueberweisungsbe- 
schluss selbst ist keine Untersuchungshandlung und kann 
vom urteilenden Gericht nicht kassiert werden. Z. XXXX. 
408. XLI. 501. 

defurteüe ^^' ^'^" ^^ ^^^ appellablcn Fällen können die 

*^frY In '" ^^^^ Vorfragen ausgefällten Urteile vor die Polizei- 
kammer gebracht werden. — Sind die Parteien an- 
wesend, so muss die Appellation unmittelbar nach 
der Eröffnung des Urteils erklärt werden ; sind die- 
selben nicht anwesend, so ist sie nach Mitgabe der 
Art. 453 ff. zu erklären. 

Die Staatsanwaltschaft, der Angeschuldigte, die 
Civilpartei und die für die Civilfolgen verantwort- 
liche Person können die Appellation über Vorfragen 
nur besonders und vor der Verhandlung in der 
Hauptsache ergreifen. 

1. Für die Appellabilität des Falles ist die rechtliche 
Würdigung des in der Strafanzeige enthaltenen Tatbe- 
standes durch die Polizeikammer selbst massgebend, 
und nicht etwa die Bezeichnung, welche dem Delikt in 
der Anzeige beigelegt wird. Z. XXXVIII. 431. 

2. Die Frage nach der Zulässigkeit der Appellation 
der Civilpartei gegen Urteile über Vor- und Zwischen- 
fragen richtet sich nach der Appellabillität nicht des 
Strafpunktes, sondern des Civilpunktes in der Haupt- 
sache. Die Civilpartei kann also nicht appellieren, wenn 
sie zur Zeit des Vorfrageentscheides ihre Entschädigungs- 
forderung noch nicht präcisiert hat, trotzdem ihr dies 
möglich gewesen wäre. M. XI. 55. 
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3« Die Einschränkung des Art. 452, dass die Civil- 
partei nur hinsichtlich ihrer Civilinteressen appellieren 
könne, trifft für die Appellation gegen Incidentalurteile 
nicht zu. M. XIII. 354. 

4. Gegen einen Entscheid des erstinstanzlichen Rich- 
ters, durch welchen die öiFentliche Klage als verjährt 
erklärt wird, steht der Civilpartei ein Appellationsrecht 
nicht zu. Z. XLI. 103. Vergl. Z. XXXV. 157. 

5. Die Civilpartei kann gegen ein Urteil, das die In- 
kompetenz der bemischen Gerichte ausspricht (Art. 12),^ 
nicht appellieren; das Appellationsrecht steht nur der 
Staatsanwaltschaft zu. Z. XXXIX. 89. 

Art. 319. Wird die Civilpartei, wegen Unfähig- 
keit vor Gericht zu verhandeln, von der Verhandlung 
ausgeschlossen, so kann sie dagegen nicht appellie- 
ren, sondern bloss auf dem Civilweg ihre Ansprüche 
geltend machen. 

Ebensowenig kann sie gegen die Urteile appel-^ 
lieren, welche die Einstellung der öffentlichen Klage 
wegen vorher zu erledigender Civilfragen aussprechen. 

1. Infolge der Officialmaxime, die auch den Adhä- 
sionsprozess beherrscht, hat der Richter die Prozessfä- 
higkeit der cds Civilpartei auftretenden Person von Am- 
tes wegen zu prüfen. M. XIV. 157. 

2. Die Prozessfähigkeit der Civilpartei ist nicht von 
Amtes wegen, sondern nur, wenn eine dahingehende 
Vorfrage aufgeworfen wurde, zu prüfen. Denn da der 
Adhäsionsprozess zur Verfolgung eines privatrechtlichen 
Anspruchs dient, so ist er zweifellos ein Civilprozess 
und die Grundsätze des Civilprozesses sind auf ihn an- 
zuwenden. Daraus folgt, dass die Tätigkeit des Rich- 
ters im Adhäsionsprozess grundsätzlich auch nur auf 
Anrufen der Partei einzutreten hat. — Andere Meinung 
der Redaktion. Z. XXXV. 415. 

3. Der Richter hat die Prozessfähigkeit der Civilpartei 
(jus standi in judicio) von Amtes wegen zu prüfen; die 
Ausübung von Parteirechten durch eine verheiratete,. 
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nicht güterrechtlich getrennte Frauensperson, die ohne 
Vertretung durch ihren Ehemann als Civilpartei auftritt, 
hat Kassation der Verhandlungen zur Folge. Z. XLI. 328. 

4. Die Prozessfähigkeit der Parteien ist von Amtes 
wegen zu prüfen. Eine bevogtete Person kann nicht 
ohne Händen ihres Vogtes im Strafverfahren als Civil- 
beklagte ins Recht gefasst und verurteilt werden. Kas- 
sation von Amtes wegen infolge Verletzung dieses Grund- 
satzes. Z. XLII. 43. 

5. Eine Ehefrau ist in der Regel nicht fähig, ohne 
Händen ihres Ehemannes als Civilpartei aufzutreten. 
§ 16 Alinea 2 des Gesetzes über die Friedensrichter vom 
6. März 1841 ist aufgehoben. M. XI. 336. 

6. Der Vater, der für sein minderjähriges Kind die 
Civilklage im Strafverfahren führt, bedarf dazu nur dann 
der Autorisation der Vormundschaftsbehörde, wenn das 
Kind eigenes Vermögen besitzt. M. XII. 166. 

7. Ein Kind, das als Civilpartei gegenüber seinem 
Vater auftritt, muss durch einen ausserordentlichen Bei- 
stand vertreten werden. M. XIV. 158. 

8. Konkursiten sind zwar der Ausübung ihrer bürger- 
lichen Rechte, nicht aber der Geltendmachung ihrer 
Civilrechtsansprüche beraubt. Sie können deshalb im 
Strafprozess Civilanträge stellen. Z. XLI. 108. 

9. Ob der von der Civilpartei verfolgte Anspruch 
überhaupt im Strafverfahren anhängig gemacht werden 
könne, ist erst mit der Hauptsache zu prüfen ; eine Aus- 
weisung der Civilpartei kann nicht erfolgen, weil diese 
Frage zu verneinen wäre. M. IV. 132. 

IG. Die Frage der sachlichen Begründetheit der von 
der Civilpartei gestellten Forderungen kann nicht zum 
Gegenstand einer Vorfrage gemacht werden. M. IX. 160. 
(Kriminalkammer). 

II. Die Legitimation der Civilpartei zur Sache kann 
nicht zum Gegenstand einer Vorfrage gemacht werden. 
Der Entscheid über eine derartige Vorfrage ist kein ap- 
pellables Urteil, wesshalb die Polizeikammer von Amtes 
wegen auf eine Appellation nicht eintritt. Z. XXXVII. 
32. 479- 
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12. Mit der Bestreitung der Sachlegitimation der Civil- 
partei kann ein Begehren um Ausweisung derselben aus 
dem Verfahren nicht begründet werden. Z. XLII. 208. 

13. Der Staatsanwalt kann jedenfalls dann nicht na- 
mens einer Gemeinde deren Civilinteressen wahren, wenn 
er dazu von der Gemeinde keinen Auftrag erhadten hat. 
(Kriminalkammer). M. IX. 155. 

14. Die Verfügung des Richters, wodurch die Civil- 
partei von der Verhandlung wegen Unfähigkeit vor Ge- 
richt aufzutreten ausgeschlossen wird, kann nicht weiter 
gezogen werden, ob sie nun von Amtes wegen, oder 
auf Antrag des Angeschuldigten erfolgt sei. Z. XXXX. 237. 

Art. 320. Sind die Vorfragen entschieden oder väiährun*"^ 
sind keine solchen aufgeworfen worden, so wird zur 
Prüfung und Beurteilung jeder etwa aufgeworfenen 
Verjährungseinrede gegen die öffentliche Klage ge- 
schritten. 

In Beziehung auf diese letztem sind die Bestim- 
mungen des Art. 318 anwendbar. 

1. Die Geltendmachung der Verjährung ist weder 
eine eigentliche Einrede, noch eine Vorfrage, sondern, 
da die Verjährungsfrage vom Gericht von Amtes wegen 
zu prüfen ist, eine blosse Mahnung an das Gericht, zur 
Vornahme dieser Prüfung, welche allerdings, wenn mög- 
lich, vor Eintreten auf die Hauptsache erfolgen soll. Die 
Verjährung kann aber auch noch später, ja selbst noch 
in oberer Instanz geltend gemacht werden. Diese Grund- 
sätze gelten auch für die Einrede der Verjährung gegen- 
über der Civüklage. M. V. 195. 

2. Vergl. femer Art. 6 und 7 und Anmerkungen dazu. 

Art. 321. Muss endlich zur Hauptsache geschrit- ^^^^f^tr"''^ 
ten werden, so finden die Verhandlungen in folgen- Hauptsache, 
der Ordnung statt : 

I. Die Aktenstücke und Protokolle, welche nicht 
in der Voruntersuchung selbst gesammmelt 
worden sind, werden — jedoch nur auf beson- 
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deres Verlangen der einen oder andern Partei — 
von dem Gerichtsschreiber abgelesen. 

2. Die Civilpartei, die für die Civilfolgen verant- 
wortliche Person, der Angeschuldigte und die 
Zeugen, welche zur Sitzung vorgeladen oder 
vorgeführt worden sind, werden abgehört; diese 
letztem jedoch nur in den Fällen, wo es nach 
den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes, 
statthaft ist. 

3. Die Civilpartei plädiert und stellt ihre Anträge. 

4. Die Staatsanwaltschaft, im Falle sie anwesend 
ist, unterstützt die Anklage und stellt ihre An- 
träge. 

5. Der Angeschuldigte und die für die Civilfolgen 
verantwortliche Person tragen ihre Verteidigung 
vor. 

Jede Pairtei kann das Wort zweimal ergreifen. 

1. Die Verlesung der in der Voruntersuchung ge- 
machten Aussagen ausgebliebener Zeugen in der Haupt- 
verhandlung ist, mit Ausnahme der im Gesetz vorgese- 
henen Fälle (vergl. Art. 339), unstatthaft. Z. XXXV. 267. 

2. Verlesung einer durch einen Beamten der gericht- 
lichen Polizei (in der Voruntersuchimg) vorgenommenen 
Abhörung zum Zwecke der Beweismachimg ist imzu- 
lässig, weil mit dem Prinzip der Unmittelbarkeit imd der 
Mündlichkeit im Widerspruch stehend. Z. XXXX. 405. 

3. Die Unterlassung des Angeschuldigten, auf Abwei- 
sung der Civilklage anzutragen, wird als Anerkennung 
seiner grundsätzlichen Entschädigungspflicht aufgefasst. 
Z. XLI. 553. 

4. ad Ziifer 5 vergl. Anmerkungen zu Art. 364. 
Abhörung. Art. 322. Der Anzeiger, der Kläger, der Ange- 
schuldigte und die Zeugen werden in einfachen Po-^ 
lizeifällen durch den Richter, und in korrektionellen 
Fällen durch den Gerichtspräsidenten auf die in Art. 
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i82 ff. dieses Gesetzbuches vorgeschriebene Weise 
abgehört; jedoch müssen die folgenden speziellen 
Vorschriften beobachtet werden. 

Verlesung der in der Voruntersuchung gemachten 
Aussagen des Zeugen vor dessen Abhörung in der Haupt- 
verhandlung ist unzulässig und hat Kassation von Amtes 
wegen zur Folge. Dagegen ist es gestattet, nach der 
Abhörung bei der Protokollierung auf die Voruntersuch- 
ungsakten zu verweisen. M. XV. 198. 

Art. 323. Die Civilpartei ist in Gegenwart des 
Angeschuldigten abzuhören, und dieser in Gegen- 
wart der Civilpartei, die Fälle der Abwesenheit vor- 
behalten. Die Zeugen werden einer nach dem an- 
dern vorbeschieden und jeder besonders abgehört, 
jedoch so, dass die von dem Angeschuldigten auf- 
gerufenen Zeugen zuletzt abgehört werden. 

Der Angeschuldigte darf nicht für die Zeit der Ab- 
hörung eines Mitangeschuldigten aus dem Verhandlungs- 
lokal hinausgewiesen werden. Z. XXXVI. 566. 

Art. 324. Der Civilpartei, dem Angeschuldigten 
und der Staatsanwaltschaft steht das Recht zu, jedem 
Aussagenden durch den Richter Fragen vorzulegen. 
Das gleiche Recht steht jedem Richter zu, wenn die 
Sache vor dem Gerichte verhandelt wird. 

1. Auch bei rogatorischen Abhörungen haben die 
Parteien dais Recht, Zeugenfragen zu stellen. Z. XXXX. 405. 

2. Der Entscheid des Richters über die Zulassung 
von an Zeugen gestellten Fragen ist eine prozessleitende 
Verfügung, gegen die eine Appellation nicht stattfindet. 
Z. XXXVIII. 441. 

Art. 325. Nach jeder Zeugenaussage kann der 
Angeschuldigte das Wort verlangen. 

Art. 326. Die Zeugen dürfen einander nie an- 
reden, von welcher Partei sie auch aufgeführt sein 
mögen. 
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Art. 327. Jeder Zeuge bleibt nach seiner Ab- 
hörung bis zum Schlüsse der Verhandlungen in dem 
Sitzungszimmer, wenn nicht der Präsident eine an- 
dere Anordnung trifft. 

Art. 328. Der Angeschuldigte, die Staatsanwalt- 
schaft oder der Präsident können verlangen, dass die 
von ihnen bezeichneten Zeugen nach ihrer Abhörung 
sich aus dem Sitzungszimmer zurückziehen, und dass 
einer oder mehrere von ihnen wieder vorbeschieden 
und abgehört werden, sei es besonders, sei es in 
Gegenwart des andern. 

Der Richter kann auch einen bereits abgehörten und 
entlassenen Zeugen (auf eine andere Sitzung) nochmals 

vorladen lassen. Z. XXXX. 174. 

^e? A^i^slgef. -^^- 323- J^^^ Partei kann verlangen und der 
Richter oder das Gericht von Amtes wegen verfü- 
gen, dass ein Zeuge oder Sachverständiger die Wahr- 
heit seiner Aussagen beschwöre. 

Verweigert ein Zeuge oder Sachverständiger ohne 
hinreichenden Grund den Eid, so ist er nach Vor- 
schrift des Art. 288 zu bestrafen. 

1. Betreifend Eidesmündigkeit gelten auch im Straf- 
verfahren mangels besonderer Vorschriften die Regeln 
des Civilprozesses. Die Eidesmündigkeit tritt also mit 
der Zurücklegung des 16. Altersjahres ein. M. XI. 52. 

2. Auch verdächtige Zeugen (Art. 355) können beei- 
digt werden. Z. XXXIX. 105. 

3. Die Beeidigung eines Zeugen kann erst am Schlüsse 
des Verhandlungstermins, in dem er abgehört wurde, 
verlangt werden. M. XI. 12. 

4. Die Beeidigung kann nur am Schlüsse der Ver- 
handlung, in welcher der Zeuge abgehört worden, ver- 
langt werden; Vorladung des Zeugen auf eine spätere 
Verhandlung lediglich zum Zwecke der eventuellen Be- 
eidigung nach Abhörung der übrigen Zeugen ist unstatt- 
haft. M. IX. 329. 
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5. der Entscheid über die Frage, nach welcher For- 
mel ein Zeuge zu beeidigen sei, ist kein appellabler 
Zwischenentscheid, sondern steht in der Kompetenz des 
erstinstanzlichen Richters. M. XI. 209. 

Art. 330. Jedes Verhör wird nur seinem Haupt- 
inhalte nach zu Protokoll genommen ; auf Verlangen 
wird dasselbe abgelesen und später in das Urteil 
aufgenommen. 

Die Unterzeichnung des Protokolls wird vom Gesetz 
nicht ausdrücklich vorgeschrieben. Laut einem Kreis- 
schreiben der Polizeikammer vom 21. Mai 1864 ist sie 
nur vorgeschrieben, wenn die Ablesung von irgend einer 
Seite verlangt worden ist. M. IV. 38. (Anmerkung des 
Redaktors des M.) 

Art. 331. Jeder Augenschein, jede Untersuchung^g°°|J;J||JJ^^: 
durch Sachverständige und jede Beschlagnahme von . ^«ngen. 
Gegenständen, welche zur Konstatierung des Verge- 
hens oder der Polizeiübertretung dienen können, 
sind durch den Polizeirichter oder den Präsidenten 
des korrektionellen Gerichts unter Beobachtung der 
betreffenden Ortes vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
vorzunehmen. 

Art. 332. Auf das Verlangen des Angeschul- 
digten, der Staatsanwaltschaft oder der Civilpartei 
sollen die Sachverständigen in die Sitzung beschie- 
den, und in der für die Zeugen vorgeschriebenen 
Form, sowohl über den Gegenstand der Untersuch- 
ung, als über die Beweggründe ihres Befundes ab- 
gehört werden. 

Sie können gleichfalls zu eidlicher Bestätigung 
ihres Befundes angehalten werden (Art. 329). 

Art. 333. Erscheint nach den Verhandlungen die 
Aussage eines Zeugen als falsch, so kann der Richter 
•oder das Gericht auf Verlangen der Staatsanwalt- 
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Schaft, der Civilpartei oder des Angeschuldigten, ja 
sogar von Amtes wegen denselben unverzüglich in 
Haft bringen lassen. 

In diesem Fall erhält der Untersuchungsrichter 
des Bezirks davon Nachricht, und es werden dem- 
selben die Akten zur Verfügung gestellt. 

vergchiebung. Art. 334. In dem Falle des vorhergehenden Ar- 
tikels können die Staatsanwaltschaft, die Civilpartei 
oder der Angeschuldigte sofort verlangen, und der 
Richter oder das Gericht sogar von Amtes wegen 
verfügen, dass die Sache bis zu einer folgenden Sitz- 
ung verschoben werde. 

Dieser Artikel ist in analoger Weise auch für die 
Verhandlungen vor der Polizeikammer anwendbar. M» 
X. 138. 

Art. 335. Erscheint ein vorgeladener Zeuge nicht, 
so kann der Richter oder das Gericht auf das Ver- 
langen der Staatsanwaltschaft, der Civilpartei oder 
des Angeschuldigten und vor der Abhörung des er- 
sten Zeugen die Sache auf eine spätere Sitzung ver- 
schieben. (Art. 338.) 

Der Entscheid über ein Parteibegehren, es sei die 
Verhandlung wegen Ausbleibens eines geladenen Zeugen 
zu verschieben, ist nicht ein appellabler Inciden talent- 
scheid. M. XII. 29, 

fung n^euerte- Art 336. Der Augeschuldigtc, die Civilpartei 
Weismittel. ^^^ ^j^ Staatsanwaltschaft können innerhalb der ge- 
setzlichen Schranken neue Beweismittel beibringen. 
Sie können zu diesem Endzwecke auch die Verschie- 
bung der Sache auf eine andere Sitzung beantragen. 
Wird diesem Verlangen entsprochen, so werden 
die Kosten . suspendiert, wenn es dem Antragsteller 
unmöglich war, die genannten Beweismittel zu der 
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Sitzung herbeizuschaffen. In allen übrigen Fällen 
werden die durch die Verschiebung verursachten 
Kosten von derjenigen Partei getragen, welche die- 
selbe verlangt. 

1. Begehren um Zulassung neuer Beweismittel, kön- 
nen nicht zu Beginn, sondern erst am Schluss der Haupt- 
verhandlung gestellt werden. M. X. 72. 

2. Appellation gegen einen das Begehren um weitere 
Massnahmen abweisenden Entscheid zugelassen. »Inner- 
halb der gesetzlichen Schranken« heisst; 

a) Das Begehren muss vor dem Schlüsse der Verhand- 
lung angebracht sein (Art. 342). 
h) Die zu beweisende Tatsache muss für das Hauptur- 
teil erheblich und nicht schon durch andere gesetz- 
liche Beweismittel in jeder Beziehung hergestellt sein. 
c) Das neu angerufene Beweismittel muss an sich ge- 
setzlich zulässig imd zur Aufklärung der fraglichen 
Tatsache geeignet sein. 

Unter diesen Voraussetzungen muss dem Begehren 
entsprochen werden. Ob es dem Antragsteller möglich 
gewesen wäre, das betreffende Beweismittel zu der Sitz- 
ung herbeizuschaifen, fällt bloss für die Kosten in Be- 
tracht. M. VII. 348. 

3. Begehren der Civilpartei um Anordnung einer Ex- 
pertise als weitere Massnahme zugesprochen. M. III. 384. 

4. Der Entscheid über das Begehren um weitere 
Massnahmen ist kein Zwischenurteil, gegen das selb- 
ständig appelliert werden könnte. Diese Frage ist viel- 
mehr gleichzeitig tnit der Appellation in der Haupt- 
Sache zu erörtern. M. XI. 96. 

5. Das Begehren um Anordnung einer neuen Exper- 
tise ist ein Begehren um weitere Massnahmen. Der 
Entscheid darüber ist nicht appellabel. Z. XXXVI. 331. 

6. Begehren um Einvernahme neuer Zeugen sind Be- 
gehren um weitere Massnahmen. Der Entscheid über 
sie ist nicht appellabel. Z. XXXVI. 486. 

7. Es liegt im Ermessen des Richters, das Verlangen 
um weitere Massnahmen mit Rücksicht auf die Relevanz 
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oder Irrelevanz der verlängten Beweismittel zuzusprechen 
oder abzuweisen. Eine Appellation gegen den Entscheid 
findet nicht statt. Das Begehren des Angeschuldigten, 
einen Wahrheitsbeweis (bei Verläumdung) durch Vorla- 
dung eitler Anzahl Zeugen führen zu dürfen, charakte- 
risiert sich aber nicht als blosses Begehren um weitere 
Massnahmen; der Enscheid über dieses Begehren ist 
appellabel. Z. XXXVIII. 331. XXXX. 174. 

8. Gegen den Entscheid über die Zulassung oder 
Nichtzulassung weiterer Massnahmen kann zwar nicht 
besonders appelliert werden, es ist jedoch gleichzeitig 
mit der oberinstanzlichen Prüfung der Hauptsache zu 
erörtern, ob nicht eine Aktenkompletation im Sinne der 
gewünschten Beweismassnahmen gerechtfertigt wäre^ 
Die Parteien können in appellando dahingehende »An- 
regungen« stellen. Z. XXXX. 53. 

9. Die Abweisung eines Begehrens um Beibringung 
weiterer Beweismittel begründet keine Nichtigkeitsklage- 
Z. XXII. 16. 

IG. Durch Abweisung eines Begehrens um weitere 
Massnahmen durch den Richter wird kein Parteirecht 
verletzt (keine Nichtigkeitsklage). Z. XXXVII. 378. 

11. Die Vorschrift betreffend Kostentragung durch 
die Partei, welche weitere Massnahmen verlangt, ist nicht 
anzuwenden, wenn die Civilpartei Personen, die bereits 
als Zeugen vorgeladen sind, als civilistisch verantwort- 
liche Partei vorladen lassen will und desshalb die Ver- 
handlung verschoben wird. M. III. 384. 

12. Das Begehren um Vorladung einer bisher unbe- 
teiligten Person als civilistisch verantwortliche Partei kann 
nicht als » weitere Massnahme « gestellt werden. Z. 
XXXVI. 188. 

13. Z. XXXVI, 333. 

^von Amtes^ Art. 337. Der Polizeirichter oder das Ge- 

wegen. richt können von Amtes wegen die Verschiebung 
verfügen, wenn wichtige Tatsachen des Prozesses 
nicht hergestellt sind und dieselben wahrscheinlich er- 
weise durch neue noch nicht beigebrachte Beweis- 
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mittel konstatiert werden können. In diesem Falle 
werden die Kosten suspendiert. 

Der Grundsatz der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit 
verlangt, dass nach einer Verschiebung die frühere Ver- 
handlung im wesentlichen reproduziert wird, wenn unter- 
dessen in der Besetzung des Gerichts ein Wechsel ein- 
getreten ist. Kassation von Amtes wegen infolge Nicht- 
beobachtung dieser Grundsätze. M. XII. 165. 

Art. 338. Muss die Sache wegen des Aus- 
bleibens eines Zeugen verschoben werden, so hat 
dieser ausser den ihn nach Mitgabe des Art. 199 
treffenden Folgen, die durcli seine Nachlässigkeit 
verursachten Kosten zu tragen, wenn er sich nicht 
genügend rechtfertigen kann. Kann er dies jedoch, 
so wird er der gegen ihn ausgesprochenen Strafe 
entbunden und die Kosten werden zur Hauptsache 
geschlagen. 

Art. 339. Muss ein Zeuge wegen Krankheit oder 
Altersschwäche in seiner Wohnung oder wegen Ent- 
fernung durch einen andern Richter abgehört werden, 
so findet die Abhörung nach der Vorschrift des Art. 
199 statt ; das darüber aufgenommene Protokoll wird 
in der Sitzung vorgelesen. 

Dagegen ist es nicht gestattet, die in der Vorunter- 
suchung gemachten Aussagen ausgebliebener Zeugen 
in der Hauptverhandlung vorzulesen. Z. XXXV. 267. 

Art. 340. Ueber alle im Laufe der Verhandlung ^l^^en^l 
aufgeworfenen Incidentalfragen wird durch ein ein- ^'»gen. 
ziges Urteil entschieden. 

I. Gegenstand einer Zwischenfrage kann nur die 
Frage der Existenz einer Voraussetzung der Weiterfüh- 
rung des Verfahrens sein. Das Begehren der Staatsan- 
waltschaft, es sei die Verhandlung zu unterbrechen um 
den Angeschuldigten zu verhaften, ist kein Zwischenbe- 
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gehren und der Entscheid über diesen Antrag kein Urteil, 
sondern nur eine prozessleitende Verfügung. Z. XLII. 44. 

2. Einreden gegen die Beweiserheblichkeit von im 
Läufe des Hauptverfahrens erstatteten Zeugendepositio- 
nen sind nicht in Form eines Zwischengesuches, sondern 
in der Hauptsache selbs^t geltend zu machen. Forums- 
verschluss von Amtes wegen. Z. XXXV. 263. 

3. Der Richter kann von sich aus einen bereits abge- 
hörten Zeugen nochmals vorladen lassen. Dies ist eine 
prozessleitende Verfügung, kein Zwischenurteil. Z. XXXX. 
174- 

übt?i^ciden?ai- ^^' 341. In allen appellablen Fällen kann jede 
urteile, beteiligte Partei gegen die nach Mitgabe des vorher- 
gehenden Artikels gefällten Incidentalentscheide die 
Appellation ergreifen. Die Appellation muss unmit- 
telbar vor den Plaidoyers über die Hauptsache er- 
klärt werden. 

Jedes Urteil in der Hauptsache wird aufgeschoben, 
bis über die Incidentalfragen endlich entschieden ist. 

1. Der Entscheid über die Frage, nach welcher For- 
mel ein Zeuge zu beeidigen sei, ist kein appellabler 
Zwischenentscheid, sondern steht in der Kompetenz des 
erstinstanzlichen Richters. M. XI. 209. 

2. Begehren um Anordnung einer neuen Expertise 
sind Begehren um weitere Massnahmen. Der Entscheid 
darüber ist kein appellables Zwischenurteil. Z. XXXVI. 
331; daselbst Kritik des Herausgebers der Z. 

3. Begehren um Einvernahme neuer Zeugen sind Be- 
gehren um weitere Massnahmen ; sie führen nicht zu einem 
appellablen Zwischenurteil, sondern nur zu einer nicht 
appellablen prozessleitenden Verfügung. Z. XXXVl. 486. 

4. Der Entscheid des Richters über Zulassung von. an 
Zeugen gestellten Fragen ist kein Incidentalurteil, son- 
dern eine prozessleitende Verfügung. Eine Appellation 
dagegen ist daher ausgeschlossen. Z. XXXVIII. 441. 

5. Der Entscheid über das Begehren, die Strafsache 
sei mit einer andern zu vereinigen, ist ein Zwischenur- 
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' teil und unterliegt der Appellation, wenn die Hauptsache 
appellabel ist. Z. XXXVI. 335. 

6. Der Entscheid über den Antrag, es sei die Unter- 
suchung im Sinne des Art. 95 auf weitere Delikte des 
Angeschuldigten auszudehnen, ist in den Fällen, wo 
keine Voruntersuchung stattgefunden hat, ein Zwischen- 
urteil. Ist aber das Gericht durch einen Ueberweisungs- 
bieschluss mit der Sache betraut worden, so ist der Ent- 
scheid über die Vereinigung zweier Verfahren in der 
Hauptverhandlung eine prozessleitende Verfügung. Z. 
XXXIX, 580. 

Art. 342. Sind die Zeugen abgehört, verlangen schiuss der 
die Staatsanwaltschaft, die Civilpartei und die Ange- ^' ^ "°^' 
schuldigten keine weitere Massnahme mehr und haben 
sie ihre Vorträge beendet, so spricht der Präsident 
den Schiuss der Verhandlung aus und lässt zur Be- 
urteilung schreiten. 

Die Civilpartei soll ein Verzeichnis ihrer Ent- 
schädigungs- und Kostenforderurig ^ auf dem Gerichts - 
tisch niederlegen. 

^Vergl. Tarif in Strafsachen vom 11. Dez. 1852. 

1. Eine Verschiebung der Beurteilung und Rückwei- 
sung der Sache an den Untersuchungsrichter, weil nach 
dem Resultate der Verhandlungen wahrscheinlich eine 
andere Person als der Angeschuldigte die strafbare Hand- 
lung begangen hat, ist in analoger Anwendung des Art. 
423 auch in polizeilichen und korrektioneilen Fällen zu- 
lässig. M. IX. 363. 

2. Alinea 2. Kreisschreiben betreifend die strikte An- 
wendung dieser Vorschrift. M. X. 190. 

3. Verlangt die Civilpartei bloss Entschädigung wegen 
tort moral, so ist sie nicht verpflichtet, ein Entschädi- 
gimgsverzeichnis einzureichen. Wohl aber muss sie auch 
in diesem Fall ihre Entschädigungsforderung bestimmt 
formulieren, was jedoch auch bloss mündlich geschehen 
kann. M. X. 338. 

4. Handelt es sich lediglich um tort moral, so kann 
eine Spezifikation der Forderung im Verzeichnis ihrer 
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Entschädigungsforderang von der Civilpartei nicht ver- 
langt werden. Z. XXXVII. 332. 

5. Die Unterlassung der Civilpartei, gemäss Alinea 2 
ein spezifiziertes Entschädigungsverzeichnis vorzulegen, 
trotzdem ihr das nach der Natur der Klage möglich 
wäre, hat im Falle der Appellation Forumsverschluss 
von Amtes wegen zur Folge, wenn den Umständen nach 
der Civilpartei auch im Falle ihres Obsiegens eine die 
Kompetenz der ersten Instanz übersteigende Entschädi- 
gung nicht zugesprochen werden könnte. M. XIII. 15. 89. 
X. 187. 340. 

6. Wenn die Civilpartei bezüglich ihrer Civilinteressen 
appelliert hat, so wird ihr das Forum von Amtes wegen 
verschlossen, wenn sie kein detailliertes Verzeichnis der 
von ihr geforderten Entschädigungen auf den Gerichts- 
tisch niedergelegt hat und angenommen werden muss, 
dass im Falle ihres Obsiegens die ihr zuzusprechende 
Entschädigung die Kompetenz des erstinstanzlichen Rich- 
ters (oder Gerichts) nicht übersteigen würde. Z. XXXIX. 94. 

7. Die Unterlassung der Civilpartei, gemäss Art 342 
Alinea 2 Str. V. ein Kosten- und Entschädigungsver- 
zeichnis vorzulegen, bedeutet nicht einen Verzicht auf 
die Civilforderung, sofern letztere sonst rechtsförmig an- 
gebracht ist. Z. XXXX. 241. 

8. Die Unterlassung der Civilpartei, ein Entschädig- 
ungsverzeichnis niederzulegen, kann zwar unter Umstän- 
den zu einer Abweisung der Civilklage (wegen mangel- 
hafter Substanziierung) führen, nie aber zu einem For- 
umsverschluss in oberer Iristanz, wenn nur die Civilklage 
in anderer Weise (z. B. durch Erklärung zu Protokoll) 
in einem appellablen Betrag fixiert worden ist. Z. XLII. 103. 

Gegenstand der Alt. 343. Die Urteile der Polizei- oder korrek- 
tionellen Gerichte in der Hauptsache können nur die 
Schuld oder die Nichtschuld des Angeschuldigten 
aussprechen. 

Jedes Urteil, welches die Nichtschuld eines An- 
geklagten ausspricht, hat zugleich darüber zu erken- 
nen, ob demselben für die infolge der Untersuchung 
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ihm erwachsenen Nachteile eine Entschädigung ge- 
bühre, und dieselbe zu bestimmen. ^ 

Hat der Angeschuldigte die Verdachtsgründe,.! 
durch welche das Strafverfahren veranlasst wurde J 
durch eigene gesetzwidrige oder mutwillige, ihm zum. 
Verschulden anzurechnende Handlungen oder Aeus- 
serungen erregt, so können ihm die Unters uchungs-' 
und Gefangenschaftskosten ganz oder teilweise auf-, 
erlegt werden. 

^Vergl. Art. 73 der K. V. vom 4. Juni 1893, 

1. Schuldigerklärung bezüglich eines Deliktes, wegen 
dessen keine Strafverfolgung stattgefunden hat, ist un- 
zulässig und hat Kassation des Urteils zur Folge. Z. 
XXXVII. 431. 

2. Kassation von Amtes wegen, weil der Richter nicht 
über die erhobene Straf klage geurteilt hat. Z. XXXX. 413. 

3. Wegen eines im Ueberweisungsbeschluss nicht ge- 
nannten selbständigen Deliktes darf eine Verurteilung 
nicht erfolgen. Kassation von Amtes wegen. M. XV. 400. 

4. Das Urteil des Strafrichters kann nicht ausge- 
sprochene Disciplinarstrafen (z. B. einer Bahnverwal- 
tung) aufheben oder bestimmen, dass sie von der laut 
Urteil zu bezahlenden Entschädigung in Abrechnung zu 
bringen seien. Z. XXII. 357. 

5. Ein rechtlicher Anspruch auf Entschädigung steht 
dem freigesprochenen Angeschuldigten nach unserer Ge- 
setzgebung nicht zu; der Zuspruch einer Entschädigung 
rechtfertigt sich nur aus Billigkeitsgründen. Bei der 
Prüfung der Page, ob eine Entschädigung geboten sei, 
entscheidet das Gericht nach freiem Ermessen, ohne an 
das Vorhguidensein bestimmter Voraussetzungen gebun- 
den zu sein. Z. XXXVII. 579. 

6. Alinea 3 gilt auch für Antragsdelikte. M. III. 233. 
IV. 157. 292. 

7. Alinea 3 gilt auch in Antragsfällen, trotz der Vor- 
schrift des Art. 368 Alinea 2. Z. XVII. 528. 

8. Der Richter, der sich örtlich unzuständig erklärt, 
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kann nicht nach Absatz 3 dem Angeschuldigten die Un^ 
tersuchungskosten auferlegen. Z. XXXX. 685. 

d^v*SSrte^fen- ^^' 344. Jcdes verurteilende Erkenntnis soll auf 
***'*iüMe.'*°*" ^i^^"^ gesetzlichen Beweismittel und zugleich auf 
der Ueberzeugung des Richters von der Schuld des 
Angeschuldigten beruhen. ^ 

^Vergl. § 7, ZiflF. II, des G. vom 31. Okto- 
ber betreffend die Störung des religiösen Friedens. 

1. Kassation eines Urteils wegen mangelhafter Unter- 
suchung des Tatbestandes und unvollständiger Begrün- 
dung der Verurteilung durch den erstinstanzlichen Rich- 
ter. M. III 149. 165. 354. IV. 38. 

2. Für die Würdigung des Beweises auch im Civil- 
punkt gelten die im Gesetz über das Strafverfahren (Art. 
344 ff.) aufgestellten Beweisregeln, und nicht die im 
Civilprozess geltende freie Beweiswürdigung. Im Adhä- 
sionsprozess sind nur die im Strafverfahren vorgesehe- 
nen Beweismittel, nicht aber diejenigen des Civilprozes- 
ses zulässig. Eine Benachteiligung der Civilpartei liegt 
hierin nicht, da es ihr von Anfang an freisteht, ihren 
Entschädigungsanspruch adhäsionsweise vor dem Straf- 
richter oder selbständig vor dem Civilrichter geltend zu 
machen. Auch eine Verletzung des Bundesrechts liegt 
darin nicht, da Art. 50 ff O.-R. keinerlei Vorschriften 
über die Beweiswürdigung enthalten. Z. XXXVII. 38. 

3. In Bezug auf den Civilpunkt steht es dem Ange- 
schuldigten frei, einen Wahrheitsbeweis durch irgend 
welche Beweismittel zu führen, selbst wenn ein solcher 
Wahrheitsbeweis durch andere Beweismittel als die in 
Art. 184 letzter Satz St. G. B. vorgesehenen für den 
Strafpunkt ausgeschlossen ist. Dieses Recht der civil- 
beklagten Partei ist ihr durch Bundesrecht gewährleistet 
(E. B. G. XXIII. 1670 ff). Sie hat es auch dann noch, 
wenn ein gemäss Art. 185 St. G. B. durch Einreichimg 
einer Strafanzeige versuchter Wahrheitsbeweis missglückt 
ist. Z. XXXVIII. 331. Vergl. M. XI. 147. 

4. Bei Prüfung der Entschädigungsfrage ist die obere 
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Instanz an die strafrechtliche Würdigung des Sachver- 
haltes durch die erste Instanz nicht gebunden. M. IV. 34. 

Art. 345. Die auf Vergehen und Uebertretungen ß^«^^^/»^*^^^^'- 

bezüglichen Tatsachen werden bewiesen "chen^steä-*" 

1. durch richteriichen Augenschein, sachen. 

2. durch Befinden von Sachverständigen, 

3. durch Geständnis des Angeschuldigten, 

4. durch Zeugen, 

5. durch Urkunden, 

6. durch Anzeigungen. 

1. Das Beweismittel des Ergänzungseides der Civil- 
partei ist im Strafverfahren unzulässig. Allerdings kann 
die Civilpartei » gleichsam als Zeuge « beeidigt werden. 
M. I. 88. 

2. Zur Frage der »Beweislast« im Strafprozess. Eine 
solche existiert nur in dem Sinne, dass es immer einer 
Partei, — dem Angeschuldigten oder der Anklage — zum 
Nachteil gereichen wird, wenn für eine bestimmte Tatsache 
der Beweis nicht geleistet ist. In der Regel trifft dieser 
Nachteil die Anklage. So muss einem vom Angeschul- 
digten geltend gemachten Schuldausschliessungsgrund, 
(z. B. Notwehr) gegenüber die Rechtswidrigkeit der Hand- 
lung dargetan werden. Wird dagegen ein geltend ge- 
machter Strafausschliessungsgrund (z. B. erste Tätlich- 
keiten) nicht erwiesen, so trifft der Nachteil den Ange- 
schuldigten. Bedeutung der « natürlichen Vermutung » 
und der »Interims Wahrheit«. Z. XXXX. 641. 

3. Zur Frage der »Beweislast«. Gelingt es dem An- 
geschuldigten, beim Richter begründete Zweifel an die 
Richtigkeit des Inhaltes einer gegen ihn zeugenden Pri- 
vaturkunde zu erregen, so hat er die Beweiskraft der 
Urkunde zerstört. Z. XLI. 433. 

Art. 346. Eino Tatsache ist durch Augenschein'- ^^««"»«^hcin. 
oder durch die Besichtigung von Ort und Stelle her- 
gestellt, wenn sie aus dem hierüber von der zustän- 
digen Behörde in den gesetzlichen Formen aufgenom- 
menen Protokolle hervorgeht. 
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Der Richter und die Mitglieder des Gerichtes, 
welche während der Sitzung durch unmittelbare Sin- 
neswahmehmung Kenntnisse von einer Tatsache er- 
halten, können ebenfalls eine auf solche Weise her- 
gestellte Tatsache als wahr annehmen. 

1. Durch blossen richterlichen Augenschem kann auch 
die Urheberschaft einer Handschrift bewiesen werden. 
M. XII. 203. 

2. Der richteriiche Augenschein kann nicht als Be- 
weismittel für die Urheberschaft einer Handschrift dienen. 
Z. XXXVII. 333. Daselbst Kritik des Herausgebers der Z. 

2. sachverstän- Art. 347. Das Befinden eines oder mehrerer 

dige. 

Sachverständigen über die Existenz oder Nichtexi- 
stenz einer Tatsache bildet einen vollkommenen Be- 
weis, wenn sie die Untersuchung den hier einschla- 
genden Bestimmungen des vorliegenden Gesetzbuches 
gemäss vorgenommen haben, und wenn im übrigen 
ihr Befund genügend gerechtfertigt ist. 

Das Befinden der Sachverständigen über das 
Ergebnis einer Schriftenvergleichung gilt jedoch nur 
als Anzeigung. 

Eine Oberexpertise wird nur angeordnet, wenn Anhalts 
punkte dafür vorhanden sind, dass das erste Gutachten 
ein mangelhaftes sei. M. XII. 203. 

Art. 348. Das Befinden der Sachverständigen 
über Geisteskrankheiten hat nur dann volle Beweis- 
kraft, wenn es durch andere Umstände bekräftigt 
wird, oder wenn die Richter durch eigene Sinnes- 
wahrnehmung über die Tatsache eine Ueberzeugung 
haben gewinnen können. 
3' ^"f J^*^'''*" Art. 349. Das von dem Angeschuldigten frei vor 

dem Untersuchungs- oder Polizeirichter oder vor dem 
korrektioneilen Gerichte abgelegte Geständnis hat 
volle Beweiskraft gegen ihn, wenn die Tatsachen, 
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worauf sich dasselbe bezieht, nicht im Widerspruche 
mit einer andern wesentlichen Tatsache stehen, die 
in dem Prozesse durch ein sonstiges Beweismittel 
hergestellt worden ist. Das Geständnis kann sowohl 
die Täterschaft des Angeschuldigten, wie den Tat- 
bestand des Verbrechens herstellen, wenn nicht die 
Würdigung der Merkmale des letztern spezielle Kennt- 
nisse voraussetzt, die er nicht besitzt. 

1. Die Anerkennung des Angeschuldigten, dass die 
gestohlenen Sachen denjenigen Wert haben mögen, den 
ihnen die Civilpartei beimisst, ist für das Gericht nicht 
verbindlich. M. II. 123. 

2. Die Erklärung »ich unterziehe mich (wegen Vagan- 
tität) ohne weitere Untersuchungsmassnahmen dem rich- 
terlichen Urteil; ich bitte' den Richter um ein mildes 
Urteil,« bedeutet unter Umständen noch kein Zugeständ- 
nis des Tatbestandes. M. X. 321. 

Art. 350. Das in der Voruntersuchung oder in 
der Sitzung abgelegte Geständnis behält, wenn es 
auch zurückgenommen worden ist, seine volle Be- 
weiskraft, wenn der Angeschuldigte nicht die Zurück- 
nahme desselben genügend rechtfertigt. 

Art. 351. Jede Tatsache ist durch Zeugen be- 4. zeugen, 
wiesen, wenn wenigstens zwei zeugniöfähige und 
unverdächtige Personen die Wahrheit derselben über- 
einstimmend bekräftigen, wenn die Kenntnis dersel- 
ben sich auf ihre unmittelbare Sinneswahrnehmung 
gründet und sie nach den Vorschriften des Gesetzes 
abgehört worden sind. 

1. Der Richter darf sein Urteil nicht auf Aussagen 
eines Zeugen in der Voruntersuchung abstellen; Kassa- 
tion von Amtes wegen. Z. XXXX. 405. 

2. Wenn verschiedene mit einander übereinstimmende 
Vorfälle durch nur je einen Zeugen bestätigt werden, 
so ist der Beweis für keinen dieser Vorfälle erbracht. 
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Auch ein Indicienbeweis lässt sich aus diesen Zeugen- 
aussagen nicht konstruieren, da jedes Indicium für sich 
wieder gesetzlich bewiesen sein muss, (Vergl. Art. 362). 
Z. XLI. 619. 

a) unfähige. Alt. 352. Eine Person ist unfähig, vor Gericht 

Zeugnis abzulegen, wenn sie sich in einem der durch 
den Art. 219 des gegenwärtigen Gesetzbuches vor- 
gesehenen Fälle befindet, 
b) verdächtige. Art. 353. Nicht vollkommen glaubwürdige Zeugen 
sind 

1. Personen, welche zur Zeit der gemachten Wahr- 
nehmung das vierzehnte Altersjahr nicht er- 
reicht hatten ; 

2. bevogtete Mehrjährige : 

3. Geltstager und Beleibhaftete ; ^ 

4. Personen, welche wegen Vergehungen in ihrer 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt oder mit 
einer entehrenden Strafe belegt worden sind; 

5. solche, denen der Besuch von Wirtschaften 
richterlich verboten ist, und Personen von no- 
torisch schlechtem Leumund, wie Vagabunden, 
Dirnen und dergl. 

6. Personen, die an dem Ausgange des Streites ein 
unmittelbares oder mittelbares Interesse haben; 

7. diejenigen, welche für die Ablegung eines Zeug- 
nisses etwas empfangen oder sich dafür etwas 
haben versprechen lassen. 

^ Obsolet, da die Leibhaft gesetzlich nicht 
mehr existiert. 

I. Betreifend Eidesmündigkeit gelten auch im Straf- 
verfahren mangels besonderer Vorschriften die Regeln 
des Civilprozesses. Die Eidesmündigkeit tritt also mit 
der Zurücklegung des 16. Altersjahres ein. M. XI. 52. 
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2. Die Civilpartei ist zwar nicht Zeuge, kann aber 
»gleichsam als Zeuge« beeidigt werden. M. I. 88. 

3. Ein unmittelbares Interesse am Ausgange des 
Streites hat in erster Linie die Civilpartei; diese aber 
ist überhaupt nicht Zeuge und kann nicht als solcher 
beeidigt werden (anders vor den Assisen). Sie kann 
auch nicht als Partei beeidigt werden. M. III. 386. IV. 
308. VI. 293. Z. XXII. 523. 

Art. 354. Nur in Beziehung auf eine Belastungs- 
tatsache sind verdächtig 

1. der Ehegatte, die Verwandten und Verschwäger- 
ten in gerader Linie und die voll- und halbbür- 
tigen Brüder und Schwestern der Civilpartei ; 

2. der Vormund, der Verteidiger und der Bevoll- 
mächtigte der Civilpartei ; 

3. Personen, die der Civilpartei durch häusliche 
Gemeinschaft oder Dienstverhältnisse zugetan 
sind ; 

4. Personen, welche mit dem Angeschuldigten 
wirklich in einem Civilprozesse stehen oder in 
einer innerhalb Jahresfrist vor der Abhörung 
endlich beurteilten Kriminaluntersuchung als 
Gegner desselben beteiligt waren ; 

5. die vermutlichen Erben der Civilpartei. 

Parteianwälte können als Zeugen abgehört werden. 
Z. XXXX. 109. 

Art. 355. Nur in Beziehung auf Entlastungstat- 
sachen werden als verdächtige Zeugen angesehen 

1. der Ehegatte des Angeschuldigten, seine Ver- 
wandten und Verschwägerten in gerader Linie, 
sowie seine voll- und halbbürtigen Geschwister ; 

2. der Vormund und der Anwalt des Angeschul- 
digten ; 
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3- Personen, die dem Angeschuldigten durch häus- 
liche Gemeinschaft oder Dienstverhältnisse zu- 
getan sind ; 

4. die vermutlichen Erben des Angschuldigten ; 

Verdächtige Zeugen können auch beeidigt werden. 
Z. XXXIX. 105. 

Art. 356. Jeder nach Mitgabe der beiden vorher- 
gehenden Artikel verdächtige Zeuge verdient jedoch 
vollen Glauben, wenn er mit dem Angeschuldigten 
und der Civilpartei in denselben Verhältnissen steht, 
j. Urkunden. ^rt. 357. Jcdc öfifentHchc mit den gesetzlichen 

Formen versehene Urkunde verdient in Betreff von 
Tatsachen, welche der Verfasser in seinen Amtsver- 
richtungen unmittelbar wahrgenommen oder von deren 
Wahrheit er sich offiziell überzeugt hat, so lange 
vollen Glauben, als nicht die Unechtheit oder die 
UnVollständigkeit derselben nachgewiesen ist. 

Art. 358. Eine Privaturkunde bildet nur dann 
einen Beweis gegen den Angeschuldigten, wenn er 
sie selbst abgefasst hat oder durch eine damit beauf- 
tragte andere Person hat abfassen lassen, und wenn 
er sie unterzeichnet oder wissentlich davon Gebrauch 
gemacht hat. 

Die Tatsache der Echtheit einer Privaturkunde 
kann durch alle in dem vorliegenden Gesetzbuche 
anerkannten Beweismittel hergestellt werden. 

Durch das Zeugnis eines Arztes, der nicht vom Richter 

als Sachverständiger ernannt worden ist, wird der Be- 
weis, dass Arbeitsunfähigkeit vorliege, nicht erbracht. 

M. III. 358. 

Art. 359. Enthält die Urkunde das Geständnis 
des Vergehens oder von Tatsachen, die damit in 
Verbindung stehen, so wird dieses Geständnis nur 
als eine Schuldanzeigung betrachtet. 
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Art. 360. Die Protokolle und Anzeigten der An- P/otokoUe der 

^ Angestellten 

srestellten der g^erichtlichen Polizei verdienen bis zu ^®' gerichtu- 

y *=> chen Polizei. 

ihrer Fälschung vollen Glauben über solche Tat- 
sachen, welche ihr Aussteller in der Ausübung seiner 
Amtsbefugnisse durch unmittelbare Sinneswahrneh- 
mung kennen gelernt hat, wenn diese Tatsachen sich 
auf Vergehen oder Uebertretungen beziehen, für wel- 
che der Polizeirichter zuständig ist. Der Richter und 
alle Beteiligten können verlangen, dass ihr Inhalt 
von dem Aussteller erläutert und bekräftigt werde. 

Art. 361. Die von Polizeiangestellten ausserhalb 
der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse herrührenden Pro- 
tokolle und Anzeigen können nur als einfache Zeug- 
nisse gelten und durch Gegenbeweis entkräftet werden. 

Eine von einem Landjäger und zwei Forstwächtem 
von sich aus vorgenommene Haussuchung (Holzfrevel, 
vergl. Art. 48) macht nicht vollen Beweis, sondern bildet 
nur ein Zeugnis im Sinne des Art. 361. M. VIII. 256. 

Art. 362. Eine auf das Verstehen sowie auf die 0. Anzei- 

. gungen. 

Schuld oder Unschuld eines Angeschuldigten bezüg- 
liche Tatsache kann durch Anzeigungen nur dann 
hergestellt werden, wenn eine Mehrheit von nahen, 
bestimmten und übereinstimmenden Gründen vorliegt, 
deren jeder durch ein gesetzliches Beweismittel be- 
wiesen und nicht durch Gegenanzeigungen hinweg- 
geräumt oder geschwächt ist. 

Jedes Indicium muss nach den Vorschriften der ge- 
setzlichen Beweistheorie bewiesen sein. Z. XLI. 619. 

Art, 363. Tede Tatsache kann namentlich als be- 7. zusammen- 
^ . . gesetzter Be- 

wiesen angenommen werden, wenn wenigstens zwei weis. 

der nachfolgenden Beweisgründe zusammentreffen 

und dieselben nicht durch Gegenbeweis geschwächt 

sind : 
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1. ein gehörig erwiesenes aussergerichtliclies, sei- 
nem Inhalte nach glaubwürdiges Geständnis ; 

2. die Aussage eines fähigen und unverdächtigen 
Zeugen ; 

3. die Aussage zweier fähigen, aber verdächtigen 
Zeugen ; 

4. die Aussage der verletzten Partei, wenn sie un- 
mittelbar nach dem Vergehen gemacht worden 
ist, und glaubwürdig erscheint ; 

5. die übereinstimmenden Aussagen zweier Mitan- 
geschuldigten, die einen Dritten des Vergehens 
bezichtigen, vorausgesetzt jedoch, dass die Um- 
stände, sowie die Verhältnisse der Angeschul- 
digten unter sich derart sind, dass die Wahr- 
heit ihrer Aussagen als durchaus unzweifelhaft 
erscheint ; 

6. die übereinstimmenden Aussagen eines Mitan- 
geschuldigten und eines verdächtigen Zeugen; 

7. gerichtliche Akten oder sonstige öffentliche Ur- 
kunden, die bloss wegen eines Formfehlers zur 
Herstellung einer Tatsache ungenügend sind ; 

8. mehrere Anzeigungen, deren jede besonders 
bewiesen ist, die aber nach Mitgabe des vor- 
hergehenden Artikels nicht als Beweismittel 
gelten können. 

Ziffer 4. Die verletzte Partei kann auch » gleichsam 
als Zeuge« beeidigt werden. M. I. 88. (Vergl. aber An- 
merkungen zu Art. 353). 

Urteil. Art. 364. Wird der Angeschuldigte für schuldig, 

entschuldbar oder unzurechnungsfähig erklärt, oder 
werden mildernde Umstände angenommen, so er- 
kennt der Richter oder das Gericht nach Mitgabe 
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des Strafgesetzbuches, oder vorkommendenfails der 
speziellen Gesetze. 

Das urteilende Strafgericht ist an die rechtliche Qua- 
lifikation, die der strafbaren Handlung im Ueberweisungs- 
beschluss beigelegt wird, nicht gebunden. Nimmt das 
Gericht, gestützt auf den überwiesenen Tatbestand, ein 
anderes Delikt als vorhanden an als das im Ueberwei- 
sungsbeschluss bezeichnete, so hat eine Freisprechung 
wegen des letztem nicht stattzufinden, sondern bloss 
eine Verurteilung wegen des vom Gericht als vorhanden 
angenommenen Delikts. Der Angeschuldigte hat kein 
Recht darauf, auf die Veränderung des rechtUchen Ge- 
sichtspunktes besonders aufmerksam gemacht zu werden. 
Z. XXXIX. 103. 586. XLII. 440. 

Art. 365. Im Falle der Freisprechung wie in Entschädigung 
dem der Verurteilung urteilt der Richter oder das 
Gericht über die von der Civilpartei oder von dem 
Angeschuldigten geforderte Entschädigung ; es be- 
stimmt sie durch ein und dasselbe Urteil, oder weist 
die Parteien an den Civilrichter, um sie nach den 
einschlagenden Vorschriften des Gesetzbuches über 
das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen Rechts- 
sachen bestimmen zu lassen. Der Richter oder das 
Gericht ordnet ebenfalls die Zurückstellung der ab- 
genommenen oder mit Beschlag belegten Effekten 
an den Eigentümer an. 

Der Richter oder das Gericht kann auf Verlan- 
gen des Angeschuldigten anordnen, dass ein frei- 
sprechendes oder befreiendes Urteil im Auszug in 
die amtlichen Blätter des Kantons eingerückt werde. 

I Kassation von Amtes wegen, weil die erste Instanz 
über das Entschädigungsbegehren der Civilpartei nicht 
geurteilt hat. M. IV. 360. 

2. In einem Aufhehungsheschluss ist über den 
Civilanspruch der verletzten Partei nicht zu urteilen, 
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auch wenn sie sich bereits als Civilpartei konstituiert 
hat. M. IX. i86. 

3. Die Civilklag;e kann zugesprochen werden trotz 
Freisprechung des Angeschuldigten im Strafpunkt. M. IL 
402. IX. 37. XL 50. XII. 74. 

4. Ein Zuspruch der Civilklage kann nur erfolgen^ 
sofern sie sich auf eine als strafbar behauptete Hand- 
lung stützt. Eine Freisprechung wegen Nichtvorhanden- 
seins einer strafbaren Handlung hat notwendigerweise 
eine Abweisung der Civilklage zur Folge (le criminel 
empörte le civil). M. XlII. 356. 

5. Es ist zulässig, dass trotz Freisprechung des 
Angeschuldigten im Strafpunkt über den adhäsionsweise 
geltend gemachten Civilpunkt geurteilt wird. M. XIV. 69. 

6. Behandlung des Entschädigungsanspruches der 
Civilpartei im Urteil. Es genügt nicht, der Ci\dlpartei 
von einer Schuldanerkennung des Angeschuldigten »Akt 
zu geben, <^ sondern es muss über den Civilanspruch auf 
Grund der Beweisführung geurteilt werden. Z. XXXVIL 
190. 

7. Verweisung der » Civilfragen « an den Civilrichter 
ohne Urteil über deren grundsätzliche Begründetheit. 
M. IV. 243. 

8. Eine Verweisung der Civilpartei an den Civilrichter 
nach Art. 365 kann nur erfolgen zur Bestimmung der 
Höhe der zu sprechenden Entschädigung; grundsätzlich 
muss dieselbe vom Strafrichter zugesprochen werden; 
er soll aber nur dann von dieser Befugnis Gebrauch 
machen, wenn die Entschädigung nach den Umständen 
(z. B. bei Misshandlungen) zur Zeit des Strafurteils noch 
nicht bestimmt werden kann. M. XV. 9. Z. XXXIX. 95. 
Z. XLI. 103. 

9. Ist durch Urteil des Strafrichters der Angeschul- 
digte zum Grundsatz der Entschädigung verurteilt worden 
unter Verweisung der Parteien an deij Civilrichter zur 
Bestimmung der Höhe der Entschädigung, so hat letz- 
tere in dem in § 326 C. P. normierten Verfahren zu er- 
folgen. (App.- und Kass.-Hof). Z. XXXIX. 295. 
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10. Der Rechtsgrund für die dem freigesprochenen 
Angeschuldigten vom Staat zu bezahlende Entschädi- 
gung liegt nicht in einem Verschulden des Staates oder 
dessen Organe (selbst wenn ein solches Verschulden kon- 
statiert ist), sondern einzig in der Billigkeit. Infolge- 
dessen (?) kann der Freigesprochene den Ersatz des ihm 
aus der Strafuntersuchung erwachsenen Schadens nicht 
im vollen Umfang, sondern nur bis zu einem gewissen, 
nach den Umständen des Falles zu bestimmenden Grade 
beanspruchen. M. XII. 72. 

11. Ueber die vom Angeschuldigten geforderte Ent- 
schädigung ist nur im Falle der Freisprechung zu urtei- 
len. In diesem Sinne ist das Entschädigungsbegehren 
immer ein eventuelles. Z. XXXIX. 97. 

12. Abgesehen von Art. 243. St. G. kann die Publi- 
kation eines verurteilenden Erkenntnisses nicht verlangt 
werden. M. V. 243. 

Art. 366. Ist die für die Civilfolgen verantwort- 
liche Partei anwesend, cder ist sie gehörig vorgela- 
den worden, so erkennt der Richter oder das Gericht 
auch über die gegen sie und vorkommendenfalls von 
ihr gestellten Anträge. 

Art. 367. Der Angeschuldigte kann nur gegen 
den Staat Entschädigungsansprüche erheben. ^ 

Die Anzeiger und Kläger, wenn sie nicht Ange- 
stellte der gerichtlichen Polizei sind, haften jedoch 
für die von dem Staate nach Mitgabe dieses Artikels 
gezahlten Entschädigungen, w^enn es sich aus den 
Umständen ergibt, dass sie leichtsinnig oder gefähr- 
devoll gehandelt haben. 

^Vergl. Abs. 3. von Art. 73 der K. V. vom 
4. Juni 1893. 

I. Die Verurteilung der Civilpartei zu einer Entschä- 
digung an den freigesprochenen Angeschuldigten bildet 
einen Nichtigkeitsgrund nach Art. 471 Ziffer 2. M. VIII. 342 
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2. Auch bei Antragsdelikten ist die dem Angeschul- 
digten zuerkannte Entschädigung dem Staate aufzuer- 
legen. M. XL II. 

3. Voraussetzung des Zuspruches einer Entschädigung. 
Unterschied zwischen Entschädigungs- und Kostenforde- 
rung. Hat sich eine Civilpartei nicht gestellt, so kann 
der Angeschuldigte gegen den Staat einen Kostenschluss 
stellen. Z. XXXX. 560. 

4. Dem für Entschädigungen haftbar erklärten Anzeiger 
steht das Appellationsrecht zu, sofern die übrigen Vor- 
aussetzungen desselben gegeben sind. Die Bestimmung 
des Art. 367 Alinea 2 bezieht sich nicht auch auf die 
Verteidigungskosten, noch auf die Staatskosten. Z. 
XXXVII. 139. 

Art. 368. Wird der Angeschuldigte verurteilt, 
so wird er zu den Kosten dem Staate gegenüber 
verfällt. Er wird gleichfalls zu den Kosten der Civil- 
partei gegenüber verurteilt, wenn dieser eine Ent- 
schädigung zuerkannt wird. 

Unterliegt die Civilpartei, so wird sie nur zu den 
Kosten des Angeschuldigten und der für die Civil- 
folgen verantwortlichen Partei verurteilt; in den Fäl- 
len, wo ein Einschreiten nur auf Klage des Verletz- 
ten stattfindet, soll sie ausserdem noch zu den Kosten 
an den Staat verfällt werden. 

Die für die Civilfolgen verantwortliche Partei 
wird, wenn sie unterliegt, in die Kosten der Civil- 
partei verurteilt. 

In allen übrigen Fällen werden die Kosten dem 
Staate auferlegt. 

I. Der im Strafpunkt freigesprochene, im Civilpunkt 
aber verurteilte Angeschuldigte kann solidarisch mit 
einem auch im Strafpunkt Verurteilten zu den Kosten 
verurteilt werden (gemeint scheinen die Staatskosten zu 
sein; deutlich geht das aus dem Urteil nicht hervor). 
M. V. 121. 



Digitized by 



Google 



— 157 — 

2. Ist der Angeschuldigte nur im Civilpunkt, nicht 
auch im Strafpunkt verurteilt worden, so können die 
Staatskosten dem Staate auferlegt werden. M. V. 125. 

3. Teilweise Kostenauflage an den Staat trotz Verur- 
teilung des Angeschuldigten in einem Antragsdelikte. 
M. IIL 234. 

4. Die Gefangenschaftskosten gehören nicht zu den 
dem Verurteilten aufzuerlegenden Staatskosten. 

Z. XXXVII. 138. 

5. Trotz der Vorschrift des Alinea 2 gilt Art. 343 
Alinea 3, wonach die Staatskosten unter Umständen 
auch dem Freigesprochenen auferlegt werden können, 
auch bei Antragsdelikten. Z. XV IL 528. 

6. Die Verurteilung der Civilpartei zu Verteidigungs- 
kosten an den Angeschuldigten setzt einen von dem 
letztem gestellten bezüglichen Antrag voraus. Z. XLI. 430. 

7. Hat der Verletzte sich nicht als Civilpartei gestellt, 
sondern nur Bestrafung des Angeschuldigten verlangt, 
so können ihm auch in Antragsfällen die Staatskosten 
nicht auferlegt werden, da er nicht Partei ist. Die Ko- 
sten sind dem Staate aufzuerlegen, wenn keine Verur- 
teilung erfolgt. M. VI. 31. Vergl. aber Anmerkung 11. 

8. Hat der Verletzte in einem Antragsfall bloss Ver- 
urteilung des Angeschuldigten, nicht aber Entschädigung 
vei langt, so ist er nicht Civilpartei und es können seine 
Interventionskosten nicht dem Verurteilten auferlegt 
werden. M. VI. 227. 

9. Die Verurteilung der Civilpartei zu einem Teil der 
Kosten, weil statt der eingeklagten schw^eren Misshand- 
lung nur eine leichtere konstatiert wurde, ist nicht ge- 
rechtfertigt. M. IV. 125. 

IG. Die Verurteilung der Civilpartei zu den Kosten 
des Staates im Falle der Freisprechung des Angeschuldig- 
ten von einem Officialdelikt ist unzulässig; Art. 243 gilt 
nicht für die Hauptverhandlung. M. V. 63. 

II. In Straff allen, die vom Einzelrichter zu beurteilen 
sind, können bei Freisprechung dem Anzeiger (auch bei 
Officialdelikten) die Kosten des Staates »nach Analogie 
des Art. 243« auferlegt werden. M. XIV. 69. 
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12. Verurteilung der Civilpartei zu den Staatskosten 
bei Officialdelikten ist ein Nichtigkeitsgrund gemäss Art. 
472 Ziffer 2. Z. XXXX. 635. 

13. Ist trotz dem Verzicht des Verletzten auf die Civil- 
klage die Strafverfolgung entgegen dem Art. 4 fortge- 
setzt worden, so müssen die Kosten dem Staat auferlegt 
werden, da der Verletzte nicht mehr Civilpartei ist. M. 
VII. 311. VIII, 333. 

14. Bei Freisprechung eines Angeschuldigten von der 
Anklage auf Widerhandlung gegen ein Polizei- oder Fis- 
kalgesetz des Bundes können die Gerichtskosten dem 
Bunde auferlegt werden. M. IX. 26. 

^^^cJ""*^ ^" Art. 369. Der Gerichtsschreiber stellt ohne Ver- 

die Staatsan- 
waltschaft. 2ug dem Bezirksprokurator einen Auszug aus jedem 

Urteil des Polizeirichters ^ und des korrektioneilen 

Gerichtes zu. 

Dieser Auszug wird von dem Präsidenten des 

Gerichts unterzeichnet und soll enthalten 

1. Namen, Vornamen, Alter, Gewerbe, Heimat- und 
Wohnort des Angeschuldigten ; 

2. Namen und Wohnort der Civilpartei und der 
für die Civilfolgen verantwortlichen Partei, wenn 
solche da sind ; 

3. den Gegenstand der Anklage; 

4. Namen und Wohnort des Anzeigers, sowie die 
Angabe der Behörde, von welcher die Anklage 
herrührt ; 

5. den Text des Urteils. 

^ Vergl. Kreisschreiben des Obergerichtes vom 
25. Juni 1850 betrefifend Mitteilung von Strafurteilen 
an Schulkommissionen und Armenbehörden. 

I. Da Artikel 369 in der Praxis nicht streng befolgt 
wird, so genügt es, wenn die Akten mit dem Urteil dem 
Bezirksprokurator zugestellt werden und er darin das 
Datum des Empfanges anmerkt. Die Appellationfrist 
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läuft für die Staatsanwaltschaft erst von dieser Empfangs- 
anmerkung an, selbst wenn diese einen Monat nach Aus- 
fällung des Urteils erfolgte. M. II. 82. 

2. Die Vorschrift betreffend unverzügliche Zustel- 
lung eines Urteilsauszuges an die Staatsanwaltschaft ist 
genau zu befolgen, da von der Zustellung an für die 
ausgebliebene Staatsanwaltschaft die Rechtsmittelfrist zu 
laufen beginnt. » Ohne Verzug « heisst in Analogie zu 
Art. 280 spätestens am achten Tage. Die Staatsanwalt- 
schaft hat die Befolgung dieser Vorschrift selbst zu über- 
wachen. M. XIII. IG. 

3. Die Bezirksprokuratoren haben selbst darüber zu 
wachen, dass ihnen spätestens am achten Tage eine Ur- 
teilsausfertigung zugestellt wird, da für sie von dieser 
Zustellung an die zehntägige Appellationsfrist läuft. Alle 
nach dem 18. Tage nach der Urteilsfällung erklärten 
Appellationen der Staatsanwaltschaft sind daher jeden- 
falls verspätet. Z. XXXVI. 563. 

Titel IV. 
Vom Verfahren vor den Assisen. 

KAPITEL I. 
Von der Bildung des Geschwornengerichtes. 

Art. 370. An dem zur Beurteilung jedes Prozes- 
ses angesetzten Tage versammelt sich die Kriminal- 
kammer in öffentlicher Sitzung und der Präsident 
lässt die anwesenden Angeklagten vorführen, 

Dieselben erscheinen frei und nur von den zur 
Verhinderung ihrer Entweichung nötigen Wachen 
begleitet. 

Art. 371. Die Kammer entscheidet zuerst über Entscheidung 

über Rekusa- 

die nach den Vorschriften des Buches I, Titel III, tionen. 
dieses Gesetzbuches allfällig aufgeworfenen Rekusa- 
tionen. 
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Namensaufruf Art. 372. Dann lässt der Präsident den Namens- 

der Geschwor- 

nen. aufruf der Geschwornen vornehmen, welche die Liste 
für die Sitzung bilden, 
stnife des Art. 373. Teder Geschworne, der auf die ihm 

Ausbleibens. -^ ' 

mitgeteilte Ladung hin nicht an seinem Platze ist, 
wird zu einer Busse von fünfzehn Franken für jeden 
Tag Abwesenheit verurteilt. 

Ausserdem kommf der Art. 17 des Gesetzes über 
die Organisation der Gerichtsbehörden ^ zur Anwen- 
dung, wenn der Geschworne länger als drei Tage 
während einer Sitzung ohne genügende Entschuldi- 
gung ausbleibt. 

^ Vom 31. JuH 1847. 

Art. 374. Ausgenommen hiervon sind diejenigen, 
welche die Unmöglichkeit nachweisen, sich auf den 
angezeigten Tag einzufinden. 

Die Kriminalkammer erkennt nach Anhörung der 
Staatsanwaltschaft über die Gültigkeit der Entschul- 
digung. 

Art. 375. Die gemäss dem Artikel 373 ausge- 
sprochenen Urteile werden den Verurteilten durch 
den Untersuchungsrichter ihres Bezirkes mitgeteilt, 
welchem sie von dem Aktuar des Assisengerichtes 
unverzüglich zugesendet werden sollen. 

^ra^dafßuS' ^^^- 376. Jeder zu der in Art. 373 bestimmten 
uiteii. Busse verurteilte Geschworne kann Einsprache gegen 
dieses Urteil erheben. 

Die Einsprache kann durch den Geschwornen 
selbst, oder durch einen Bevollmächtigten erhoben 
werden, und zwar 

I . während der Dauer der Sitzungen durch eine in 
der Sitzung des Gerichtes gemachte Erklärung ; 
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2. nach dem Schluss der Sitzungen durch eine 
der Gerichtsschreiberei des Sitzungsortes der 
Assisen schriftUch einzureichende oder bei der- 
selben mündlich zu Protokoll zu gebende Er- 
klärung. 

Art. 377. In dem zweiten Fall nimmt der Ge- 
richtsschreiber über die Erklärung ein Protokoll auf, 
unterzeichnet dasselbe nebst dem Einsprecher und 
übersendet es dem Präsidenten der Kriminalkammer. 
Dieser schreibt die Sache in seine Kontrolle und 
befiehlt, den Einsprecher zur Eröffnung der näch- 
sten Assisen vorzuladen. 

Art. 378. Die Einsprache hat aufschiebende Wir- 
kung. Sie kann nur während vierzehn Tagen, von 
der Mitteilung des Urteils an zu rechnen, erhoben 
werden, wenn nicht der Einsprecher nachweist, dass 
er wegen Abwesenheit, schwerer Krankheit oder aus 
andern Gründen von höherer Gewalt von dem Urteil 
und von der Mitteilung keine Kenntnis erhalten habe, 
oder dass er in der festgesetzten Frist die Einspra- 
che nicht hätte erheben können. 

Art. 379. Weist der ausgebliebene Geschworne, 
dessen Einsprache zugelassen wird, nach, dass er an 
dem angezeigten Tage und zu der bestimmten Stunde, 
oder während der Dauer der Sitzungen in die Un- 
möglichkeit versetzt war, auf seinem Platze zu sein, 
so entbindet ihn die Kriminalkammer nach Anhörung 
der Staatsanwaltschaft von der über ihn verhängten 
Busse. 

Art. 380. Erscheint der Einsprecher in der fest- 
gesetzten Sitzung nicht, so wird die Einsprache als 
nicht erhoben betrachtet. 
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Art. 381. Die Kosten der Einsprache fallen dem 
Staate auf, wenn sie als begründet erklärt wird ; im 
entgegengesetzten Falle trägt sie der Einsprecher. 

Art. 382. Die durch Art. 373 angedrohten Stra- 
fen sind auf jeden zur Sitzung erschienenen Ge- 
schwornen anwendbar, der sich vor der Beendigung 
seiner Obliegenheiten ohne genügende, ebenfalls von 
der Kammer zu beurteilende, Entschuldigung von 
seinem Platze entfernt. 
Bildung des ^rt. 383. Wcun die Anzahl der anwesenden 

Geschwornen- 

gerichts. fähigen Geschwornen wenigstens dreissig beträgt, so 
wird in den Verhandlungen fortgefahren. 

Beträgt die Anzahl weniger als dreissig, so fragt 
der Präsident die Staatsanwaltschaft und die Ange- 
klagten an, ob sie die Liste annehmen, wie sie vorliegt. 

Verneint dies ein Angeklagter oder die Staats- 
anwaltschaft, so wird die Liste bis zu der Anzahl 
von dreissig durch Geschworne vervollständigt, wel- 
che auf der Geschwomenliste des Jahres stehen und 
von dem Präsidenten bezeichnet werden. 

Art. 384. Dann wird zur Bildung des Geschwor- 
nengerichts für den schwersten Fall geschritten ; wal- 
tet in dieser Beziehung ein Zweifel ob, so entschei- 
det das Richterkollegium. 

Art. 385. Die Namen der anwesenden und bei- 
behaltenen, wie der vom Präsidenten bezeichneten 
Gescliwornen werden in eine Urne gelegt, aus wel- 
cher dieser einen Namen nach dem andern herauslost. 

^von^Ge"^ Art. 388. Zucrst der Angeklagte oder sein Ver- 

schwornen. tcidigcr, uud dauu die Staatsanwaltschaft verwerfen 

die ihnen beliebigen Geschwornen, sowie ihre Namen 

aus der Urne gezogen werden. 
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Die Gründe der Verwerfung dürfen nicht ange- 
geben werden. 

Art. 387. Das Geschwornengericht ist gebildet, 
sobald die Namen von zwölf nicht verworfenen Ge- 
schwomen aus der Urne gezogen worden sind, oder 
nur noch so viel darin sind, um mit den nicht ver- 
worfenen, bereits durcli das Los bezeichneten Ge- 
schwomen diese Zahl zu bilden. 

Da dieser Artikel mit Art. 394 im Widerspruch steht, 
so ist er dahin zu interpretieren, dass das Verwerfungs- 
recht aufhört, sobald nur mehr vierzehn Namen sich in 
der Urne befinden, oder nur noch soviel, um mit den 
bereits herausgelosten Geschwornen die Zahl vierzehn 
zu bilden. M. XL 198. 

Art. 388. Sind in einem Prozesse mehrere An- 
geklagte da, so können sie sich verständigen, um 
ihr Verwerfungsrecht ganz oder teilweise gemein- 
schaftlicli auszuüben ; auch kann es jeder besonders 
ausüben. In dem einen wie in dem andern Falle 
können die gemeinsamen Verwerfungen die Zahl nicht 
überschreiten, welche durch die vorhergehenden Ar- 
tikel für einen einzigen Angeklagten festgesetzt ist. 
Art. 389. Wenn sich die Angeklagten hierüber 
nicht verständigen, so bestimmt das Los die Reihen- 
folge, in welcher sie ihr Verwerfungsrecht besonders 
geltend machen können. Die durch einen der An- 
geklagten verworfenen Geschwornen sind es auch 
für alle, bis die Zahl der Verwerfungen erschöpft ist. 
Art. 390. St;bald nach Vorschrift des Art. 385 
ff. das Geschwornengericht für den schwersten Fall 
gebildet ist, fragt der Präsident alle übrigen Ange- 
klagten, und zwar jeden besonders, sowie die Staats- 
anwaltschaft an, ob sie das gebildete Geschwornen- 
gericht annehmen. 
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Art. 391. Nehmen es alle Angeklagten und die 
Staatsanwaltschaft an, so urteilt dasselbe Geschwor- 
nengericht in allen in der Sitzung vorkommenden 
Fällen. 

Wird es hingegen von dem einen oder dem an- 
dern Angeklagten, oder der Staatsanwaltschaft für 
die Beurteilung einer oder mehrerer Sachen nicht 
angenommen, so bezeichnen die Angeklagten oder 
die Staatsanwaltschaft die Geschwornen, deren Verwer- 
fung sie verlangen. Die Bezeichneten werden nacli 
Vorschrift der Art. 385 ff. durch nachträgliche Her- 
auslosung aus der Zahl derjenigen Geschwornen er- 
setzt, deren Namen in der Urne geblieben, oder wel- 
che bei der ersten Auslosung verworfen worden sind. 

Art. 392. Jeder Angeklagte kann jedoch verlan- 
gen, dass das über ihn urteilende Geschwornenge- 
richt selb.ständig nach Vorschrift der Art. 385 ff. ge- 
bildet 'Verde. 

Die Staatsanwaltschaft hat dasselbe Recht in 
jeder Sache. 

Der Angeklagte und die Staatsanwaltschaft ge- 
hen dieses Rechtes verlustig, wenn sie nicht bei An- 
lass der infolge der Art. 390 und 391 geschehenen 
Anfragen erklärt haben, davon Gebrauch machen zu 
wollen. 

Art. 393. Jeder ausbleibende Angeklagte wird 
durch das erste oder das für seine Mitschuldigen 
gebildete Geschwornengericht beurteilt. 
Ersatzmänner. Art. 394. Aus der Zahl der nicht verworfenen 

Geschwornen werden zwei herausgelost, um den 
Verhandlungen beizuwohnen und um in der von dem 
Präsidenten bestimmten Reihenfolge diejenigen Ge- 
schwornen zu ersetzen, welche verhindert sind, den 
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Verhandlungen bis zum Wahrspruch der Geschwor- 
nen zu folgen. 

Der Umstand, dass der Präsident den zweiten, statt 
den ersten Ersatzmann bei Verhinderung eines Geschwor- 
nen beizieht, bildet keinen Kassationsgrund. Z. XX. 502. 
M. I. 81. 

Art. 395. Nach Beobachtung dieser sämtlichen 
Förmlichkeiten werden die nicht zurückbehaltenen 
Geschwomen entlassen. 

Art. 396. Der Präsident lässt die zurückbleiben- Ges^hwornen. 
den Geschwomen folgenden Eid leisten : 

» Ihr schwöret vor Gott und vor den Menschen, 
»mit der angestrengtesten Aufmerksamkeit die gegen 
»und für den Angeklagten vorgebrachten Beweise 
»zu prüfen, euch in der Ausübung eurer Obliegen- 
»heiten nicht durch Interesse, Schwäche, Hoffnung, 
»Furcht, Gunst oder Hass leiten zu lassen, weder 
»für ^^en Angeklagten noch für die Staatsanwaltschaft 
»ein vor V iegendes Interesse zunehmen, sondern nur 
»nach den bevorstehenden Verhandlungen, eurer in- 
»nigstenUeberzeugung und eurem Gewissen gemäss, 
»mit der Unparteilichkeit und Festigkeit zu urteilen, 
»welche einem redlichen und freien Manne geziemen.« 

Jeder Geschworne wird durch den Präsidenten 
bei seinem Namen aufgerufen, und antwortet mit er- 
hobener Hand : »Ich schwöre es, ohne alle Gefährde^ 
so wahr mir Gott helfe.« 

Die Wiedertäufer antworten : »Ich verspreche es. « * 
^Vergl. Art 49 B. V. 

Art. 397. Verweigert ein Geschworner den Eid^ 
so wird er mittels einer neuen, nach Vorschrift de& 
Art. 394 vorgenommenen Auslosung ersetzt. 

Der wegen Eidverweigerung ersetzte Geschworne 

11 
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wird durch das Richterkollegium in eine Busse von 
fünfundsiebenzig Franken verurteilt und ausserdem 
gleich einem widerspenstigen Zeugen behandelt. (Art. 
17 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation), 
waw^dei^vor- Art. 398. Nach der Beeidigung sämtlicher Ge- 
schwomen ladet sie der Präsident des Assisenge- 
richtes zur Erwählung ihres Vorstehers ein. Diese 
Wahl geht im geheimen Skrutinium durch einfache 
Stimmenmehrheit vor sich. Der Präsident eröffnet 
die Stimmzettel und verkündet den Namen des Vor- 
stehers. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

Nur dann, wenn der so gewählte Vorsteher nicht 
als Geschwomer sitzen kann, wird zu einer neuen 
Wahl geschritten. 

Art. 399. Nach Beobachtung der in diesem Ka- 
pitel vorgeschriebenen Förmlichkeiten befiehlt der Prä- 
sident den Angeklagten, sich zurückzuziehen. 

KAPITEL IL 

Von den Verhandlungen vor den Geschwornen 

und von dem Urteil. 

Art. 400. Der Präsident bestimmt die Reihen- 
folge, in welcher die Geschäfte behandelt werden 
sollen ; er beginnt womöglich mit denjenigen, für 
welche ein Geschwornengericht auf besondere Weise 
gebildet worden ist. 
Sitz der Art. 401. Die zwölf Geschwornen nehmen dem 

Geschwornen. 

Platze des Angeklagten gegenüber Sitze ein, wo sie 
von den Parteien, dem Publikum und den Zeugen 
getrennt sind. 

^dS^An^e-*^ Art. 402. Der Präsident lässt den Angeklagten 

klagten, hereinführen und fragt ihn nach Namen, Vornamen, 
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Alter, Gewerbe, Geburts-, Heimat- und Wohnort; 
dann ruft er die Civilpartei und die für die Civilfol- 
gen verantwortliche Partei auf. 

Art. 403. Bleibt ein Angeklagter aus, so wird ^^befcw?^^' 
sofort ein Vorführungsbefehl gegen ihn erlassen, 
wenn aus den Akten hervorgeht, dass er gehörig 
vorgeladen worden ist. Kann er nicht sogleich vor- 
geführt werden, so wird in der Verhandlung fortge- 
fahren. 

Ist der Angeklagte nicht regelmässig vorgeladen au7e?it^fou 
worden, so wird die Sache auf eine andere Sitzung ff®°^® ®**^- 
verschoben. 

Das Ausbleiben der Civilpartei oder der für die 
Civilfolgen verantwortlichen Partei kann nur dann 
eine Verschiebung der Sache zur Folge haben, wenn 
das Ausbleiben genügend entschuldigt wird. 

Art. 404. Alle Vorfragen über Untersuch ungs- Vorfragen, 
handlungen oder über die Fähigkeit der Civilpartei, 
vor Gericht zu erscheinen, werden zuerst verhandelt 
und durch ein einziges Erkenntnis entschieden. 

Art. 405. Nur die nach dem Ueberweisungsbe- 
schluss und nach der Versetzung in Anklagezustand 
vorgenommenen Handlungen können vor den Assisen 
angefochten werden. 

Gerichtsablehnende Einreden dürfen nicht vor- 
gebracht werden. 

Die Kriminalkammer kami jedoch von Amtes wegen 
und trotz erfolgtem Ueberweisungsbeschluss ihre örtli- 
che Kompetenz (Art. I2) prüfen und wenn sie dieselbe 
verneint, den durch Wahrspruch der Geschwomen schul- 
dig erklärten Angeklagten straffrei erklären. M. IL 23. 303. 

Art. 406. Ist keine Vorfrage aufgeworfen worden, 
.so wird fortgefahren und für die Staatsanwaltschaft 
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wie für die Parteien erlöscht von diesem Augenblick 
an das Recht, später, sei es selbst im Kassationsver- 
fahren, Unregelmässigkeiten geltend zu machen, wel- 
che vor der Eröffnung der Verhandlungen vor den 
Assisen vorgefallen sind. 

Art. 407. Wird das Gesuch zu Recht erkannt, 
so sind die nichtig erklärten Handlungen sofort zu 
wiederholen ; ist dies unmöglich, so wird die Sache 
auf eine spätere Sitzung verschoben. 

Wird das Gesuch verworfen, so wird fortgefah- 
ren. Dies tut jedoch dem Rechte der Parteien kei- 
nen Eintrag, die Kassation dieses Entscheides zu- 
gleich mit derjenigen des Urteiles in der Hauptsache 
anzubegehren. 

Art. 408. Jedes Erkenntnis, durch welches die 
Civilpartei wegen Unfähigkeit vor Gericht zu erschei- 
nen, von der Verhandlung ausgeschlossen wird, ist 
endgültig. Die Civilpartei kann ihre Klage nur noch 
vor den Civilgerichten verfolgen, es sei denn, dass 
die Sache auf eine spätere Sitzung verschoben wor- 
den sei. 

Wird das gegen die Civilpartei gerichtete Ge- 
such verworfen, so kann jede beteiligte Partei ! ie- 
gegen, zu gleicher Zeit wie gegen das Erkenntnis in 
der Hauptsache, die Kassation ergreifen. 

Verhandlung Art. 409. Nach Beobachtung der in den vorher- 

In der Haupt- , ^ ^ 

Sache, gehenden Artikeln vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
lässt der Präsident den Geschwomen die Beweis- 
stücke vor Augen legen und spricht die Eröffnung 
der Verhandlungen aus. 

Art. 410. Haben dieselben einmal begonnen, so 
müssen sie ohne Unterbrechung und ohne die ge- 
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ringste Mitteilung nach aussen bis nach erfolgtem 
Wahrspruch der Geschwomen fortgesetzt werden. 
Der Präsident kann sie nur während der zur Erho- 
lung der Richter, der Geschwomen, der Zeugen und 
der Angeklagten nötigen Zwischenpausen aussetzen. 
Ein »beim Beginn der Verhandlung« gestellter An- 
trag der Staatsanwaltschaft um Verschiebung zwecks 
Beibringung neuer Beweismittel wird abgewiesen. M. I. 71. 

Art. 411, Er lässt zuerst durch den Gerichts- ^^^^^^f.**» 
Schreiber den Beschluss der Anklagekammer, welcher '""P^^^^^^^^J^* 
die Ueberweisung an die Assisen enthält, und dann ^^^^^e^^^^^- 
die Anklageakte verlesen. 

Art. 412. Nach der Verlesung lässt der Präsi- ^^'f^°«„.***' 
dent durch den Gerichtsschreiber die auf das Ver- 
langen der Staatsanwaltschaft, der Civilpartei oder 
des Angeklagten und der für die Civilfolgen verant- 
wortlichen Partei abzuhörenden Zeugen und Sach- 
verständigen abrufen. Die Zeugenliste ist in der 
Sitzung durch die Namen der neu entdeckten, und 
von der einen oder andern Partei aufgeführten oder 
freiwillig erschienenen Zeugen zu vervollständigen. 

Art. 413. Der Präsident befiehlt den Zeugen, 
sich in das für sie bestimmte Zimmer zurückzuzie- 
hen. Sie dürfen dasselbe nur verlassen, um Zeugnis 
abzulegen, und der Präsident soll Vorsichtsmassre- 
geln ergreifen, um nötigenfalls Verabredungen der- 
selben über das Verbrechen und den Angeklagten 
vor ihrer Abhörung zu verhindern. 

Art. 414. Dem Präsidenten steht das Recht zu, Rechte des 

Präsidenten. 

aus eigener Machtvollkommenheit jede ihm zur Ent- 
deckung der Wahrheit zweckmässig scheinende ge- 
setzliche Massregel anzuordnen, und das Gesetz for- 
dert ihn bei seiner Ehre und seinem Gewissen auf, 
alles zu ihrer Enthüllung aufzubieten. 
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Art. 415. Er kann während des Laufes der Ver- 
handlungen jede Person, sogar durch einen Vorfüh- 
rungsbefehl, zum Zeugnis aufrufen oder jedes neue 
Beweismittel beibringen lassen, welches ihm nach 
den während der Verhandlungen durch den Ange- 
klagten oder durch die Zeugen gewonnenen Auf- 
schlüssen Licht auf eine zweifelhafte Tatsache zu 
werfen scheint. 

Art. 416. Sind mehrere Angeklagte in einer 
Sache, so bezeichnet der Präsident denjenigen, über 
welchen zuerst verhandelt werden soll. Er beginnt 
mit dem Hauptangeklagten, wenn ein solcher da ist. 
Abhörungen. ^rt. 417. In Betreff der Abhörung der Ange- 

klagten, Zeugen, Anzeiger und Kläger kommen die 
Vorschriften der Art. 321 ff. dieses Gesetzbuches in 
Anwendung, jedoch unter Vorbehalt der in den zwei 
folgenden Artikeln enthaltenen Bestimmungen. 

Art. 418. Die Geschwornen haben das Rechte 
Fragen an den Aussagenden zu richten. 

Art. 419. Die Abhörungen werden nicht zu Pro- 
tokoll genommen. 

Der Präsident der Assisen lässt jedoch durch 
den Gerichtsschreiber die wesentlichsten Abweich- 
ungen eines Zeugen von seinen früher in den Ver- 
handlungen oder in der Voruntersuchung gemachten 
Aussagen aufschreiben. 

Die Staatsanwaltschaft, der Angeklagte und die 
Civilpartei können vom Präsidenten verlangen, dass 
er diese Abweichungen aufschreiben lasse. 

Art. 420. Ferner kommen die Art. 332 bis 339 
dieses Gesetzbuches zur Anwendung. 

^°s'chiedfne7'' Art. 421. Die ausser den geschriebenen Zeugen- 
Aktenstücke. aussagcu vorhandcncu Protokolle und Anzeigen über 
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den Tatbestand der strafbaren Handlung und son- 
stigen Akten werden in der Sitzung vorgelesen. 
Ebenso werden die Aussagen der Zeugen verlesen, 
welche nicht haben erscheinen können, und nach 
Vorschrift des Art. 199 abgehört worden sind. 

Art. 422. Alle Zwischenfragen, welche im Laufe ^2^^^^®'"' 
der Verhandlungen aufgeworfen werden können, wer- 
den von dem Richterkollegium in der Sitzung ent- 
schieden, nachdem die beteiligten Parteien darüber 
gehört worden sind. 

Art. 423. Geht aus den Verhandlungen hervor, Verschiebung:, 
dass wahrscheinlich eine andere Person, als der An- 
geklagte, die strafbare Handlung begangen hat, oder 
dass der Angeklagte Mitschuldige hat, welche bisher 
nicht in den Prozess verwickelt worden sind, so kann 
das Richterkollegium auf den Antrag des Angeklag- 
ten, der Staatsanwaltschaft, sowie von Amtes wegen 
die Verschiebung des Urteils anordnen. In diesem 
Falle überweisst es die Sache dem zuständigen Un- 
tersuchungsrichter, und teilt demselben die über das 
Verbrechen wie über den wahrscheinlichen Täter ge- 
wonnenen Mutmassungen mit. 

1. Dieser Artikel kann per analogiam auch in poli- 
zeilichen und korrektionellen Fällen angewendet werden. 
M. IX. 363. 

2. Die analoge Anwendung dieses Artikels im kor- 
rektioneilen Verfahren ist gestattet. Z. XXXDC. 84. 

Art. 424, Sind alle Zeugen einvernommen, und vortrage, 
wird keine weitere Massnahme mehr verlangt, so 
werden die Civilpartei oder ihr Anwalt und die Staats- 
anwaltschaft gehört, um die Anklage zu unterstützen. 
Der Staatsanwaltschaft bleibt jedoch das Recht vor- 
behalten, neue Anträge zu stellen. 
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Der Angeklagte und sein Anwalt, sowie die für 
die Civilfolgen verantwortliche Partei können ihnen 
antworten. 

Die Civilpartei und die Staatsanwaltschaft dürfen 
replizieren ; dem Angeklagten oder seinem Anwalt 
kommt aber stets das letzte Wort zu. 

1. Die Staatsanwaltschaft ist verpflichtet, sich im 
Assisenverfahren bei der Haupt Verhandlung zu beteiligen. 
Ihr Ausbleiben bildet aber keinen Kassationsgrund. M. 
XIII. 6. 

2. Die Abweisung eines Begehrens um weitere Mass- 
nahmen (psychiatrische Expertise) bildet noch nicht ohne 
weiteres einen Kassationsgrund. M. XIII. 129. 

3. Betr. weitere Massnahmen vergl. ferner Anmerkun- 
gen zu Art. 336. 

ve^rhandfungen ^^' *25. Der Präsident spricht sodann den 
Schluss der Verhandlungen aus. 

Art. 426. Dem Präsidenten ist jedes Resume 
über die Verhandlungen untersagt. Er soll sich da- 
rauf beschränken, den Geschwornen ihre Obliegen- 
heiten ins Gedächtnis zu rufen und die Fragen nach 
Vorschrift der folgenden Artikel zu stellen. 

Die Unterlassung, den Geschwornen ihre Obliegen- 
heiten ins Gedächtnis zu rufen, ist jedenfalls dann kein 
Kassationsgrund gemäss Art. 479 Ziffer 3, wenn die näm- 
lichen Geschwornen in derselben Session bereits über 
andere Fälle entschieden haben, wobei jene Förmlich- 
keit erfüllt worden ist. M. IX. 160. 

Fragen an die Art. 427. Die aus der Anklageakte hervorgehende 

Geschwornen. tt/« - 1 •» n 

Hauptfrage wird also gestellt : 

»Ist der Angeklagte schuldig, die oder jene straf- 
»bare Handlung unter den oder jenen Umständen, 
»wie sie die Anklageakte anführt, verübt zu haben?« 

I. Ein Angeklagter kann der Anstiftung zu einem 
Delikt schuldig erklärt werden, obschon niemand der 
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Begehung dieses Deliktes selber schuldig erklärt wird. 
M. XL 329. 

2. Die Auflösung des Delikts in seine gesetzlichen 
Tatbestandsmerkmale ist nicht unbedingt erforderlich; 
die strafbare Handlung ist in der Frage so zu um- 
schreiben, wie es in der Anklageakte geschehen ist. Z. 
XXXV. 150. 

3. Der Angeklagte hat ein Recht darauf, dass alle 
gesetzlichen Tatbestandsmerkmale einer strafbaren Hand- 
lung in die Fragestellung aufgenommen werden. Kassa- 
tion wegen Missachtung dieses Rechtes. Z. XLI. 223. 

Art. 428. Ergibt sich aus den Verhandlungen, 
dass erschwerende Umstände, von welchen die An- 
klageakte nichts enthält, vorhanden sind, so fügt der 
Präsident folgende Frage bei : 

»Hat der Angeklagte das Verbrechen unter den 
»oder jenen Umständen begangen?« 

1. Die Frage, ob sich der Angeklagte in dem in Art. 
210 Ziffer I St. G. vorgesehenen Rückfalle befinde, ist 
nicht den Geschwomen vorzulegen, sondern von der 
Kriminalkammer an Hand des Vorstrafenregisters zu 
prüfen. Z. XVIII. 123. 

2. Vergl. den aus M. IV. 97 zu Art. 432 zitierten Ent- 
scheid. 

Art. 429. Hat der Angeklagte eine vom Gesetz 
als Entschuldigungsgrund betrachtete Tatsache vor- 
gebracht, so stellt der Präsident die Frage folgen- 
dermassen ; 

»Ist diese Tatsache vorhanden?« 

Art. 430. Ist der Angeklagte weniger als 16 Jahre^ 
alt, so stellt der Präsident die Frage : 

»Hat der Angeklagte mit Unterscheidungskraft 
»gehandelt?« 

^ Vergl. § 89 des Armengesetzes vom 28. No- 
vember 1897. 
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Die Frage, ob ein Angeklagter mit Unterscheidungs- 
kraft gehandelt habe, ist von den Geschwomen zu be- 
urteilen. M. III. 273. 

Art. 431. Endlich stellt er folgende Frage: 
» Sind zu Gunsten der Angeklagten oder eines 
»derselben mildernde Umstände vorhanden?« 

Art. 432. Geht aus den Verhandlungen hervor, 
dass der Angeklagte vielleicht ein anderes, als das 
in der Anklageakte erwähnte Vergehen sich hat zu- 
schulden kommen lassen, so kann der Präsident auf 
Verlangen der Staatsanwaltschaft oder des Angeklag- 
ten, sowie von Amtes wegen neue Fragen stellen. 

1. Die weitem Fragen nach Art. 428 und 432 sind 
auch dann zu stellen, wenn die Umstände, durch die sie 
gerechtfertigt werden, schon aus den Voruntersuchungs- 
akten zur Zeit der Abfassung der Anklagsakte ersicht- 
lich gewesen wären. »Verhandlungen« bedeutet in die. 
sem Sinne keinen Gegensatz zum Stadium vor der Haupt- 
verhandlung. M. IV. 97. 

2. Der Entscheid über Zulassung oder Verweigerung 
neuer Fragen ist ein Zwischenentscheid im Sinne des 
Art. 479 Ziffer 2. Ein Kassationsgrund liegt aber nur 
vor, wenn durch die Verweigerung neuer Fragen wirk- 
liche Rechte des Angeklagten verletzt worden sind. M. 
III. 277. 

3. In der Abweisung eines Begehrens um Stellung 
weiterer Fragen durch die Kriminalkammer kann ein 
Kassationsgrund gemäss Art. 479 Ziffer 2 liegen. M. 
XIII. 129. 

4. Wenn der Angeklagte bloss wegen Verläumdung 
und Ehrverletzung überwiesen ist, so darf trotzdem auch 
die Frage nach Zuwiderhandlung gegen Art. 256 Ziffer 
4 in das Schema aufgenommen werden. Z. XXXX. 588. 

Art. 433. Die Staatsanwaltschaft und der Ange- 
klagte können die von dem Präsidenten gestellten 
Fragen ergänzen oder berichtigen lassen. Stimmt 
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der Präsident mit der Staatsanwaltschaft oder mit 
dem Angeklagten nicht überein, so entscheidet das 
Richterkollegium. 

Vergl. Anmerkungen zu Art. 432. 

Art. 434. Dann übergibt der Präsident den Ge- Jj^^^ltn dfe 
schwomen in der Person ihres Vorstehers die Fra- ®®"*^**^°'°®"' 
gen schriftlich. 

Er händigt ihnen gleichfalls die Prozessakten 
mit Ausnahme der geschriebenen Zeugenaussagen, 
Klagen und Anzeigen, sowie die Anklageakte ein. 

Er lässt den Angeklagten aus dem Sitzungslo- 
kal abtreten. 

1. Die Vorschrift, dass den Geschwornen die geschrie- 
benen Zeugenaussagen nicht ausgehändigt werden sollen, 
ist keine wesentliche Förmlichkeit und ihre Nichtbeach- 
tung daher kein Kassationsgrund nach Art. 479 Ziffer 3. 
M. II. 402. III. 277. Z. XVIII. 117. 

2. Die Mitgabe des Gesetzbuches in das Beratungs- 
zimmer der Geschwornen ist nicht verboten. Z. XXXV. 150. 

3. Die Unterlassung, den Angeklagten aus dem Sitz- 
ungslokal abtreten zu lassen, bildet keinen Kassations- 
grund gemäss Art. 479 Ziffer 3. M. IX. 160. 

Art. 435. Sind die Fragen gestellt und den Ge- 
schwornen eingehändigt, so ziehen sie sich in ihr 
Beratungszimmer zurück. 

Art. 436. Vor dem Beg^inn der Beratung: liesti^^^^^^tion der 

^ ^ ^ Geschwornen. 

der Vorsteher den Geschwornen folgende Instruktion 
ab, die überdies in grossen Buchstaben an dem be- 
merkbarsten Teile ihres Zimmers angeschrieben sein 
soll : 

»Das Gesetz verlangt von den Geschwornen 
»keine Rechenschaft über die Gründe ihrer Ueber- 
»zeugung ; es schreibt ihnen keine Regeln vor, nach 
»welchen sie einen Beweis für vollständig und hin- 
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»länglich annehmen sollen ; es schreibt ihnen nur 
»vor, ihr reines Gewissen bei ruhiger und gesammel- 
»ter Gemütsstimmung zu befragen, welchen Eindruck 
^>die für und gegen den Angeklagten erbrachten Be- 
»weise auf sie gemacht haben. Das Gesetz richtet 
»nur die einzige Frage, die alle ihre Pflichten um- 
» fasst, an die Gesch women : Habt ihr die in- 
»nige Ueberzeugung der Schuld des Ange- 
»klagten ?« 

Be^ratunl. ^rt. 437. Die Geschwornen dürfen ihr Zimmer 

erst nacli gegebenem Wahrspruche verlassen. 

Während ihrer Beratschlagung darf niemand, aus 
welchen Gründen es sein möge, zu ihnen gelassen 
werden, es sei denn mit Erlaubnis des Präsidenten. 

Der Präsident ist verpflichtet, die Ausgänge ihres 
Zimmers bewachen zu lassen. 

Das Richterkollegium kann einen zuwiderhan- 
delnden Geschwornen mit einer Busse von höchstens 
fünfundsiebenzig Franken belegen. Jeder andere, 
der die Ordnung stört, oder sich der Handhabung 
derselben widersetzt, kann mit Gefängnis von vier- 
undzwanzig Stunden bestraft werden. 

1. In der Nichtbeobachtung der Vorschriften des Art. 
437 kann ein Kassationsgrund gemäss Art. 479 Ziffer 3 
liegen. Ein Kassationsgrund liegt aber nicht vor, wenn 
die Geschwornen während der Beratung in den Sitz- 
ungssaal zurückgekehrt sind um vom Präsidenten Auf- 
schluss über die Fragestellung zu verlangen. M. XIII. 132. 

2. Verletzung einer wesentlichen Förmlichkeit und da- 
mit ein Kassationsgrund gemäss Art. 479 Ziffer 3 liegt 
nicht darin, dass ein Geschwomer das Beratungszimmer 
vor Beginn der Beratung unter Anzeige an den Vorste- 
her für einen Augenblick zur Befriedigung eines natür- 
lichen Bedürfnisses verlassen hat. Z. XVIII. 117. 

3. Der Assisenpräsident kann nach dem Beginn der 
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Beratungen einzelnen Geschwomen den Austritt aus dem 
Beratungszimmer zum Zwecke der Befriedigung eines 
natürlichen Bedürfnisses gestatten, ohne dass dadurch 
eine wesentliche Förmlichkeit verletzt, d. h. ein Kassa- 
tionsgrund geschaffen würde. M. VIII. io8. 

Art. 438. Der Vorsteher der Geschwomen liest ßt^tun^g. 
die gestellten Fragen, eine nach der andern, nach 
Vorschrift des Art. 427 ff. ab und lässt über jede 
Frage besonders beraten und offen abstimmen. Dies 
geschieht in der Reihenfolge, welche, der ihm zuge- 
stellte Akt (Art. 434) bestimmt. 

Art. 439. Die Geschwomen entscheiden durch 
Stimmenmehrheit. Bei gleich geteilten Stimmen gilt 
die dem Angeklagten günstigste Ansicht. 

Im verurteilenden Verdikt der Geschwomen braucht 
das Stimmenverhältnis nicht angegeben zu werden, ja 
es braucht nicht einmal bemerkt zu sein, dass die Ver- 
urteilung mit Mehrheit stattgefunden habe. M. IX. 160. 

Art. 440. Die Geschwomen kehren hierauf in wahrspruch. 
das Sitzungslokal zurück und nehmen ihre Plätze 
wieder ein. 

Der Angeklagte wird vorgeführt. 

Der Präsident fragt dann die Geschwomen, wel- 
ches das Ergebnis ihrer Beratung sei. 

Der Vorsteher der Geschwomen erhebt sich und 
spricht, die Hand aufs Herz gelegt: 

»Auf meine Ehre und mein Gewissen, vor Gott^ 
»und vor den Menschen, der Wahrspruch der Ge- 
»schwornen ist: Auf die erste Frage: ja oder nein; 
»auf die zweite Frage: ja oder nein u. s. f.« 
' Vergl. Art. 49 B. V. 

Art. 441. Der Wahrspmch der Geschwomen ^°^®J*!f''*** 
wird in ihrer Gegenwart von dem Vorsteher unter- 
zeichnet und dann dem Präsidenten eingehändigt. 
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Der Präsident unterzeichnet ihn nebst dem Ge- 
richtsschreiber. 

^des^urtciis*^ Art. 442. Sind in dem Fall der Schuldigerklä- 
rung die Richter einstimmig überzeugt, dass die Ge- 
schwornen trotz der Einhaltung aller Formen sich im 
Irrtum befinden, so erklärt das Richterkollegium die 
Weiterziehung des Urteils und verschiebt die Sache 
auf die nächste Sitzung, wo ein neues Geschwornen- 
gericht, in welchem keiner der ersten Geschwomen 
sitzen darf, dieselbe verhandelt. 

Niemand hat das Recht, auf diese Massregel an- 
zutragen ; nur das Richterkollegium kann sie von 
Amtes wegen und zwar unmittelbar nach der Eröff- 
nung des Wahrspruches der Geschwornen anordnen. 

Das Richterkollegium ist verpflichtet, unmittelbar 
nach dem Wahrspruch des zweiten Geschwomenge- 
richts das Urteil zu fällen, selbst wenn dieser mit 
dem ersten übereinstimmen sollte. 

Freisprechung. Art. 443. Wird der Angeklagte für nicht schul- 
dig erklärt, so verkündet der Präsident seine Frei- 
sprechung von der Anklage und befiehlt seine Frei- 
lassung, wenn er nicht wegen einer andern Sache 
in Haft zurückbehalten wird. 

Verurteilung. Art. 444. Wird der Angeklagte für schuldig er- 

klärt, so verlangt die Staatsanwaltschaft die Anwen- 
dung des Gesetzes. 

Die Civilpartei stellt ihre Anträge. 

Verteidigung Art. 445. Der Präsident fragi: den Ang^eklagten, 

desAngeklag- , . , . ,^ Tr. ^ . , 

ten nach dem ob Cr nichts ZU scmcr Verteidififunef vorzubringfen 

Wahrspruch. . . 

habe. Weder dieser noch sein Anwalt dürfen nun 
gegen den Tatbestand der Handlung und gegen die 
Täterschaft des Angeklagten noch irgend etwas vor- 
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bringen, sondern sie müssen sich auf die Erörterung 
beschränken, dass die Tat nicht verboten oder vom 
Gesetz nicht als Verbrechen bezeichnet sei, oder dass 
sie nicht die von der Staatsanwaltschaft beantragte 
Strafe verdiene, oder dass sie keine Entschädigung für 
die Civilpartei oder endlich nicht eine so grosse, als 
die von der letztern beantragte Summe nach sich ziehe. 

Art. 446. Das Richterkollegium spricht die Be- 
freiung des Angeklagten von der Strafe aus, wenn 
die von ihm begangene Tat durch kein Strafgesetz 
verboten ist. 

Art. 447. Ist die Tat verboten, so spricht das 
Richterkollegium die von dem Gesetze bestimmte 
Strafe aus, selbst in dem Falle, wo sie nach dem 
Wahrspruche der Geschwornen nicht mehr in die 
Zuständigkeit der Assisen fallen würde. 

1. Das Richterkollegium kann auch bestimmen, dass 
in der ausgesprochenen Strafe auch der noch nicht 
verbüsste Rest einer früher von einem korrektionellen 
Gericht wegen eines andern Deliktes ausgefällten Strafe 
enthalten sein soll. M. I. 468. 

2. Vergl. Art. 432 und Anmerkungen dazu. 

Art. 448. Ueberdies kommen hier die Bestim- 
mungen der Art. 343, 365 bis 368 des gegenwärtigen 
Gesetzbuches zur Anwendung. 

Viertes Buch. 

Von den Rechtsmitteln. 

Titel I. 
Von der Appellation. 

Art. 449. Der AnP:eschuldie:te und die Staats-App«"^**^" ^«*= 
^^ . ^ a) Polizei- 

anwaltschaft können gegen jedes Urteil des Polizei- urteilen. 

richters appellieren, wenn das Maximum der durch 
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das Gesetz angedrohten Strafe fünfzig Franken Busse 
oder acht Tage Gefangenschaft übersteigt. 

1. Wenn die Appellabilität eines Urteils von keiner 
Partei bestritten wird, so wird sie als gegeben angenom- 
men (auch bei tatsächlich nicht appellabeln Urteilen!). 
Appellation und Nichtigkeitsklage können zugleich er- 
klärt werden. M. II. 267. 

2. Die Appellation schliesst die Nichtigkeitsklage in 
sich. M. III. 355. 

3. Appellation und Nichtigkeitsklage können nicht 
kumuliert werden. (Forumsverschluss von Amtes wegen). 
M. XI. 54. 

4. Kumulation von Appellation und Wiedereinsetzungs- 
begehren ist nicht möglich. Z. XXXIX. 582. Gegentei- 
lige Ansicht Z. XXXX. 576. 

5. Die Appellation kann nur gegen »kontradiktorische 
Urteile, <f nicht auch gegen Verfügungen des Richters 
von Amtes wegen ergriffen werden. M. XI. 48. 

6. Gegen das Urteil über ein Wiedereinsetzungsbe- 
gehren kann nicht appelliert werden. M. V. 331. 358. 

7. Die Staatsanwaltschaft kann gegen ein Urteil ap- 
pellieren, obschon es im ganzen Umfang den Anträgen 
des Vertreters der Staatsanwaltschaft in erster Instanz 
entspricht. Der Antrag der Staatsanwaltschaft auf Frei- 
sprechung in oberer Instanz bedeutet kein Fallenlassen 
der vom Bezirksprokurator erklärten Appellation. Z. 
XLI. 331. 

8. Geht die Anzeige auf Verleumdung und Ehrver- 
letzung, das Urteil aber bloss auf Beleidigung nach Art. 
256 Ziffer 4, so ist die Appellabilität gegeben. M. IV. 124. 

9. Nicht die in der Straf klage enthaltene Bezeichnung 
des eingeklagten Delikts (Verleumdung), sondern die 
Qualifikation der Handlung durch den erstinstanzlichen 
Richter (Beleidigung nach Art. 256 Ziffer 4 St. G.) ist 
für die Frage der Appellabilität massgebend. M. V. 417. 

IG. Für die Frage der Appellabilität ist einzig mass- 
gebend der tatsächliche Inhalt der Anklage; dagegen 
ist unerheblich die Bezeichnung des eingeklagten Delikts 
in der Strafanzeige. M. X. 64. 
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II. Für die Frage der Appellabilität ist nicht die in 
der Strafanzeige vorgenommene rechtliche Würdigung 
des eingeklagten Tatbestandes massgebend, sondern die 
rechtliche Beurteilung des Tatbestandes durch die Poli- 
zeikammer selbst. Z. XXXVI. 485. 

12 Kommen gleichzeitig mehrere mit Busse bedroh- 
te Handlungen desselben Angeschuldigten zur Beurtei- 
lung, so können für die Frage der Appellabilität die 
Bussen zusammengerechnet werden. M. I. 426. 

13. Für die Frage der Appellabilität kommen in den 
Fällen, wo es sich um Rückfall handelt, die für den Rück- 
fall angedrohten hohem Strafen in Betracht. M. VIII. 344. 

14. Die in Art. 256 St. G. aufgeführten Polizeiübertre- 
tungen sind im Rückfall appellabel, da gemäss Art. 257 
Abs. I in Verbindung niit Art. 62 und 63 des St. G. das 
Maximum der gesetzlich angedrohten Strafe 60 Fr. be- 
trägt. Z. XLI. 328. 

Art. 450. Jedes Urteil des korrektioneilen Ge- ''J.*'^"!?*^^- 

•J nellen Urteilen. 

richts kann von dem Angeschuldigten und der Staats- 
anwaltschaft vor die Polizeikammer gezogen werden, 
wenn das Maximum der gesetzlichen Strafe zweihun- 
dert Franken Busse oder dreissig Tage Gefängnis 
übersteigt. 

Art. 451. Von jedem Urteil des Polizeirichters 
oder des korrektionellen Gerichts kann gleichfalls 
appelliert werden, wenn das Gesetz eine andere Strafe 
als Busse oder Gefangenschaft androht. 

In denjenigen Straffällen, welche nach der Ge- 
richtssatzung mit Busse und Leistungsstrafen bedroht 
sind, bestimmt sich die Appellabilität nach der Sum- 
me, welche der Verurteilte im Falle des Loskaufs 
der Leistung an Busse und Loskaufssumme zu be- 
zahlen hätte. 

1. Art. 451 Alinea 2 ist obsolet. Vergl. E. G. zum 
St. G. Art. 27 Ziffer i. 

2. Ist neben einer inappellablen Hauptstrafe eine Ne- 

12 
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benstrafe angedroht (Einstellung im Recht, zu fischen), 
so ist die Appellabilität gegeben. M. IV. 406. 

3. Eine »andere Strafe« kann auch eine neben Ge- 
fängnis oder Busse angedrohte Nebenstrafe (in casu 
Konfiskation) sein. M. V. 438. 

4. »Eine andere Strafe« kann auch eine Nebenstrafe 
(Schliessung der Wirtschaft wegen Uebertretung des 
Wirtschaftsgesetzes) sein. M. VIII. 344. 

5. Eine »andere Strafe« ist auch die gesetzliche Vor- 
schrift, dass der Verurteilte für die gegen einen andern 
ausgesprochene Busse im Falle von dessen Insolvenz 
hafte. (§ 37 des Niederlassungsgesetzes vom 17. Mai 
1869). M. V. 71. 

6. Verurteilung zur Nachzahlung einer Patentgebühr 
ist keine Strafe. M. VII. 215. 

7. Die gesetzlich vorgeschriebene Verurteilung zur 
Nachzahlung einer Bewilligungsgebühr (Wirtschaftsgesetz) 
hat nicht den Charakter einer Strafe und kann daher 
die Appellabilität eines sonst nicht appellabeln Urteils 
nicht begründen. M. V. 177. 

8. Die Verfügung, dass eine (Tanz-) gebühr nachbe- 
zahlt werden müsse, ist keine Strafe, kann also die Ap- 
pellabilität eines Urteils nicht begründen. IM. XI. 150. 

^staate^^au-' '^^' ^^^' ^^^ Angeschuldigteii, der Staatsan- 
^""civü^artei^^'^^'*^^^^^*' ^^^ Civüpartei und der für die Civilfolgen 
verantwortlichen Partei bezüglich ihrer Civilinteressen, 
steht die Appellation gegen jedes Urteil des Polizei- 
richters und des korrektionellen Gerichtes zu, wenn 
die durch den Angeschuldigten von dem Staate, oder 
die durch die Civilpartei von jenem als Entschädi- 
gung geforderte Summe unbestimmt ist, oder nach 
den Vorschritten des Civilprozesses die Kompetenz 
der Behörde übersteigt, deren Urteil angefochten 
wird. ^ 

^ Vergl. Kreisschreiben der Polizeikammer vom 
3. August 1859 betreffend die Appellabilität des Civil- 
punktes bei Strafurteil. 
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1. Dieser Artikel gilt auch für die Appellation über 
Vorfragen, die sich für die Civilpartei nach der Appella-' 
hilUät des Civilpunktes in der Hauptsache richtet. Ver- 
gleiche Art. 318. M. XL 55. 

2. Die Einschränkung, dass die Civilpartei nur bezüg- 
lich ihrer Civilinteressen appellieren könne, trifft für die 
Appellation gegen Incidentalurteile nicht zu (vergl. Art. 

318). M. xm. 354. 

3. Art. 452 gilt bloss dann, wenn nur betreffend die 
Civilinteressen appelliert wird. Ist aber die Appellation 
gegen das ganze Urteil erklärt und ist dieses im Straf- 
punkt appellabel, so ist der Civilpunkt zu überprüfen, 
obschon er für sich allein nach Art. 452 nicht appellabel 
wäre. M. IV. 154. 

4. Ob der Civilpartei das Forum wegen Inappellabili- 
tät des Civilpunktes zu verschliessen wäre, wird nicht 
geprüft, sondern die Appellation gestattet, wenn kein 
gegenteiliger Parteiantrag vorliegt. M. III. 357. 

5. Eine Quittung der Civilpartei über die ihr erstin- 
stanzlich zugesprochene Entschädigung bedeutet keinen 
Verzicht auf ihr Appellationsrecht. M. IV. 156. 

6. Da die Schuldigerklärung bei Verläumdung und 
Ehrverletzung eine Genugtuung für die verletzte Partei 
ist, so kann die Civilpartei appellieren auch wenn die 
von ihr geforderte Entschädigung die Kompetenz des 
erstinstanzlichen Gerichts nicht überstieg. M. I. 471. 
III. 357. V. 195. 

7. Obschon die Verurteilung des Angeschuldigten bei 
Ehrverletzungen als Civilinteresse der Civilpartei s^ilt, 
kann diese doch in oberer Instanz nicht Erhöhung der 
Strafe verlangen. M. V. 243. 

8. Auch bei Ehrverletzungen kann die Civilpartei nur 
hinsichtlich des Entschädigungspunktes appellieren. Die 
Verurteilung des Angeschuldigten im Strafpunkt ist kein 
Civilinteresse der Civilpartei, das für sie die Appellabili- 
tät des Urteils begründen könnte. M. V. 415. 

9. Hat gegen ein freisprechendes Urteil nur die Civil- 
partei appelliert, so wird auf deren Antrag, es sei der 
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Angeschuldigte einer bestimmten strafbaren Handlung 
schuldig zu erklären, nicht eingetreten, obschon aller- 
dings geprüft werden muss, ob der Tatbestand der straf- 
liaren Handlung vorliege, sofern davon die Widerrecht- 
lichkeit der eingeklagten Handlung abhängt. M. IX. 29. 
37. (Erwägung 2). 

IG. Die Appellabilität ist gegeben, wenn die gefor- 
derte Summe die ordentliche Civilkompetenz der ersten 
Instanz übersteigt (nicht z. B. die Kompetenz bis zu 
400 Fr. des Einzelrichters im Wechselprozess). M. III. 45. 

11. Die Civilpartei kann nicht eine »die Civilkompe- 
tenz des korrektionellen Gerichts übersteigende Entschä- 
digung« fordern, wenn der Umfang ihres allfälligen 
Schadens diese Kompetenz nicht überschreitet. M. II. 124. 

12. Die Appellabilität des Civilpunktes ist gegeben, 
wenn die Civilpartei die von ihr geforderte Entschädi- 
gungssumme unbestimmt gelassen hat, besonders wenn 
der verursachte Schaden von den Experten auf 600 Fr. 
geschätzt worden ist. M. III. 46. 

13. Die Appellabilität des Civilpunktes ist nicht schon 
gegeben, wenn die geforderte Summe von der Civilpar- 
tei unbestimmt gelassen wurde, sondern nur, wenn sie 
unbestimmbar war. Vergl femer die Anmerkungen zu 
Art. 342. M. XI. 55. 

14. Der Civilpunkt ist nicht immer appellabel, wenn 
die Civilforderung unbestimmt gelassen wurde, sondern 
nur, wenn sie unbestimmbar war. Unterlässt es daher die 
Civilpartei, in Fällen, wo es der Natur der Klage nach 
möglich wäre, den Betrag ihrer Forderung zu fixieren, 
so nimmt die Polizeikammer von sich aus eine vorläu- 
fige Schätzung des erwachsenen Schadens vor und be- 
stimmt danach die Appellabilität. Dagegen kann die 
Unterlassung der Civilpartei, gemäss Art. 342 Alinea 2 
ein Entschädigungsverzeichnis einzureichen, an sich kei- 
nen Forumsverschluss zur Folge haben, wenn die Civil- 
forderung auf andq^e Weise (z. B. durch Erklärung zu 
Protokoll) in einem appellabeln Betrag fixiert wurde. 
Z. XLII. 103. 
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15. Eine Zusammenrechnung der für mehrere von ein- 
ander unabhängige Delikte geforderten Entschädigungen 
ündet für die Entscheidung der Frage der Appellabilität 
des Civilpunktes nicht statt. Z. XXXVII. 431. 478. 
XXXIX. 95. XLI. 392. 

16. Gegen einen Entscheid des erstinstanzlichen Rich- 
ters, durch welchen die öffentliche Klage als verjährt 
erklärt wird, steht der Civilpartei ein Appellationsrecht 
nicht zu. Z. XXXV. 157. XLI. 103. 

17. Auch wenn dem verurteilten Angeschuldigten hin- 
sichtlich des Strafpunktes das Forum verschlossen wird, 
muss doch über sein Entschädigungsbegehren geurteilt 
werden, wenn dieses an sich appellabel ist. M. X. 64. 

18. In nicht appellabeln Straffällen kann der verurteilte 
Angeschuldigte nicht mit Rücksicht auf seine dem Staate 
gegenüber gestellte Entschädigungsforderung die Appel- 
lation erklären, da nach Art. 343 Alinea 2 nur im Falle 
der Nichtschuld über das Entschädigungsbegehren zu ur- 
teilen ist In diesem Sinne ist das Entschädigungsbe- 
gehren immer ein eventuelles, d. h. bloss für den Fall 
der Freisprechung gestellt. Z. XXXJX. 97. 

19. Die Zusprechung einer Entschädigung an den 
Angeschuldigten, der in erster Instanz ohne solche frei- 
gesprochen worden war und auch keine Entschädigung 
verlangt hatte, ist unzulässig. , M. I. 368. 

20. Voraussetzung der Appellation über die Entschä- 
digimgsfrage ist, dass bereits in erster Instanz ein Ent- 
schädigungsbegehren gestellt worden sei. Forumsver- 
schluss von Amtes wegen, wenn dies nicht der Fall ist. 
Z. XXXX. 404. 

21. Hat der Angeschuldigte schlechtweg » eine Ent- 
schädigung« verlangt, so kann er gegen das dieses Be- 
gehren abweisende Urteil appellieren. Z. XXXVII. 579. 

22. Auch der Anzeiger kann appellieren gegen die 
Haftbarmachung für die dem freigesprochenen Ange- 
schuldigten vom Staat bezahlten Entschädigungen gemäss 
Art. 367 Alinea 2, obschon er nicht Prozesspartei ist. 
Z. XXXVII. 139. 
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^e?kiä?an°'" ^^' ^^^' ^^^ Appellation muss, wo nicht etwas 

anderes vorgeschrieben ist, innerhalb der Notfrist 
von zehn Tagen, von der Eröffnung oder Mitteilung 
des Urteils an zu rechnen, bei dem Richter oder dem 
Präsidenten des korrektionellen Gerichtes, welches 
das Urteil gefällt hat, von der beteiligten Partei selbst 
oder von einem Bevollmächtigten erklärt werden. 

1. Eine vor der Urteilseröffnung abgegebene Appella- 
tionserklärung ist unwirksam. Z. XXXVI. 564. 

2. In der sofort nach der Urteilseröffnung abgegebe- 
nen Erklärung des Verurteilten »das nehme ich nicht 
an,« liegt eine gültige Appellationserklärung. (App.- und 
Kass.-Hof). M. VIII. 381. 

3. Die Erklärung der Appellation kann auch gültig 
durch Eintragung in die Akten und nachherige Einreich- 
ung der letztem beim Richter geschehen. Z. XXXV. 161. 

4. Eine an den Appellations- und Kassationshof ge- 
richtete Appellationserklärung ist wirkungslos, auch wenn 
sie nachträglich, d. h. nach Ablauf der zehntägigen Ap- 
pellationsfrist in die Hände des erstinstanzlichen Rich- 
ters gelangt. M. XI. 53. 

5. Hat ein Anwalt die Appellation nicht im direkten 
Auftrag des minderjährigen Verurteilten, sondern im Auf- 
trag von dessen Vormund erklärt, so ist die Erklärung 
unwirksam. M. XII. 208. 

6. Bei Kontumacialurteilen läuft die Appellationsfrist 
ebenfalls von der Urteilsmitteilung, nicht etwa von der 
Erledigung eines allfälligen Wiedereinsetzungsbegehrens 
an. Z. XXXX. 576. 

7. Wenn dem Staatsanwalt, wie in der Praxis üblich, 
entgegen der Vorschrift des Art. 369 nicht ein Urteils- 
auszug zugefertigt wird, sondern bloss die Akten mit 
dem Urteil zugestellt werden, so läuft für ihn die Ap- 
pellationsfrist erst von dieser Aktenzustellung an, selbst 
wenn diese 31 Tage nach Ausfällung des Urteils erfolgte. 
Man kann auch annehmen, für die Staatsanwaltschaft 
laufe die Appellationsfrist erst von dem Moment an, wo 
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die Akten an den Generalprokurator (!) gelangen, resp. 
von dessen Erklärung an, er halte die Appellation auf- 
recht. M. IL 82. 

8. Für die Staatsanwaltschaft, wenn sie in der erst- 
instanzlichen Verhandlung nicht vertreten war, beginnt 
die Appellationsfrist mit der Zustellung des Urteilsaus- 
zuges gemäss Art. 369. M. XIII. 10. 

9. Alle nach dem 18. Tage nach der Urteilsfällung 
erklärten Appellationen der Staatsanwaltschaft sind als 
verspätet anzusehen. (Vefgl. M. XIII. 13). Z. XXXVI. 
563. 

IG. Die Appellation der Staatsanwaltschaft kann aller- 
dings in die Akten eingetragen werden, ihr Eingang 
innerhalb der Appellationsfrist muss aber vom Richter 
bescheinigt sein, ansonst eine wirksame Appellation nicht 
vorliegt. Z. XXXVII. 183. 

11. In analoger Anwendung des § 73 C. P. zählt bei 
der Berechnung der zehntägigen Appellationsfrist der 
Tag, an dem das Urteil gefällt wurde, nicht mit und 
läuft die Frist am zehnten Tage abends um 6 Uhr aus. 
Bei brieflicher Appellationserklärung ist nicht der Zeit- 
punkt der Aufgabe zur Post, sondern der Moment des 
Einlangens bei der Amtsstelle massgebend. Die Appel- 
lationserklärung braucht nicht gestempelt zu sein und 
kann auf jedem Wege, z. B. auch telegraphisch erfolgen. 
Ob eine gültige, insbesondere rechtzeitige Appellations- 
erklärung vorliege, ist von Amtes wegen zu prüfen. M. 
IX. 331- 

12. Bei der Berechnung der Appellationsfrist ist § 73 
C. P. analog anzuwenden. Die Appellationserklärung 
muss innert der Notfrist beim Richter einlangen. Z. 
XXXVII. 185. 

13. Wenn gegen die mangelnde Vertretungsbefugnis 
eines angeblichen gesetzlichen Vertreters der Civilpartei 
in der Verhandlung vor der ersten Instanz nichts einge- 
wendet wurde, so kann vor Polizeikammer auch die 
Appellationserklärung dieses Vertreters nicht mehr als 
ungültig angefochten werden. M. III. 389. IV. 158. 
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14. Forums verschluss von Amtes wegen weil die Ap- 
pellationserklärung nicht gestempelt war und ausserdem 
keine Vollmacht des betreifenden Anwalts (der in erster 
Instanz nicht aufgetreten war) beilag. M. III. 45. Vergl. 
Ziifer 11 oben. 

15. Hat der die Appellation erklärende Anwalt keine 
Vollmacht zu den Akten gegeben und hat er nicht schon 
als Bevollmächtigter gehandelt, so wird Vollmacht nicht 
vermutet und die Appellation ist nicht gültig erklärt. 
Z. XXXVI. 567. 

16. Eine mündliche Appellationserklärung, die vom 
Aktuar verbalisiert und als besonderes Schriftstück den 
Akten beigefügt wird, braucht nicht gestempelt zu sein. 
M. IV. 156. 

17. Die Appellationserklärung braucht nicht gestem- 
pelt zu sein. M. VII. 348. Vergl. Ziffer 11 und 14 oben. 

18. Durch Rückzug der Appellationserklärung wird 
das Urteil rechtskräftig. Eine Erneuerung der Appella- 
tionserklärung ist unwirksam, auch wenn sie noch inner- 
halb der Appellationsfrist erfolgt. Forumsverschluss von 
Amtes wegen. Z. XXXIX. 584. 

19. Wenn die appellierende Partei in oberer Instanz 
erscheint oder sich vertreten lässt, so sind für den Um- 
fang ihres Appellationswillens einzig die vor Polizeikam- 
mer gestellten Anträge, nicht die der Appellationserklä- 
rung beigefügten massgebend. (Die Civilpartei hatte 
zwar in der Appellationserklärung, nicht aber in der 
mündlichen Verhandlung vor Polizeikammer Erhöhung 
der Entschädigung verlangt). M. V. 243. 

20. Eine Kassation von Amtes wegen kann stattfinden, 
obschon auf die Appellation wegen verspäteter Erklä- 
rung nicht eingetreten wird. M. IV. 62. 

Anzeige der ^^ 454 j)^^. Beamte, bei welchem nach Art. 

Appellauoii an ' 

die Parteien, ^j^ ^jj^ Appellation erklärt worden, bringt sie allen 
beteiligten Parteien zur Kenntnis. 

Akteneingabe. Art. 455. Die Akten sind sofort der Gerichts- 
schreiberei des Ortes einzureichen, wo das Urteil ge- 
fällt wurde ; die Parteien können dort, jedoch ohne 
sie wegzunehmen, während acht Tagen von der Mit- 
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teilung der Appellationserklärung an, Einsicht davon 
nehmen und sich Abschriften zufertigen lassen. 

Art. 456. Nach Ablauf dieser Fristen sendet der ^^ISiTen?"^" 
Gerichtspräsident die Akten und das Urteil an die 
Polizeikammer. Der Präsident schickt sofort alles 
dem Generalprokurator zu, der es ihm nach genom- 
mener Einsicht binnen fünf Tagen wieder zustellen 
soll. Die Akten werden bei den Mitgliedern der 
Kammer in Zirkulation gesetzt, und sobald sie der 
Präsident zurückerhält, soll er den Tag zur Verhand- 
lung und Beurteilung der Sache festsetzen und den 
Parteien durch den Gerichtsschreiber ihrer Wohnorte 
davon Anzeige machen lassen. Diese Anzeige ist 
einer Ladung gleich zu achten und muss wenigstens 
acht Tage vor dem zur Beurteilung festgesetzten 
Tage erfolgen. Während dieser Zeitfrist bleiben die 
Akten auf dem Sekretariat der Polizeikammer. 

Art. 457. Der Gerichtspräsident führt eine Kon-^^^^f^^^^f^«^^^^^^ 
trolle, welche enthalten soll Präsidenten. 

1. Namen und Wohnori der appellierenden Partei ; 

2. Namen und Wohnort des Appellaten ; 

3. Gegenstand und Datum des erstinstanzlichen 
Urteils ; 

4. das Datum der Appellationserklärung ; 

5. das Datum der Artikel 454 gemäss geschehenen 

Mitteilungen. 

Art. 458. Der Präsident der Polizeikammer hält b> des Präsi- 
denten der Poii- 
gleichfalls eine Kontrolle, worin er genau die Daten zeikammer. 

aufzeichnen soll, an welchen er die durch Art. 456 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten beobachtet hat. 

Art. 459. Der Generalprokurator wohnt den Ver- ^"^^der'pSu- 
handlungen vor der Polizeikammer bei, jedoch kann ««ikammer. 
er sich durch einen Bezirksprokurator vertreten lassen« 
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Die Parteien können persönlich oder durch Be- 
vollmächtigte erscheinen. Sie können sich gleich- 
falls durch einen Anwalt verbeiständen lassen. 

Jede Partei endlich kann sich auf die Einreich- 
ung einer schriftlichen Verteidigung beschränken. 

Der Generalprokurator kann sich bis zum Schlüsse 
der Verhandlung der von dem Angeschuldigten er- 
klärten Appellation, betreffend den Strafpunkt, an- 
schliessen und in der nämlichen Weise Anträge stel- 
len, wie wenn die Staatsanwaltschaft appelliert hätte. 

Die gleiche Befugnis steht dem Beklagten in 
Ansehung der von der Staatsanwaltschaft erklärten 
Appellation zu. 

1. Ein Verteidig;er kann sich zur Verhandlung vor der 
Polizeikammer durch Vorleg:ung der Vorladung an seinen 
Klienten (zur oberinstanzlichen Verhandlung), sowie eines 
brieflichen Auftrages des Anwaltes, der die Verteidigung 
in erster Instanz besorgte, genügend legitimieren. M I. 
471. 

2. Der Generalprokurator ist befugt, Rechtsmittel, die 
ein Bezirksprokurator eingelegt hat, ganz oder teilweise 
fallen zu lassen. Hat er aber einmal eine derartige Er- 
klänmg abgegeben, so kann weder er noch sein Stell- 
vertreter darauf zurückkommen. M. VII. 333. 

3. Der Generalprokurator ist an die Gründe, die den 
Bezirksprokurator zur Appellation veranlassten, nicht ge- 
bunden. Wenn letzterer im Sinne einer Verschärfung 
der Strafe appellierte, so kann der Generalprokurator 
Freisprechung beantragen. M. VII. 334. 

4. Im Antrag des Generalprokurators auf Freisprech- 
ung liegt kein Rückzug der Appellation der Staatsan- 
waltschaft, sondern nur eine persönliche Meinungsäus- 
senmg. Z. XXX VI. 142. 

5. Hat der Bezirksprokurator bloss hinsichtlich eines 
von mehreren Anklagspunkten appelliert, so kann der 
Generalprokurator nicht Kassation des Verfahrens bean- 
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tragen wegen Unregelmässigkeiten, die hinsichtlich eines 
der nicht appellierten Anklagspunkte vorgekommen sind. 
M. VII. 335. 

6. Hat der freigesprochene Angeschuldigte nur hin- 
sichtlich der Kosten und der Entschädigung appelliert, 
so kann er nicht vor Polizeikammer infolge Anschluss- 
appellation der Staatsanwaltschaft bestraft werden. M. 
III. 81. 

7. Die Staatsanwaltschaft, die bloss die Anschlussap- 
pellation erklärt hat, kann nicht gestützt darauf Kassa- 
tion des erstinstanzlichen Urteils beantragen. M. VII. 
214. Ebenso wenig kann sie Verurteilung des Ange- 
schuldigten zur Nachzahlung einer Patentgebühr bean- 
tragen, da die Anschlussappellation nur hinsichtlich der 
Strafe gegeben ist und jene Nachzahlung keine Strafe 
darstellt. M. VII. 215. 

8. Mittelst der Anschlussappellation kann die Staats- 
anwaltschaft nicht Ausdehnung der Untersuchung auf 
Handlungen bewirken, die gar nicht den Gegenstand des 
erstinstanzlichen Urteils gebildet haben. M. VII. 215. 

9. Der Freigesprochene, der nicht appelliert hat, kann 
nicht mittelst der Anschlussappellation vor oberer In- 
stanz auf sein Entschädigungsbegehren zurückkommen. 
M. IX. 362. 

IG. Auch dem Angeschuldigten steht das Recht der 
Anschlussappellation nur in Bezug auf das Strafmass, 
nicht auch in Betreff der Schuldfrage zu. M. XI. 152. 

11. Hat die Staatsanwaltschaft nur hinsichtlich des 
Strafmasses appelliert und der Angeschuldigte sich die- 
ser Appellation angeschlossen, so hat diese Anschluss- 
appellation auch nur Bedeutung für das Strafmass ; auf 
einen Antrag auf Freisprechung wird nicht eingetreten. 
Z. XLI. 436. 

12. Hat die Staatsanwaltschaft die Anschlussappella- 
tion nicht erklärt, hat also einzig der Angeschuldigte 
appelliert, so darf eine reformatio in peius nicht statt- 
finden. Dies heisst aber nur, dass die erstinstanzlich 
ausgesprochene Strafe nicht verschärft werden dürfe ; 



Digitized by 



Google 



— 192 — 

dagegen ist die obere Instanz in der Qualifikation des 
eingeklagten Deliktes frei, sie darf es also auch schwe- 
rer qualifizieren als die untere Instanz getan hat. Z. 
XXXIX. 586. XLI. 104. 
Neue Beweit- ^3' Vergl. auch Anmerkungen zu Art. 468. 

mittel. ^j^ ^gQ jj^ ^^j. Appellationsinstanz kann kein 

Zeuge aufgerufen werden oder als solcher erscheinen; 
kein neues Aktenstück darf vorgelegt werden und es 
sind überhaupt keine andern Beweismittel zulässig, 
als die bereits in der ersten Instanz angerufenen und 
vorgelegten. Eine Ausnahme hiervon machen nur 
die Fälle, wenn es sich um Tatsachen handelt, wel- 
che erst nach dem angegriffenen Urteile vorgefallen 
sind, oder «venn der Betreffende eidlich versichert, 
dass er die neuen Beweismittel zur Zeit der erstin- 
stanzlichen Verhandlungen nicht gekannt habe oder 
sie nicht habe benutzen können. 

1. Die Polizeikammer kann von Amtes wegen oder 
auf »Anregung« einer Partei hin eine Aktenkompletation 
anordnen, wenn sie findet, dass der erstinstanzliche Rich- 
ter ein Gesuch um weitere Massnahmen zu Unrecht ab- 
gewiesen habe. Z. XXXX. 53. 

2. Art. 460 wird von der Praxis im Sinne einer gros- 
sem Freiheit der Beweisergänzung vor Polizeikammer 
ausgedehnt, aber nur soweit als entweder 

a) die von einer Partei beantragte Aktenergänzung er- 
heblichen Belang für den Straf- oder Civilpunkt hat 
und ohne Weitläufigkeiten noch im betreff^enden Ter- 
min vor Polizeikammer selber stattfinden kann, oder 
/>) die Polizeikammer von Amtes wegen findet, es sei 
zu besserer Aufklärung des Strafpunktes eine Ver- 
vollständigung der Akten notwendig. 
Es dürfen daher wohl die von einer Partei vorge- 
legten Urkunden (abgesehen von den in Art. 460 aufge- 
stellten Voraussetzungen) zu den Akten erklärt werden, 
dagegen^sind die verlangten Zeugenabhörungen, die eine 
Verschiebung des Abspruchtermins nötig machen würden, 
nicht zu bewilligen. M. VII. 383. 
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3- Auf ein vorfragweise gestelltes Begehren des An- 
geschuldigten, es sei eine Aktenvervollständigung vor- 
zunehmen über die Frage, in welcher Weise der erstin- 
stanzliche Richter die Beeidigung der Zeugen vorgenom- 
men habe, wird nicht eingetreten. Wenn der Angeschul- 
digte mit der Art der Beeidigung nicht einverstanden 
war, so hätte er einen Zwischenentscheid provozieren 
sollen. M. XL 14. 

4. Die Verhandlungen vor Polizeikammer können sus- 
pendiert werden bis zur Beendigung der gegen einen 
bei der Sache beteiligten Zeugen wegen wissentlich fal- 
scher Aussage eingeleiteten Strafuntersuchung. (Vergl. 
Art. 334). M. X. 138. 

Art. 461 . Die vor der Polizeikammer abzuhören- 
den Zeugen sollen wenigstens drei Tage vor der 
Erscheinung infolge Auftrages des Präsidenten der 
Polizeikammer durch den zuständigen Gerichtspräsi- 
denten vorgeladen werden. 

Sie sind nach den Vorschriften der Art. 322 ff. 
dieses Gesetzbuches abzuhören. 

Art. 462. Die Verhandlungen finden in folgenderverhandiungen 
Ordnung statt : 

1 . Zuerst werden die neuen Beweismittel vorgelegt 
und die etwaigen Zeugen abgehört. 

2. Hat die Staatsanwaltschaft appelliert, so trägt 
sie zuerst vor, dann die Civilpartei und zuletzt 
der Angeklagte. 

Hat die Civilpartei appelliert, so wird sie 
zuerst angehört, hierauf die Staatsanwaltschaft 
und der Angeklagte. 

Hat endlich der Angeklagte appelliert, so 
wird er zuerst gehört und wenn die Civilpartei 
und die Staatsanwaltschaft mit ihren Vorträgen 
angehört sind, so kann jener replizieren. 
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Bei Appellation über Incidentalurteile kann auch der 
Ang;eschuldigte nicht replizieren, selbst wenn er Appel- 
lant ist. M. XL 130. 

Ausbleiben. ^rt. 463. Bleiben die Parteien ganz oder zum 

Teil aus, so wird fortgefa'iren, wie wenn sie anwesend 
wären. In den Fällen, Wv) nicht bewiesen ist, dass 
sie regelmässig vorgeladen worden sind oder nicht 
haben erscheinen können, wird jedoch die Sache 
auf eine andere Sitzung verschoben. 

Die geschriebenen Verteidigungen werden in der 
durch die vorhergehenden Artikel für die mündlichen 
Parteivorträge bestimmten Ordnung abgelesen. 

Wenn von mehreren Angeschuldigten nur einer nicht 
richtig geladen und auch nicht erschienen ist und des- 
halb die Verhandlung verschoben werden muss, so kann 
den Erschienenen eine Entschädigung (Kosten) vom 
Staate gesprochen werden. M. V. 245. 

Vorfragen. ^rt. 464. Die Vorfragen über die Verschliessung 

des Forums werden vor jeder andern Verhandlung 
in der Sitzung aufgeworfen, behandelt und beurteilt. 

1. Ein Antrag auf Forumsverschluss, der erst nach 
einer Verjährungseinrede, immerhin aber vor der Ver- 
handlung in der Hauptsache angebracht wird, ist nicht 
verspätet. M. V. 195. 

2. Der durch die Praxis eingeführte »Forumsverschluss 
von Amtes wegen« (ohne Partei Verhandlung) ist nicht 
verfassungswidrig. (Bundesgericht). M. XIII. 127. 

3. Kassation von Amtes wegen ohne Erscheinung der 
Parteien ist zulässig. M. XL 158. 

4. Rückweisung der Sache an das erstinstanzliche 
Gericht, weil ein zu überprüfendes Urteil des letztem 
nicht vorliegt. Z. XXXVIII. 181. 

5. Eine Gerichtsstandseinrede, die sich auf Tatsachen 
stützt, die dem Antragsteller bereits zur Zeit der Ver- 
handlung vor der ersten Instanz bekannt waren, wird in 
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oberer Instanz nicht mehr gehört, wenn sie nicht bereits 
in der ersten Instanz gestellt worden ist. (Eine amtli- 
che Prüfung der örtlichen Kompetenz findet demnach in 
oberer Instanz nicht statt). Z. XLI. 551. 
Art. 465. Ist die Appellation gegen eine oder 
mehrere Vor- oder Incidentalfragen gerichtet,* so ent- 
scheidet die Kammer zuerst, über jede derselben be- 
sonders, wiewohl in dem gleichen Erkenntnis, in der 
von dem Präsidenten bestimmten Reihenfolge. 

Dann wird die Sache dem zuständigen Richter 
oder erstinstanzlichen Gerichte zum Fortfahren in der 
Hauptsache überwiesen. 

Art. 466. Die durch Art. 465 vorgesehene Ueber- ' 
Weisung findet auch statt, wenn der in erster Instanz 
gestellte Antrag auf UnStatthaftigkeit eines Strafver- 
fahrens abgewiesen worden ist. 

Art. 467. Erhebt sich endlich im Verlaufe der zwischen. 

fragen. 

Verhandlungen eine Zwischenfrage, so entscheidet 
das Gericht sofort nach Anhörung der Parteien und 
der Staatsanwaltschaft. 

Auf einen Antrag auf Nichtigerklärung einer Vorun- 
tersuchungshandlung (vergl. Art. 314) wird in oberer In- 
stanz nicht mehr eingetreten. M. VII. 62. 
Art. 468- Ueberdies kommen die TBestimmungen 
der Art. 343 bis 368 des gegenwärtigen Gesetzbuches 
in Anwendung. 

1. Ist bloss über den Civilpunkt appelliert worden, 
so ist die Polizeikammer bei dessen Prüfung an die 
strafrechtliche Würdigung des Sachverhaltes durch die 
erste Instanz nicht gebunden. M. IV. 34. Vergl. ZiiT. 10. 

2. Die Polizeikammer ist, auch wenn die Staatsan- 
waltschaft nicht appelliert hat, an die rechtliche Quali- 
fizierung des Tatbestandes durch das erstinstanzliche 
Gericht nicht gebunden ; nur darf sie den Angeschuldig- 
ten keines schwereren Delikts schuldig erklären als die 
erste Instanz. M. X. 142. Vergl. Art. 459 Anmerk. 12. 
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3» Auch ein Angeschuldigter, der in erster Instanz 
freigesprochen wurde und gegen dessen Freisprechung 
nicht appelliert wurde, kann von der Polizeikammer 
noch eines Deliktes schuldig erklärt (nicht aber bestraft) 
werden. In diesem Falle können ihm noch die Unter- 
suchungskosten auferlegt werden. M. I. 396. 

4. Auch wenn die Staatsanwaltschaft gegen die Frei- 
sprechung nicht appelliert hat, kann gleichwohl in oberer 
Instanz eine Schuldigerklärung (nicht aber Bestrafung) 
des Angeschuldigten und dessen Verurteilung zu den 
Kosten erfolgen. M. IV. 314. 

5. Die analoge Anwendung von Art. 368 wird so ver- 
standen, dass wenn die Staatsanwaltschaft einzig appel- 
liert hat, der Angeschuldigte aber nicht strenger bestraft 
wird als in erster Instanz, die Staatsanwaltschaft als un- 
terlegen betrachtet und desshalb der Staat zu den Re- 
kurskosten verfällt wird. M. III. 17. (Anmerkung der 
Redaktion), 233. 

6. Hat einzig der Angeschuldigte appelliert und wird 
er von der Polizeikammer milder bestraft als vor erster 
Instanz, so werden die Rekurskosten in der Reg^l dem 
Staate auferlegt. M. III. 285. (Anmerkung des Redak- 
tors des M.). 

7. In analoger Anwendung des Art. 368 sind die Re- 
kurskosten dem appellierenden Angeschuldigten selbst 
dann aufzuerlegen, wenn er ausdrücklich bloss Strafmil- 
derung verlangt und mit diesem Begehren Erfolg ge- 
habt hat. M. VIII. 335. 

8. Die Auferlegung der Rekurskosten an den Staat 
trotz Gutheissung der Appellation der Staatsanwaltschaft 
ist zulässig. M. I. 368. 

9. In oberer Instanz kann der Angeschuldigte kein 
Entschädigungsbegehren stellen (seil, wenn in erster In- 
stanz keines gestellt wurde). M. V. 149. 

IG. Bei der Prüfung der Entschädigungsfrage ist die 
obere Instanz an die strafrechtliche Würdigung des Sach- 
verhaltes durch die Vorinstanz nicht gebunden. Die Ent- 
scheidung darüber, ob und in welchem Umfange die An- 
geschuldigten für den entstandenen Schaden ersatzpflich- 
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tig sind, findet auf Grund einer selbständigen Würdigung 
des Sachverhaltes durch die Kammer statt. Z. XXII. 519. 

Art. 469. Ein Auszug aus jedem von der Poli- ^em u^ITl 
zeikammer in korrektioneilen oder einfachen Polizeifäl- 
len erlassenen Urteilsspruche wird durch den Ge- 
richtsschreiber dem Richter oder dem Gericht, das 
in erster Instanz geurteilt hat, binnen drei Tagen, 
von der Eröffnung des Urteilsspruches an zu rechnen, 
zugesendet. 

Titel II. 
Von der Nichtigkeitsklage. 

KAPITEL I. 

Von der Nichtigkeitsklage gegen die Urteile des 

Polizeirichters und des korrektioneilen 

Gerichtes. 

Art. 470- Die Nichtigkeitsklage kann gegen die zuiässigkeit. 
Endurteile des Polizeirichters und des korrektionellen 
Gerichtes in nicht appellabeln Fällen erhoben werden. 

1. Auf eine Nichtigkeitsklage gegen ein appellables 
Urteil wird nicht eingetreten. M. I. 224. 

2. Öie Bezeichnung des eingelegten Rechtsmittels 
als Appellation, statt als Nichtigkeitsklage, welche ein- 
zig gegeben ist, wird wegen Rechtsunkenntnis entschul- 
digt. M. IV. 38. 

3. In appellabeln Fällen schliesst die Appellation die 
Nichtigkeitsklage in sich. M. III. 355. V. 294. (Erwägung 17). 

4. Appellation und Nichtigkeitsklage können gleich- 
zeitig erklärt werden. M. IL 267. 

5. Appellation und Nichtigkeitsklage können nicht 
kumulativ angebracht werden. Forumsverschluss von 
Amtes wegen. M. XI. 54. 

13 
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6. Eine Nichtigkeitsklage kann bloss eventuell, d. h. 
für den Fall des Nichteintretens auf die erklärte Appel- 
lation angebracht werden. M. XI. 128. 

7. Auf eine bloss eventuell erhobene Nichtigkeitsklage 
wird nicht eingetreten. M. XI. 420. 

a)fürdenver- Alt. 471. DcF Verurteilte kann ein Urteil als 

urteilten. 

nichtig anfechten, 

1. wenn er nicht gehörig zur Sitzung vorgeladen 
worden und nicht erschienen ist ; 

2. wenn der Richter oder das Gericht ein oder 
mehrere Gesuche des Angeschuldigten abge- 
schlagen haben, die dahin gingen, gesetzlich 
gestattete Befugnisse oder Rechte geltend zu 
machen, oder wenn eine oder mehrere durch 
das Gesetz verbotene Handlungen gegen den 
Angeschuldigten erlaubt oder angeordnet wor- 
den sind ; 

3. wenn eine Gerichtsperson an der Verhandlung 
teilgenommen hat, gegen welche einer der in 
Art. 27 und 30 bezeichneten Unfähigkeitsgründe 
vorlag ; 

4. wenn eine andere oder stärkere Strafe, als die 
gesetzlich bestimmte, ausgesprochen worden ist; 

5. wenn die der Civilpartei zugesprochene Entschä- 
digung die von ihr verlangte Summe übersteigt. 

In diesem letztern Falle kann die Nichtigkeits- 
klage nur gegen das die Civilinteressen des Ange- 
schuldigten betreffende Dispositiv des Urteils gerich- 
tet werden. 

1. Der Freigesprochene kann nicht (mit Rücksicht 
auf die Entschädigung) eine Nichtigkeitsklage erheben. 
M. IV. 310. 

2. Die Nichtigkeitsgründe sind in Artikel 471 ab- 
schliessend aufgezählt. Die falsche Subsumtion des Tat- 
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bestandes unter ein Strafgesetz durch die erste Instanz 
ist kein Nichtigkeitsgrund; in der Geltendmachung die- 
ses Grundes würde eine verkappte Appellation liegen. 
M. V. 178. (Nr. 125). 

3. Keine Nichtigkeitsgründe sind: 

a) Die Abweisung eines Begehrens um Beibringung wei- 
terer Beweismittel durch den erstinstanzlichen Richter. 

b) Der Umstand, dass der Richter vor dem Urteil seine 
Ansicht über die Schuld oder Nichtschuld des Ange- 
schuldigten ausgesprochen hat. 

c) Die Weigenmg des erstinstanzlichen Richters, die 
Gründe eines Zwischenurteils sofort nach dessen Aus- 
fällung zu Protokoll zu diktieren. Z. XXII. 16. 

4. Nichtbeobachtung der Vorschriften des Art. 280 
bei Eröifnung eines Kontumacialurteiles ist kein Nichtig- 
keitsgrund nach Art. 471. M. XII. 402. 

5. Ziifer i. Zuspruch der Nichtigkeitsklage, weil im 
Verrichtungszeugnis nicht gesagt war, dass die Ladung 
wegen Abwesenheit des Vorzuladenden dessen Ehefrau 
abgegeben worden sei (vergl. Art. 196). M. XIII. 216. 

6. Ziffer i trifft zu, wenn die Ladung um 672 Uhr 
abends zugestellt wurde ; ebenso, wenn das Verrichtungs- 
zeugnis nicht auch auf das dem Vorgeladenen überge- 
bene Doppel der Vorladung gesetzt wurde. M. XII. 402. 

7. Ziffer 2. Gutheissung einer Nichtigkeitsklage der 
Staatsanwaltschaft weil der Richter ^> gesetzlich gebotene 
Massnahmen unterliess.« Z. XXII. 380. 

8. Ziffer 2 trifft zu, wenn der Richter nach Beendi- 
gung der Beweisaufnahme ohne Anhörung des Ange- 
schuldigten sofort zum Urteil geschritten ist. M. IV. 38. 
Z. XXII. 526. 

9. Ziffer 2. Die Einvernahme und Beeidigung der 
Civilpartei als Zeuge bedeutet die Gestattung einer durch 
das Gesetz verbotenen Handlung gegen den Angeschul- 
digten. M. VI. 293. 

IG. Nichtigkeitsklage der Civilpartei gestützt auf Art. 
472 Ziffer I in Verbindung mit Art. 471 Ziffer 2 St. V. 
Ein Recht, nochmalige Abhörung eines bereits abgehör- 
ten Zeugen zu verlangen, steht der Civilpartei nicht zu. 
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Durch Abweisung eines Begehrens um weitere Massnah- 
men durch den Richter wird kein Parteirecht verletzt. 
Z. XXXVII. 378. 

11. Die Unterlassung des erstinstanzlichen Richters^ 
nach Vorfragen zu fragen, bildet einen Nichtigkeitsgrund 
gemäss Art. 471 Ziffer 2 zweiter Satz. Z. XXXIX. 412. 

12. Ziffer 2. Dieser Nichtigkeitsgrund liegt nicht 
schon dann vor, wenn der Richter nach Anhörung der 
Parteien in kontradiktorischem Verfahren ein Gesuch 
des Angeschuldigten abgewiesen hat, sondern erst in 
dem Falle, wo der Richter auf die Behandlung eines 
solchen Gesuches kurzerhand nicht eintritt, sondern es 
ohne weitere Prüfung von der Hand weist. Z. XXXIX. 
418. 

13. Ziffer 4 trifft zu, wenn der Richter eine nicht mehr 
in Kraft befindliche Strafdrohung angewendet hat. M. 
III. 162. Z. XXII. 200. 

14. Ziffer 4 trifft nicht zu, wenn der Angeschuldigte 
bloss behauptet, er sei auf Grund einer auf den einge- 
klagten Tatbestand nicht anwendbaren Gesetzesbestim- 
mung bestraft worden, resp. es bestehe kein auf den 
festgestellten Tatbestand anwendbares Strafgesetz. M. 
XV. 190. Vergl. Z. XLII. 619. 

15. Die Verurteilung des Angeschuldigten auf Grund 
einer nicht verfassungsmässigen Strafbestimmung bildet 
keinen Nichtigkeitsgrund gemäss Ziffer 4, da der Ange- 
schuldigte in diesem Falle behauptet, es hätte keine 
Strafe ausgesprochen werden sollen, während Ziffer 4 
die Nichtigkeit vorsieht, wenn nicht die » gesetzlich be- 
stimmte« Strafe ausgefällt worden ist. Z. XLI. 434. 

b) für die civil- Alt. 472. Die Civilpartei kann gleichfalls, in Be- 
treff ihrer Civilinteressen allein, ein nicht appellables 
Urteil als nichtig anfechten, 

1. wenn einer der in Nummer i und 2 des vor- 
hergehenden Artikels vorgesehenen Verstösse 
ihr gegenüber stattgefunden ; 

2. wenn sie den Bestimmungen des gegenwärtigen 
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Gesetzbuches entgegen ganz oder teilweise zu 
den Kosten verfällt worden ist. 

1. Ziffer I. Kassation von Amtes wegen, weil die 
erste Instanz über das Entschädigungsbegehren der Civil- 
partei überhaupt nicht geurteilt hat. M. IV. 360. 

2. Ziffer I. Zuspruch der Nichtigkeitsklage, weil die 
Civilpartei entgegen der Vorschrift des Art. 367 direkt 
zu einer Entschädigung an den freigesprochenen Ange- 
schuldigten verurteilt wurde. M. VIII. 342. 

3. Ziffer 2. Nichtigkeit wegen Verurteilung der 
Civilpartei zu den Staatskosten bei einem Officialdelikt. 
Z. XXXX. 635. 

4. Ziffer 2 trifft zu, wenn ein Vergleich über den Civil- 
punkt abgeschlossen wurde und der Richter hierauf» 
statt einfach unter Vorbehalt der Bezahlung der Staats- 
kosten das Verfahren einzustellen (vergl. Art. 244) die 
Civilpartei zu Kosten verurteilt hat (vergl. den aus M. 
V. 293 zu Art. 244 zitierten Entscheid). M. V. 294. (Er- 
wägung 16). 

5. Der Nichtigkeitsgrund der Ziffer 2 ist gegeben, 
wenn die Civilpartei mit ihrem Begehren abgewiesen 
und zu den Kosten des freigesprochenen Angeschuldig- 
ten verurteilt worden ist, obschon letzterer keinen Ko- 
stenschluss gestellt hatte. Die Einreichung eines Kosten- 
verzeichnisses durch den Angeschuldigten ersetzt einen 
Kostenschluss nicht. Z. XLI. 430. 

Art. 473- Die Nichtigkeit kann endlich in nicht staatea'nwait- 
appellabeln Fällen durch die Staatsanwaltschaft be- schaft. 
gehrt werden, 

1. wenn sie sich in einem der durch Nummer i 
und 2 des Artikel 471 vorgesehenen Fälle be- 
findet : 

2. wenn sich der Richter dem Gesetze zuwider 
einer Sache bemächtigt hat ; 

3. wenn eine andere, oder eine stärkere oder ge- 
ringere Strafe, als die gesetzliche, ausgespro- 
chen worden ist ; 
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wenn der Angeklagte wegen angeblichen Nicht- 
Vorhandenseins eines Strafgesetzes freigespro-^ 
chen worden ist, das gleichwohl vorhanden ist; 
nur in Beziehung auf die Civilinteressen : wenn 
die dem Angeschuldigten zugesprochene Ent- 
schädigung die von ihm verlangte Summe über- 
steigt. 

1. Die Staatsanwaltschaft kann sich der vom Verur- 
teilten erklärten Nichtigkeitsklage anschliessend so dass 
dann auch die Nichtigkeitsgründe des Art. 473 in Be- 
tracht kommen. M. IV. 38. 

2. Ziffer 2 trifft zu, wenn der Richter in Missachtung 
des Art. 5 einen bereits freigesprochenen Angeschuldig- 
ten wegen desselben Delikts nachträglich bestraft hat. 
M. IL 158. III. 355. 

3. Ziffer 2 trifft zu, wenn der Richter § 25 des Armen- 
polizeigesetzes angewendet hat, obschon der zu leistende 
Beitrag dem Masse nach nicht festgesetzt worden war 
(also ungerechtfertigte Anwendung einer existierenden 
Strafdrohung auf einen bestimmten Tatbestand). M. IV. 38. 

4. Ziffer 2 trifft zu bei Nichtbeachtung des Art. 12 
durch die erste Instanz. M. IV. 244. 

5. Ziffer 2 trifft zu, wenn der vom Polizeirichter Ver- 
urteilte in casu nicht der bürgerlichen, sondern der mili- 
tärischen Gerichtsbarkeit unterstand. M. IV. 288. 

6. Ziffer 2 trifft zu, wenn der korrektioneile Richter 
von sich aus geurteilt hat (Art. 81), während das korrek- 
tionelle Gericht zuständig gewesen wäre. M. IV. 293. 406. 

7. Ziffer 2 trifft zu, wenn der Untersuchungsrichter 
einen Fall von sich aus als korrektioneller Einzelrichter 
beurteilt hat, statt ihn gemäss Art. 240 dem Bezirkspro- 
kurator vorzulegen. M. VIII. 254. 

8. Ziffer 2 trifft zu, wenn der erstinstanzliche Rich- 
ter geurteilt hat, trotzdem er örtlich nicht zuständig war. 
M. XII. 28. 

9. Ziffer 2. Nicht die Bezeichnung des eingeklagten 
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Delikts in der Straf klage, sondern das Resultat der Prü- 
fung der eingeklagten Tatsachen ist massgebend für die 
Frage, ob das im Bundesstrafrecht vorgesehene Verfah- 
ren anzuwenden gewesen wäre, oder nicht. (Die An- 
zeige und erstinstanzliche Verurteilung lautete auf Wider- 
handlung gegen Art. 66 Bundesstrafrecht, der Staatsan- 
walt beantragte Kassation weil die Sache nicht dem 
Bundesrat zur Bestimmung des Gerichtsstandes vorge- 
legen; die Polizeikammer v^ies den Antrag ab und ver- 
urteilte wegen gemeinen Diebstahls). M. VII. 58. 

IG. Ziffer 2. Nichtigkeit wegen Nichtbefolgung eines 
gesetzlich vorgeschriebenen Präliminarverfahrens. Z. XXII. 
526. 

11. ad Ziffer 2 vergl. Anmerkungen zu Art. 364. 

12. Die NichtVerurteilung zur Nachbezahlung einer 
Tanzbewilligungsgebühr (Wirtschaftsgesetz) ist kein Nich- 
tigkeitsgnmd nach Ziffer 3. M. V. 177. 

13. Ziffer 4 trifft nicht zu, wenn der erstinstanzliche 
Richter die Existenz einer gewissen Strafbestimmung 
zwar nicht ignoriert, dieselbe aber auf den vorliegenden 
Tatbestand (wenn auch fälschlicher Weise) nicht ange- 
wendet hat. M. IL 159. 

14. Ziffer 4 trifft nicht zu, wenn ein bestimmter Tat- 
bestand irrtümlicher Weise unter ein auch von der er- 
sten Instanz anerkanntes Gesetz nicht subsumiert wurde. 
M. V. 179 (Nr. 126); gegenteiliger (älterer) Entscheid M. 
V. 189 (Nr. 127). Rückkehr zu dieser Praxis. Z. XLII. 619. 

15. Ziffer 4 trifft zu, wenn der erstinstanzliche Richter 
die Anwendbarkeit einer Strafdrohung für eine gewisse 
Zeit, in die der eingeklagte Tatbestand fällt, fälschlicher 
Weise verneint hat. M. XIV. 164. 

16. Ziffer 4 trifft zu, wenn der erstinstanzliche Richter 
fälschlicher Weise eine Strafandrohung als verfassungs- 
widrig nicht angewendet hat. M. XIV. 60. M. XV. 245. 



Art. 474. Die Nichtigkeitsklage kann durch dieAnbrtngungder 
iligte Partei selbst oder durch 
vollmächtigten angebracht werden. 



beteiligte Partei selbst oder durch einen Spezialbe- \i^e?"^ 
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Sie muss mündlich oder schriftlich binnen zehn 
Tagen, von der Mitteilung des Urteils an zu rechnen, 
dem Polizeirichter oder dem Präsidenten des Gerichts, 
welches das angegriffene Urteil gefällt hat, einge- 
reicht werden. 

1. Die blosse Erklärung, dass man Nichtigkeitsklage 
erhebe, genügt; eine Begründung bei der Erklärung ist 
nicht nötig. M. XI. 128. 

2. Auch bei Kontumacialurteilen läuft die zehntägige 
Frist von der Urteilsmitteilung, nicht etwa von der Er- 
ledigung eines allfälligen Wiedereinsetzungsbegehrens 
an. Z. XXXX. 576. 

3. Vergl. überdies Anmerkungen zu Art. 453. 

Art. 475. Ueberdies sind die Bestimmungen der 
Art. 454 tf. des gegenwärtigen Gesetzbuches zu be- 
obachten. 

Ein Urteil kann auch nur teilweise, d. h. nur hinsicht- 
lich des Straf- nicht auch bezüglich des Civilpunktes (von 
Amtes wegen) kassiert werden. M. IV. 62. 

wirkung^der Art. 476. Wird die Nichtigkeit ausgesprochen, 

so wird der Staat oder im Fall von Gefährde und 
grober Nachlässigkeit der fehlbare Richter zu den 
Kosten verfällt und die Sache an einen Richter oder 
ein Gericht in der Nachbarschaft gewiesen. 

Verfahren. ^j-t. 477. Vor diescr Behörde wird nach Vor- 

schrift der Art. 306 if. verfahren. 

Der mit der neuen Behandlung der Sache beauftragte 
Richter ist nicht etwa in der Weise an das aufgehobene 
Urteil gebunden, dass er keine stärkere Strafe ausspre- 
chen dürfte. M. XIII. 216. 

x\rt. 478. Unterliegt dagegen derjenige, welcher 
die Nichtigkeitsklage angestellt hat, so wird er den 
Parteien gegenüber zu den Kosten verurteilt. 



Digitized by 



Google 



— 205 — 

KAPITEL II. 

Von den Kassationsgesuclien gegen die Urteile 
des Assisengerichtes. 
Art. 479, Der Verurteilte und die Staatsanwalt- Cassations. 

gesuch : 

Schaft können das Rechtsmittel der Kassation gegen a)derverur- 
die Endurteile des Assisengerichts ergreifen, staatsanwait- 

1. wenn eine Gerichtsperson an der Verhandlung 
teilgenommen hat, gegen die einer der in Art. 
7 bezeichneten Unfähigkeitsgründe vorlag ; 

2. wenn sie durch einen oder mehrere während 
den Verhandlungen ausgefällte Vor- oder Zwi- 
schenentscheide verletzt worden sind ; 

3. wenn nach dem Schlüsse der Verhandlungen 
eine durch dieses Gesetzbuch vorgeschriebene 

. wesentliche Förmlichkeit verabsäumt worden ist; 

4. wenn durch das angegriffene Erkenntnis das 
Strafgesetz falsch angewendet worden ist ; 

5. wenn durch dasselbe Erkenntnis das Civilgesetz 
falsch angewendet worden ist. 

In dem letzten Falle kann jedoch das Kassations- 
gesuch nur gegen die Civilbestimmung des Erkennt- 
nisses gerichtet werden. 
Ziffer 1: 

1. Das Vorliegen eines blossen Verwerflichkeitsgrun- 
des gegen eine Gerichtsperson (Art. 28 und 29) bildet 
keinen Kassationsgrund, selbst dann nicht, wenn derselbe 
erst so spät in Erfahrung gebracht wurde, dass eine Re- 
kusation nicht mehr möglich war. M. II. 403. Z. XVIII. 
115. 117. 

2. Ziifer i trifft nicht zu, wenn ein Amtsverweser als 
Geschwomer mitgewirkt hat, da darin keiner der in Art. 
27 aufgezählten Unfähigkeitsgründe liegt, abgesehen von 
der Frage, ob die Geschwomen zu den »Gerichtsper- 
sonen« zu rechnen seien oder nicht. M. VIII. 108. 



Digitized by 



Google 



— 206 — 

3. Ist auch ein Geschworner eine »Gerichtsperson« ? 
Die Eigenschaft eines Geschwornen als eines Beamten 
der Polizei ist jedenfalls kein Unfähigkeitsgrund nach 
Art. 27. M. XI. 198. 

Ziffer 2: 

4. Dieser Kassationsgrund kann nur gegen wirkliche 
Entscheide, nicht auch gegen blosse Verfügungen des 
Assisenpräsidenten geltend gemacht werden. Fühlt sich 
eine Partei durch eine solche Verfügung verletzt, so 
muss sie über die Frage einen Entscheid provozieren, 
wenn sie später Kassation verlangen will. Z. XX. 502. 

5. Zum Begriff der »Vor- oder Zwischenentscheide«. 
Dies sind nur Erkenntnisse des Rieht er kollegiums über 
bestrittene Prozessvoraussetzungen. M. XII. 359. 

6. Die Abweisung eines Begehrens um weitere Mass- 
nahmen (psychiatrische Expertise) bildet noch nicht ohne 
weiteres einen Kassationsgrund nach Ziif er 2. M. XIII. 129. 

7. Ziffer 2 ist zu ergänzen : »In den ihnen gesetzlich 
gewährten Rechten.« Die Weigerung des Gerichts, 
mehrere Strafsachen zu vereinigen, ist nicht eine Ver- 
letzung solcher Rechte, da die Parteien auf diese Verei- 
nigung kein Recht haben, diese vielmehr im Ermessen 
des Gerichtes steht. Z. XLI. 223. 

8. Kassation wegen ungerechtfertigter Abweisung von 
Anträgen (des Staatsanwalts) auf Zulassung neuer Fra- 
gen gemäss Art. 428 und 432. M. IV. 97. 

9. Der Entscheid der Kriminalkammer über die Zu- 
lassung oder Verweigerung weiterer Geschwomenfragen 
Art. 432) ist ein Zwischenentscheid im Sinne des Art. 
479 Ziifer 2. Ein Kassationsgrund liegt aber nur vor, 
wenn durch die Verweigerung neuer Fragen wirklich 
Rechte des Angeklagten (resp. der Staatsanwaltschaft) 
verletzt worden sind. M. III. 277. 

IG. Ein Zwischenentscheid im Sinne der Ziffer 2 ist 
der Entscheid der Kriminalkammer über die Zulassung 
neuer Geschwomenfragen (vergl. Art. 432). M. XIII. 129. 

II. Ein Entscheid der Kriminalkammer, der die Frage- 
stellung betrifft, ist als Zwischenentscheid im Sinne von 
Art. 479, Ziffer 2 aufzufassen. Z. XXXV. 150. 
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12. Die Weigerung der Kriminalkammer, auf ein Be- 
gehren um Ladung und Einvernahme eines ausgebliebe- 
nen Zeugen einzutreten, ist kein Zwischenentscheid im 
Sinne der Ziffer 2. Z. XLI. 223. 

13. Die Staatsanwaltschaft kann nicht aus einem Zwi- 
schenentscheide, der auf Antrag und im Sinne der Staats- 
anwaltschaft selbst (Bezirksprokurator) gefällt woirde, 
einen Kassationsgrund ableiten. M. IX. 155. 

14. Wegen Abweisung eines vorfrags weise gestellten 
Begehrens kann jedenfalls dann nicht Kassation verlangt 
werden, wenn der Zustand, den die Partei mit jenem 
Begehren herbeizuführen beabsichtigt hatte, (Einstellung 
der Strafverfolgung hinsichtlich eines bestimmten An- 
klagepunktes) später im Laufe des Verfahrens doch noch 
hergestellt wurde. M. IX. 155. 

15. Zuspruch eines Kassationsgesuches, weil die Kri- 
minalkammer zu Unrecht das Begehren des Angeklagten 
um Ausweisung der Civilpartei in einem Zwischenent- 
scheid abgewiesen hat. M. XL 198. 

16. Der Kassationsgrund der Ziffer 2 ist nicht vor- 
handen, wenn die Kriminalkammer auf ein Zwischenbe- 
gehren gar nicht eingetreten ist. Durch Aufnahme der 
Frage nach Zuwiderhandlung gegen Art. 256 Ziffer 4 
St. G. (neben den Fragen nach Verläumdung und Ehr- 
verletzung) in das Fragenschema werden die Rechte der 
Verteidigung nicht verietzt. Z. XXXX. 588. 

17. Die Weigerung der Kriminalkammer, alle gesetz- 
lichen Tatbestandsmerkmale in die Hauptfrage an die 
Geschwomen aufzunehmen, bildet einen Kassationsgrund 
nach Ziffer 2. Z. XLI. 223. 

Vergl. femer Art. 427 mit Anmerkungen. 
Ziffer s: 

18. Die Vorschrift des Art. 434, dass den Geschwor- 
nen die geschriebenen Zeugenaussagen nicht ausgehän- 
digt werden sollen, ist keine wesentliche Förmlichkeit 
und ihre Nichtbeachtung daher kein Kassationsgrund. 
M. IL 402. III. 277. Z. XVIII. 117. 

19. Ziffer 3 trifft nicht zu, wenn der Assisenpräsident 
nach dem Beginn der Geschwomenberatung einzelnen 
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Geschwornen den Austritt aus dem Beratungszimmer 
zum Zwecke der Befriedigung eines natürlichen Bedürf- 
nisses gestattet hat. M. VIII. io8. 

20. ZiiTer 3 triift nicht zu, wenn ein Geschwomer vor 
Beginn der Beratung das Beratungszimmer unter Anzeige 
an den Vorsteher für einen Augenblick zur Befriedigung 
eines natürlichen Bedürfnisses verlassen hat. Z. XVIII. 
117. 

21. Eine wesentliche Förmlichkeit ist weder die Vor- 
schrift des Art. 434 Alinea 3, wonach der Angeklagte 
während der Beratung der Geschwornen aus dem Sitz- 
ungslokal abzuführen ist, noch diejenige des Art. 279 
Ziffer 8, wonach die Urteilsgründe zu protokollieren sind. 
Auch die Unterlassung, den Geschwornen gemäss Art. 
426 ihre Obliegenheiten ins Gedächtnis zu rufen, bildet 
keinen Kassationsgrund, wenn die gleichen Geschwor- 
nen in derselben Session schon in andern Fällen geam- 
tet haben, wobei jene Förmlichkeit erfüllt wurde. Das 
Stimmenverhältnis, oder die Tatsache, dass Mehrheitsbe- 
schluss vorliege, braucht im Verdikt der Geschwornen 
nicht erwähnt zu sein (vergl. Art. 439), das Fehlen dieser 
Erwähnung bildet keinen Kassationsgrund. M. IX. 160. 

22. Die Staatsanwaltschaft ist zwar verpflichtet, der 
Hauptverhandlung vor den Assisen beizuwohnen. Ihr 
Ausbleiben und der Umstand, dass sie demgemäss nicht 
nach Art. 444 im Falle der Schuldigerklärung die An- 
wendung des Strafgesetzes verlangte, bildet aber keinen 
Kassationsgrund nach Ziffer 3. M. XIII. 6. 

23. Eine wesentliche Förmlichkeit im Sinne der Ziffer 
3 ist z. B. in den Vorschriften des Art. 437 enthalten. 
Diese Vorschriften sind aber nicht verletzt, wenn die 
Geschwornen während der Beratung in den Sitzungssaal 
zurückgekehrt sind um vom Präsidenten Aufschluss über 
die Fragestellung zu verlangen. M. XIII. 132. 

24. Die Mitgabe des Gesetzbuches in das Beratungs- 
zimmer der Geschwornen büdet keinen Kassationsgrund. 
Z. XXXV. 150. 

25. Die angeblich nicht gesetzlich erfolgte Wahl des 
Vorstehers der Jur>' muss vor Schluss der Verhandlungen 
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angegriifen und zum Gegenstand eines Zwischengesu- 
ches gemacht werden, wenn daraus ein Kassationsgrund 
gemäss Ziffer 3 abgeleitet werden will. Z. XXXX. 244. 
Ziffer 4: 

26. Der Verurteilte kann diesen Kassationsgrund nicht 
geltend machen, wenn er infolge falscher Anwendung 
des Strafgesetzes milder bestraft wurde, als das bei rich- 
tiger Anwendung der Fall gewesen wäre. M. IV. 95. 

27. Ziffer 4 trifft nicht zu, wenn der Angeklagte der 
Anstiftung zu einem Delikt schuldig erklärt wurde, ob- 
schon niemand dieses Delikts selber schuldig erklärt ist. 
M. XI. 329 

28. Ziffer 4 trifft nicht zu, wenn der Angeklagte der 
Unterschlagung, sowie der »Tätlichkeiten« schuldig erklärt 
und trotzdem nur zu einer Freiheitsstrafe (nicht auch zu 
Busse) verurteilt wurde. M. I. 76. 83. 

29. Die Kassation wird nicht ausgesprochen, wenn 
gestützt darauf der Appellations- und Kassationshof ein 
neues Urteil (gemäss Art. 491) mit zwar andern Motiven, 
aber mit dem gleichen Urteilsdispositiv aussprechen 
müsste. In diesem Fall hätte die Kassation keinen prak- 
tischen Zweck. Z. XX. 504. 

30. Unter falscher Anwendung des Strafgesetzes im 
Sinne der Ziffer 4 ist nur diejenige des materiellen Straf- 
rechts, nicht auch des Strafprozessrechts (z. B. betref- 
fend Kostenauflage) gemeint. Z. XXXX. 116. 

Art. 480. Die Civilpartei kann ebenfalls, jedoch ^) ^^^^^l^^^' 
bloss in Betreff ihrer Civilinteressen, Kassation ein- 
legen, 

1. wenn einer oder mehrere während den Verhand- 
lungen ausgefällte Vor- oder Zwischenentscheide 
sie beeinträchtigen ; 

2. wenn durch den angegriffenen Entscheid das 
Civilgesetz falsch angewendet worden ist. 

I. Der Umstand, dass die Civilpartei Kassation nicht 
bloss in betreff ihrer Civilinteressen, sondern überhaupt 
verlangt, rechtfertigt keinen ganzen oder teilweisen Fo- 
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rumsverschluss von Amtes wegen; diese Frage ist viel- 
mehr einlässlich zu prüfen. M. XII. 359. 
2. Eine Beeinträchtigung der Civilpartei durch einen Vor- 
oder Zwischenentscheid im Sinne der Ziffer i liegt nur 
dann vor, wenn durch den Entscheid die der Civilpartei 
gesetzlich gewährten Befugnisse verletzt und gleichzei- 
tig ein Einfluss auf die Beurteilung des Civilpunktes aus- 
geübt worden ist. In der Abweisung eines Begehrens 
um Vereinigung mehrerer Straf klagen kann eine solche 
Verletzung nicht liegen. »Vor- oder Zwischenentscheide« 
im Sinne der Ziffer i sind nur Urteile des Richterkolle- 
giums über Vor- oder Zwischenfragen, d. h. Erkennt- 
nisse über bestrittene Prozessvoraussetzungen. M. XII. 
359- 
Anbringungdes ^j^. 481. Das Kassationsß^esuch kann durch die 

Gesuches. ^ c^ ^ 

beteiligte Partei selbst oder durch einen Spezialbe- 
vollmächtigten angebracht werden ; es muss münd- 
lich oder schriftlich binnen 3 Tagen, von der Eröff- 
nung des Erkenntnisses an zu rechnen, dem Sekre- 
tär der Assisen oder in dessen Abwesenheit dem 
Amtsgerichtsschreiber des Sitzungsortes eingegeben 
werden. 

Wird es mündlich angebracht, so fasst es der 
Gerichtsschreiber in Schrift, unterzeichnet es nebst 
dem Gesuchsteller und legt es den Akten bei. Wird 
es hingegen schriftlich gemacht, so versieht es der 
Aktuar mit seinem Handzug und legt es gleichfalls 
den Akten bei. 

Es wird summarisch motiviert und in ein zu die- 
sem Endzwecke geführtes Register eingeschrieben, 
welches öffentlich ist, und aus welchem jedermann 
Auszüge verlangen kann. 

Jedenfalls wird dem Gesuchsteller ein solcher 
überliefert. 

I. Das Kassationsgesuch kann auch bloss eventuell, 
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d. h. für den Fall, dass von einer andern Prozesspartei 
ein solches eingereicht werde, gestellt werden. M. IX. 155. 

2. Nur die im Kassationsgesuch summarisch angege- 
benen Kassationsgründe werden berücksichtigt, nicht 
auch solche, die erst in der mündlichen Verhandlung 
vorgebracht werden. M. I. 81. Z. XX. 502. 

3. Auf einen Kassationsgnmd, der nicht schon im 
Kassationsgesuch, sondern erst in der Kassationsver- 
handlung geltend gemacht wurde, wird nicht eingetreten. 
M. IX. 155. 

4. Bei der Berechnung der dreitägigen Frist ist der 
Tag, an dem das Urteil gefällt wurde, nicht mitzuzäh- 
len. Die Frist läuft am dritten Tage abends 6 Uhr aus. 
Das Kassationsgesuch muss dem Sekretär der Assisen, 
nicht dem Obergerichtsschreiber eingereicht werden. 
Wurde es am dritten Tage abends 6 Uhr dem Oberge- 
richtsschreiber übergeben und von diesem um 6 Uhr 10 
Minuten dem Assisenschreiber abgeliefert, so ist es nicht 
rechtsförmig angebracht und dem Kassationskläger wird 
das Forum verschlossen. M. XI. 198. 

5. In analoger Anwendung der Bestimmungen des C. 
P. wird bei Berechnung der dreitägigen Frist der Tag, 
an dem die Urteilseröifnung stattgefunden hat, nicht mit- 
gerechnet. Ist der dritte Tag ein Sonntag, so erstreckt 
sich die Frist auch noch auf den darauifolgenden nütz- 
lichen Tag. Z. XXXX. 692. 

6. Wenn ein amtlicher Verteidiger ohne Spezialvoll- 
macht ein Kassationsgesuch stellt, während der Verur- 
teilte selbst erklärt, er widersetze sich diesem Gesuche 
und wünsche die Strafe anzutreten, so wird auf das Ge- 
such selbst dann nicht eingetreten, wenn der Verurteilte 
nachträglich, d. h. nach Ablauf der Kassationsfrist, seine 
Erklärung zurücknimmt und das vom Verteidiger gestellte 
Kassationsgesuch genehmigt. M. VII. 153. 

Art. 482. Der Gerichtsschreiber, welcher das ^j"t|^"?^ ^^ 

' die Parteien. 

Kassationsgesuch erhalten hat, teilt es vorkommenden- 
falls den beteiligten Parteien und der Staatsanwalt- 
schaft binnen drei Tagen, von dem Empfang an zu 



Digitized by 



Google 



212 — 



Verfahren. 



Beweis. 



Wirkungfen des 
Erkenntnisses. 



rechnen, mit ; er legt die Akten und das Erkenntnis 
auf der Gerichtsschreiberei des Sitzungsortes der 
Assisen nieder, wo alle beteiligten Parteien während 
acht Tagen davon Kenntnis nehmen und sich Ab- 
schriften ausfertigen lassen können, jedoch ohne die 
Akten wegzunehmen. 

Art. 483. Ist die achttägige Frist verflossen, so 
werden die Akten und das Erkenntnis dem Präsiden- 
ten des Appellations- und Kassationshofes eingesen- 
det, welcher nach genommener Einsicht und Eintra- 
gung der Sache in ein dazu bestimmtes Register 
verfährt, wie es in Art. 456 vorgeschrieben ist. 

Art. 484. Ebenso sind die Bestimmungen der 
Art. 459 ff. dieses Gesetzbuches zu beobachten. 

Neue Kassationsgründe, d. h. solche, die nicht schon 
im Kassationsgesuch (Art. 481) geltend gemacht wurden, 
können in der Verhandlung nicht mehr berücksichtigt 
werden M. I. 81. IX. 155. Z. XX. 502. 

Art. 485. Die Beweise für die Rechtfertigung 
des Kassationsgesuches können nur aus dem ange- 
griffenen Erkenntnis geschöpft werden ; handelt es 
sich jedoch um Tatsachen, die erst nach der Eröff- 
nung des Urteils sich ereignet haben, oder worüber 
dieses nichts enthält, so können weitere Beweismittel 
unter Beobachtung der in Art. 460 und 461 enthal- 
tenen Vorschriften beigebracht werden. 

Auf einen vorfragsweise gestellten Antrag auf Be- 
richtigung des AssisenprotokoUs, sowie auf Beweiser- 
gänzung wird nicht eingetreten. M. XI. 198. 

Art. 486. Wird das Kassationsgesuch verworfen, 
so erhält das Erkenntnis des Assisengerichtes Rechts- 
kraft ; der Gesuchsteller wird allen Parteien gegen- 
über zu den Kosten verfällt. 
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Art. 487. Kassiert der Appellations- und Kassa- 
tionshof das Erkenntnis des Assisengerichts, so wird 
nach Anleitung der folgenden Artikel verfahren. 

Art. 488. Wird das Urteil nur infolge der Auf- 
liebung eines oder mehrerer während der Verhand- 
lungen ausgefällten Vor- oder Zwischenentscheide 
kassiert, so weist der Appellations- und Kassations- 
hof, nachdem er über diese Vor- oder Zwischenfra- 
gen definitiv geurteilt, die Sache vor die Assisen des- 
selben Bezirkes. Die Mitglieder der Kriminalkammer, 
welche an dem Entscheide teilgenommen, sollen je- 
doch nicht miturteilen. 

Wird das Urteil nur soweit einen von mehreren An- 
geklagten betreifend auf dessen Kassationsgesuch hin 
kassiert, so ist damit auch die Urteilsbestimmung aufge- 
hoben, dass die Civilpartei für ihren Civilanspruch an 
den Civilrichter gewiesen sei. Die Civilpartei kann also 
im neuen Assisenverfahren wieder als solche auftreten. 
M. XL 329. 

Art. 489. Der Appellations- und Kassationshof 
weist den Prozess gleichfalls an die Assisen dessel- 
ben Bezirkes zurück, wenn die seit dem Schluss der 
Verhandlung vorgefallene, der Kassation zugrunde 
liegende Unförmlichkeit von den Geschwornen oder 
dem Richterkollegium begangen worden ist. 

Art. 490. In den durch die beiden vorhergehen- 
den Artikel vorgesehenen Fällen wird die Sache von 
neuem verhandelt und beurteilt, und der Staat trägt 
die Kosten aller Handlungen und Massnahmen^ 
deren Nichtigkeit der Kassationsbeschluss mit sich 
bringt. 

Art. 491. Ist das Erkenntnis wegen falscher An- 
wendung des Straf- oder Civilgesetzes aufgehoben 

14 
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worden, so spricht der Appellations- und Kassations- 
hof selbst ein auf den Wahrspruch der Geschwor- 
nen gestütztes Endurteil. 

Hat ein Verurteilter seine Strafe bereits nach dem ersten 
Urteil angetreten, so ist trotz Kassation die durch das 
neue Urteil bestimmte Strafzeit vom Datum des ersten 
Urteils an zu berechnen. (App.- und Kass.-Hof). M. V. 
329. 
Auszüge aus ^rt. 492. Tedcs kassierende Urteil soll der Krimi- 

den Kassations- '' ^ 

erkenntnissen. nalkammer binnen vierundzwanzig Stunden von der 
Eröffnung an im Auszug mitgeteilt werden. 

Wird dagegen das Kassationsgesuch verworfen, 
so wird der Entscheid des Appellations- und Kassa- 
tionshofes, nebst dem Urteil des Assisengerichts, bin- 
nen drei Tagen, von der Mitteilung an die Parteien 
zu rechnen, dem Regierungsrat zugesendet. 

Titel III. 

Von der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

zuiässigkeit. Art. 493. Die Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand kann nur gegen Kontumacialurteile und zwar 
nur durch den Angeschuldigten, den Angeklagten 
und die Civilpartei, wenn sie unterlegen sind, ver- 
langt werden. 

Kumulation von Appellation und Wiedereinsetzungs- 
begehren ist nicht möglich. Z. XXXIX. 582. Gegentei- 
lige Ansicht Z. XXXX^ 576. 

Art. 494. Der Angeschuldigte und die Civilpartei 
können Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ver- 
langen, wenn sie durch Krankheit, Abw^esenheit bei 
der Mitteilung der Ladung und am Tage der Ver- 
handlung, oder durch andere sehr wichtige Umstände 
in die Unmöglichkeit versetzt waren, zu erscheinen. 
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Abwesende und flüchtige Verurteilte können, wenn 
sie nach dem Urteile sich freiwillig stellen oder er- 
grift'en werden, die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand verlangen, welche in diesem Falle keiner an- 
dern Rechtfertigung bedarf. 

Art. 495. Das Vorhaben, sich in den vorigen Erklärung:. 
Stand wieder einsetzen zu lassen, muss längstens 
acht Tage nach demjenigen erklärt werden, wo der 
Ausgebliebene sichere Kenntnis von dem gegen ihn 
ausgefällten Urteile erhalten hat und sich dieses Rechts- 
mittels bedienen konnte. Diese Erklärung soll durch 
die beteiligte Partei selbst oder durch einen Spezial- 
bevollmächtigten mündlich oder schriftlich bei dem 
Sekretariat derjenigen Behörde abgegeben werden, 
welche das angegriffene Urteil gefällt hat. 

Art. 496. Wird die Erklärung schriftlich abge- 
geben, so versieht sie der Sekretär mit seinem Hand- 
zuge ; wird sie mündlich gemacht, so nimmt er da- 
rüber ein Protokoll auf, das er nebst dem Betreffen- 
den unterzeichnet. Im einen und im andern Falle 
sind die etwa vorhandenen rechtfertigenden Akten- 
stücke beizufügen oder die sonstigen angerufenen 
Beweismittel darin zu bezeichnen. 

Abweisung eines Wiedereinsetzungsgesuches, weil 
dasselbe nicht begründet und belegt w^arde. M. I. 223. 

Art. 497. Der Sekretär übersendet diesen Akt 
ohne Verzug dem Präsidenten der zuständigen Be- 
hörde, welcher sofort den Tag der Verhandlung und 
Beurteilung der Wiedereinsetzung, sowie vorkom- 
mendenfalls für das Urteil in der Hauptsache festsetzt. 

Verhandeln Angeklagter und Civilpartei in der 
Sache, so wird das Wiedereinsetzungsgesuch der Ge- 
genpartei zugleich mit der Ladung mitgeteilt. 
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Verfahren. \j^ 498. Die vor dcf Verhandlung vorzuneh- 

menden Massregeln müssen getroffen und überdies 
die hier einschlagenden Bestimmungen über das Ver- 
fahren vor dem Polizeirichter, den Assisen oder der 
Polizeikammer beobachtet werden. 

1. Welche Behörde ist zur Beurteilung des Wieder- 
einsetzungsgesuches zuständig ? Ist eine Appellation 
gegen den Entscheid zulässig ? M. I. 223. 

2. Die Appellation gegen das Urteil über ein Wieder- 
einsetzungsbegehren ist unzulässig. M. V. 331. 358. 

3. Der Entscheid über das Wiedereinsetzungsbegeh- 
ren ist eine Verfügung des Richters, kein Urteil. Die 
ordentlichen Rechtsmittel (Appellation und Nichtigkeits- 
klage) können daher gegen diesen Entscheid nicht an- 
gewendet werden. Z. XXXX. 573. 

^'wiedfr^eln-*''' ^^' ^^^' ^^^d dem Wiedcrcinsctzungsgesuch 
Setzung, entsprochen, so wird das erste Urteil aufgehoben, 
die Kosten werden zur Hauptsache geschlagen und 
diese kommt von neuem zur Verhandlung. 

Verlangt die Civilpartei die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand, so wird die Sache nur in Betreff 
ihrer Civilinteressen von neuem behandelt und be- 
urteilt. 

Art. 500. Wird das Wiedereinsetzungsgesuch ver- 
worfen, so wird der Gesuchsteller allen Parteien ge- 
genüber zu den Kosten verurteilt und das erste Urteil 
wird vollzogen. 

Art. 501. Bleiben die Parteien oder der Gesuch- 
steller allein beim Termine zur Verhandlung über 
das Wiedereinsetzungsbegehren aus, so wird dies als 
nicht erhoben betrachtet und der Gesuchsteller zu 
den Kosten verurteilt. 

Bleibt der Gegner desselben allein aus, so wird 
die Sache verhandelt und beurteilt, wie wenn er an- 
wesend wäre. 
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Titel IV. 
Von der Revision der Urteile. 
Art. 502. Gegen alle Endurteile kann von dem zuiässigkeit. 
Verurteilten, der Staatsanwaltschaft und der Civil- 
partei die Revision verlangt werden, 

1. wenn durch ein Verbrechen auf das Ergebnis 
des Strafverfahrens eingewirkt wurde ; 

2. wenn der Verurteilte später neue Indicien ent- 
deckt, welche geeignet sind, seine Freisprechung 
herbeizuführen ; 

3. wenn der Freigesprochene später gerichtlich 
oder aussergerichtlich ein Geständnis der Tat 
abgelegt hat ; 

4. wenn später ein Strafurteil ausgefällt wurde, das 
mit dem erstem in unverträglichem Widerspruch 
steht . 

In Fällen, wo mehrere Personen der Teilnahme 
an einer strafbaren Handlung angeklagt waren, hat 
.sich die Revision des Strafurteils auf alle Mitange- 
>schuldigten zu erstrecken, selbst wenn der Grund 
der Revision sich nur auf einen oder einzelne bezieht. 

1. Wer des Diebstahls angeschuldigt war, aber nur 
wegen Begünstigung schuldig erklärt worden ist, kann mit- 
telst des Revisionsverfahrens neuerdings des nämlichen 
Diebstahls wegen angeschuldigt werden. M. VI. 226. 

2. Ziffer I. Zur Geltendmachung dieses Revisions- 
grundes genügt die einfache Behauptung, die Zeugen 
hätten in der Verhandlung falsch ausgesagt, nicht. M. 
V. 435- Z. XLII. 455. 

3. Ziffer I. Dieses Verbrechen muss durch ein Urteil 
konstatiert sein; sonst kann es nicht als Revisionsgrund 
dienen. Z. XXXV. 157. XLII. 455. 

4. Ziffer I trifft zu, wenn nachgewiesenermassen 
mehrere Zeugen in der Hauptverhandlung falsche Aus- 
sagen gemacht hatten. M. IV. 242. 
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5. Unter den Begriff »Verbrechen« im Sinne der Zif^ 
fer I fallen nicht nur die Verbrechen im engern Sinne, 
sondern alle strafbaren Handlungen. Z. XXXV. 413. 
XXXIX. 480. 

6. Ziffer 2. Ein neues Indicium kann nur ein Moment 
sein, das geeignet ist, den Tatbestand^ der dem ange- 
fochtenen Urteil zu Grunde lag, abzuändern. M. XIII. 127. 

7. Ziffer 2. Abweisung des Gesuches wegen Uner- 
heblichkeit der angeblich neuentdeckten Indicien. M. 
III. 276. 

8. Ziffer 2. Wenn der Angeschuldigte in der Haupt- 
verhandlung trotz dem Ausbleiben des Zeugen, der das 
später als Re\dsionsgrund geltend gemachte »neue Indi- 
cium« hätte bestätigen können, keinen Antrag auf Ver- 
schiebung der Verhandlung stellt, so kann er im Revi- 
sionsverfahren sich nicht auf diesen Zeugen als Beweis- 
mittel für das angeblich neuentdeckte Indicium berufen. 
Begriff des neuentdeckten Indiciums. M. VI. 223. 

9. Ziffer 2. Abweisung des Revisionsgesuches, weil 
die neuen Zeugen, deren Abhörung der Impetrant ver- 
langt, ihm schon zur Zeit der ersten Verhandlung be- 
kannt waren. M. III. 383. 

IG. Ziffer 2. Weitere Zeugen zu einem bereits in der 
ersten Verhandlung angetretenen Alibibeweis können 
nicht als neuentdeckte Indicien gelten, wenn deren Exi- 
stenz (wenn auch nicht deren Namen) dem Verurteilten 
schon zur Zeit der ersten Verhandlung bekannt sein 
musste. M. VII. 211. 

1 1 . Ziffer 2. Zum Begriff der » neuen Indicien. « Z. 
XXXV. 270. 419. 

12. Ziffer 3. Wer von einer Straf klage freigespro-^ 
chen worden ist, darf nicht neuerdings — ohne vorherige 
Revision des Urteils — in der nämlichen Strafsache als 
Angeschuldigter abgehört werden. Geschieht es doch^ 
so hat dessen Aussage keine rechtliche Gültigkeit und 
kann nicht als nachträgliches Geständnis des Freigespro- 
chenen angesehen und zur Begründung eines Revisions- 
begehrens verwendet werden. M. VI. 226. 

13. Ziffer 3. Das nachträgliche Geständnis braucht nieht 
ausdrücklich diejenige Handlung zuzugeben, deren der 
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Freijj:espr()chene anojeklag;t gewesen ist. Es ojenügt, wenn 
er nachträglich solche Willenshandlungen zugibt, die 
den Tatbestand des Deliktes ausmachen, dessen er an- 
geklagt gewesen war. M. VI. 226. 

14. Ziffer 4. »Strafurteil« heisst nicht »ein in einer 
Strafsache ausgefälltes Urteil, « sondern nur » ein zu 
Strafe verurteilendes Erkenntnis« (also nicht auch ein 
freisprechendes). Den beiden Strafurteilen, die in un- 
verträglichem Widerspruch stehen sollen, muss das näm- 
liche »Ereignis« zugrunde liegen. Blosser unverträgli- 
cher Widerspruch rechtlicher Erwägungen in verschiede- 
nen Urteilen bildet keinen Revisionsgrund. M. XIII. 127. 

15. Wenn das spätere Urteil nur teilweise in unver- 
träglichem Widerspruch mit dem frühern steht, so wird 
gleichwohl das ganze (erste) Urteil aufgehoben, da es un- 
möglich ist, ein Urteil, welches eine einzige Verurteilung 
für mehrere strafbare Handlungen ausspricht, nur teil- 
weise aufzuheben. M. III. 274. 

16. Zu der Teilnahme an einer strafbaren Handlung 
im Sinne des Art. 502 (letztes Alinea) gehört die Be- 
günstigung nicht. M. V. 226. 330. 

Art. 503. Die Civilpartei kann bloss ihrer Civil- 
interessen wegen, in den im Art. 502 vorgesehenen 
Fällen die Revision verlangen. 

Art. 504. Das dem Verurteilten zustehende Re- Revisionsrecht 

des uberlcben- 

visionsrecht (Artikel 502) kann, wenn er tot ist, an ^®° ^^^^^gattea 
seiner Statt von seinem überlebenden Ehegatten, sei- 
nen Kindern, sonstigen Verwandten oder Erben aus- 
geübt werden. 

Art. 505. Das Revisionsgesuch wird unterzeich- ^erfahreu. 
net und mit Anschluss der betreffenden Beweismittel 
dem Appellations- und Kassationshof eingereicht. 

Art. 506. Das Gesuch wird dem Generalproku- 
rator mitgeteilt, auf dessen Bericht hin der Gerichts- 
hof binnen zehn Tagen von dem Empfange der Ak- 
ten an entscheidet. Doch kann derselbe vor der 
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Fällung des Entscheides die Sache erforderlichenfalls 
dem zuständigen Untersuchungsrichter überw^eisen, 
um die zur Unterstützung des Gesuches angeführten 
Tatsachen näher zu untersuchen. 

Art. 507. Wenn der Appellations- und Kassa- 
tionshof das Revisionsgesuch für begründet erklärt, 
so hebt er das Strafurteil auf, ordnet erforderlichen- 
falls die Emstellung der Vollziehung des erstinstanz- 
lichen Urteils oder Beschlusses an und weist die Sa- 
che an den Assisenhof, wenn das Urteil von diesem 
ausgeht, oder wenn es von ihm selbst gemäss Art. 
488 gefällt worden ist. 

Auch wenn sich em Revisionsgrund nur auf eine von 
mehreren Anklaß;en bezieht, so ist g^leichwohl das ganze 
frühere Strafurteil aufzuheben samt der ganzen voraus- 
gehenden Hauptverhandlung. Z. XXXIX. 32. 

Wirkungen der Art. 508. Ist das aufgehobcnc Urteil von einem 
korrektionellen Gericht oder von dem Polizeirichter 
oder von der Polizeikammer gefällt worden, so wird 
die Sache an das zuständige korrektionelle Gericht 
oder den zuständigen Polizeirichter verwiesen. 

Art. 509. Eine neue Anklageakte wird nicht ge- 
macht; jedoch werden die Beweisstücke, auf welche 
gestützt der Appellations- und Kassationshof die 
abermalige Anhebung des Prozesses angeordnet hat, 
den Akten beigefügt. 

Art. 510. Ist der Verurteilte verstorben, so wer- 
den die Verhandlungen mit den Berechtigten geführt, 
welche das Begehren gestellt haben. 

Art. 511. Wird nach der neuen Verhandlung 
der Verurteilte wiederholt für schuldig erklärt, so wird 
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entweder er, oder derjenige zu den Kosten verfällt, 
welcher in seinem Interesse die Revision begehrt hat. 

Art. 512. Wird der Verurteilte durch das neue 
Urteil freigesprochen, so wird er in alle Rechte wieder 
eingesetzt. Ist er verstorben, so reinigt das neue 
Urteil sein Andenken von der gegen ihn verhängten 
Anklage und spricht seinen Erben auf ihr Verlangen 
Entschädigung zu. 

Art. 513. Das freisprechende Urteil wird dem 
Betreffenden im Original mitgeteilt und durch das 
amtliche Blatt des Kantons bekannt gemacht. 

Art. 514. Ist die Revision für zulässig erklärt 
worden, hat aber das Gericht oder der Gerichtshof 
ein zweites Strafurteil aUvSgefällt, so kann die Revi- 
sion nicht mehr zum zweitenmal begehrt werden. 

Fünftes Buch, 

Von der Vollstreckung der Urteile.^ 

^ Vergl. Kreisschreiben des Regierungsrates vom 
13. Oktober 1866 und 14. März 1867 betreffend die 
Vollziehung von Strafurteilen ; Kreisschreiben vom 
15. Juli 1851 betreffend verschiedene Bestimmungen 
des neuen Strafprozesses ; ferner B. vom 8. Novem- 
ber 1882 betreffend die Verrechnung der Gebühren. 

Art. 515. Die Endurteile gehen in Rechtskraft 
über, sobald die Fristen zur Einlegung eines Rechts- 
mittels dagegen verstrichen sind. 

I. Die Fristen zur Einlegung eines Rechtsmittels sind 
bei einem Kontumacialurteil jedenfalls so lange nicht 
verstrichen, als dasselbe dem Kontumacierten weder per- 
sönlich noch ediktaliter eröffnet wurde. Infolgedessen 
kann das Urteil vorher nicht in Rechtskraft treten und 
nicht vollstreckbar werden. M. II. 230. 



Fristen. 
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2. Vorbehaltlich der Art. i und 2 des B. G. vom 22. 
Juli 1852 betreffend die Auslieferunjj; von Verbrechern 
und Angeschuldigten vollzieht der Kanton Bern in der 
Regel nur Straf urteile bernischer Gerichte. Die Vollzie- 
hung eines neuenburgischen Urteils wird verweigert. M. 
III. 232. 385. 

Ausfertifirung Art. 5! 6. Tedcs in Rechtskraft erwachsene Urteil 

des Lrteils. "^ 

des Polizeirichters oder des korrektionellen Gerichtes 
wird von dem Gerichtsschreiber längstens binnen 
drei Tagen nach Ablauf der Frist für Einlegung eines 
Rechtsmittels besiegelt, von dem Präsidenten und dem 
Gerichtsschreiber unterzeichnet und dem Regierungs- 
statthalter des Bezirks, wo die Sache beurteilt worden 
ist, zugestellt. 

Art. 517. Die rechtskräftigen Urteile des Assi- 
sengerichtes und des Appellations- und Kassations- 
hofes (Art. 491) und der Polizeikammer werden in 
derselben Frist von dem Gerichtsschreiber ausgefer- 
tigt und dem Regierungsrat zugestellt. Dieser sendet 
sie sofort dem zuständigen Regierungsstatthalter zu, 
um die Vollziehung, gemäss den einschlagenden Ge- 
setzen und Verordnungen anzuordnen. 

Verhaftete Angeschuldigte, welche erstinstanzlich 
zu einer Freiheitsstrafe verurteilt w^orden, können, der 
erklärten Appellation ungeachtet, mit ihrer Zustim- 
mung vorläufig in die betreffende Strafanstalt verlegt 
werden. In diesem Falle wird ihnen die Zeit, wel- 
che sie bis zum oberinstanzlichen Urteile in der be- 
treffenden Enthaltungsanstalt zugebracht, von der 
ihnen durch das oberinstanzliche Urteil zuerkannten 
Freiheitsstrafe abgerechnet. 

Ist ein vom Assisenhof ausgefälltes Urteil nachträg- 
lich kassiert worden, während der Verurteilte seine Strafe 
schon angetreten hatte, so ist die durch das neue Urteil 
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bestimmte Strafzeit (Art. 491) vom Datum des ersten 
Urteils an zu berechnen. M. V. 329. (App.- und Kass.- 
Hof). 

Art. 518. Sprechen die Urteile die Zurückgabe '^'"'^^^^^f^^'' 
von Gegenständen aus, die infolge der Untersuchung<^«ge«ständen. 
mit Beschlag belegt worden sind, so werden diese 
der vollziehenden Behörde mit dem ausgefertigten 
Urteile zugestellt. 

Art. 519. Die Gerichtsschreiber, welche den Vor-^^»^?^«" ^««^ p^- 

' nchtschrei- 

schriften der vorhergehenden Artikel zuwiderhandeln, ^^*'- 
sollen von dem Gericht, welches das Urteil gefällt 
hat, zu einer Busse von fünfzehn bis fünfundsie- 
benzig Franken und im Wiederholungsfall zum dop- 
pelten Betrag verfällt werden, ohne den Kosten und Ent- 
schädigungen an die beteiligten Parteien vorzugreifen. 

Art. 520. Die freisprechenden Urteile ^'erden^'«i^?'j«J;^^^"&^^^^ 
durch Freilassung des Angeschuldigten oder des An- ^«^ urteiie. 
geklagten vollzogen, wenn er in Haft sitzt, es sei 
denn, dass er wegen einer andern Sache in Haft sei. 
In diesem Falle, sowie wenn der Angeschuldigte oder 
der Angeklagte nicht in Untersuchungshaft sitzt, soll 
das freisprechende Urteil auf Anordnung der zustän- 
digen Gerichtsbehörde durch das amtliche Blatt des 
Kantons veröffentlicht werden. Spricht dies Urteil 
dem Angeklagten eine Enschädigung zu, so wird 
ihm dieselbe ausbezahlt, sobald die vollziehende Be- 
hörde offiziell von dem Urteil in Kenntnis gesetzt 
worden ist. 

Die Beweisstücke und alle dem Angeklagten an- 
gehörigen Gegenstände sollen ihm sofort nebst einer 
Abschrift des freisprechenden Urteils zugestellt werden. 

Art. 521, Der Regierungsstatthaher, welcher den^\^/^^^^^^^^^J^« 
Vorschriften des vorhergehenden Artikels binnen vier- **^^^*''' 
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undzwanzig Stunden von dem Empfang des freispre- 
chenden Urteils an nicht nachkommt, soll zu einer 
Einstellung von wenigstens einem Jahre oder zur 
Amtsentsetzung verurteilt werden. Damit wird jedoch 
der wegen willkürlicher Gefangenhaltung allenfalls 
gegen ihn zu richtenden Anklage und den Kosten 
und Entschädigungen an die beteiligten Parteien nicht 
vorgegriffen. 

^vernne^^? Art. 522. Jcdcs dic Verurteilung zu einer Busse 
a) zu Busse, aussprcchcnde Urteil wird durch den Regierungsstatt- 
lialter vollzogen, der sich in dieser Hinsicht nach 
den Vorschriften des Gesetzbuches über das Verfah- 
ren in bürgerlichen Rechtssachen ^ richtet. 

Ist der Verurteilte in Haft, so soll er, wenn er 
nicht aus andern Gründen zurückbehalten wird, in 
Freiheit gesetzt werden. 

^ Jetzt nach dem B. G. vom ii. April 1889 über 
Schuldbetreibung und Konkurs, Art. 43. 

Art. 523. Jede gegen einen Fremden, welcher 
nicht genügendes Eigentum innerhalb des Kantons- 
gebietes nachweist, oder gegen eine darin angeses- 
sene Person, deren Armut amtlich nachgewiesen ist, 
ausgefällte Busse wird von Rechts wegen in Gefäng- 
nis oder öffentliche Arbeiten umgewandelt. Ein Tag 
Gefängnis zählt für vier Franken Busse ; die Bruch- 
zahlen unter vier Franken zählen für einen Tag. 

Der Tag Arbeit wird zu einem Franken und 
fünfzig Rappen berechnet. ^ 

^Vergl. Kreisschreiben vom 12. Dezember 1851 
betreffend die Umwandlung der Bussurteile in öffent- 
liche Arbeit. Bezüglich Umwandlung von auf eidg. 
Gesetzen beruhenden Bussurteilen vergl. Art. 151 des 
B. G. vom 22. März 1893 über die Bundesrechtspflege. 
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Bussen können nicht als durch die ausgestandene 
Untersuchungshaft getilgt erklärt werden. Z. XXXX. 172. 

Art. 524. Uebersteigt die Gefängnisstrafe nicht^>^"^®g°s"i«- 
einen Monat, so ist sie am Hauptort des Bezirkes 
auszuhalten, in welchem die Sache erstinstanzlich 
beurteilt worden ist. 

Uebersteigt sie einen Monat, so kann sie an einem 
andern Orte ausgehalten werden. 

Sie soll binnen acht Tagen von dem Empfang 
des Urteils an durch den Regierungsstatthalter voll- 
zogen werden, wenn nicht wegen Mangel an Platz 
in der Strafanstalt oder wegen Krankheit die Voll- 
ziehung verschoben werden muss. 

Art. 525. Jede korrektionelle oder kriminelle Ver- "v^w^sudS'" 
urteilung zu einer Landesverweisung wird durch die 
Transportierung des Verurteilten an die Kantons- 
grenze vollzogen. Ein Diener der öffentlichen Macht 
besorgt die Transportierung, und übergibt dem Ver- 
urteilten beim Austritt aus dem Kanton die nötigen 
Legitimationsschriften. Dieser Diener bescheinigt am 
Ende des ihm zu diesem Zwecke nebst dem Vollzie- 
hungsbefehl von dem Regierungsstatthalter mitgege- 
benen Urteils, dass er den empfangenen Befehl voll- 
zogen und den Verurteilten an den vorgeschriebenen 
Ort geführt habe. 

Art. 526. Jedes auf Kriminalstrafe in einem Zucht- "^i/J^g^^afe!" 
oder Korrektionshause lautende Urteil wird durch 
den Transport des Verurteilten in die genannten An- 
stalten vollzogen. Der zuständige Regierungsstatt- 
halter lässt ihn durch einen oder mehrere Diener 
der öffentlichen Macht dorthin führen. 

Art. 527. Die Vorsteher der Strafanstalten, sowie 
die Wärter der Bezirksgefängnisse sollen ein Register 
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halten, in welchem sie Namen, Vornamen, Alter, Be- 
ruf, Geburtsort der ihnen übergebenen Gefangenen, 
die Art der Strafe, das Datum des Urteils und den 
Tag des Ein- und Austrittes einzuschreiben haben. 

Art. 528. Jede Verurteilung zu irgend einer Ent- 
haltungsstrafe wird überdies gemäss den speziellen 
Gesetzen und den Verordnungen über die Strafan- 
stalten vollzogen. 

In geeigneten Fällen ist der Regierungsrat er- 
mächtigt, Enthaltungsstrafen durch Landesverweisung 
zu ersetzen. ^ 

^Aufgehoben; vergl. D. vom 13. Dezember 1858 
betreffend Modifikation des Str. Pr. 

Art. 529. Jede nach dem Tage des Endurteils 
ausgestandene Enthaltung muss an der ausgefällten 
Gefängnisstrafe abgezogen werden. 
e) zur Todes- Art. 530. Dic Todcsstrafc kann nur durch das 

strafe. 

Schwert vollzogen werden. ^ 

^ Die Todesstrafe ist aufgehoben ; vergl. Erklä- 
rung des G. R. vom 30. November 1874. 
f)zurKonfis- Art. 531. Wird die Konfiskation von Sachen 

Ration. 

erkannt, welche dem Verurteilten angehören, so for- 
dert der Regierungsstatthalter denselben auf, sie ihm 
sofort, oder in einer von ihm zu bestimmenden Frist 
einzuhändigen. Leistet der Verurteilte dieser Auffor- 
derung keine Folge, so befiehlt der Regierungsstatt- 
halter die Beschlagnahme dieser Sachen, gemäss den 
Bestimmungen der Artikel 129 ff. dieses Gesetzbuches. 

?rstättung\''on ^^^' ^32. Dic Sachcn, deren Zurückerstattung 
Sachen, erkannt ist, werden dem Eigentümer durch den Re- 
gierungsstatthalter gegen Quittung eingehändigt ; 
werden sie ihm nicht zugestellt, so kann die verletzte 
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Partei dagegen das in Art. 537 hiernach bestimmte 
Rechtsmittel ergreifen. 

Art. 533. Ist der Angeklagte zu einer Leistung ^^ ^" Leistun- 
irgend einer Art verurteilt worden, so wird er gleich- 
falls aufgefordert, sofort oder in einer je nach Um- 
ständen zu bestimmenden Frist zu gehorchen. Tut 
•es der Verurteilte nicht, so lässt sie der Regierungs- 
.statthalter von Amtes wegen auf dessen Kosten vor- 
nehmen. 

Art. 534. Ist der Angeklagte zu einer Unterlas- '> ^^^^^"^^*^^;^'^^- 
sung verurteilt worden, so wird das Urteil nach Vor- 
schrift des Art. 393 des Gesetzbuches über das Ver- 
fahren in bürgerlichen Rechtssachen vollstreckt. 

Art. 535. Die Kontumacialurteilssprüche werden,]^^'^^^'^^^^»^,^^^ 
soweit es sich tun lässt, in der Abwesenheit des »eiissprüche. 
Verurteilten vollzogen, wie wenn er anwesend wäre. 
Gehen sie von dem Assisengericht, dem Appellations- 
und Kassationshofe oder dem korrektionellen Gerichte 
aus, so werden sie im Auszug in das amtliche Blatt 
des Kantons und je nach Umständen in Zeitungen 
•eingerückt. 

Art. 536. Der Kostenpunkt der Urteile wird auf J°jJ^^[|;j!^"^f;^ 
die weiter oben (Art. 522) in Betreff der Bussen vor- hosten. 
geschriebene Weise erledigt. Bei Personen, deren 
Armut amtlich nachgewiesen ist, sind die Kosten als 
.:getilgt zu betrachten, wenn der Verurteilte einen förm- 
lichen Armutsschein einlegt, den Fall jedoch vorbe- 
halten, wenn er später zu Vermögen gelangt. 

Zu den Kosten gehören auch diejenigen der 
Untersuchungshaft, oder einer sonstigen Verwahrung. 

Hat ein Angeschuldigter Busse und Kosten zu bezah- 
len, so ist es zulässig, einen von ihm beim Regierungs- 
statthalter bezahlten Betrag zunächst auf die Kosten an- 
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zurechnen, trotzdem er ausdrücklich erklärte, er wolle 
damit die Busse bezahlen. Deponiert er hierauf den 
Bussenbetrag beim Richter, so ist es zulässig, dieses 
Depot wiederum zunächst auf die Kosten und eine (laut 
Urteil) nachzubezahlende Patentgebühr anzurechnen, statt 
auf die Busse. (App.- und Kass.-Hof ; als hierauf die 
Busse nicht bezahlt wurde und die bemischen Behörden 
von Solothum die Auslieferung des Verurteilten zwecks 
Strafvollzuges verlangten, rekurrierte der Verurteilte ans 
Bundesgericht, das den Rekurs gut hiess und die Aus- 
lieferung als unzulässig erklärte, weil die Busse bezahlt 
sei.) M. IV. 155. 241. 

b) betreffs der Alt. 537. Die Urteile werden in Betreff der Civil- 

Entschädi- 
gungen, entschädigung und Kosten durch den Entschädigungs- 

forderer nach den Vorschriften des Betreibungsge- 
setzes vollzogen. 

^d^Jr *v *iiz?r^ ^^^' ^^®" ^^^ Vollziehung der Verurteilungen zu 

hang- einer Kriminalstrafe, zu Gefängnis- oder zu einer kor- 
rektionellen und polizeilichen Verweisungsstrafe soll 
verschoben werden, 

1. wenn der Angeklagte laut Zeugnis zweier vom 
Regierungsstatthalter bezeichneten Aerzte gei- 
steskrank ist ; 

2. wenn er laut amtlicher Bescheinigung in einem 
so kranken Zustande ist, dass er ohne Gefahr 
nicht transportiert werden kann ; 

3. wenn er vor Antretung der Strafe ein Revisions- 
gesuch (Art. 505) eingegeben hat, oder 

4. wenn er mit einem Begnadigungsgesuch einge- 
langt ist (Art. 559), und das Urteil die Todes- 
strafe ausspricht.^ 

Art. 539. An schwangeren Weibspersonen darf 
die Todesstrafe nicht vollzogen werden. Die Voll- 
ziehung wird bis wenigstens dreissig Tage nach der 
Entbindung aufgeschoben. Der Staat hat die erste 
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Pflege des Kindes zu übernehmen, wenn die Erben 
der Weibsperson vermögenslos sind oder deren Erb- 
schaft ausschlagen, und wenn sich niemand des 
Kindes annimmt. ^ 

Art. 540. In den durch Art. 538 vorgesehenen 
Fällen dauert der Aufschub so lange, als dessen Ur- 
sachen nicht wegfallen. 

Art. 541. Wird das Revisions- oder Begnadi- 
gungsgesuch in den durch Art. 538 Nr. 3 und 4 vor- 
gesehenen Fällen verworfen, so wird gleichfalls zur 
Vollziehung der Todesstrafe geschritten.^ 

^ Obsolet ; vergl. die zu Art. 530 angeführte Er- 
klärung des G. R. 

Art. 542. Jeder Verurteilte soll dem Regierungs- 
statthalter das Vorhandensein von Ursachen anzeigen, 
welche einen Aufschub der Vollziehung mit sich 
bringen. Wird trotz dieser Anzeige zur Vollziehung 
geschritten, so ist der Regierungsstatthalter gegen 
die beteitigten Parteien für alle Folgen verantwortlich. 
Diese Verantwortlichkeit fällt weg, wenn die Anzeige 
nicht stattgefunden und wenn sonst der Regierungs- 
statthalter keine Kenntnis von dem Vorhandensein 
der Ursache des Aufschubes hatte. 

Art. 543. Durch die Bep-nadiefungf, sowie durch Beendigung: 

^ t9 t>' ^jer Vollzie- 

dte Erkennung^ der Revision wird die Strafvollziehung hung: 

. . , T T^ "a) Begnadigung 

oder, wenn sie bereits begonnen, die r ortsetzung und Revision, 
derselben gehemmt, und es treten unverzüglich die 
Folgen ein, welche der gefasste Beschluss oder das 
Gesetz vorschreiben. 

Art. 544. Kein Urteil kann vollzogen werden ,bj Verjährung 
wenn die Strafe verjährt ist. 

I. Solange ein Kontumacialurteil dem Verurteilten 
weder persönlich noch auf dem Ediktalweg eröifnet wor- 
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den ist, ist es nicht in Rechtskraft erwachsen, somit nicht 
vollstreckbar und die Straf Verjährung kann nicht zu lau- 
fen beginnen. M. II. 230. IV. 60. VI. 287. VIII. 333. 

2. Ist für den Charakter der Strafe als polizeiliche, 
korrektioneile oder peinliche und damit für die Verjäh- 
rungsfrist die Bezeichnung der Strafe im Urteil gemäss 
Art. 278 massgebend ? M. IV. 344 (Anmerkung des Re- 
daktors des M.). 

3. Die Landesabwesenheit (Unmöglichkeit des Straf- 
vollzuges) hindert die Staf Verjährung nicht. M. IV 344. 
(App.- und Kass.-Hof). 

4. Die Einführung eines neuen Strafgesetzes mit kür- 
zern Verjährungsfristen bleibt ohne Einfluss auf die Ver- 
jährung einer unter der Herrschaft des hartem Strafge- 
setzes ausgesprochenen Strafe. (App.- und Kass.-Hof). 
M. IV. 404. 

^übertrefun^^^^^^ Art. 545. Die wegen Polizeiübertretungen er- 
kannten Strafen verjähren nach Ablauf von zwei 
Jahren, von dem Tag der Rechtskraft des Urteils an 
zu rechnen. 

Die Straf Verjährung in Armenpolizeisachen beträgt 
zwei Jahre, da die Widerhandlungen gegen das Armen- 
polizeigesetz blosse Polizeiübertretungen sind. M. III. 
274. 
üoiiiien°Fä?i'en ^^' ^^^' ^^^ wcgcn korrcktiou eilen Fällen er- 
kannten Strafen verjähren nach Ablauf von zehn 
Jahren, von dem Tage der Rechtskraft des Urteils 
an zu rechnen, 
cheir Fällen" Art. 547. Die wegen peinlichen Fällen erkannten 

Strafen verjähren nach Ablauf von zwanzig Jahren 
von dem Tage der Rechtskraft des Urteils an zu 
rechnen, 
dd) bei Press- Art. 548. Die Strafen wegen Press- oder politi- 

und poUtischen . , , 1 xt r 1 j •■• 

Vergehen, tischcu Vergehen, welche der Verfassung ^ und die- 
sem Gesetze zufolge dem Geschwornengerichte vor- 
gelegt werden müssen, verjähren gemäss den drei 
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vorhergehenden Artikeln, indem sich die Verjährung 
nach der durch das Gesetz ausgesprochenen Natur 
der Strafe richtet. 

^ Vergl. Art. 62, Abs. i, K. V. vom 4. Juni 1893. 

Art. 549. Die durch peinliche, korrektionelle oder ^ävupunktet^ 
Polizeiurteile ausgesprochenen und unwiderruflich ge- 
wordenen Civilverurteilungen verjähren nach den 
durch das Civilgesetz aufgestellten Regeln. 

Art. 550. Jeder Verurteilte, der sich gegen die verfahren. 
Vollziehung eines Urteils auf die Verjährung der 
Strafe beruft, kann durch schriftliche oder mündliche 
Erklärung zuhanden des mit der Vollziehung beauf- 
tragten Regierungsstatthalters Einsprache erheben. 
Ist diese schriftlich, so versieht sie der Regierungs- 
statthalter mit seiner Unterschrift ; ist sie mündlich, 
so wird hierüber ein Protokoll aufgenommen und 
von dem Regierungsstatthalter und dem Einsprecher 
unterzeichnet ; kann dieser nicht schreiben, so ge- 
schieht davon in dem Protokoll Erwähnung. 

Die Formvorschriften des Art. 550 sind zwingender 
Natur. Auf eine Einsprache, die nicht dem zuständigen 
Regierungsstatthalter eingereicht, oder die nicht vom 
Verurteilten selbst, sondern von seinen Verwandten ge- 
stellt worden ist, wird daher nicht eingetreten. (App- 
und Kass.-Hof) M. VI. 396. 

Art. 551 . Die Einsprache bewirkt den Aufschub 
<ler Vollziehung. Doch kann der Regierungsstatt- 
halter je nach Umständen die einstweilige Verhaftung 
des Verurteilten oder sonstige Massregeln vornehmen, 
um die Vollziehung des Urteils zu sichern, indem er 
in dieser Hinsicht die Bestimmungen des Gesetzes 
befolgt. 

Art. 552- Die Einsprache, das Urteil und die 
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allfällig vorhandenen, den Anfang der Vollziehung 
konstatierenden Protokolle werden vom Regierungs- 
statthalter sofort dem Appellations- und Kassations- 
hofe übersendet, welcher nach Anhörung der An- 
träge des Generalprokurators ohne weitere Förmlich- 
keit über das Vorhandensein der Verjährung ent- 
scheidet. Binnen acht Tagen muss die Entscheidung 
gefällt werden. 

Art. 553. Der Appellations- und Kassationshof 
erklärt nur, dass die Strafe verjährt oder nicht ver- 
jährt sei. Im einen wie im andern Falle sendet er 
seinen Entscheid an den Regierungsrat, welcher dem 
Regierungsstatthalter nach dem Inhalte des Entschei- 
des die Vollziehung der Strafe oder die Unterlassung 
jeder weitern Massnahme anbefiehlt. 

^^ve^jJhmng.^' Art. 554. Hat der Appellations- und Kassations- 
hof die Verjährung der Strafe ausgesprochen, so 
wird der Verurteilte sofort in Freiheit gesetzt, wenn 
er nach Art. 551 in Haft sitzt. Alle von dem Regie- 
rungsstatthalter infolge desselben Artikels vorgenom- 
menen Massregeln werden gleiclifalls aufgehoben. 

Art. 555. Wenn dagegen der Gerichtshof die 
Nichtverjährung erkennt, so wird die Strafe dem die- 
selbe aussprechenden Urteile gemäss vollzogen. Han- 
delt es sich um Gefängnisstrafe, so wird die infolge 
des Art. 551 angeordnete Haft von derselben abge- 
zogen. 

Art. 556. Die Einsprache gegen die Vollziehung 
der Urteile ist gleichfalls zulässig, wenn der Verur- 
teilte die Strafe bereits ausgestanden hat. Diese Ein- 
sprache wird auf die gleiche Weise, wie die wegen 
der Verjährung erhobene angebracht und beurteilt. 
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Sechstes Buch. 

Von einigen besondern Arten des Verfahrens. 

Titel I. 

Von den Begnadigungsgesuchen. 

Art. 557. Die Begnadigung kann wegen jeder ^"'^''*«^"*'- 
Verurteilung zu einer peinlichen, korrektioneilen oder 
polizeilichen Strafe nachgesucht werden 

1. durch den Verurteilten, seine Eltern, seinen Ehe- 
gatten, oder durch die Gemeinde seines Hei- 
mat- oder Wohnortes ; 

2. durch das Gericht oder den Gerichtshof, wel- 
cher das Urteil gefällt hat. 

Art. 558. Das Recht der Begnadigung steht aus- 
i^chliesslich denjenigen Behörden zu, welchen es durch 
Verfassung^ und Gesetze übertragen ist. 

^Vergl. K. V. vom 4. Juni 1893, Art. 26, Ziffer 
17 und HO, Abs. 2. 

Art. 559. Das Begnadigungsgesuch soll münd- ^°^^^^®^^ ^®- 
Jich oder schriftHch angebracht werden. 

Es hat jedoch nur in dem Falle des Art. 538 
Nr. 4 aufschiebende Wirkung. 

Art. 560. Wird das Gesuch schriftlich eingege- 
ben, so soll es von dem Bittsteller mit dem Datum 
und seiner Unterschrift, sowie von dem Beamten, 
<lem es übergeben wird, mit dessen Handzug verse- 
hen werden ; wird es mündlich gemacht, so soll der 
Regierungsstatthalter oder der Vorsteher der Straf- 
anstalt, in welcher der Verurteilte sich etwa befindet, 
^in mit dem Datum und den Unterschriften der Be- 
amten und des Verurteilten versehenes Protokoll da- 
rüber aufnehmen. 
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Behörden. Aj^. 561. Das Begnadigungsgesuch geht durch 

den Regierungsstatthalter oder den Vorsteher der 
betreffenden Strafanstalt an den Regierungsrat, der 
es vor den Grossen Rat bringt, oder nach Vorschrift 
des Art. 27. I. g. der Verfassung selbst darüber ent- 
scheidet. ^ 

^ Vergl. jetzt Art. 26, Ziffer 17, und iio, Abs. 2> 
der K. V. vom 4. Juni 1893. Danach gilt noch bis 
zum Erlass eines neuen Gesetzes der im Text zitierte 
Artikel der Verfassung von 1846, lautend: 

Dem Grossen Rate, als der höchsten Staatsbe- 
hörde, sind folgende Verrichtungen übertragen : 

I. litt, g : Die Amnestie und Begnadigung in 
allen peinlichen Straffällen ohne Ausnahme und in 
allen korrektion eilen und polizeilichen Straffällen, 
wenn der Nachlass oder die Umwandlung einen Vier- 
tel der ausgesprochenen Strafe übersteigt. 

Ebenso ist noch in Kraft das D. vom 23. Sep- 
tember 1850, betreffend den Nachlass eines Zwölftels 
in peinlichen Straffällen. 

Art. 562. Der Grosse Rat und der Regierungs- 
rat können, jeder in den Schranken seiner Befug- 
nisse, von freien Stücken begnadigen und amnestie- 
ren, ohne auf die oben vorgeschriebene Weise darum 
angegangen worden zu sein. 

Art. 563. Das Dekret des Grossen Rates, oder 
der Entscheid des Regierungsrates wird nebst dem 
Vollziehungsbefehl, entweder dem Regierungsstatt- 
halter, oder dem Vorsteher der Strafanstalt zugestellt. 

Ausschlagung Art. 564. Der Verurteilte kann die ihm gresetz- 

der Kegnadi- ... ^ 

gang. mässigerweise erteilte Amnestie oder Begnadigung 
nicht ausschlagen. Dagegen kann jede Strafumwand-, 
lung ausgeschlagen werden. 
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Art. 565. Die Begnadigung tut den Rechten der^|^^^^"°s|°^^^^^ 
verletzten Partei und den Civilfolgen der durch das 
Urteil ausgesprochenen Verurteilung keinen Eintrag. 
Wird die Begnadigung hinsichtlich einer Busse aus- 
gesprochen, so wird der Anteil den l>ritte daran 
haben, gleichfalls aufgehoben, ohne dass in irgend 
einem Falle der Fiskus den Beteiligten zu entschä- 
digen hätte. Die Verurteilung zu den Kosten bleibt 
gleichfalls rechtsbeständig. 

Titel II. 

Von der Wiedereinsetzung der Verurteilten 

in ihre bürgerlichen Rechte. 

Art. 566. Jeder zum erstenmale zu einer enteh- zuiäss^keit. 
renden Strafe Verurteilte, kann nach Ueberstehung 
der Strafe, oder nach erlangter Strafumwandlung 
oder Begnadigung in seine bürgerlichen Rechte wieder 
eingesetzt werden. 

Art. 567. Das Gesuch um Wiedereinsetzung kanng^°^^g^^*^^|;_ 
sogleich nach der Strafüberstehung oder der Begna- Mährens, 
digung eingegeben werden. Im Falle einer Strafum- 
wandlung kann es nach Ueberstehung der neuen 
Strafe gestellt werden. 

Art. 568. Das Gesuch wird mit dem Urteil dem 
Appellations- und Kassationshofe eingereicht. Der 
Verurteilte fügt ihm die Leumundszeugnisse der Ge- 
meindebehörde seines Wohnortes bei, welche von 
dem Regierungsstatthalter und dem Gerichtspräsi- 
denten bestätigt sind, und dieser letztere bescheinigt 
zugleich, ob irgend ein Strafurteil gegen den Bitt- 
steller seit der Ueberstehung seiner Strafe ausgefällt 
worden sei. 
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Art. 569. Das Gesuch und die Akten werden 
dem Generalprokurator mitgeteilt, welcher seine moti- 
vierten Anträge schriftlich oder mündlich in der 
Sitzung stellt. 

Art. 570. Der Gerichtshof kann von sich aus 
richten. Q^er aus Auftrag der Staatsanwaltschaft die Einzie- 
hung weiterer Nachrichten verfügen. 

Art. 571. Der Gerichtshof entscheidet nach seiner 
moralischen Ueberzeugung. 

Art. 572. Weist der Gerichtshof das Gesuch ab, 
so kann der Bittsteller dasselbe erst nach Verfluss 
von zwei Jahren erneuern. 

Art. 573. Entspricht der Gerichtshof hingegen 
Setzung, dem Gesuche, so wird dieser Entscheid dem Gerichts- 
schreiber des Wohnortes des Wiedereingesetzten zu- 
gesandt, und dort in dem Audienzzimmer während 
drei Monaten angeschlagen. Derselbe erhält eine 
Abschrift des Entscheides, den er in das amtliche 
Blatt einrücken, und an allen Hauptorten der Amts- 
bezirke des Kantons mit Bewilligung des Gerichts- 
präsidenten anschlagen lassen kann. 
Kosten. Art. 574. Der Bittsteller trägt alle Kosten seines 

Gesuches. 

Titel III. 
Von der Bestimmutij^ der Kosten. 

Art. 575. Wird eine Partei zur Bezahlung von 
Prozesskosten verurteilt, so soll gleich in dem Haupt- 
urteile auch der Betrag der Kostenforderung be- 
stimmt werden. ^ 

^Vergl. Tarif in Strafsachen vom ii. Dez. 1852. 
I. Ueber angebliche Uebersetzung der Kostenforde- 
rung eines Anwaltes an seinen Klienten entscheidet ge- 
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mäss §§ i6 und 17 des Advokatengesetzes das Oberge- 
richt (auch in Strafsachen). M. VIII. 129. (App.- und 
Kass.-Hof). 

2. Ein Moderations verfahren für Anwaltsrechnungen 
gibt es im Strafverfahren nicht. Gegen Ueberforderun- 
gen durch Anwälte ist einzig die Beschwerde an das 
Obergericht als Aufsichtsbehörde gegeben. (Obergericht). 
M. XIV. 427. 

Art. 576. Zu dem angegebenen Zwecke haben verfahren, 
der Angeklagte oder sein Anwalt, die Civilpartei und 
der Gerichtsschreiber des Bezirks, in welchem die 
Untersuchung stattgefunden hat, vor oder während 
der Verhandlung den Prozessakten ein spezifiziertes 
Verzeichnis ihrer Kostenforderung beizufügen. In 
den vor die Assisen, den Appellations- und Kassa- 
tionshof und die Polizeikammer gehörigen Fällen 
wird dasselbe von den Sekretären dieser Behörden 
vervollständigt. Die Ansätze müssen gehörig be- 
legt sein. 

Art. 577. Der Polizeirichter und die Gerichtshöfe '^<>s*«'**>«f*f •«- 

mung: a) im 

und die Gerichte, auf den Antrag ihres Präsidenten, allgemeinen, 
bestimmen die Kosten, welche der unterliegenden 
Partei auffallen und setzen die Gesamtsumme fest, 
ohne in das Einzelne einzutreten. 

Art. 578. Die infolge des vorhergehenden Arti- 
kels vorgenommenen Kostenbestimmungen teilen das 
Schicksal der Hauptsache. 

Ein Vergleich in der Hauptsache ist einem Urteil 
gleich zu setzen. Wenn daher in der Hauptsache, d. h. 
im Civilpunkt, bei Antragsdelikten ein Vergleich vorliegt 
und der Richter infolgedessen nur noch gemäss Art. 244 
über die Kosten urteilt, so kann gegen das Urteil appel- 
liert werden, wenn der ursprüngliche Betrag der Kosten- 
forderung des Staates die Summe von 150 Fr. übersteigt^ 
(vergl. Art. 580). M. V. 291. (Erwägung 3). 
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b) im 
besondern. 



Appellation. 



Art. 579. Hat der Staat nach Mitgabe diese.s- 
Gesetzbuches einen Anspruch auf Ersatz von Kosten, 
welche durch das Urteil nicht bestimmt sind, so über- 
mittelt er das Verzeichnis mit den Belegen dem zu- 
ständigen Gerichtspräsidenten. 

Dies Verzeichnis wird von dem Gerichtsschreiber 
des Untersuchungsortes gemacht, und von ihm dem 
Richter binnen acht Tagen, von der Mitteilung des 
die Verurteilung zu den Kosten enthaltenden Aktes 
an zu rechnen, vorgelegt. Der Untersuchungsrichter 
bestimmt dann die Kosten und teilt sein Urteil den 
beteiligten Parteien mit. 

Art. 580. Nur wenn der ursprüngliche Betrag 
der Kostenforderung die Summe von einhundertund- 
fünfzig Franken übersteigt, kann appelliert werden. 

1. Dieser Artikel bezieht sich nur auf den Fall des 
Art. 579, wo eine selbständige Kostenbestimmung statt- 
gefunden hat. In allen andern Fällen richtet sich die 
Appellabilität des Kostenpunktes nach Art. 578. Z. 
XLI. 393. 

3. Die Appellation kann nicht nur hinsichtlich der 
Bestimmung der Höhe der Kosten, sondern auch hinsicht- 
lich der Auferlegung der Kostenpflicht erklärt werden. 
M. V. 291 (Erwägung 4). 

Art. 581. hl den appellabeln Fällen ist der Re- 
kurs bei dem zuständigen Gerichtspräsidenten in der 
Notfrist von zehn Tagen, von der Mitteilung der 
Kostenbestimmung an, zu erklären. 

Ueberdies werden die Bestimmungen der Art. 454 
ff. beobachtet. 
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1. Gesetz über die Organisation der Ge- 
richtsbehörden. 

2. Gesetz betreffend die Einführung des 
Strafgesetzbuches. 

3. Gesetz betreffend einige Abänderun- 
gen des Verfahrens in Strafsachen etc. 
(1880). 
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Gesetz 

« - 

über 

die Organisation der Gerichtsbehörden. ^ 



Der Grosse Rat des Kantons Bern, 

in Berücksichtigung der Notwendigkeit, die Orga- 
nisation der gerichtlichen Behörden mit den Grund- 
sätzen der Verfassung in Einklang zu bringen, 

beschliesst: 
I, Gebietseinteilung des Kantons. 



Der Kanton Bern ist für die Verwaltung der 
Rechtspflege eingeteilt : 

1. in Friedensrichterbezirke, wobei die Kirchge- 
meindeeinteilung als Grundlage dient ; 

2. in Amtsbezirke, für welche einstweilen die bis- 
herige Einteilung beibehalten wird, und 

* Vergl. Art. 49 der K. V. vom 4. Juni 1893 ; G. vom 11. De- 
zember 1852 betreffend Abänderung der Gerichtsorganisation; 
G. vom 30. Januar 1866 betreffend die Einführung des Strafge- 
setzbuches; G. vom 24. März 1878 über die Amts- und Gerichts- 
schreibereien; G. vom 2. Mai 1880 betreffend einige Abände- 
rungen des Verfahrens in Strafsachen und des Strafgesetzbuches ; 
D. vom 12. Mai 1881 betreffend einige Abänderungen des Ver- 
fahrens in Ehescheidungs- und Vaterschaftssachen; E. G. vom 
31. Dezember 1882 zum Schweiz. O. R. ; E. G. vom 18. Oktober 
1891 zum eidg. Betreibungs- und Konkursgesetz; Regulativ vom 
19. August 1878 betreffend die Bureaukosten der Regierungs- 
statthalter und Gerichtspräsidenten; G. vom 6. Juli 1890 be- 
treffend das gerichtliche Verfahren in Streitigkeiten über Haft- 
pflicht, sowie über geistiges und gewerbliches Eigentum. 
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3- in fünf Geschwornen- (Assisen-) Bezirke, nach 
folgenden Bestimmungen : 

der erste Bezirk umfasst die Amtsbezirke 
Frutigen, Interlaken, Oberhasle, Saarten, Nieder- 
simmenthal, Obersimmenthal und Thun ; 

der zweite die Amtsbezirke Bern, Laupen^ 
Konolfingen, Schwarzenburg und Seftigen ; ^ 

der dritte die Amtsbezirke Aarwangen, Burg- 
dorf, Signau, Trachselwald und Wangen; 

der vierte die Amtsbezirke Aarberg, Biel, 
Büren, Erlach, Fraubrunnen und Nidau ; 

der fünfte Bezirk endlich die Amtsbezirke 
Courtelary, Delsberg, Freibergen, Laufen, Mün- 
ster, Neuenstadt und Pruntrut. 

IL Gerichtsbehörden. 

§2. 

Jede Kirchgemeinde kann einen Friedensrichter 

erwählen. Gemeinden, 

Wo ein Friedensrichter besteht, ist ihm ein Stell- 
vertreter beigeordnet, welcher im Falle der Verhinde- 
rung oder Ablehnung des erstem seine Obliegen- 
heiten zu erfüllen hat. 

§ 3. 

Der Friedensrichter und dessen Stellvertreter 

werden durch die Versammlung der stimmfähigen 

Bürger des Bezirks (Verf. §§ 3 und 4) nach dem 

Grundsatze der absoluten Stimmenmehrheit erwählt. 

* Der Amtsbezirk Laupen ist nunmehr dem vierten und 
der Amtsbezirk Konolfingen dem ersten Bezirk zugeteilt; G. 
vom II. Dezember 1852 (siehe Eingang). 
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Ihre Amtsdauer ist zwei Jahre, nach deren Ablauf 
sie wieder wählbar sind. 

§4- 

Der Friedensrichter ist verpflichtet, den Parteien 
jederzeit Gehör zu geben. Ueber die von ihm ge- 
pflogenen Verhandlungen hat er ein Protokoll zu 
führen, in welches er das wesentliche Ergebnis der 
Parteianbringen und die von ihm gefassten Entschei- 
dungen einträgt. Auch ist er gehalten, alle Jahre 
dem Gerichtspräsidenten das Protokoll über die von 
ihm erledigten Geschäfte zur Einsicht vorzulegen. 

Nach beendigter Amtsdauer soll der Friedens- 
richter das von ihm geführte Protokoll seinem Nach- 
folger oder wenn kein Nachfolger ernannt worden, 
dem Gerichtspräsidenten abgeben. 

§ 5. 

^A^t^sbeLiSitr' ^^ ^^^ Amtsbezirken wird die Rechtspflege durch 
den Amtsgerichtspräsidenten, als Einzelrichter, und 
durch das Amtsgericht verwaltet. Ihre Wahl und 
Amtsdauer ist durch die Verfassung bestimmt. ^ 

Der Stellvertreter des Gerichtspräsidenten (Vize- 
präsident) wird von dem Amtsgerichte, in geheimer 
Abstimmung, aus seiner Mitte gewählt. 

§6. 

^prSent.^ ' ^^^ Wohuort dcs Gerichtspräsidenten ist an dem 

Hauptorte seines Bezirkes ; ausnahmsweise kann ihm 

^Vergl. D. vom i8. Mai 1899 betreffend die Organisation 
der Bezirksbehörden des Amtsbezirkes Bern und daraufbezüg- 
liches Reglement des Obergerichtes vom 30. Juni 1899; für 
Pruntrut vergl. D. vom 17. November 1891 betreffend die Stell- 
vertretung des Gerichtspräsidenten von Pruntrut. 
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jedoch der Regierungsrat die Wahl eines andern 
Wohnsitzes gestatten, sofern in Rücksicht auf die 
Entfernung und auf andere Verhältnisse kein Nach- 
teil für die Verwaltung der Rechtspflege zu besor- 
gen steht. 

Der Gerichtspräsident darf den Amtsbezirk ohne 
Bewilligung des Appellations- und Kassationshofes 
hn Monate nicht über acht Tage verlassen. Jeden 
Tag, mit Ausnahme der Sonn- und Festtage und 
unter Vorbehalt der Entfernung in Amtsgeschäften, 
soll er wenigstens von neun bis zwölf Uhr morgens 
und von drei bis sechs Uhr nachmittags auf der Amts- 
stube anwesend sein; in dringenden Fällen hat er 
jedoch den Parteien auch ausser dieser Zeit Gehör 
zu schenken. 

Ausserdem ist der Gerichtspräsident verpflichtet, 
wöchentlich wenigstens zwei ordentliche Gerichtstage 
zu halten, welche jeweilen zu Anfang des Jahres 
durch das Amtsblatt bekannt zu machen sind. 

Der Regierungsrat weist dem Gerichtspräsidenten 
das Lokal an, wo er seine Audienzen zu halten hat. 

§7. 

In den Fällen, wo der Gerichtspräsident verhin- 
dert ist, sein Amt zu versehen, wird er durch den 
Vizepräsidenten und, falls auch dieser seine Stelle 
nicht einnehmen kann, durch dasjenige Mitglied des 
Amtsgerichtes, welches am längsten ihm Amte steht 
oder zuerst gewählt worden, vertreten. ^ 

Der Gerichtspräsident ist gehalten, seinem Stell- 
vertreter von jeder Abwesenheit zu gehöriger Zeit 
Anzeige zu machen. 

* Vergl. die zu § 5 angeführten Erlasse. 
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§ 8. 

b) Amtsgericht. j)^^ Amtsgericht soll sich so oft als es die Ge- 
schäfte erfordern und wenigstens in jedem Monat 
einmal in dem vom Regierungsrate hierzu bezeich- 
neten Lokale versammeln. 

Die ordentlichen Gerichtstage werden von dem 
Amtsgerichte bestimmt und zu Anfang des Jahres 
durch das Amtsblatt bekannt gemacht; ausserordent- 
liche Gerichtssitzungen hat der Gerichtspräsident zu 
veranstalten, so oft solche zur Erledigung der vor- 
liegenden Geschäfte erforderlich sind. 

§9- 

Zu der Fassung eines Entscheides müssen neben 
dem Präsidenten vier Richter zugegen sein. Für 
Mitglieder, die verhindert sind an der Verhandlung 
teilzunehmen, hat der Gerichtspräsident die erforder- 
lichen Ersatzmänner einzuberufen. Für die Amtsbe- 
zirke, in welchen voraussichtlich die Zahl der or- 
dentlichen Ersatzmänner nicht ausreichen dürfte, kann 
das Amtsgericht jeweilen auf die Amtsdauer von 
zwei Jahren zwei bis vier ausserordentliche Ersatz- 
männer ernennen, welche bei ihrer ersten Einberufung 
durch den Gerichtspräsidenten zu beeidigen sind. 

§ lo. 

Sekretariat und Der Amtsp^erichtschreibcr hat bei den Verband- 
Bedienung. ^ . 

lungen des Gerichtspräsidenten und des Amtsgerich- 
tes das Protokoll zu führen ; als Bedienung ist 
ihnen der Amtgerichtsweibel beigegeben. Ueber die 
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Wahl und die Obliegenheiten dieser beiden Beamten 
entscheiden die bestehenden besondem Gesetze. ^ 

§ II. 

In den Geschwornenbezirken wird die höhere^i:,®®'**^'**®^ ***' 

Geschwomen- 

Straj^ustiz durch die Assisen Verwaltet. Die Assi- s^richte. 
sen werden durch die Geschwomen des Bezirks und 
die Kriminalkammer (§ 34 ff.) gebildet. 

§ 12. 

Die Geschwornen werden durch die politischen ^*5^ ^®' ®®- 

^ schwomen. 

Versammlungen (Verfassung § 5) aus der Zahl der 
stimmfähigen Einwohner des Assisenbezirkes, welche 
das fünfundzwanzigste Altersjahr zurückgelegt haben, 
gewählt. Je auf dreihundert Seelen der Bevölkerung 
des betreffenden Gemeindebezirks ist ein Geschwor- 
ner zu wählen ; Bruchzahlen über einhundertfünfzig 
berechtigen ebenfalls zur Wahl eines solchen. ^ 

§ 13- 
Die Geschwornen werden je weilen im Oktober 
auf die Dauer eines Jahres gewählt. Ihre Amtstätig- 
keit beginnt mit dem i. Dezember. ^ 

' Vergl. G. vom 24. März 1878 betreffend die Amts- und 
Gerichtsschreibereien ; Wahl der Weibel (Betreibungsgehülfen) : 
E. G. vom 18. Oktober 1891 zum B. G. über Schuldbetreibung 
und Konkurs, und D. vom 19. November 1891 betreffend die 
Kreise für die Wahl der Betreibungsgehülfen (Weibel); Oblie- 
genheiten der Weibel : G. vom 24. Dezember 1832 über die 
Amts weibel, Amtsgerichts weibel und Unterweibel, und das an- 
geführte E. G., §§ 14, 15, 74. 

' Vergl. G. vom 29. Oktober 1899 über die Volksabstim- 
mungen und öffentlichen Wahlen (Organisation) ; D. vom 2. März 
1870 über die Stimmregister (Organisation), und D. vom 28. 
September 1892 über das Verfahren bei Volksabstimmungen 
und öffentlichen Wahlen (Organisation). 

' Werden nunmehr auf die Dauer von drei Jahren gewählt : 
G. vom 21. März 1860. 

16 
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§ 14- 
Als Geschwome dürfen nicht gewählt werden : 

1. die angestellten Beamten der richterlichen und 
vollziehenden Gewalt; 

2. die ordinierten Geistlichen; 

3. die Beamten der Staatsanwaltschaft; 

4. die Angestellten in den öffentlichen Enthaltungs- 
häusem, und 

5. die zum Landjägerkorps gehörige Mannschaft. 

§ 15. 

Jeder, der als Geschworner gewählt worden, ist 
schuldig, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen; 
jedoch können dieser Verpflichtung enthoben werden : 

1. diejenigen, welche das fünfundsechzigste Alters- 
jahr zurückgelegt haben ; 

2. diejenigen, welche im vorhergehenden Jahre auf 
der Geschwornenliste standen, ^ und 

3. Personen, die wegen Krankheit oder sonstiger 
Gebrechen ausser stand sind, den Obliegenhei- 
ten eines Geschwomen nachzukommen. * 

§ 16. 

Der Gewählte, welcher einen der oben angeführ- 
ten Ablehnungsgründe anzuführen hat, soll sich, falls 
er in der Versammlung zugegen ist, sofort über die 
Ablehnung seiner Wahl erklären, wonach die Ver- 
sammlung über die Zulässigkeit der Ablehnung ent- 
scheidet, und, wenn sie die angebrachten Gründe 

* Vergl. Bemerkungen zu § 13. 

- Vergl. auch Kreisschreiben vom 28. August 1854 über die 
Verträglichkeit der Stelle eines Einwohnergemeindepräsidenten 
mit derjenigen eines Geschwornen. 
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genügend findet, ohne weiteres zu einer neuen Wahl 
schreitet. Ist hingegen der Gewählte bei der Wahl- 
verhandlung nicht zugegen oder hat die Versamm- 
lung seine Gründe nicht berücksichtigt, so kann er 
diesfalls nach § 19 bei dem Obergerichte Beschwerde 
führen. 

§ 17. 

Wer sich ohne genügende Entschuldigungsgründe 
(§ 15) weigert, die auf ihn gefallene Wahl anzuneh- 
men und die Pflichten eines Geschwomen zu erfüllen, 
wird wie ein widerspenstiger Zeuge behandelt. 

§ 18. 

Nach beendigter Wahlverhandlung sollen die 
Wahlprotokolle sofort dem Regierungsstatthalter des 
betreffenden Amtsbezirkes eingesandt werden. 

§ 19. 

Die bei der Sache beteiligten Bürger und die 
Staatsanwaltschaft sind berechtigt, wegen Gesetz- 
widrigkeiten bei den Wahlverhandlungen, sowie in 
betreff getroffener ungesetzlicher Wahlen bei dem • 
Obergerichte Beschwerde zu führen. 

Die Beschwerde muss innerhalb der Frist von 
acht Tagen, von dem Datum der Wahlverhandlung 
an zu zählen, dem Regierungsstatthalter schriftlich 
und unter Beifügung der zu ihrer Rechtfertigung 
dienenden Beweisstücke eingereicht werden. 

§ 20. 

Nach Ablauf der achttägigen Frist sendet der 
Regierungsstatthalter die Wahlprotokolle mit den all- 
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fällig dagegen eingelangten Reklamationen an das 
Obergericht, welches über angefochtene Verhandlun- 
gen zu entscheiden und, wenn solche als ungültig 
erklärt werden, neue Wahlen zu veranstalten hat. 
Bei diesen Nachwahlen sind dieselben Vorschriften 
zu beobachten, wie bei den ersten Wahlverhandlungen. 

§21. 

Sowie die Wahlprotokolle eingelangt und die 
allfälligen Nachwahlen beendigt sind, lässt das Ober- 
gericht die Namen der Geschwomen jedes Geschwor- 
nenbezirkes auf ein besonderes Verzeichnis tragen. 

§ 22. 

In jedem Bezirke findet vierteljährlich eine ordent- 
liche Sitzung der Assisen statt. Wenn es die Um- 
stände erforden, so können in der Zwischenzeit aus- 
serordentliche Sitzungen veranstaltet werden. 

§ 23. 

^^^A^s^fsen.*'^' Zu jcdcr Sitzuug der Assisen sind jeweilen vier- 
zig Geschworne einzuberufen, welche wenigstens acht 
und höchstens vierzehn Tage vor Eröffnung der Assi- 
sen durch das Los aus der Zahl der Geschwomen 
des betreffenden Bezirkes bezeichnet werden. Die 
Losung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Oberge- 
richtes, indem sämtliche Namen der Geschwomen 
des Bezirkes in eine Urne geworfen und ein Name 
nach dem andern, bis zu der Zahl von vierzig, her- 
ausgezogen wird. Di^se vierzig durch das Los be- 
zeichneten Männer bilden die Geschwornenliste für 
die bevorstehende Sitzung ; ihre Namen werden so- 
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gleich bei dem Wahlgeschäfte protokolliert und ver- 
lesen. 

§ 24. 
Die Veranstaltung der Assisenversammlung liegt 
der Kriminalkammer ob. Sie hat Zeit und Ort der 
Gerichtssitzung zu bestimmen, welch letzterer jedoch 
soviel möglich in der Mitte des Geschwornenbezirkes 
gelegen sein soll. 

§ 25. 

Nach Bestimmung des Sitzungstages wird die 
nach § 23 gebildete Vierzigerliste durch die Kriminal- 
kammer an die Untersuchungsrichter des Geschwor- 
nenbezirkes versandt, mit dem Auftrag, den in ihrem 
Amtsbezirke wohnenden Gliedern ihre Ernennung 
kund zu tun und sie zu der Assisenversammlung ein- 
zuladen. Die Mitteilung an die Geschwornen soll 
wenigstens drei Tage vor der Sitzung stattfinden. 

§ 26. 

Auf den festgesetzten Tag verfügt sich die Kri- 
minalkammer an den Sitzungsort der Assisen und 
vereinigt sich mit den einberufenen Geschwornen in 
dem bezeichneten Lokale. Ihrem Präsidenten oder 
dessen Stellvertreter liegt die Leitung der Verhand- 
lungen und die Handhabung der Ordnung in der 
Gerichtssitzung ob. Die öffentliche Gewalt steht zu 
diesem Zwecke zu seiner Verfügung. ^ 

§ 27. 

Die Zahl der Geschwornen, welche an der Aus- 
fällung des Urteils teilzunehmen haben, ist auf zwölf 

* Vergl. Art. 270 des Strafprozesses. 
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festgesetzt. Ueber ihre Wahl und das den Beteilig-^ 
ten zustehende Verwerfungsrecht enthält das Gesetz-^ 
buch über das gerichtliche Verfahren in Strafsachen 
die nähern Bestimmungen. ^ 

§ 28. 

Die Sitzungen der Assisen dauern jeweilen so 
lange, bis die vorliegenden Geschäfte erledigt sind. 

Die Geschwomen beziehen für ihre Versäumnisse 
eine Entschädigung, welche das Gesetz bestimmt. ^ 

§ 29. 
Protokoiifüh- Der Sekretär der Kriminalkammer führt bei den 

Sitzungen der Assisen das Protokoll ; nötigenfalls 
kann ihm indes ein zweiter Sekretär beigegeben wer-^ 
den, welchen die Kriminalkammer aus der Zahl der 
Amtsgerichtschreiber des Bezirkes zu ernennen hat. 
In Verhinderungsfällen wird er durch einen auf die- 
selbe Weise gewählten ausserordentlichen Sekretär 
vertreten. 
Bedienung. Ebcuso hat die Kriminalkammer einen Offizial 

aus der Zahl der Amtsgerichtsweibel des Bezirkes 
zur Bedienung der Assisen einzuberufen. 

§ 30. 

^behördeS^' ^^^ ^^^ gauzcn Kantou ist ein Obergericht auf« 

a) Obergericht. gestcUt, wclchcs aus einem Präsidenten, vierzehn Mit- 
gliedern und vier Ersatzmännern besteht. 

Die Wahl des Präsidenten, der Mitglieder und 
der Ersatzmänner des Obergerichtes ist durch die 

* Vergl. Art. 370 ff. des Strafprozesses. 
^Vergl. § II des D. vom i. April 1875 über die TaggeU 
der und Reiseentschädigungen (Finanzen). 
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Verfassung bestimmt. Der Vizepräsident wird von 
dem Obergerichte aus seiner Mitte gewählt. 

§ 31. 
Der Präsident und die Mitglieder des Oberge- 
richtes müssen ihren Wohnsitz in der Hauptstadt 
oder in deren Bezirk haben. 

§ 32. 

Das Obergericht als solches trifft die ihm durch 
die Verfassung und die Gesetze übertragenen Wahlen 
und Wahlvorschläge und beaufsichtigt die von ihm 
gewählten oder vorgeschlagenen Beamten und Ange- 
stellten des Staates. ^ 

Zu der Fassung eines Beschlusses des Oberge- 
richtes ist die Anwesenheit des Präsidenten und von 
wenigstens acht Mitgliedern erforderlich. 

Ist der Präsident verhindert, seine Obliegenhei- 
ten zu erfüllen, so vertritt der Vizepräsident und, 
falls auch dieser sich in einem Verhinderungsfalle 
befindet, das erste Mitglied nach dem Altersrang 
seine Stelle. 

§ 33. 
Am Ende jedes Jahres soll das Obergericht dem 
Regierungsrate zu Händen des Grossen Rates über 
die behandelten Geschäfte, sowie über seine Beob- 
achtungen hinsichtlich des Rechtslebens der Bürger 
und des Zustandes der Rechtspflege überhaupt Be- 
richt erstatten. ^ 

* Vergl. auch § 4 E. G. vom 18. Oktober 1891 zum B. G. 
über Schuldbetreibung und Konkurs. 

^Vergl. Art. 18. des G. vom 10. Dezember 1840 über die 
Advokaten. 
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§ 34. 
'>)^Abteu^gen püj- (jje Verwaltung der Rechtspflege ist das 
richts. Obergericht abgeteilt : 

1. in einen Appellations- und Kassationshof, be- 
stehend aus dem Präsidenten und acht Mitglie- 
dern des Obargerichts ; 

2. in eine Anklagekammer von drei Mitgliedern, und 

3. in eine Kriminalkammer von drei Mitgliedern. ^ 

§ 35. 

Die Mitglieder der oben aufgezählten Abteilun- 
gen des Obergerichtes werden, auf die Dauer von 
zwei Jahren, durch das Gericht selbst aus seiner 
Mitte gewählt. Vorerst sind in geheimer Abstimmung 
die Mitglieder der Kriminalkammer und der Anklage- 
kammer aus der Zahl der Mitglieder des Oberge- 
richtes mit Ausschluss des Präsidenten, zu wählen; 
der Präsident und die übrig bleibenden Mitglieder 
des Gerichts bilden den Appellations- und Kassa- 
tionshof. 

Die austretenden Mitglieder der genannten zwei 
Kammern sind, nach Verfluss ihrer zweijährigen Amts- 
dauer, nicht schuldig eine neue Wahl in dieselbe 
Kammer anzunehmen, 

§ 36. 

Bei dem Appellations- und Kassationshofe führt 
der Präsident des Obergerichts den Vorsitz. Die 

^ Vergl. betreifend ausserordentlicher Kriminalkammer das 
G. vom II. Dezember 1852; betreffend die Teilung des Appel- 
lations- und Kassationshofes bei Geschäftsüberhäufung die Zu- 
satzbestimmun^en zur Gerichtsorganisation im Civilprozess vom 
2. April/ 3. Juni 1883; betreifend Auf sich ts- und Nachlassbe- 
hörde E. G. vom 18. Oktober 1891 zum B. G. über Schuldbe- 
treibung und Konkurs. 
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Kammern des Obergerichts werden durch das erstge- 
wählte Mitglied präsidiert ; den Mitgliedern bleibt in- 
des unbenommen, in dem Präsidium abzuwechseln. 

§ 37. 

Zu der Fassung eines gültigen Entscheides des 
Appellations- und Kassationshofes müssen der Präsi- 
dent und wenigstens sechs Mitglieder an der Ver- 
handlung teilnehmen ; bei den beiden Kammern des 
Obergerichtes ist die Anwesenheit der vollen Mit- 
gliederzahl erforderlich. 

§ 38. 

Für Mitglieder, die verhindert sind, an der Ver- 
handlung teilzunehmen, sind Ersatzmänner beizu- 
ziehen. Die Kriminalkammer und die Anklagekam- 
mer können durch Beiziehung von Mitgliedern des 
Appellations- und Kassationshofes, welche der Präsi- 
dent des Obergerichtes zu bezeichnen hat, ergänzt 
werden ; gelangt jedoch ein Straffall, bei dessen Ver- 
handlung vor der Kriminal- oder vor der Anklage- 
kammer Mitglieder des Appellations- und Kassations- 
hofes als Ersatzmänner mitgewirkt haben, vor diese 
letztere Behörde, so dürfen jene Mitglieder an dem 
Urteile nicht teilnehmen. 

Sollte ein zu einer Assisensitzung berufenes 
Mitglied der Kriminalkammer durch unvorhergesehene 
Umstände verhindert werden, an den Verhandlungen 
teilzunehmen, so kann der Präsident einen ausser- 
ordentlichen Ersatzmann aus der Zahl der angestell- 
ten Richterbeamten und Advokaten des Bezirkes, mit 
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Ausschluss jedoch der Untersuchungsrichter, ernen- 
nen und einberufen. 



GeschäftsfUh- 
Tungr. 



§ 39. 

Das Obergericht und die Abteilungen desselben 
halten so oft Sitzungen, als solches zur beförderlichen 
Erledigung der vorliegenden Geschäfte nötig erscheint. 

Der Appellations- und Kassationshof soll seine 
Urteile in Civil- und Strafsachen jeweilen dem erst- 
instanzlichen Gerichte in Abschrift mitteilen. 



§ 40. 
Sekretariat und Das Ober^ericht hat einen Gerichtschreiber ^ 

Bedienungr. *=* 

und zwei Kammerschreiber. Der Gerichtschreiber 
führt ordentlicherweise das Protokoll bei den Sitzun- 
gen des Obergerichts und der Abteilungen desselben ; 
ihm liegt ferner die Kontrollierung der Geschäfte ob; 
er haftet für den Bezug und die Verrechnung der 
Gerichtsgebühren, und ist überhaupt für die Besor- 
gung der Kanzleigeschäfte und die Ordnung des 
Archivs verantwortlich. Die Kammerschreiber stehen 
unter dem Gerichtschreiber und haben ihn in Ver- 
hinderungsfällen zu vertreten ; auch können sie von 
dem Obergerichte bleibend mit dem Sekretariat der 
Anklage- und Kriminalkammern beauftragt werden. 

Das Obergericht hat ferner seinen Weibel. 

Der Gerichtschreiber wird von dem Grossen 
Rate erwählt ; die Kammerschreiber und Weibel er- 
nennt das Obergericht. 



' Vergl. § 19, Abs. 2 des E. G. vom 18. Oktober 1891 
zum B. G. über Schuldbetreibung und Konkurs. 
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III. Von der Gerichtsbarkeit. 

a) Civilrechtspflege. ^ 
b) Strafrechtspflege. 

§ 47. 
Die Strafrechtspflege wird verwaltet durch : 

1. die Gerichtspräsidenten, als Polizeirichter; 

2. die Amtsgerichte, als korrektionelle Gerichte; 

3. die Anklagekammer ; 

4. die Assisen (Geschworne in Verbindung mit der 
Kriminalkammer), und 

5. den Appellations- und Kassationshof. 

§48.^ 
§ 49.' 

§ 50. 

Die Anklagekammer entscheidet über alle vor- ^j^ammeF 
läufigen Massnahmen in korrektionellen und Kriminal- 
fällen, welche nach den Gesetzen ihrer Beurteilung 
unterlegt werden. Sie urteilt ferner über die Ver- 
setzung in Anklagezustand und bestimmt den Ge- 
richtsstand. Endlich kommt ihr die Ueberwachung 

^ §§ 41—46 inklusive sind aufgehoben und ersetzt durch 
Civilprozess §§ 2 — 6. Vergl. auch G. vom 6. Juli 1890 betref- 
fend das gerichtliche Verfahren in Haftpflichtstreitigkeiten sowie 
über geistiges und gewerbliches Eigentum. 

^ §§ 48 und 49 sind aufgehoben durch das G. vom 11. 
Dezember 1852, dessen Bestimmungen ersetzt sind durch das 
E. G. zum Strafgesetzbuch vom 30. Januar 1866; vergl. auch 
das G. vom 2. Mai 1880 betreifend einige Abänderungen des 
Verfahrens in Strafsachen und des Stra%esetzbuches, und be- 
züglich Kompetenz des Polizeirichters in Armenpolizeisachen 
das Armenpolizeigesetz vom 14. April 1858 (Armenwesen). 
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der Staatsanwaltschaft, der Untersuchungsrichter und 
der Angestellten der gerichtlichen Polizei zu. ^ 

§ 51. 
Die Assisen beurteilen alle Kriminalverbrechen, 
sowie die politischen und Pressvergehen. 

§ 52. ' 

IV. Untersuchungsrichter und 
Staatsanwaltschaft. 

§ 53. 

Zum Zwecke der Vorbereitung des Urteils und 
der Beaufsichtigung der Rechtspflege sind den Ge- 
richten beigegeben : 

1. die Untersuchungsrichter, und 

2. die Staatsanwaltschaft. 

1. Untersiichuttgsrichter. 

§ 54. 
In jedem Amtsbezirke ist ein Untersuchungs- 
richter aufgestellt, welcher in allen StrafFällen die 
Voruntersuchung zu führen und die zu diesem Zwecke 
nötigen Massnahmen wie Verhaftungen, Haussuchun- 
gen u. dgl. zu verhängen hat. Ueber die Bedingun- 
gen, die Form und die rechtlichen Folgen solcher 

* Ebenso urteilt sie als Polizeikammer über die an höhere 
Instanz gelangenden Polizei- und korrektioneilen Straifälle: 
G. vom II. Dezember 1852, Art. 7. 

-Vergl. G. vom 11. Dezember 1852, durch dessen § 7 § 52 
der G. O. ersetzt ist. 
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Massnahmen enthält das Gesetz über das gerichtliche 
Verfahren in Strafsachen die nähern Bestimmungen. 

Die Verrichtungen eines Untersuchungsrichters *^ ordentliche, 
liegen ordentlich erweise dem Gerichtspräsidenten oder 
dessen Stellvertreter ob. 

§ 55. 

Für die Amtsbezirke, in welchen die Masse der 
Geschäfte solches erfordert, kann jedoch durch Be- 
schluss des Grossen Rates dem Gerichtspräsidenten 
ein eigener Untersuchungsrichter beigeordnet werden, 
welchem die Voruntersuchung in Kriminalsachen und 
in denjenigen korrektioneilen und Polizeifällen obliegt^ 
die ihm von dem Gerichtspräsidenten überwiesen 
werden. 

In Fällen der Verhinderung des Untersuchungs- 
richters wird derselbe durch den Gerichtspräsidenten 
vertreten, welchem er beigeordnet worden ist. ^ 

§ 56. 

Die nach § 55 aufgestellten Untersuchungsrichter 
werden durch das Obergericht ernannt. Zur Wähl- 
barkeit ist der Zustand der bürgerlichen Ehrenfähigkeit, 
das zurückgelegte fünfundzwanzigste Altersjahr und 
der Besitz der nötigen Rechtskenntnisse erforderlich. 

§ 57. 
Das Obergericht kann auf den Antrag der An- ^l^^^^^^' 
klagekammer für einzelne Fälle einen ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichter mit der Führung der 
Voruntersuchung beauftragen, wenn entweder der 

^ Vergl. die zu § 5 angeführten Erlasse. 
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ordentliche Untersuchungsrichter verhindert ist, in 
der Sache zu verhandeln, oder die Untersuchung 
auf eine Mehrheit von Angeschuldigten sich erstreckt, 
oder eine Verkettung von Verbrechen zum Gegen- 
stande hat, die sich über mehrere Amtsbezirke ver- 
breitet. 

Dergleichen ausserordentliche Untersuchungs- 
richter sollen in der Regel aus der Zahl der ange- 
stellten Untersuchungsrichter des Kantons gewählt 
werden. 

§58. 

Der ausserordentliche Untersuchungsrichter tritt 
in betreff der ihm zur Erledigung überwiesenen Fälle 
in die Rechte und Pflichten desjenigen Beamten ein, 
welchem die Untersuchungsführung ordentlicherweise 
obgelegen wäre. 

2. Staatsanwaltschaft« 

§ 59. 

st^teMwait- ^^^ Beamten der Staatsanwaltschaft sind : 

Schaft. I ein Generalprokurator für den ganzen Kanton ; 

2. ein Bezirksprokurator (Substitut) für jeden Ge- 
schwomenbezirk. 

§ 60. 

Wahl. Der Generalprokurator wird, auf einen doppelten 

Vorschlag des Obergerichts, welcher von dem Regie- 
rungsrate ergänzt werden kann, durch den Grossen 
Rat gewählt; die Bezirksprokuratoren hingegen er- 
wählt der Regierungsrat. 

Die Beamten der Staatsanwaltschaft müssen den 
Zustand der bürgerlichen Ehrenfähigkeit besitzen, 
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das fünfundzwanzigste Altersjahr zurückgelegt haben 
und sich in betreff der nötigen Rechtskenntnisse ent- 
weder bereits durch ein Fürsprecherexamen ausge- 
wiesen haben oder vor ihrer Wahl ein besonderes 
Examen bestehen. Ueberdies muss der Generalpro- 
kurator beider Landessprachen kundig sein. 

§ 6i. 
In Fällen der Verhinderung wird der General- ^^^^^^'^''^^^^^ 
prokurator durch einen Bezirksprokurator, welchen 
der Präsident des Obergerichts zu bezeichnen hat, 
vertreten ; zu der Stellvertretung eines Bezirksproku- 
rators kann ein anderer Bezirksprokurator beauftragt 
oder ein ausserordentlicher Prokurator durch das 
Obergericht aus der Zahl der angestellten Richter 
oder Advokaten des Kantons bestellt werden. 

§62. 

Die Staatsanwaltschaft hat im allgemeinen diejj^j\^**JJJ|^°"^_ 
Verwaltung der Rechtspflege zu beaufsichtigen, Uebel- meinen, 
stände, die sie vorfindet, zu rügen und den kompe- 
tenten Aufsichtsbehörden davon Anzeige zu machen. 
Die Angestellten der gerichtlichen Polizei stehen unter 
ihrer Aufsicht. 

§63. 

Hinsichtlich der Civilrechtspflege sind die ^^'^IrlkM^^ren 
zirksprokuratoren insbesondere verpflichtet, in ihrem insbesondere. 

^ '^ a. Civilrechts- 

Gerichtskreise die Rechte des Staates in den Fällen pflege. 
zu vertreten, wo dieser aus Grund der Beteiligung 
des öffentlichen Wohls zur Intervention berechtigt 
ist (Personenrecht Satzungen 4.1 — 46 und Civilprozess 
§ 45 ^). Zudem haben sie die Verwaltung des Ge- 

* Jetzt § 42. Vergl. auch Kreisschreiben vom 3. August 
1852 betreffend die öffentliche Intervention des Staatsanwaltes. 
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meinde- und Vormundschaftswesen und die Führung 
der Register des Personenstandes zu beaufsichtigen. ^ 

§64. 

dI;r"sr/ifrVchte- I^ Rücksicht auf die Strafrechtspflege haben die 
pflege. Bezirksprokuratoren in dem Umfange ihres Bezirkes 
auf die Erforschung aller Vergehen und Verbrechen 
und die Verfolgung der Urheber, insoweit der Staat 
nach den Gesetzen von Amtes wegen ein Verfahren 
einzuleiten hat, Bedacht zu nehmen ; sie überwachen 
femer die Führung der Voruntersuchung, und haben 
bei dem Hauptverfahren und dem Urteile die Rechte 
des Staates und der allfällig nicht vertretenen Be- 
schädigten nach Vorschrift der Gesetze zu wahren. 
Endlich überwachen sie auch die Vollziehung der 
Strafurteile und erstatten hierüber der Justizdirektion 
ihre Berichte. 

§65. 

^' e^et«i£hen^' Bchufs der Führung der ihnen anvertrauten Kon- 
Kontrolle. troUc sind die Bezirksprokuratoren gehalten, wenig- 
stens in jedem Vierteljahre einmal von den Proto- 
kollen und Registern der Vormundschaftsbehörden 
(Personenrecht, Satz. 208) sowie der Polizeibeamten 
und Gerichtsbehörden der zu ihrem Kreise gehörigen 
Amtsbezirke Einsicht zu nehmen, vorkommende Uebel- 
stände zu rügen und ihre Beseitigung zu veranlassen 

(§ 62). 

' Gemeindegesetz vom 6. Dezember 1852, §§ 48 und 62 
(Gemeindewesen) ; in betreff der Beaufsichtigimg der Armen- 
polizei siehe die V. V. vom 11. August 1858, Art. -15; Armen- 
polizeigesetz vom 14. April 1858, Art. 7 (die beiden letztern 
unter Armen wesen); V. vom 15. Juni 1869 über die Verwaltung 
der Gemeinde- Angelegenheiten (Gemeindewesen); D. vom 14. 
November 1892 über die Verwaltung richterlicher Depositen- 
gelder etc., § 7. 
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§ 66. 

In Hinsicht der Strafrechtspflege haben die Be- 
zirksprokuratoren in allen Fällen, wo es durch das 
Gesetz vorgeschrieben ist oder infolge besonderer 
Vorkommenheiten als notwendig erscheint, dem Ge- 
neralprokurator Bericht zu erstatten und dessen Wei- 
sungen zu gewärtigen. Ueberdies sind sie verpflich- 
tet, dem Generalprokurator vierteljährlich einen all- 
gemeinen Rapport über die vorgekommenen Geschäfte, 
den Gang der Verhandlungen und die wahrgenom- 
penen Uebelstände in der Justizverwaltung einzu- 
senden. 

§ 67. 

In Betreff der Beaufsichtigung des Gemeinde- 
und Vormundschaftswesens und der Führung der 
Register des Personenstandes, sowie rücksichtlich 
der Intervention des Staates in Civilsachen stehen 
die Bezirksprokuratoren unter dem Regierungsrate 
und den betreff'enden Direktionen ; diese Behörden 
erteilen ihnen jeweilen die nötigen Weisungen und 
empfangen von ihnen die vorgeschriebenen Berichte 
(§ 66). ^ 

§ 68. 

Die Bezirksprokuratoren sollen an einem der 
Hauptorte ihres Bezirkes wohnen. Sie dürfen sich 
ohne Erlaubnis des Obergerichts im Monate nicht 
über acht Tage aus ihrem Bezirke entfernen. 

§69. 

Der Generalprokurator hat, ausser den allge-*^> roku^rtor«*^ 
meinen Pflichten der Staatsanwaltschaft, namentlich 

* Vergl. § 42 C. P. Vergl. auch Kreisschreiben vom 3. August 
1852 betreifend die öffentliche Intervention des Staatsanwaltes. 

17 
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bei der Anklagekammer und bei dem Appellations- 
und Kassationshofe die gesetzlichen Funktionen zu 
versehen ; er führt ferner die Aufsicht über die Pflicht- 
erfüllung der Bezirksprokuratoren und gibt diesen 
die nötigen Weisungen. 

§ 70. 

Zu Ende jedes Jahres und in der Zwischenzeit, 
so oft es verlangt wird, ist der Generalprokurator 
gehalten, dem Obergericht einen vollständigen Bericht 
über den Zustand der Rechtspflege und die zu sei- 
ner Kenntnis gelangten Mängel in der Justizverwal- 
tung einzureichen. 

§71. 

Der Generalprokurator hat seinen Wohnsitz in 
der Hauptstadt des Kantons und darf diese nicht 
über Nacht, ohne Anzeige an den Präsidenten des 
Obergerichtes, verlassen. Für jede Abwesenheit 
über acht Tage hat er zudem die Erlaubnis des Ober- 
gerichtes nötig. 

V. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 72. 

Die Fälle, in welchen ein Bürger von der Be- 
kleidung einer der in diesem Gesetze bezeichneten 
Stellen ausgeschlossen ist, sind in der Verfassung 
bestimmt. 

Ausserdem dürfen die Friedensrichter, die Mit- 
glieder des Amtsgerichts und ihre ordentlichen Stell- 
vertreter weder eine Wirtschaft auf eigene Rechnung 
oder für Rechnung eines andern betreiben, noch den 
Beruf eines Anwaltes ausüben. 
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Die Gerichtspräsidenten, die Mitglieder des Ober- 
gerichts und die Angestellten der Staatsanwaltschaft 
endlich sind von der Ausübung jedes anderweitigen 
Berufes ausgeschlossen. ^ 

§ 73- 

Alle Gerichtspersonen sollen vor dem Antritte 
ihrer Amtsfunktionen den vorgeschriebenen Eid leisten. 

Die Friedensrichter, die Gerichtspräsidenten und 
die Mitglieder des Amtsgerichts werden durch den 
Regierungsstatthalter nach Vorschrift der Verfassung 
beeidigt ; letztere in öffentlicher Sitzung des Gerichtes.^ 

Die Geschwornen haben jeweilen vor Beginn 
ihrer Funktionen den in dem Gesetzbuche über das 
strafgerichtliche Verfahren vorgeschriebenen Eid zu 
leisten. 

Die Mitglieder des Obergerichtes leisten den vor- 
geschriebenen Eid vor dem Grossen Rat, die Beam- 
ten der Staatsanwaltschaft vor dem Obergerichte, und 
die Gerichtschreiber vor der Behörde, welcher sie 
beigegeben sind. 

§ 74. 
Allen Richterbeamten ist die Annahme von Be- 
suchen der Parteien vor dem Urteile, zum Zwecke 
einer vorläufigen Besprechung über die Streitsache 
(des sog. Berichtens), bei ihrem Amtseide untersagt. 

^ Dieser Paragraph ist für die Mitglieder des Obergerichts 
und für die Gerichtspräsidenten modifiziert durch das D. vom 
IG. Oktober 1853 betreffend die Ausübung von Berufen durch 
»Staatsbeamte (Organisation) ; vergl. auch m betreff der Dispen- 
sation von Vormundschaften, D. vom 23. Februar 1832; von 
Gemeindeämtern, Gemeindegesetz vom 6. Dezember 1852, § 34 
< Gemeindewesen) ; Betreibungsbeamte, E. G. vom 18. Oktober 
1891 zum B. G. über Schuldbetreibung und Konkurs. 

^ Vergl. über die Beeidigung § 113 K. V. (Organisation). 
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§ 75. 
Der Regierungsrat kann der Staatsanwaltschaft 
in betretf der Beaufsichtigung des Vormundschafts- 
und Gemeindewesens, der Führung der Register des 
Personenstandes und der Intervention des Staates in 
Civilsachen, die weiter nötigen Instruktionen erteilen, 

§ 76. 

Dieses Gesetz tritt mit den Gesetzen über das 
gerichtliche Verfahren in Civil- und Strafsachen in 
Kraft. 

Von diesem Zeitpunkte an sind und bleiben auf- 
gehoben ; 

1. das Gesetz über die Organisation der Gerichts- 
behörden der ersten Instanz vom 3. Christmonat 

1831; • 

2. das Gesetz über die Organisation des Oberge- 
richts vom II. April 1832; 

3. die Instruktion für den Untersuchungsrichter 
des Amtsbezirks Bern vom 24. August 1832 und 
die damit in Verbindung stehenden besondern 
Vorschriften ; 

sowie alle mit dem gegenwärtigen Gesetze im Wider- 
spruch vStehenden Gesetzesbestimmungen. 

Gegeben in Bern, den 31. Heumonat 1847. 

Namens des Grossen Rates 
der Vizepräsident 

A. V. Tilller, 

der Staatsschreiber 

A. Weyermann. 
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Gesetz 

betreifend 

die Einführung des Strafgesetzbuches für den 
Kanton Bern. 



Der Grosse Rat des Kantons Bern 
beschliesst : 

Art. 1. Das gegenwärtige Strafgesetzbuch tritt 
mit dem i. Januar 1867 für den ganzen Kanton in 
Kraft. 

Art. 2. Vom i. Januar 1867 an treten alle in 
Gesetzen,* Dekreten und Verordnungen enthaltenen 
Bestimmungen, welche sich auf Gegenstände, die den 
Inhalt dieses Gesetzbuches bilden, beziehen, ausser 
Wirksamkeit. 

Insbesondere sind aufgehoben ' 

1. die Gerichtssatzung von 1761, namentlich die 
bisher noch in Kraft gewesenen Teil I, Titel 
XXVI, Satz. 5, S. 112, den Wucher betreffend, 
und TeU IV, Titel I bis XVII, ferner die hierauf 
bezügliche Vorschrift des Art. 6, Titel VI, Teil 
I des Emolumententarifes von 181 3; 

2. die §§1,2, 5, 15, 18, 24 des zweiten Teiles der 
Forstordnung von 1786 und die Bestimmungen 
der Forstordnung des Jura vom 4. Mai 1836, 
insoweit dieselben mit dem gegenwärtigen Straf- 
gesetzbuch nicht übereinstimmen ; 

3. die strafrechtlichen Bestimmungen der Ehege- 
richtssatzung von 1787, insoweit sie dermal noch 
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in Kraft bestehen, insbesondere Titel III, Satz. 
I bis und mit 6, Satz. 7, der Titel VI und der 
Titel VII; 

4. das helvetische peinliche Gesetzbuch vom 4. 
Mai 1799, nebst allen seitherigen, dasselbe er- 
gänzenden, erläuternden oder abändernden Ge- 
setzen und Verordnungen, insbesondere 

d) das Dekret vom 27. Januar 1800, betreffend 
Modifikation der in dem peinlichen Gesetz- 
buche bestimmten Strafen ; 

b) das Gesetz vom 16. Hornung 1801, betreffend 
die Strafen entwichener Verbrecher u. s. w. ; 

c) das Gesetz vom 11. Brachmonat 1801, betref- 
fend eine Abänderung der im Art. 184 des 
peinlichen Gesetzbuches vorgeschriebenen 
Diebstahlstrafen ; 

d) das Gesetz vom 27. Juni 1803, betreffend 
weitere Modifikationen des peinlichen Gesetz- 
buches ; 

e) das Gesetz vom 13. und 14. Dezember 18 18 
und I. Februar 1819, betreffend Umwand- 
lung der Zuchthausstrafen ; 

5. das bisher im Jura geltende Gesetz vom 3. Sep- 
tember 1807 über den Wucher und die Satz. 
760 bis 763 des Civilgesetzbuches für den Kan- 
ton Bern, soweit sie auf den Ueberzins und 
dessen Folgen Bezug haben ; 

6. das Gesetz vom 18. Februar 1823 über Kinds- 
mord, Abtreibung der Leibesfrucht und die Aus- 
setzung unbehülfiicher Kinder, mit Ausnahme 
der Artikel 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 13 und 14, 
nebst dem Milderungsdekrete vom 22. Juni 1843; 
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7- die strafrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes 
vom 22. Dezember 1823 zur Verhinderung be- 
trügerischer und mutwilliger Geltstage ; 

8. das Gesetz über Aufruhr und Hochverrat vom 
7. Juh 1832 ; 

9. das Gesetz vom 15. März 1836 über Beeinträch- 
tigung des Eigentums durch Diebstahl, Unter- 
schlagung und Raub, nebst dem Milderungs- 
dekret vom 22. September 1846; 

10. das Gesetz über die Lotterien vom 21. Februar 

1843; 

11. das Dekret wider die Freischaren vom 27. Juni 

1845 ; 

12. das Gesetz über die Wahlbestechungen vom 
12. November 1848; 

13. das Gesetz wider die Betrügereien zahlungs- 
pflichtiger Schuldner vom 26. Mai 1848, mit 
Ausnahme des Art. 5 ; 

14. das Gesetz über den Missbrauch der Presse 
vom 7. Dezember 1852 ; 

15. die Artikel 16, zweiter Absatz, und 256, zwei- 
ter Absatz, des Gesetzbuches über das Ver- 
fahren in Strafsachen von 1854; 

16. die Art. 5 und 6 des Gesetzes vom 11. Dezem- 
ber 1852, betreffend einige Abänderungen des 
Gesetzes über die Organisation der Gerichts- 
behörden vom 31. Juli 1847; 

17. sämtliche im französischen Kantonsteil in Kraft 
bestehenden Bestimmungen des französischen 
Strafgesetzbuches und des landwirtschaftlichen 
Gesetzbuches (code rural) vom 27. September 
bis 6. Oktober 1791. 
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_. Art. .3^ Strafbare Handlungen, welche vor dem 
in Art. i festgesetzten Zeitpunkte begangen worden 
sind, aber erst nachher zur Behandlung kommen, 
sind nach dem gegenwärtigen Strafgesetzbuch zu 
beurteilen, wenn nicht die zur Zeit der Begehung 
gültig gewesenen Bestimmungen für den Angeschul- 
digten günstiger sind. 

Art. 4. Die im Strafgesetzbuche aufgestellte Ein- 
teilung der strafbaren Handlungen in Verbrechen, 
Vergehen und Polizeiübertretungen ist für alle Fälle 
massgebend, sie mögen nach dem Strafgesetzbuche 
oder nach andern altem oder neuern Gesetzen zu 
beurteilen sein. 

Art. 5. Die Assisen beurteilen die mit Todes- 
strafe oder Zuchthausstrafe bedrohten Handlungen, 
und zwar letztere selbst dann, wenn das Gesetz für 
die fragliche Handlung auch eine niedrigere Strafart 
zulässt (Verbrechen), sowie die politischen Vergehen 
und die Pressvergehen. ^ 

^Vergl. Art. 62 der K. V. vom 4. Juni 1893. 

Art. 6. Das Amtsgericht, als korrektionelles 
Gericht, beurteilt die im Strafgesetzbuch mit Korrek- 
tionshaus bedrohten Handlungen, selbst wenn das 
Gesetz für die fragliche Handlung auch eine niedri- 
gere Strafart zulässt (Vergehen), und die in andern 
Gesetzen mit einer Enthaltungsstrafe von mehr als 
sechzig Tagen bedrohten Handlungen. 

Art. 7. Der Gerichtspräsident, als korrek- 
tioneller Richter, beurteilt die im dritten Buche die- 
ses Strafgesetzbuches rnit Gefängnis und die in an- 
dern Gesetzen mit einer Enthaltungsstrafe von höch- 
stens sechzizg Tagen bedrohten Handlungen. 
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Er beurteilt als Polizeirichter 

1. alle im IV. Buche dieses Strafgesetzbuches vor- 
gesehenen Fälle ; 

2. alle übrigen in diesem Strafgesetzbuch und in 
besondem Gesetzen nur mit Geldbusse bedroh- 
ten Handlungen ; 

3. die in den Gesetzen über die Armenpolizei mit 
Strafe bedrohten Handlungen ; 

4. alle übrigen ihm durch besondere Gesetze über- 
tragenen Fälle. ^ 

^ Vergl. zu den Art. 5, 6, 7 das G. vom 2. Mai 
1880 betreifend einige Abänderungen des Verfahrens 
in Strafsachen und des Strafgesetzbuches, und § 7 
des G. vom 31. Oktober 1875 betreffend Störung des 
religiösen Friedens. 

Art. 8. In allen nach Art. 7 hiervor vom Ge- 
richtspräsidenten zu beurteilenden Fällen wendet 
er das für Polizeiübertretungen vorgeschriebene Ver- 
fahren an. 

Art. 9. Ausser den in den Art. 13 und 14 des 
Gesetzbuches über das Strafverfahren vorgesehenen 
Fällen werden schweizerische Angehörige, sofern der 
Fall der Auslieferung nicht vorhanden ist, auf Klage 
des Verletzten hin wegen nachbenannter ausser dem 
Gebiete des Kantons Bern begangener strafbaren 
Handlungen nach den Vorschriften des Gesetzbuches 
bestraft : 

1. Mord, 

2. Totschlag, 

3. Kindsmprd, 

4. Kindesaussetzung, 

5. Misshandlung in den Fällen der Art. 139, 140 
und 141, 
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6. Brandstiftung, 

7. vorsätzliche Verursachung einer Ueberschwem- 
mung, 

8. Eigentumsbeschädigung, wenn der Fall mit 
Zuchthaus oder mit Korrektionshaus bedroht ist, 

9. Notzucht, 

10. gewalttätiger Angriff gegen die Schamhaftigkeit, 

11. Schändung, begangen an Kindern unter zwölf 
Jahren, 

12. Raub, 

13. Erpressung, 

14. Diebstahl, wenn derselbe mit Zuchthaus oder 
Korrektionshaus bedroht ist, 

15. Fälschung fremder Gold- oder Silbermünzen, 

16. Urkundenfälschung, insofern der Fall mit Zucht- 
haus oder mit Korrektionshaus bedroht ist. 

In den Fällen, wo die strafbare Handlung den 
Tod des Verletzten zur Folge hatte, bei Kindsmord 
und bei der Kindesaussetzung, findet Verfolgung von 
Amtes wegen statt. 

Art. 10. Für die durch das Mittel der Presse be- 
gangenen Vergehen ist dasjenige Gericht zuständig, 
in dessen Bezirk die Druckschrift herausgekommen 
ist. Hat deren Herausgabe ausserhalb des Kantons 
stattgefunden, so tritt der Gerichtsstand des Beklag- 
ten ein. 

Bern, den 30. Januar 1 866. 

Namens des Grossen Rates 

der Präsident 

Niggeler, 

der Staatsschreiber 

M. V. Stürler. 
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Der Regierungsrat des Kantons Bern 
beschliesst : 

Vorstehendes Gesetz soll in die Gesetzessamm- 
lung aufgenommen werden. 

Bern, den 27. Dezember 1866. 

Namens des Regieriingsrates 
der Vizepräsident 

Scherz, 

der Ratsschreiber 

Dr. Trachsel. 
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Gesetz 

betreffend 

einige Abänderungen des Verfahrens in Straf- 
sachen und des Strafgesetzbuches. 



Der Grosse Rat des Kantons Bern, 
auf den Antrag des Regierungsrates, 
beschliesst: 

§ I- 

In den durch das Gesetz den Assisen zugewie- 
senen Straflfällen urteilt, wenn der Angeklagte ein 
unumwundenes Geständnis seiner Schuld abgelegt 
hat, die Kriminalkammer ohne Mitwirkung der Ge- 
schwornen. 

§ 2. 

Demgemäss wird in solchen Fällen der Ange- 
klagte durch die Anklagekammer nicht den Assisen, 
sondern der Kriminalkammer zur Beurteilung zuge- 
wiesen. 

§ 3- 

Hat der Angeklagte nicht alle ihm zur Last ge- 
legten strafbaren Handlungen zugestanden, so findet 
das bisherige Verfahren Anwendung. Das gleiche 
ist der Fall, wenn nicht sämtliche Mitschuldige ein 
Geständnis abgelegt haben. 

Hiervon sind ausgenommen diejenigen Fälle, in 
denen ein Geständnis bloss mit Bezug auf korrek- 
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tionelle und polizeiliche Vergehen nicht vorliegt ;^ 
solche Fälle sind, trotz der Abwesenheit eines Ge- 
ständnisses, mit dem eingestandenen Hauptverbre- 
chen, der Kriminalkammer zur Beurteilung zuzuweisen. 

§4- 
Die Aburteilung der der Kriminalkammer zuge- 
wiesenen Straffälle hat in der Regel spätestens binnen 
20 Tagen von dem Ueberweisungsbeschlusse an ge- 
rechnet zu erfolgen. Die daherigen Verhandlungen, 
mit Ausnahme der Beratung der Kammer, sind 
öffentlich. 

§ 5- 
Die Parteien sind acht Tage vor dem Verhand- 
lungstermine auf denselben vorzuladen. 

§6. 

Die Kriminalkammer kann auf Antrag der Par- 
teien oder von Amtes wegen, nach ihrem Ermessen, 
die ihr für die Hauptverhandlung geeignet scheinen- 
den Beweiserhebungen anordnen. 

§ 7- 
In Betreff der Vorträge der Parteien kommt die 
Vorschrift des Artikel 424 des Strafverfahrens zur 
Anwendung. 

§8. 

Die Kriminalkammer ist ausnahmsweise befugt, 
mit Bezug auf die ihr zugewiesenen Straffälle die 
Mitwirkung der Geschwornen zu verfügen, falls sie 
dies nachträglich für angemessen erachtet. 
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§9- 
Wenn ein Angeklagter, der ursprünglich sich 
für nichtschuldig erklärt hat, später die Anklage als 
richtig anerkennt, so kann die Kriminalkammer nach 
den vorstehenden Bestimmungen verfahren und die 
allfällig bereits begonnene Hauptverhandlung ab- 
brechen. 

§ lo. 

Gegen die Entscheide der Kriminalkammer finden 
nur die für Assisenfälle zugelassenen Rechtsmittel 
statt. 

§ II. 

Der zweite Absatz des Art. 142 des Strafgesetz- 
buches ist aufgehoben und wird durch folgende Vor- 
schrift ersetzt : 

»Misshandlungen, die entweder keine Arbeitsuri- 
»fähigkeit oder eine solche von weniger als fünf 
»Tagen zur Folge hatten, werden auf Klage des 
»Misshandelten hin mit Gefängnis bis zu 60 Tagen 
»bestraft, womit Geldbusse bis zu 100 Franken ver- 
»bunden werden kann. 

»Misshandlungen, die keine Arbeitsunfähigkeit 
»zur Folge hatten, können jedoch je nach Umstän- 
»den bloss polizeiHch bestraft werden (Art. 256 Ziff. 5).« 

§ 12. 

Das zweite Lemma des Art. 177 des Strafgesetz- 
buches wird in folgender Weise abgeändert : 

»Der Verleumder wird auf Klage des Verletzten 
»mit Gefängnis bis zu sechzig Tagen, womit eine 
» Geldbusse bis zu 500 Fr. zu verbinden ist, oder mit 
»blosser Geldbusse bis zum gleichen Betrage bestraft.« 
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§ 13- 
Wenn in den in Art. 210 des Strafgesetzbuches 
genannten Diebstahlfällen der Wert des Entwendeten 
100 Franken nicht übersteigt, so sind dieselben mit 
Korrektionshaus bis zu sechs Jahren zu bestrafen. 

§ 14. 

Statt der in den Art. 225 Ziff. i, 229 Ziff. i, 
und 231 Ziff". I des Strafgesetzbuches angedrohten 
Zuchthausstrafe tritt Korrektionshausstrafe bis auf 
sechs Jahre ein. ^ 

Der Art. 231 des Strafgesetzbuches enthält fol- 
genden Zusatz : »Mit der korrektionellen Strafe kann 
Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit bis 
auf fünf Jahre verbunden werden.« 

§ 15. 

In allen Straffällen, in denen verschiedenartige 
Strafen alternativ angedroht sind, wird den Beamten 
und Behörden der Strafjustiz (Untersuchungsrichter, 
Staatsanwälte und Anklagekammer) die Befugnis ein- 
geräumt und zur Pflicht gemacht, die Ueberweisung 
statt an den peinlichen Gerichtsstand an das korrek- 
tionelle Gericht und statt an das korrektionelle Ge- 
richt an den korrektionellen Richter anzuordnen, 
wenn nach der Natur des besondern Falles anzuneh- 
men ist, dass das urteilende Gericht bei einer Ver- 
urteilung nur die geringere Straf art anzuwenden 
haben wird. 



^ Art. 224 bis und mit 230 Str. G. sind aufgehoben durch 
§ 109. Ziff. 3, des E. G. vom 18. Oktober 1891 zum Schuld- 
betreibungs- und Konkursgesetze. 
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§ i6. 

Die mit diesen Bestimmungen im Widerspruch 
stehenden Vorschriften des Gesetzbuches über das 
Verfahren in Strafsachen und des Strafgesetzbuches 
sowie der übrigen einschlagenden Gesetze sind auf- 
gehoben. 

§ 17. 

Dieses Gesetz tritt nach dessen Annahme durch 
das Volk in Kraft. 

Bern, den 17. März 1880. 

Im Namen des Grossen Rates 
der Präsident 

Morgenthaler, 

der Staatsschreiber 

M. V. Stürler. 

Der Regierungsrat des Kantons Bern, 
nach Zusammenstellung der Protokolle über die Volks- 
abstimmung vom 2. Mai 1880, 

urkundet hiermit: 

Das Gesetz betreffend einige Abänderungen des 
Verfahrens in Strafsachen und des Strafgesetzbuches 
ist mit 23,339 gegen 13,992 Stimmen angenommen 
worden und tritt sofort in Kraft. Dasselbe ist in die 
Gesetzessammlung aufzunehmen. 

Bern, den 22. Mai 1880. 

Im Namen des Regierungsrates 
der Präsident 

Scheurer, 

der Ratsschreiber 

L Kurz. 
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Alphabetisches Register. 



Dieses Register bezieht sich nur auf das Gesetz über das 
Strafverfahren, nicht auch auf die im Anhang abgedruckten 
Gesetze. 

Die Zahlen verweisen auf die Artikel, die kleinen Beisätze 
auf die Nummern der Anmerkungen. Beispiel: 150 -- Artikel 150, 
150,3 Artikel 150 Anmerkung 3. 



Abhörung in der Voruntersu- 
chung, i82if, Uebersetzung 
184, Stumme und Taubstum- 
me 185, 206, Protokollierung 
187, Verlesung 187, Raduren 
im Protokoll 188. — Abhö- 
rung des Angeschuldigten 
190 if, Ladung 192 ff, Aus- 
bleiben 199, Widersprüche 
208, Geständnis 209, Nach- 
forschung nach Mitschuldi- 
gen 210, Entlastungstatsa- 
chen 212, Identität 213. — 
Abhörung der Zeugen 21 6ff, 
der Anzeiger und Beschwer- 
deführer 232, 233, in der 
Hauptverhandlung 322 ff, der 
Civilpartei 323, der Zeugen 
323 ff", 339, })ei Krankheit 
oder Alter 297, im Assisen- 
verfahren 416. 

Abstimmung über Urteil 275. 

Abteilungschef in Bern, bei 
Haussuchung 63,'>. 

Abwesenheit des Angeschuldig- 
ten, Einstellung 242. 



Abw^eisungsschlüss, Unterlas- 
sung 321,3 

actio pauliana, Einstellung we- 
gen Strafverfolgung 3,36. 

actes d'instruction 7,,.. 

actes de poursuites 7,^. 

Advokaten als Verteidiger 264. 

Aktenzirkulation 290,^, als Ver- 
werfungsgrund 29, ^. 

Akteneinband 305. 

Akteneiiisendung 241,0, Mittei- 
lung an Angeschuldigten 
245. 

Akteneingal^e, bei Appellation 
45S. 

Akteneinsicht 290, 293, 298. 

Aktenergänzung 336, 460. 

Aktenkompletation s. Aktener- 
gänzung. 

Aktenverzeichnis 305. 

Aktivbürger (Verteidiger) 264. 

Alternative Strafdrohung, Über- 
weisungsinstanz 240,2 

Amnestie 561, 562, 564. 

Amtliclies Blatt 280, 
i Amtliche Verteidigung 263. 

Amtseinstelhmg als Disciplinar- 
strafe 78. 
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Amtsentsetzung als Disciplinar- 
strafe 164, 267, 521. 

Amtsführung, nachlässige 40. 

Amtsgericht d. Nachbarschaft 36. 

Amtsmissbrauch, Beschwerden 
267, „ .. 

Amtspflichtverletzung 267. 

Amtsverweser, Eigenschaft als 
A. kein Unfähigkeitsgrund 

27,1. 

Anklageakte 261, 262, Deponie- 
rung 263, Verlesung in der 
Hauptverhandlung 411. 

Anklagezustand, Versetzung in 
234 ff, 256, 260. 

Anschlussappellation 459. 

Anträge, im Assisenverfahren 
424, 444, 445. 

Der Civilpartei 3, gj — .,(., be- 
dingte 3, 25- 

Antragsberechtigter, wer ist ? 

Antragsdelikte 83, Ausdehnung 
der Untersuchung 94, 1 — 3, 
95, 8 - - 12» Kostenverteilung 

343. 6, 7- 
Anwälte, Zulässigkeit 309. 
Anwaltsrechnungen, Moderation 

575> 1) 2- 

Anzeigen und Berichte, Eingabe- 
frist 57. 

Anzeiger, ist nicht Partei 3, 
4 — (j. Abhörung 232, Ver- 
urteilung zu Kosten und 
Entschädigungen 243. 

Anzeigungen 359, 362, 363. 

Appellabilität, 449 ff, massge- 
bende Faktoren 449, g ff", Zu- 
sammenrechnung der Bus- 
sen 449, i2> l^ei Rückfall 449, 



13, 14, bei Nebenstrafen 451, 
2 — 4, der Civilinteressen 
452. 

Appellation 449 ff, Kumulation 
mit Nichtigkeitsklage 449, 
1 — 3, mit Wiedereinsetz- 
begehren 449,4. Prüfung der 
Voraussetzungen 449,1 ^^' 
gen Urteile über Wieder- 
einsetzungsbegehren 449, ß, 
gegen Verfügungen von 
Amtes wegen 449, 5, gegen 
Kostenurteile 244,1,,, 580, 581, 
über Vor- und Zwischen- 
fragen 318, 341, 452,1, 2, 465, 
Verzicht auf 452,5, Frist 
453, speziell bei Kontüma- 
cialurteilen 453, ,;, speziell 
für die Staatsanwaltschaft 
453» ü — io> Anschlussappel- 
lation 459, Kontrollen 457, 
458, Verfahren 456 ff, Voll- 
macht zurVerhandlung 459,1, 
Auflegung der Rekursko- 
sten 468, A. an die Ankla- 
gekammer 174. 

Appellationserklärung 453, Stem- 
pelpflicht 453, 11, 14, ,ß, 17, 
Vollmacht 453, 5, 13 — 15, 
Rückzug 453, ,y, 459, 2, 4 

Appellationsfrist, s. Appellation, 
für Staatsanwalt 369, , — 3. 

Appellations- und Kassations- 
hof als Beschwerdeinstanz 
40,0. 

Arbeitsunfähigkeit, Beweis durch 
Arztzeugnis 112, 1, 3, Bedeu- 
tung für Frage, ob geringe 
Misshandlung 9, 3. 
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Armenbehörde, Mitteilung; von 
Urteilen 369. 

Armenrecht 300 ff. 

Aerzte, bei Tötungen 108. 

Arztzeugnis, Beweiswert 1 12, i, 3, 
speziell für Arbeitsunfähig- 
keit 358, 1. 

Assisen, Verfahren 370 ff. 

Assisenpräsident, Rechte und 
Pflichten 414, 415. 

Aufenthaltsort, Gerichtsstand 
des 21. 

Aufhebimg der Untersuchung 
235, 254. 

Aufhebungsbeschluss 235, Re- 
kurs dagegen 235, 3, Be- 
schwerde dagegen 235, 2> 
Beurteilung des Civilpunk- 
tes im A. 3,30, 365, , der An- 
klagekammer 266, 2, 3. 

Aufschiebung der Untersuchung 
wegen Civilfragen 90. 

Aufsicht, über Polizeiangestellte 
75, über Einwohnergemein- 
deratspräsident 76, der Be- 
zirksprokuratoren 85. 

Augenschein 97 ff, 346, bei Ver- 
setzungen 112, bei Tötun- 
gen 108, in einer Wohnung 
97,1- 

Augenscheinsprotokoll 98. 

Ausbleiben des Anzeigers, Wir- 
kung 3, 21» der verletzten 
Partei 4, 7, des Angeschul- 
digten bei der Abhörung 
199, bei der ersten Einver- 
nahme, 287, y — jp der Par- 
teien in der Hauptverhand- 
lung 310, im Assisen verfah- 



ren 403, vor Polizeikammer 

• 463, der Zeugen 335. 

Ausdehnung des Strafantrages 

^3' 10» w d^^ Untersuchung 

94, 95, Zwischenfrage 341, 6- 

Ausgrabung Beerdigter 109. 
Auskunftgebende 220, Beeidi- 
gung 220, 1, 2. 
Ausland, Verfolgung im 13, 14, 

15- 

Auslieferungspflicht in Bezug 
auf Beweisstücke 124, 125. 

Auslieferungsverfahren, 12,^0, jj. 
Nichtbeobachtung i, jq. 

Ausschluss der Civilpartei 319. 

Ausschreibung im Fahndungs- 
blatt, unterbricht Verjäh- 
i^ng 7,8- 

Ausserordentliches Gericht 35, 

37. 
Aussöhnungs versuch 91,2- 
Ausweisung der Civilpartei aus 

dem Assisenverfahren 408. 

B 

Bankscheine, Nachmachung 13. 

Bedingter Rückzug des Strafan- 
trages 83,^5. 

Beeidigung, der Zeugen und 
Sachverständigen 329, der 
Civilpartei 345, j, der Ge- 
schwomen 396. 

Belinden der Sachverständigen 
97 ff', bei Leichenschau iio. 

Befreiung von der Anklage 5. 

Begehungsort, Gerichtsstand 12, 
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Heg;laubig;un^ der Kontrollen 77. 

Bepiadi^ng: 543, 557 ff. 

Beg;ünstig;un^, Konsumtion des 
Strafanspruchs we^en Dieb- 
stahls 5, n- 

Behandelnder Arzt, bei Tötun- 
tren 108, bei Verletzunj>:en 
112, als Sachverstilndij>:er 
112,0. 

Behörde, ^gesetzliche 1, als Be- 
leidigte 83,3. 

Beistand der Bürger 52. 

Beitritt zur öffentlichen \'ert"ol- 
gung 83. 

Beleidigimg einer Behörde 83, 3; 
B. in der Gerichtssitzung 
281. 

Benachbartes Amtsgericht 36. 

Beratung und Abstimmung, ge- 
heime 272, speziell der Cle- 
schwornen 437 — 439. 

Beratungszimmer der Kriminal- 
kammer 272, der Geschwor- 
nen 435. 

Berichte, des Bezirksprokurators 
86, 87, des Generalprokura- 
tors 88. 

Berufsgeheimnis des Arztes 
219,1. 

Beschimpfungen durch den An- 
geschuldigten 207. 

Beschlagnahme von Cicgenstän- 
den 64, von Beweisstü- 
cken 124 ff", der Briefe an 
den Angeschuldigten 141, 
142. 

Beschlüsse der Anklagekammer, 
Motivierung 259, j. 

Beschwerde, gegen Untersuch- 



ungsrichter 40, j;, 4, gegen 
L^berweisungsbeschluss 40, 
4, wegen Amtsmissbrauch 
267, j, 2. 

Beschwerdeführer, Abhörung 
232. 

Beschw^erdeverfahren 41. 

Beschwörung s. Beeidigung. 

Bestimmung der Kosten 575 ff, 
bei Vergleich in Antrags- 
fällen 578, 1, Appellation 580, 

581. 

Besuch bei Gefangenen 161, 
der Untersuchungsgefäng- 
nisse 165. 

Betragen, ungebührliches, 281 ff. 

Betretung, Gerichtsstand der 16, 
1, 21. 

Betrug, Begehungsort 12, «, 10, 
16, — n. 

Beurteilte Sache, Einrede der 
243, 8—10. 

Bevogteter, als Civilpartei 319,4, 
als Civilbeklagter 3, 20. 

Bevormundeter, Antragsstellung 
83, 4, .>. 

Bewachung Festgenommener 55, 
der Geschwomen 437. 

Beweis 344 ff, 436, zusammen- 
gesetzter 363, der Verjäh- 
nmg 9, 1 . 

Beweislast im Strafprozess 345, 

Beweismittel 345 ff, Herbeischat- 
fung vor der Verhandlung 
291, neue 266, speziell vor 
Polizeikammer 460, 462, neu 
entdeckte 95, 4. 

Beweismittelproduktion 308. 
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Beweisstücke, Beschlagpiahme 
124 ff, Hinterleg;iing 126, 
Versiegelung 138, Vorlegung 
im Assisenverfahren 409. 

Beweistheorie, gesetzliche 344 ft\ 

Beweiswürdigung 344 ff, im Ci- 
vilpunkt 344, -2, für den Wahr- 
heitsbew^eis im Civilpunkt 
344, 3, freie (im Assisenver- 
fahren) 436. 

Bezahlung dei Staatskosten, bei 
Vergleich 244, Unterlassung, 
Folgen 244, 4 — 9. 

Bezirksprokurator 85 ff". 

Bildung des Geschwomenge- 
richts 383 ff. 

Blödsinn, des Abzuhörenden 206. 

Brand Versicherungsanstalt als 
Civilbeschädigte 3,18. 

Briefe an den Angeschuldigten 
141, 142. 

Briefwechsel, Begehungsort der 
Delikte durch B. 12,8, 16, 

3, 4, 0, 10. 

Bürgerpflicht zur Hülfeleistung 
52. 

Bürgschaft, als Kaution für Un- 
tersuchiuigskosten 83, für 
einstweilige Freilassung 170 
ff 

Bundesgesetz betr. gebrannte 
Wasser, Verfahren bei f^ber- 
tretungen 1,11. 

Busse, Umwandlung in Haft oder 
Arbeit 523, Tilgung durch 
Untersuchungshaft 523,1, als 
Disciplinarstrafe 40, 59, 60, 
164, 229, 281, 373, 397, 437, 
519- 



Cirkulation der Akten beim kor- 
rektionellen Gericht, Ver- 
werfungsgrund 29, 1 , 306, 0. 

Civilanspruch, Verjährung 549. 

Civilanträge 3, 21 — 26, 288, 1 — a. 

Civilfragen 90. 

Civilinteressen, Anträge bezüg- 
lich 3, 22, Appellabilität 452. 

Civilistisch verantwortliche Par- 
tei, Voriadung 299, 336, n, 
12, nachträghche Adcitation 

3)27. 

Civilistische Vorfragen, 313, 316. 

Civilklage, 3, was kann Gegen- 
stand der C. sein? 3,10-18, 
Zeit der Anbringung 3, 2, in 
wie weit gilt die Verhand- 
lungsmaxime ? 3,3, Beurtei- 
lung 365, Zuspruch trotz 
Freisprechung im Strafpunkt 
3, 7, 8, Gegenteil 3, ». 

Civilpartei, wer ist? 3,10 -i«, 
21 _ 2ß, Vorladung 288, 293, 
Prozessfähigkeit 319, Prü- 
fung derselben von Amtes 
wegen 3, 10, 20, m, Vertretung 
3>3i, 319,3-7, Ausschluss 
von der Verhandlung 319, 
Abhöning 323, Beeidigung 
345,1, die C. als Zeuge 353, 
2, 3, Entschädigungs- und 
Kosten Verzeichnis 342, Ver- 
weisung an den Civilrichter 
365, Ausbleiben vor den 
Assisen 403, Ausweisung 
aus dem Assisenverfahren 
408, Appellation 452, Zu- 
sammenrechnung mehrerer 
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Forderungen 452, 15, gegjen 
Verjährungsurteil 452,1«. 

Ci\ilproze.s.suale Grundsätze im 
Strafverfahren 1,12. 

Civilrechtlichc Vorfragen, Ein- 
stellung des Verfahrens 90 — 
92, 287, 4, 5, 313. 

Civilrichter, Anbringung der 
Ci\41klage beim 3, Verwei- 
sung der Civilpartei an den 

365. 



Delikt, fortgesetztes, Verjährung 
7,^. 

Deposition, der Akten 290. 

Deutsche Sprache 10. 

Disciplinarstrafen, konsumieren 
den Straf anspruch 5, 5, e, D. 
gegen Einwohnergemeinde- 
ratspräsident und Regie- 
rungsstatthalter 78, gegen 
Gefangenwärter 164, gegen 
Untersuchungsgef angenei 66, 
gegen abzuhörende Ange- 
schuldigte 207, gegen Zeu- 
gen 229, gegen Untersuch- 
ungsrichter und Aktuar 267, 
gegen Parteien und An- 
wälte 281, gegen Zuhörer 
282, gegen Geschworne 373 
ff) 397. 437> gegen Gerichts- 
schreiber 519, gegen Regie- 
rungsstatthalter 521. 

Drohungen des Angeschuldig- 
ten 207. 

Durchsuchung von O ertlichkei- 
ten 66, Verhafteter 159. 



Edition der Untersuchungsakten 
93» 2) 254,3. 

Editionseid in Bezug Auf Be- 
weisstücke 127. 

Ehebruchsfälle, Verjährungsfrist 

9- 

Ehefrau, Vertretung in der An- 
tragstellung 83, 6, 7. 

Ehrverletzung, mehrerer Perso- 
nen 5, 7, Antragserfordemis 
83, Verjährungsfrist 9. 

Ediktalladung zur Abhörung 204, 

Eid, des Editionspflichtigen 1 27, 
der Zeugen und Sachver- 
ständigen 329, der Ge- 
schwomen 396. 

Eidesmündigkeit 329,1. 

Eingaben der Anzeigen und 
Berichte, Frist 57, 

Eingebende Fragen 214, 224. 

Einrede, forideklina torische 312, 
der örtlichen Unzuständig- 
keit 12, der beurteilten Sa- 
che 5, 243,8 — 10, als Vor- 
frage 5, 4. 

Einrücken, Soldat beim, Ge- 
richtsbarkeit I, 

Einsendung der Untersuchungs- 
akten, bei Tod des Ange- 
schuldigten 6,1, Verfol- 
gungshandlung? 7,7. 

Einsicht in die Prozessakten, 
der Experten 103. 

Einsprachen gegen Bussurteile 
der Kriminalkammer 376 ff. 

Einstellung des Verfahrens 4, 
90, wegen Abwesenheit oder 
Fhicht des Angeschuldigten 
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242, wegen Vergleichs im 
Civilpimkt 244, wegen civi- 
listischer Vorfragen 90, 313, 

316. 

Einstellung als Disciplinar- 
strafe 60, 267, 521, E. der 
Zeugen in der Ehrenfähig- 
keit 228. 

Einstweilige Verhaftung 551. 

Einstweilige Freilassung 167 ff. 

Eintritt in den Kanton Bern, 
Strafverfolgung 14. 

Einvernahme, erste 287. 

Einwohnergemeinderatspräsi- 
dent 61 ff. 

Entlassung Festgenommener 69. 

Entschädigung an den Ange- 
schuldigten 235, 243, an den 
Freigesprochenen 343. 

Entschädigungsansprüche 3, 23, 
des Angeschuldigten 367. 

Entschädigungsverzeichnis der 
Civilpartei 342, Einreichung 
452,14. 

Entscheidungsgründe, Angabe 
im Urteil 279,1 — 3. 

Entsetzung als Disciplinarstrafe 
60, 78. 

Empechement legal (der Ver- 
jährung) 7, 4, 5. 

Entsiegelung der Beweisstücke 
140. 

Ergänzungseid 345,1. 

E^rlaubniskarte für Besuche bei 
Gefangenen 161. 

Erläuterungsfragen an Sachver- 
ständige 106. 

P>löschung der öffentlichen Kla- 
ge 4, 6. 

Ermächtigungsdelikte 58, 83. 



Ersatzmänner des Geschwor- 
nengerichts 387,1, 394, Rei- 
henfolge der Beiziehung 

394^. 

Erscheinen der Parteien 309. 

Erscheinungsbefehl an den An- 
geschuldigten 286. 

Eröffnung einer Fristansetzung 

Erste Einvernahme 287 

Exceptio doli 3, 30. 

Expertise 97 ff, Wirkung auf 

Verjährung 7,5, überflüssige 

99, 2- 



Fahndungsblatt, Ausschreibung 
im F. unterbricht Verjäh- 
rung 7,8. 

Falsche Anzeige, Begehungsort 
16,5. 

Falsche Zeugenaussage 333. 

Feld- und Waldfrevel Verfol- 
gung 48, 58, 83, Feldfrevel 
Officialdelikt 83,,. 

Feldwächter 39. 

Fester Wohnsitz, Gerichtsstand 
des 243,2. 

Festnahme 62, Fremder und 
Unbekannter 50, auf fri- 
scher Tat 49, durch Bürger 54. 

Festsetzung der Sitzungen 285. 

Flagrant d^lit 49. 

Flucht des Angeschuldigten, Ein- 
stellung des Verfahrens 242. 

Forideklinatorische Einrede 312. 

Formen, gesetzliche i. 

Förmlichkeit, wesentliche 479. 

Forstwächter, Haussuchung 
durch 48,1. 
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Fortgesetztes Delikt, Beg;inn der 
Verjährung 7, a. 

Forumsverschluss vor Polizei- 
kammer 464. 

Frajj;en s. Frage recht ; eingeben- 
de und verfängliche 214, 
224. 

Fragerecht der Parteien 324, 
der Geschwornen 418. 

Französische Sprache 10. 

Frau, verheiratete, als Civilpar- 
tei 319,3,5. 

Freie Beweiswürdigung, der Ge- 
schwornen 436. 

Freilassung des Angeschuldig- 
ten 92, 143 ff, 254, 255, 258, 
Freigesprochener 520, einst- 
weilige F. 167 ff'. 

Freisprechung 343, 364, 365, im 
Assisenverfahren 443. 

Fremde, Festnahme 50. 

Fremde Behörden, Requisitorien 
96. 

Frische Teit, Festnahme 49, 
durch Bürger 54. 

Frist für Bereinigimg der Civil- 
f ragen 91. 



Gebrannte Wasser, B. G. betr. 

Verfahren bei Uebertretun- 

gen 1,11. 
Gefährdevolle Anzeige 243. 
Gefängnis als Disciplinarstrafe 

207, 229, 281, 282, 437, für 

widerspenstige Zeugen 228. 
Gefängnisstrafe, Ort der A])sitz- 

ung 524. 
Gefangenschaftskosten 368, 4. 



Gefangenschaftsregister 1 63. 
Gefangen Wärter 158 ff", Strafen 

164. 

Gegenanzeige 95,14, als Verei- 
nigungsgrund 95,15,16 

Gegenklage s. Gegenanzeige. 

Geheime Beratung und Abstim- 
mung 272, der Geschwor- 
nen 437. 

Geheime Gesellschaft, Verwer- 
fungsgrund 29, 2. 
I Geheime Gerichtssitzung 269. 

Geheimhaltung der Vonmter- 
suchung 93, der Unter- 
suchungsakten 254, 3. 

Geheimnisse, Zeugnisverweige- 
rung 219. 

Gemeindebelästigung 1,5. 

Gemeinderatspräsident 61 ff", 
Stellvertretung bei Haussu- 
chung 135, Vertretung des 
Untersuchungsrichters beim 
Augenschein 97. 
' Generalprokurator, Rechte und 
Pflichten 88, Anwesenheit 
vor Anklagekammer 247. 
j Genugtuung, Klage der Civil- 
partei auf 4, 2. 

Gericht, ausserordentliches 35, 

37. 
Gerichtsbehörden, Organisation 

268. 
Gerichtsferien, keine in Straf- 
sachen 1 1 . 
Gerichtsstand, des Begehungs- 
ortes f6, der schwersten 
I Strafe 19, der Rechtshängig- 

I keit 17 bis 20, des Aufent- 

I haltsortes 21, der Betretung 
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21, der Mitschuldigen 25, 
hei Konkurrenz mehrerer 
strafbaren Handlune^en 24, 
des festen Wohnsitzes 243, 2. 

Cierichtsstandseinrede 312, im 
Assisen verfahren 405, vor 
Polizeikammer 464, 0. 

Cierichtsperson, Unfähigkeit 27, 
Verwerflichkeit 28. 

(ierichtsschreiher, Kekusation 30 

Geringe Misshandlungen, An- 
tragserfordernis 83, Begrifl" 
(), :», Verjährungsfrist 9. 

(leschäftsbetriei), innerer, Ver- 
folgungshandlung 7, 7. 

(leschrei, öffentliches 49. 

( leschworne 372 fl", sind sie Ge- 
rich ts])ersonen 27. 1, 2, 0, Ap- 
pel 372, Ausbleiben 373 ff, 
Auslosung 386, \'er\verfung 
386 ff", Ersatzmänner 387,1, 
394, Entlassung 395, Hlid 
396, Strafen wegen Kid Ver- 
weigerung 397, Vorsteher, 
Wahl 398, Sitz 401, Frage- 
recht 418, Geschwornenfra- 
gen 426 ff, L'ebergabe der 
Fragen und weitem Akten 
434, Verlesung der Instnik- 
tion 436, geheime Beratung 
437, Bewachung 437, Disci- 
plinarstrafen 437, Wahr- 
spruch 440, Weiterzielunig 
desselben 442. 

(ieschwornenfragen 426 ff. 
Gesell wornengericht, Bildung 
383 ff. 

( Ifschwornenliste, Ergänzung 
3«V 



Gesellschaft, geheime, Verwer- 
fungsgrund 29, ->. 

Gesetzessammlung, Publikation 
der Strafgesetze i, 4. 

Gesetzhche Beweistheorie 344 ff. 

Geständnis als Beweismittel 349, 

350, 359. 363- 
Ciewahrsam, vorläufiger 55. 
Gläubiger, zu Verlust gewiesene, 

als Civilkläger 3,1;. 
Gleichheit vor dem Gesetz, 

Verletzung des Cirundsatzes 

246, i . 
Grundsatz der Mündlichkeit und 

rnmittelbarkeit 3371. 



Haftbarkeit der Losbürgen als* 
Gegenstand der Civilklage 

Haftbelassungsbeschluss 1 45. 

Haftentlassung 235, 237, Frei- 
gesprochener 520, bei Straf- 
verjährung 554. 

Haussuchung, durch Regierungs- 
statthalter und Cremeinde- 
ratspräsident 53, 63, in der 
Voruntersuchung 124 ff, 
Zweck 1 28, 1 29, Zwecks \'er- 
haftung 146, Zeit 129, 132, 
des Nachts J32, Ciewaltan- 
wendung 133, Schonung 
der Bürger 134, zuständige 
Behörde 135, Vertretung in 
der Stadt Bern 133,-.', Poli- 
zisten als Zeugen 135,:., 
Zuziehung des Kigentümers 
136, ungesetzliche H. 40,1, 
48,,, 131,,., 135, i,:i, 3i4>i^ 
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durch Landjäger und Forst- 
wächter 361,1, Kassation 

135. =». ^• 
Haussuchungsbeschluss 131, un- 
genügende Motivierung 

Haussuchungsprotokoll 139. 

Herbeischaflfung heuer Beweis- 
mittel 291, 295, 336. 

Hindernis, rechtliches, der Ver- 
jährung 7, 4, 5. 

Hinterlegung als Sicherheitslei- 
stung 83, bei einstweiliger 
Freilassung 173 ff; H. von 
Beweisstücken 126. 

Hinterlegungsschein für öffent- 
liche Urkunden 115. 



Idealkonkurrenz, Anwendung 
des Grundsatzes »ne bis in 
idem« 5,1g. 

Identität zweier Tatbestände 
5, 13, 7, lu, Herstellung der 
I. 213, 226. 

Incidentalurteile 340, im Assisen- 
yerfahren 422, 432, 2, Appel- 
lation 335,1, 341. 

Indicienbeweis 362, 363. 

Injurien briefliche 16, 3, 4. 

Innerer Geschäftsbetrieb, Ver- 
folgungshandlung ? 7, 7. 

Instruktion der Geschwomen, 
Verlesung 436. 

Interimswahrheit 345, 2. 

Interventionskosten 368. 



Kantonsfremde, Festnahme so, 

69. 



Kantonsgebiet 12, 13. 
Kapitalverbrechen, amtliche Ver- 
teidigung 263. 
Kassation s. Kassationsgesuch, 
der Haussuchung 67, 1 , s. 
auch unter »Haussuchung«, 
anderer Voruntersuchungs- 
handlungen 314, 404, 405. 
Kassationsgesuch gegen Assi- 
senurteile 479 ff, der Civil- 
partei 480, Anbringung 481, 
Motivierung 481,2,3, even- 
tuelles 481,1, Frist 481,4,5. 
Verfahren 483, 484, Beweis 
1 485, bei Vor- und Zvrischen- 

I fragen 488, bei Verweisung 

I der Ci\dlpartei an den Civil- 

richter 488,1, Wirkung auf 
bereits angetretene Strafe 
491, 1, Urteilsauvszüge 492. 
I Kassationsgründe 479 ff. 
I Kaution für Untersuchungsko- 
' sten 83, Nichtleistung, Wir- 

kung 5,13, 7,10. 
I Ketten für Gefangene 166. 
I Kind als Civilpartei 319,6,7. 
I Kläger s. »Anzeiger« und »Civil- 
' partei;« Verurteilung des 

K. zu Kosten und Entschä- 
digungen 243. 
i Kollektivdelikte, Anwendung 
des Grundsatzes »ne bis in 
^ idem« 5, 1, 2. 

Kollision zwischen Straf- und 
Civilrichter 3,37, zwischen 
deutschem und französi- 
schem Text 1,1. 
Kompetenz, örtliche, der Ge- 
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richte 12 ff, Prüfung»: im 
Assisen verfahren 405,1, K. 
der Gerichte bei Zusatz- 
strafe 1,10, des Richters zur 
Verhängung; eines Rechts- 
stillstandes 3, ac, des Regie- 
rungsrates zum Erlass von 
Verordnungen 1,2. 

Kompetenzstreit 26. 

Konfiscierte Gegenstände, Rück- 
stellung an Eigentümer 365. 

Konfrontation 226, 227. 

Konkurrenz mehrerer strafbaren 
Handlungen, Gerichtsstand 
24. 

Konnexität von Strafsachen 95,1 4. 

Konsumtion des Strafanspru- 
ches 5. 

Kontraktsklage als Ci\'ilanspmch 
3» 12. 

Kontrollen der Gemeindepräsi- 
denten und Regierungsstatt- 
halter 77. 

Kontumacialurteil, Eröffnung 
280, des Auslandes 15. 

Kontumacial verfahren 310. 

Korrektioneller Richter, Ver- 
werfung 35,1. 

Kosten, Auferlegung 368, an 
den Bund 368, u. 

Kostenbestimmung 575 Ü". 

Kostenfolge im Beschwerde ver- 
fahren 40,4, 41, 1. 

Kostenforderung des Anwalts, 

Moderation 575, 1, 2. 
' Kostenurteil, Appellation 244, jo. 
/ Kosten Verzeichnis des Staates 
305, der Civilpartei 342. 

Kostenvorschuss 295. 



\ 



Kunde, sichere, der begangenen 

Tat 9. 
Kuppelei 5,3. 



Ladung des Angeschuldigten zur 
Abhörung 192 ff, mündliche 
193» »5 197, Zustellung 194 
ff, Zeit der Zustellung 194,1, 
Förmlichkeiten 195,1, 196,1, 
zur Hauptverhandlung 286, 
293, L. der Civilpartei 288, 
293, der Zeugen 216, 217, 
292, 296, der Sachverstän- 
digen 292, der civilistisch 
verantwortlichen Partei 299, 
der Staatsanwaltschaft 288. 

Ladungsfrist 194, 286, 292, 296. 

Landjäger mit Haussuchung be- 
auftragt 48,1, 135,1. 

Landessprache 10. 

Landstreicherei ausserhalb des 
Kantons 12 .>. 

Lebensmittelgesetz, Widerhand- 
lungen, Begehungsort 12,7. 

Legitimation zur Sache, der 
Civilpartei 319,0- 12. 

Leichnam, Besichtigung und 
Untersuchung 108 ff. 

Leichtsinnige Anzeige 243. 

Leitung der Verhandlungen 270. 

Losbürgen, Frage ihrer Haftbar- 
keit 5,15. 

Losbürgschaft 170 ff. 

M 

Markenschutzgesetz , Wider - 

handlung, Begehungsort 1 2,9. 

Massregeln gegen Gefangene 
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|6(), M. vor (lein Hauptvt^r- 
fahren 2S5 rt". 
Massnahiiien, weiten* 336, 342, 

Metlicinali*;esetz 1,7. 

Memorial an die Anklaj^-ekam- 
mer 246. 

Miklemde ITmstJlnde, (lescli war- 
nen fraiie 431. 

Militclrische Strafi2:eriehtsharkeit 

Minderjähn«>e, Antrafi;sstelliiiio; 

S3,.-.. 

Missbräuche, Bericht (S6, S7. 

Missliandlimo-, p;erin«j;e, Be^rift" 
S3, 17, Antraoserfordernis, 
Kaution 83, X'erjährungs- 
trist 9. 

Mitschuldii^e, (Gerichtsstand 2^. 

Moderation von Anwaltsrech- 
nunoen 575,1, 2. 

Motivieruno- der rrteilp 279, 
I ;5, der Beschlüsse der 
Ankla<i;ekammer 259,1. 

Mündliche Laduno; 193,1, '97- 

Mündlichkeit "untl rnmittelhar- 
keit 337, ,, Verletzung: des 
(irundsatzes der M. 24S, ,. 

N 

Xachlilssi«>keit in der Amtsfüh- 
rung 40, 267. 

Xachmachuno- der Staatssiej^el, 
Staatsmünzen, Staatspapiere 
und Bankscheine 13. 

Natürliche Vermutun|;>; 345, 2. 

Neue Beweismittel 235, 4, 295, 
266,:?, 4, 336, 337, vor oberer 
Instanz 460, 462. 



Neues Straft»:esetz, Eintiuss auf 
Verjähruno;sfristen 7,^, 545,4. 

Nichterfüllung der Unterstütz- 
imjjsprticht, Bej>;ehuno;sort 

1 2, 0. 

Nichtigerklcirunji" einer Ehe als 
Gegenstand der Ci\ilklage 
3, j„ eines Vertrages als Ge- 
genstand der Givilklage 3,^4, 
N. voii Voruntersuchimgs- 
handlungen 314, 317. 

Nichtigkeitsgründe 471 ff. 

Nichtigkeitsklage 470 ff, der Civil- 
partei 472, der Staatsanwalt- 
schaft 473, eventuelle 470, 
c, 7, Kumulation mit Appel- 
lation 470, s .-., Anbringung 
474, Verfahren 477, An- 
schlussrecht des Staatsan- 
walts 473, j. 

Non bis in idem 5. 

Notar als Wrteidiger 309, 1.. 



Oeffentliches Geschrei 49. 

Oett'entlichkeit der Gerichtssitz- 
ungen 269, (trundsatz der 
O. und Mündlichkeit, Ver- 
letzung 248, j. 

Oertliche Zuständigkeit der (ie- 
richte 12, von Amtes wegen 
zu prüfen? 12,1,4, ^''üfung 
im Assisenverfahren 405, ,. 

Ortsbeschreibung, im Augen- 
scheinsprotokoll 98. 

Ordentlicher Gerichtsstand 243,2. 

Ordnungsstraten 281, konsumie- 
ren den Strafanspruch 5, 5 c. 
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Oroanisation der Cierichtsbehör- 
den 268. 



Parteirecht, der blosse Anzeio:er 
hat keine 3, 4 - o. 

Patententziehun^- im Medicinal- 
tiesetz 1,7. 

l^ersönliches Erscheinen 309. 

Pfänder, hex einstweiliger Frei- 
lassung 173 ff. 

Pfandunterschi a<run^-, Be^c- 
hungsort 1 2, ». 

Plaidoyers 321, 424, 444, 445, 
vor Polizeikammer 402. 

Politische Vero;ehen, Verjährung 

Polizei, grerichtliche 38 ff", Ober- 
aufsicht 40. 

Polizeian^estellte der Gemein- 
den und des Staates 43, 
Disciplinarstrafen, Einstel- 
lung und Entsetzung 59, 60. 

Polizeidirektor in Bern, bei 
Haussuchung 63, 2. 

Polizeiinspektor in Bern bei 
Haussuchung 63, j. 

Polizeikammer, Verhandlungen 
vor der 462 ff. 

Polizeirichter, Verwerfung 35, j. 

Polizeisekretär in Bern bei 
Haussuchung 63, j. 

fVlizeiübertretungen, Verfahren 
81, 287, Verjährungsfrist 9, 
Freilassung des Angeschul- 
digten 143. 

Polizisten als Zeugen bei Haus- 
suchung 67, 2. 

Postkarte, Injurie durch, Bege- 



hungsort 16,4, Betrug durch, 
Begehungsort 16, 2. 

Präscriptio dormiens 7, 4, .-,. 

Präsumtion des Verzichts auf 
die Civilklage 4, 7. 

Press vergehen, Freilassung des 
Angeschuldigten 143; Press- 
und politische Vergehen, 
Verjährung 9, 348. 

Privaturkunden als Beweismit- 
tel 358. 

Protokoll, der Hauptverhand- 
lung 330, im Assisen verfah- 
ren 419, Unterzeichnung 
330, 1, bei Urkundenfälsch- 
ung 114, 120, der Polizei- 
organe 45 — 47, als Beweis- 
mittel 360, 361, der Gemein- 
deratspräsidenten und Re- 
gierungsstatthalter 61, 

Prozessfähigkeit der Civilpartei 

319- 

Prozessleitende Verfügung 281,1. 
Vereinigung mehrerer Straf- 
sachen durch 95, 6. 

Prügelei, Vereinigung mehrerer 
Strafsachen 95, j-. 

Pubhkation, der Strafgesetze 
i,:i, 4, freisprechender Ur- 
teile 365, verurteilen<ler Er- 
kenntnisse 365, j.,. 



Quartieraufseher, bei Haussu- 
chung 139,1. 



Katerteilung alsVerwerrtichkeits- 
gnuid 28. 
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Rechtliches Hindernis der Ver- 
jährung- 7, 4, 5. 
Rechtsfracren, civilrechtliche 90, 

313- 

Rechtshängigkeit, Gerichtsstand 
der 17 -20, 26. 

Rechtskandidaten als Parteian- 
wälte 309,8. 

Rechtskraft der Urteile, Beginn 
280, ,, 515. 

Rechtsmittel, 449 ff. 

Rechtsnachfolger, Klage des 14. 

Rechtsstillstand, Kompetenz des 
Richters zur Verhängung 

3,36. 

Rechtsverweigerung 246, j. 
Reformatio in peius 459, ,0. 
Regierungsstatthalter 61 ff. 
Register des Untersuchungsrich- 
ters 84, der Strafanstalten 

527. 

Reinigung des Andenkens Ver- 
storbener 512. 

Rekurs an die Anklagekammer 
230, 235, 235,6, 243, 243,7. 

Rekurskosten, Auferlegung 468. 

Rekusation 27, der Staatsanwalt- 
schaft, des Untersuchungs- 
richters, des Gerichtsschrei- 
bers 30, aus unbestimmten 
Gründen 29, Verfahren 31 
ff, R. im Assisenverfahren 

371. 

Replik vor Polizeikammer 462,1. 

Requisitorien 96. 

Res judicata 5, von Amtes we- 
gen zu prüfen 5, 5, 7, s, bei 
Aufhebung der Untersu- 
chung 254, 2. 



R6sum6 der Verhandlungen 273, 
im Assisenverfahren 426. 

Revision der Urteile 502 ff, 543, 
Gründe 502, R. der Civilpar- 
tei 503, der Ueberlebenden 
504, Verfahren 505 ff, 503, ,-, 
l^nfang 507, j, Reinigung 
des Andenkens Verstorbener 
512, Wirkung auf Strafvoll- 
ziehung 543. 

Rogatorische Abhönmg, Frage- 
recht 324, 339. 

Rückfall, Einfluss auf Discipli- 
narstrafen 78. 

Rückstellung d. Untersuchungs- 
akten wegen Unvollständig- 
keit 253. 

Rückweisung der Strafklage 
wegen mangelnder Kaution, 
Wirkung 5, 14, 83, jg. 

Rückzug des Strafantrages 83, 
,3—16, 244,4, Folge 306,1, 
Rückzug der Ci\alklage 4,8. 

Ruhen der Verjähnmg 7, 4, 5. 



Sachverständige 97 ff, bei Tö- 
tungen 108, Befinden bei 
r.eichnam iio, bei Verletz- 
ungen 112, bei Urkunden- 
fälschung 114 ff, für Schätz- 
ung des Schadens 122, Zahl 
99, 107, Ernennung 100, 
durch Requisitorium lOO, ,, 
Berufskenntnisse lOO, Bür- 
gerpflicht zur Annahme, Ent- 
schuldigungsgründe, Zwangs- 
und Straf bestimmungen lOI, 
Fragen, Einsicht: in die Pro- 
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zessakten 103, Befinden der 
S., Busse 105, Erläuterungs- 
fragen 106, überflüssige Ex- 
pertise 99, 2, Vorladung zur 
Hauptverhandlung 292, Ab- 
hörung 332, Beeidigung 329, 
332, Beweisvvert der S. 347, 
348, Abrufung im Assisen- 
verfahren 412. 

Sanitätskollegium 1 1 1 . 

Schätzung des Schadens in der 
Voruntersuchung 122. 

Schiedsgericht, Ci\ilklage vor 
einem 3, 39. 

Schluss der Voruntersuchung 
234 fl", der Verhandlung 342, 
im Assisen verfahren 425. 

Schonung, geziemende, Festge- 
nommener 56. 

Schuldanzeigen 256, 362, 363. 

SchuldausschHessungsgnmd, Be- 
weislast 345, 2. 

Schulkommission, Mitteilung, 
von Urteilen 369. 

Schweizerbürger, Verbrechen 
gegen 14. 

Schwerste Strafe, Gerichtsstand 
der 19. 

Sektion, gerichthchc 110. 

Sichere Kunde der begangenen 
Tat 9. 

Sicherheit des Staates, Verbre- 
chen gegen die 13. 

Sicherheitsleistung, für Urteils- 
vollstreckung 69, für Unter- 
suchungskosten 83, bei einst- 
weiliger Fieilassung 170 tt", 
255, Eintreibung 178, 179, 
Erlöschen 180, 181. 



Signalement eines unbekannten 
Leichnams 109. 

Simulierung von Blödsinn oder 
Wahnsinn 206. 

Sitzungspolizei 270, 281. 

Skandal, Konsumtion des Straf- 
anspruchs 5,y, ,0- 

Soldat auf dem Marsche, Ge- 
richtsbarkeit 1,9. 

Sprache 10. 

Staatsanwaltschaft 85 fl", Reku- 
sation 30, Anwesenheit in 
korrektionellen Fällen 307, 
Ausbleiben im Assisenver- 
fahren 424, ^ Appellation 
449,7, 452, Appellationsfrist 

453> 6 — 10- 
Staatskosten 368. 
Staatsmünzen, Nachmachung 
I der 13. 

I Staatspapiere, Nachmachung 
der 13. 
Staatssiegel, Nachmachung der 

13- 

Stellvertretung des Angeschul- 
digten 287, 3. 

Stempel auf Appellationserklä- 
rung 453, 11, 14, ni, n- 

Stichentscheid des Präsidenten 
276. 

Stimmengleichheit 276, der Ge- 
schwornen 439. 

Stinimenmehr 276, 439. 

Strafantrag 2, 83, Unteilbarkeit 
^3n2 1.V 94> V Ausdehnung 
^3)10^ 11, Rückzug 83, !..{ ^16. 
bedingter 83, ^^.. 

Strafanzeige Privater 42. 
; Strafausschliessungsgnmd, Be- 
i weislast 345, 2. 
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Strafen, Anwendung derselben 
I , des Untersuchungsrich- 
ters und Aktuars 267, wegen 
Zeugnisverweigerung 228, s. 
auch »Disciplinarstrafen.« 

Strafgerichtsbarkeit, bürgerUche 
und militärische 1 , h, 1». 

Strafgesetz, neues, Inkrafttreten 
i,;i, Wirkung auf Verjäh- 
rung 7, ,. 

Strafverjährung 276,2, 280, ^ 545 
if, Wirkungen 554 Ü\ 

Summarisches Verfahren 287. 



Taggeld der Zeugen 231, der 
Anzeiger und Beschwerde- 
führer 233. 

Tätlichkeiten des Angeschuldig- 
ten 207. 

Territorialitätsprinzip 12. 

Text, Kollisionen zwischen deut- 
schem u. französischem i,j. 

Tod des Angeschuldigten 6, 
Wirkung auf die Civil- 
klage 3. 

Tort moral, Hntschädigungsfor- 
derung 342, ■^, 4. 

Tötungen, Untersuchungs ver- 
fahren 108. 

Trennung vereinigter Straf- 
sachen 95, j^-. 

Tumult in der Sitzung 282, 283. 



Uel)ersetzer 271. 
Febersetzung von Beweisur- 
kunden 121. 



Ueberweisungsbeschluss 235 if, 
255, 256, Inhalt 240 3 Ergän- 
zung 240, 5, Wiedererwä- 
gung oder Ergänzung 266,j, 
Beschwerde dagegen 40, .«, 
Gerichtstandseinrede dage- 
gen 238, .1, keine Rechtsmit- 
tel dagegen 238, 4, Kassa- 
tion 238, 3, 240, 4, 241, ,, Kas- 
sation durch das urteilende 
Ciericht 314,4, Verbindlich- 
keit für das urteilende Ge- 
richt 364, 1, Verlesung im 
A s si se n ve rf ah ren 411. 

Lieberweisungsverfahren 234 Ü\ 

Ueberweisungsinstanz bei alter- 
nativer Strafdrohung 240,». 

Umstände, mildernde, Geschwor- 
nenfrage 431. 

Umwandlung von Bussen in 
Haft oder Arbeit 523. 

Unbekannte, Festnahme 50, un- 
l)ekannte Täter, Civilanträge 
gegen 3, 2«. 

Unfähige Zeugen 353. 

Unfähigkeitsgrüjide 27. 

Ungebührliches Betragen 281 tt". 

Unglaubwürdige Zeugen 353 If. 

Union, Zugehörigkeit als Ver- 
werfungsgruud 29, 2. 

Unmittelbarkeit und Mündlich- 
keit, Grundsatz 321, 2, 337n- 

l jiteilbarkeit d(.\s Strafantrages 

Unterbrechung der Assisenver- 

handlung 410. 
Unterlassungsdelikt, Beginn der 

Verjährung 7, 2. 
l Interscheidungskraft, (ie- 

sch wornenf rage 430. 
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Untersuchung, Ausdehnung der 
94, 95 s. auch »Vorunter- 
suchung. « 

Untersuchungsakten, Edition 93,2 

l-ntersuchungsgefängnis, 62, 157, 
vorläuiige Unterbringung 55, 
Besuch der U. 165. 

Untersuchungs- und Gefangen- 
schaftskosten, Auferlegung 
an den Freigelassenen 254. 

Untersuchungspflicht, Verletz- 
ung der 89, 1 . 

Untersuchungsrichter, 79 f^', Ke- 
kusation 30. 

Unterzeichnung des Protokolls 

UnVollständigkeit der Untersu- 
chung 2^}. 

Unzurechnungsfähigkeit des An- 
geschuldigten, Kompetenz 
der Anklagekammer 254,1. 

Urkunden als Beweismittel 357 fl. 

Urkundenfälschung, Expertise 
114 if. 

Urteil, formeller Inhalt 279, ma- 
terieller Inhalt 343, 364, 
Grundlage 344, im Assisen- 
verfahren 443 ff, über Ent- 
schädigungsfragen 365, über 
die Kosten 368, Mitteilung 
an Staatsanwalt 369. 

Urteilsauszug 369, der Polizei- 
kammerurteile 469. 

Urteilsberatung 274. 

Urteilsmotivierung 279, 1-3. 

Urteilsvollstreckung 515 ff, frei-, 
sprechender Urteile 520, bei 
Bussurteilen 522, 523, bei 
Gefängnis 524, bei Landes- 
verweisung 525, l)ei Zucht- 



haus 526, bei Todesstrafe 

530, 539, bei Konfiskation 

531, bei Zurückerstattungen 

532, bei Leistungen 533, 
bei Vei-urteilung zu Unterlas- 
sung 534, betreffend Kosten 
536, betreffend Entschädi- 
gungen 537, Verschiebung * 
538 ff; 551, Hemmung 543, 
gegen Fremde 523, ausländi- 
scher Urteile 515, 2, von Kon- 
tumacialurteilen 515, 1, 535, 
l^m Wandlung von Busse in 
Haft oder Arbeit 523, Ein- 
sprache wegen Verjährung 
550 ff". 



Vaterschaftsklage uls Civil klage 

35»6- 

Verdächtige Zeugen 353 ff, Be- 
eidigung 355,1. 

Verdachtsgründe, Kostenpflicht 
bei mutwilliger Erregung 

254. 343- 

Vereinigung melirerer Strafsa- 
chen 94, 5, 95, Zwischen- 
frage 341,3. 

Verfahren vor Polizei- und kor- 
rektionellem Ciericht 306 ff", 
in einfachen Polizeifällen 
287, vor den Assisen 370 ff", 
vor Polizeikammer 456 ff". 

Verfängliche F" ragen 214, 224. 

Verfassungsmässiger Richter . 

243. •-'. 

Verfassungsmässigkeit, formelle 
und materielle i, 2, einer 
Straf bestimmung i,r. 

Verfassungsvt^rletzung 259, 1 . 

19 
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Verfolgung von Amtes wegen, 
2, 4, 9, 44, Ausnahme 58, 
Anordnung durch die An- 
klagekammer 260. 

Verlblgungshandlung 7. 

Vergleich über den Civilpunkt, 
Wirkung 244. 

Verhaftsbefehl 146 ff, 257, Ab- 
schriften 148, Vollziehung 
bei Tag 149, Vollziehung 
150 — 154, bei Flucht 155, 156. 

Verhaftsbeschluss 145. 

Verhaftung des Angeschuldig- 
ten 143 ff, 257, einstweilige 
551, bei der Haussuchung 
129,2, V. der Zeugen 333. 

Verhandlung in der Hauptsache 
321, s. auch »Verfahren.« 

Verhör s. »Abhörung.« 

Verjährung 6 If, der Verbrechen 
7, der Vergehen 8, der Poli- 
zeiübertretungen,politischen 
und Press vergehen etc. 9, 
Prüfung von Amtes wegen 
6, 3, Prüfung vor der Vor- 
untersuchung 80, Beweislast 
9,1, Emfluss der V. der öf- 
fentlichen Klage auf die 
Civilklage 3,2», Appellations- 
recht der Civilpartei 6, 2, 
318,4, Ruhen der V. 7,4,5, 
V. des Strafvollzuges 545 
if, des Civilpunktes 549, 
Berücksichtigung der V. 
durch die Anklagekammer 
252. 

Verjährungseinrede 3, 4.^, 320. 

Verjährungsfristen 7, 8, 9, Ein- 
führung kürzerer 7, 1 . 

Verkündung des Urteilsspruches 



272, 277, 278, an ausgeblie- 
bene Partei 280. 

Verlesung der Zeugenaussagen 
322,,, 339. 

Verletzter, Antrag des 83. 

Verletzung der Amtspflichten 
267,1. 

Verlustscheinsforderung als Ge- 
genstand der Civilklage 3,17. 

Vermutung, natürliche 345, 2. 

Vernichtung der Prozedur 244. 

Verordnung, regienmgsrätliche 
1,4. 

Verschiebung der Verhandlung 
334—338, 342,1, im Assisen- 
verfahren 294, 403, 423, 442. 

Verschwägerung als Unfähig- 
keitsgnuid 27. 

Versetzung in Anklagezustand 
234 ff. 

Versiegelung von Gegenständen 
65, von Beweisstücken 138. 

Verteidiger 264, 265, Zulässig- 
keit 309. 

Verteidigung im Assisenverfah- 
ren 445, amtliche 263. 

Vertretung in der Hauptver- 
handlung 309, 1 -5, der Ci- 
vilpartei 3, 31 . 

Vervollständigung der Untersu- 
chung 234, 246. 

Verwaltung der Strafgerechtig- 
keit 268 ff. 

Verwandtschaft, als Unfähig - 
keitsgrund 27, Enthebung 
von der Zeugenpflicht 220, 
233, V. der Zeugen mit 
Parteien 354, 355. 

Verweis als Disciplinarstrafe 40, 
59, 78, 229 267, 281. 
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Verwerflichkeit der Gerichts- 
personen 28. 

Verwerfung der Gerichtsperso- 
nen 27, 28, aus unbestimm- 
ten Gründen 29, Verfahren 
31 ff, urteilende Behörde 35, 
V. der Geschwonien 386 ff. 

Verwerfungsgesuch, schriftliches 
32, mündliches 33, 34. 

Verzeichnis der Entschädigungs- 
und Kostenforderung 342. 

Verzeigung eines Wohnsitzes 
177. 

Verzicht auf die Civilklage 3,42, 4. 

Viehseuchengesetz, Widerhand- 
lung, Begehungsort 16,1. 

Visierung der Kontrollen 77. 

Vollmacht, Vermutung derselben 
309, 3, 4, V. für Appellations- 
erklärung 453, 5, 13—15. 

Vollstreckbarkeit der Urteile, 
Beginn 545,1. 

Vollstreckung der Urteile s. 
Urteilsvollstreckung. 

Vollziehung der Urteile s. Ur- 
teilsvollstreckung. 

Vorfragen 311 ff, civilistische, 
Einstellung 90, 287,4,5, 313, 
Appellation 318, 452, 1, 2, 
465, im Assisenverfahren 
404 ff, vor Polizeikammer 
464. 

Vorführungsbefehl, zur Abhö- 
rung 200 ff, in der Haupt- 
verhandlung 287,10, im Assi- 
senverfahren 403. 

Vorladung, des Angeschuldigten 
in der Voruntersuchung 193 
ff', zur Hauptverhandlung 
286, im Assisenverfahren 293, 



der Civilpartei und des Be- 
zirksprokuratörs 288, 289, 
der Zeugen und Sachver- 
ständigen 292, Zustellung 
der V. 471,5, 0. 
Vorläufige Prüfung der Anzeige 
durch Regierungsstatthalter 

74. 

Vorlegung der Beweisstücke 308, 
im Assisenverfahren 409. 

Vormundschaftsbehörde, Straf- 
antrag 83, 4. 

Vorsteher der Geschwornen, 
Wahl 398. 

Vorstrafen 428, 1. 

Vorträge 321, im Assisenverfah- 
ren 424, 444. 445, vor Poli- 
zeikammer 462. 

Voruntersuchung 82, 89 ff, ab- 
gekürzte in Polizeifällen 89, 
Schluss der V. 234 ff, Grund- 
satz der Heimlichkeit 93. 

Vonmtersuchungshandlungen, 
Nichtigkeit 314, 317, 404, 
405. 

w 

Warenbetrug, Begehungsort 
16, 7, 9, 10. 

Waffen, Beschlagnahme 64. 

Wahl des Vorstehers der Ge- 
schwornen 398. 

Wahnsinn des Abzuhörenden 206 

Wahrheitsbeweis bei Verleum- 
dungen 344, .1, Ruhen der 
Verjährung unterdessen 7,4. 

Wahrspruch der Geschwornen 
440, Weiterziehung 442. 

Wald- und Feldwächter 39. 
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Wasser und Brot als Vcrschär- 
fiinji der Haft 207. 

Wei^erunp^des Strafrichters, den 
Civilpunkt zu beurteilen 3,:i8. 

Weitere Massnahmen 336, im 
Assisen verfahren 424. 

Weiterziehunjj; des Geschwor- 
nenspruches 442. 

Wesentliche Gnmdsätze des 
Strafverfahrens i, 13 15. 

Wiederaufnahme der Untersu- 
chung 266, 3. 

Wiedereinsetzunpi; in den vori- 
j>;en Stand 493 fl", Kumula- 
tion mit Appellation 493, 1 , 
Gründe 494, Frist 495, Ver- 
fahren 498, kompetente Be- 
hörde 498,1, Rechtsmittel 
ji;ej>;en d(^n Entscheid 498, 
1 - 3, Ausbleiben der Par- 
teien 501, W. in die bür- 
gerlichen Rechte 566 fl". 

Wiedertäufer 396. 

Winkelwirtschaft 5, 2. 

Wirten, unbefugtes 5, 1 . 

Wohnsitz im Kanton, Freilas- 
sung 143. 

Wohnsitzkanton i,]ß, Zuständig- 
keit des 12, 10, 11. 

Wohnsitzverzeigung Freigelas- 
sener 69, 177. 

WortAVCchsel, Vereinigung meh- 
rerer Straf klagen aus 95,10. 

Wundärzte, bei Tötungen loS, 
liei Verletzungen 112. 



Zentralpohzei 156. 
Zeugen, Abhörung in der Vor- 
untersuchung 216 fi\ in der 



Hauptverhandlung 321 ff, 
im Assisen verfahren 417 if, 
rogatorische Abhörung in 
der W^ohnung 339, wider- . 

spenstige Z. 74, i^ungebühr-T<Mi j jF« 
liches Betragen, Strafen 229, 
Verweigerung des Zeug- 
nisses, Strafen 228, verfäng- 
liche und eingebende Fra- 
gen 224, Konfrontation 227, 
Ausbleiben in der Haupt- 
verhandlung 335, Beeidigung 
s. »Zeugeneid,« Beweiswert 
der Z. 351 If, unfähige 352, 
verdächtige 353 if, Appell 
im Assisen verfahren 412. 

Zeugeneid 218, 329, Formel 341,1. 

Zeugenfragen 324, 417, 418. 

Zeugengelder 231. 

Zeugenladung 292, 296. 

Zeugenpflicht 218, Ausnahme 
davon 219 — 221. 

Zeugenzimmer 413. 

Zeugnisverweigenmg 228. 

Zirkulation der Akten bei der 
Anklagekammer 246. 

Zugeständnis als Beweismittel 
349, 350. 

Zuhörer, Ruhestörung 282, 283. 

Zusammenfassung der Verhand- 
lung 273, im Assisenverfah- 
ren untersagt 426. 

Zusammengesetzter Beweis 363. 

Zusammenhängende Sachen 94, 
95, vor Anklagekammer 
250, 251. 

Zusatzstrate, Kompetenz der 
Gerichte J,)o, Begehungs- 
ort 16, 2. 
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Zuständig:er Beamter für Ver- 
folojungshandlungen 7, 6. 

Zuständigkeit der Gerichte, ört- 
liche 12 ff, 373,8, Bestrei- 
tung durch Vortrage 312. 

Zwangsmassregehi, gegen wider- 
spenstige Zeugen 74,1, 228, 
gegen Sachverständige loi. 



I Zwischenfragen 340, 341, im 
Assisenverfahren 422, 432 ,2, 
Appellation 341, 465, vor 
Polizeikammer 467. 
Zwischenurteil s. Zwischenfra- 
gen. 
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